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Zusammenfassung 
Neun der führenden KI-gestützten Large Language Models (LLMs) wurden beauftragt, die 38 Thesen 
des Wahl-O-Mats einer tiefgehenden, multifaktoriellen Analyse zu unterziehen. Die Bewertung erfolgte 
anhand der mindestens 20 zentralen Staatsaufgaben, um eine fundierte und datenbasierte Einschätzung 
zu gewährleisten. Jedes Modell ordnete die Thesen einer dreistufigen Skala zu: (1) "Ich stimme zu", (2) 
"Neutral", (3) "Ich stimme nicht zu". Analysiert wurden die neuesten und leistungsfähigsten Versionen 
von ChatGPT, Qwen, Claude, Grok, DeepSeek, Mistral, Cohere, Meta (LLaMA) und LiquidAI. Gemini 
verweigerte die Beantwortung der Fragen. 
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Ergebnisse: Die größte Übereinstimmung der KI-Modelle mit einer Partei insgesamt wurde mit 
der Satirepartei „Die PARTEI“ festgestellt. Unter den großen etablierten Parteien wiesen die 
KI-Modelle die höchste Übereinstimmung mit Bündnis 90/Die Grünen (Platz 3) auf. Die 
höchste Übereinstimmung mit einer Kleinpartei, die bundesweit wählbar ist (in allen 
Bundesländern mit Landeslisten zugelassen), ergab sich mit VOLT (Platz 6). Die geringste 
Übereinstimmung erzielten alle KI-Modelle mit der AfD (Platz 28) – sie lag sogar hinter 
sämtlichen Klein- und Randparteien. Dieses Ergebnis ist besonders bemerkenswert, da die AfD 
nahezu durchgehend im Widerspruch zu den analytischen Bewertungen der KI-Modelle stand. 
Überraschend ist zudem das schlechte Abschneiden der CDU/CSU (Platz 21) und der FDP 
(Platz 22). Beide Parteien befinden sich am unteren Ende des Rankings, sogar hinter 
verschwörungstheoretisch geprägten Parteien wie „Die Basis“ (Platz 19). Dies bedeutet, dass 
ihr Wahlprogramm von allen KI-Modellen weitgehend abgelehnt wurde. Das Abschneiden der 
CDU/CSU, des Bündnisses Sahra Wagenknecht (BSW) und der FDP deutet in dieser Analyse 
auf einen starken Rechtsruck und/oder Populismus in diesen Parteien hin. 
 
Signifikanz der Analyse: Die untersuchten KI-Modelle – insbesondere ChatGPT, DeepSeek 
und Qwen verfügen über fortgeschrittene „Reasoning“ Fähigkeiten 
(Schlussfolgerungsvermögen) und Reinforcement Learning-Techniken, die es ihnen 
ermöglichen, tief in die Fragestellungen einzudringen. Im Gegensatz zum Menschen können sie 
Wahlprogramme und politische Thesen objektiver und umfassender bewerten, da sie millionen 
Quellen gleichzeitig analysieren, politische Aussagen mit wissenschaftlichen Erkenntnissen 
abgleichen, Widersprüche aufdecken und Fehlinformationen identifizieren. Zudem überprüfen 
sie die Realisierbarkeit politischer Versprechen datenbasiert und ohne emotionale Verzerrung, 
was zu einer fundierteren Bewertung führt. 
 
Ideologische Tendenzen der LLMs: Die chinesischen LLMs zeigen eine tendenziell eine leicht 
linkslastige Orientierung, was entweder auf Vorgaben der chinesischen Regierung oder auf die 
primäre Trainingsexposition mit chinesischen Daten zurückzuführen sein könnte. Im Gegensatz 
dazu zeigt sich Cohere als das am stärksten rechtsgerichtete Modell (nicht signifikant). Liquid AI 
wurde aus der Analyse ausgeschlossen, da es nahezu ausschließlich neutrale Bewertungen 
abgab und keine klare Positionierung erkennen ließ. ChatGPT erwies sich als das Modell mit 
der geringsten Meinungsstärke, d.h., es tendiert weniger dazu, eindeutige Bewertungen 
abzugeben. 
 
KI-Analyse der Wahl-O-Mat-Thesen: Bei bestimmten Fragen zeigen alle KI-Modelle nach 
tiefergehender Recherche und Analyse eine vollständige Einigkeit, ohne jegliche Dissonanz. 
Beispielsweise sind praktisch alle KI-Modelle der Meinung, dass Deutschland die Ukraine 
weiterhin militärisch unterstützen sollte und dass Kinder unter 14 Jahren nicht strafrechtlich 
belangt werden sollten. Es gibt jedoch auch Themen, bei denen die KIs keine eindeutige 
Bewertung treffen können, da sie als zu komplex für eine einfache „Ja“- oder „Nein“-Antwort 
erscheinen. Ein Beispiel hierfür ist die Frage, ob die Bundespolizei an Bahnhöfen Software zur 
automatisierten Gesichtserkennung einsetzen sollte. Bei solchen Themen neigen fast alle 
Modelle dazu, eine neutrale Haltung einzunehmen, was darauf hindeutet, dass diese Fragen 
differenzierte politische, ethische und technologische Abwägungen erfordern. 
 
 
 



Highlights 
 

Hier ist die Übersicht, welche KIs welche großen Parteien bevorzugen: 
 

LLM Empfohlene Groß Partei(en) Abgelehnt 
ChatGPT 

    

Qwen 
  

Claude 
    

Grok 
  

Deep Seek 
  

Mistral 
    

Cohere 
    

Meta (Lama) 
    

 
Die Kleinparteien die am besten abgeschnitten haben: 

 

Höchste KI Übereinstimmung Wählbar in allen Bundesländern 
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Resultate 
Die Analyse der Übereinstimmungen zwischen den Antworten der verschiedenen KI-Modelle 
und den Wahlprogrammen der 28 zur Bundestagswahl antretenden Parteien zeigt 
bemerkenswerte Muster. Trotz ihrer unabhängigen Entwicklung und unterschiedlichen 
Trainingsdaten kommen die LLMs in vielen Fällen zu erstaunlich einheitlichen Bewertungen. 
Diese hohe Übereinstimmung deutet darauf hin, dass sich die Modelle stark an 
evidenzbasierten, rationalen und langfristig tragfähigen Prinzipien orientieren, die sich aus 
wissenschaftlichen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Erkenntnissen ableiten lassen. Sie 
bewerten politische Thesen nicht aus ideologischer Sicht, sondern anhand von logischen 
Argumenten, historischen Mustern und gesicherten Daten. 
Besonders auffällig ist, dass bestimmte Parteien, die sich als populistisch oder stark ideologisch 
geprägt darstellen, eine geringe Übereinstimmung mit den KI-Analysen aufweisen. Im 
Gegensatz dazu haben Parteien mit faktenbasierten, international abgestimmten und 
nachhaltigen Programmen eine höhere Übereinstimmung mit den Antworten der LLMs. 
Die Ergebnisse der KI-Analyse werfen somit nicht nur Licht auf die politische Positionierung der 
Parteien, sondern auch auf die Überschneidungen zwischen datenbasierter 
Entscheidungsfindung und politischer Programmatik. Sie verdeutlichen, welche politischen 
Konzepte objektiv sinnvoll und langfristig tragfähig erscheinen, unabhängig von emotionalen 
oder ideologischen Einflüssen. 
 

 
 
Signifikante Zweiteilung der Beurteilungen durch LLMs 



Die Analyse zeigt eine deutliche Zweiteilung in den Bewertungen der LLMs: Eine Gruppe von 
Parteien weist eine hohe Übereinstimmung mit den KI-Analysen auf, während eine zweite 
Gruppe von Parteien systematisch in Dissonanz zu den datenbasierten und rationalen 
Bewertungen der Modelle steht. Diese Diskrepanz deutet darauf hin, dass bestimmte Parteien 
programmatische Schwerpunkte setzen, die stärker mit evidenzbasierten, langfristig tragfähigen 
Konzepten übereinstimmen, während andere sich eher an ideologischen, populistischen oder 
wissenschaftlich schwer belegbaren Positionen orientieren. 
 
Wie LLMs Wissen speichern und politische Bewertungen generieren 
Ein Large Language Model (LLM) unterscheidet sich grundlegend von klassischen 
Wissenssystemen, da es Wissen nicht in festen Datenbanken oder expliziten Knowledge 
Graphen speichert. Stattdessen wird Wissen über neuronale Gewichte und hochdimensionale 
Vektorräume verteilt. Dies bedeutet, dass Informationen nicht als isolierte Fakten vorliegen, 
sondern als mathematische Beziehungen zwischen Konzepten. Ähnliche Begriffe oder Ideen 
sind in diesem Raum eng miteinander verknüpft, sodass das Modell Muster erkennt und auf 
Grundlage von Wahrscheinlichkeiten sinnvolle Antworten generiert. 
LLMs können durch spezialisierte Algorithmen Beziehungen zwischen Entitäten aus Texten 
extrahieren. Diese lassen sich in Subjekt-Prädikat-Objekt-Beziehungen strukturieren, 
beispielsweise (Albert Einstein, entdeckte, Relativitätstheorie). 
Die besondere Stärke eines LLMs liegt in seiner Kontextsensitivität und Flexibilität. Es kann 
Begriffe je nach Satzumfeld unterschiedlich interpretieren – beispielsweise kann „Apple“ sowohl 
als Obst als auch als Technologieunternehmen verstanden werden. Zusätzlich ermöglichen 
moderne Techniken wie Retrieval-Augmented Generation (RAG) dem Modell, in Echtzeit auf 
externe Quellen zuzugreifen und sein Wissen zu aktualisieren. 
Zusammenfassend repräsentiert ein LLM die reale Welt nicht durch eine starre Wissensstruktur, 
sondern durch ein dynamisches, probabilistisches Modell, das auf Wahrscheinlichkeiten, 
semantischen Ähnlichkeiten und Mustern basiert. Diese Struktur ermöglicht es den Modellen, 
komplexe Zusammenhänge in natürlicher Sprache präzise zu analysieren und rationale, 
datengetriebene Bewertungen vorzunehmen. 
 

Die ‘beste’Partei nach KI-Meinung 
Die höchste Übereinstimmung mit den leistungsfähigsten KI-Modellen weist die Partei „Die 
PARTEI“ (Partei für Arbeit, Rechtsstaat, Tierschutz, Elitenförderung und basisdemokratische 
Initiative) auf, gefolgt von der Tierschutzpartei. Diese enge Übereinstimmung deutet darauf hin, 
dass ihre politischen Positionen in vielen Bereichen mit den rationalen, datenbasierten und 
evidenzgestützten Bewertungen der KI-Modelle übereinstimmen. 

 
Die PARTEI wurde 2004 gegründet. In ihrer politischen Arbeit bedient sie sich satirischer Mittel, 
die sie mit ernsthaften Kernanliegen wie z. B. dem Abbau sozialer Ungleichheit verbindet. Seit 
2014 gewann sie bei den Wahlen zum Europäischen Parlament jeweils ein Mandat bzw. zwei 
Mandate. 



Der ‘Sieger’der grossen Parteien: 
 
Sieben von acht LLMs würden die Grünen wählen – dicht gefolgt von der SPD. 
Die hohe Übereinstimmung der KI-Modelle mit den Grünen ist bemerkenswert und deutet 
darauf hin, dass die Partei, entgegen ihrem Ruf als eher linke Kraft, in Wahrheit die 
zentristischste der großen Parteien ist. Die Grünen vertreten eine Vielzahl von Positionen, 
die sowohl progressive gesellschaftliche Ansätze als auch marktwirtschaftliche und 
sicherheitspolitische Pragmatik verbinden. Ihre starke Übereinstimmung mit den datenbasierten 
Bewertungen der LLMs legt nahe, dass sie faktenorientierte, wissenschaftlich fundierte und 
langfristig nachhaltige Politikansätze verfolgen, die mit rationalen Entscheidungsmodellen 
kompatibel sind. 

 

 
 

Mehrere Indikatoren deuten darauf hin, dass Bündnis 90/Die Grünen in Wahrheit die mittigste 
der großen deutschen Parteien ist – trotz ihres Rufs als linke Partei. Dies zeigt sich 
insbesondere in folgenden Aspekten: 

1. Politische Positionierung in Vergleichsstudien 

●​ In vielen politikwissenschaftlichen Analysen und Wahl-O-Mat-Auswertungen liegen die 
Grünen zwischen SPD und CDU/CSU. 

●​ Während sie in Umwelt- und Sozialpolitik eher links stehen, vertreten sie in Wirtschafts-, 
Außen- und Sicherheitspolitik oft zentristische bis marktliberale Positionen. 

●​ Im Vergleich zur SPD setzen sie stärker auf marktwirtschaftliche Lösungen (z. B. 
CO₂-Bepreisung statt Verbote). 

●​ Im Vergleich zur CDU/CSU sind sie progressiver in Gesellschafts- und Klimafragen, aber 
nicht radikal sozialistisch. 

2. Realpolitische Entscheidungen und Regierungsverhalten 

●​ Als Teil der Ampel-Koalition haben die Grünen viele pragmatische Kompromisse 
eingegangen, etwa beim Kompromiss zum Heizungsgesetz oder in der Wirtschafts- und 
Finanzpolitik. 

●​ Außenministerin Annalena Baerbock und Wirtschaftsminister Robert Habeck vertreten 
eine realistische, pro-europäische und NATO-freundliche Außenpolitik, was sie näher an 
die klassische Mitte rückt. 

●​ In der Sozialpolitik vermeiden sie extreme Forderungen wie eine radikale Umverteilung 
oder Staatsverstaatlichungen, die in echten Linksparteien (z. B. Die Linke oder BSW) zu 
finden wären. 



3. Zustimmung aus der Wirtschaft 

●​ Während traditionelle linke Parteien oft von der Wirtschaft abgelehnt werden, sind die 
Grünen inzwischen bei Teilen der Industrie akzeptiert. Viele Unternehmen sehen die 
Partei als verlässlichen Partner für die Energiewende und Innovationsförderung. 

●​ Auch international gelten sie als wirtschaftsfreundlicher als klassische linke Parteien, da 
sie Umweltpolitik oft mit marktkompatiblen Mechanismen (z. B. CO₂-Handel) umsetzen. 

4. Abgrenzung zu echten linken Parteien 

●​ Im Vergleich zu Parteien wie Die Linke oder BSW (Bündnis Sahra Wagenknecht) sind die 
Grünen in vielen Punkten deutlich moderater. 

●​ Sie stehen klar zur EU, zur NATO und lehnen eine sozialistische Planwirtschaft ab. 
●​ Während Wagenknecht und Teile der Linken teils populistische, 

national-sozialökonomische oder migrationskritische Positionen vertreten, bleiben die 
Grünen pro-europäisch, internationalistisch und marktorientiert. 

5. Wahl-O-Mat- und KI-Analysen 

●​ Mehrere politische KI-Analysen und Wahl-O-Mat-Auswertungen zeigen, dass die Grünen 
regelmäßig die größte Übereinstimmung mit einer zentristischen Gesamtbewertung 
haben. 

●​ Im Vergleich zu CDU (konservativer), FDP (wirtschaftsliberaler) und SPD 
(sozialdemokratischer) sind die Grünen am stärksten ausgewogen in ihren Positionen. 

Fazit: Obwohl die Grünen historisch als linke Partei gelten, haben sie sich in den letzten 
Jahrzehnten zu einer moderaten Mitte-Partei mit progressiven, aber pragmatischen Ansätzen 
entwickelt. Ihre wirtschaftsfreundliche Klimapolitik, ihre realistische Außenpolitik und ihre 
Kompromissbereitschaft in Regierungsverantwortung zeigen, dass sie in Wahrheit die 
zentristischste der großen deutschen Parteien sind – auch wenn sie im öffentlichen Diskurs oft 
als „links“ wahrgenommen werden. 
 
 

Die ‘beste’ Landesweite Kleinpartei 
Wer keine der großen Parteien wählen möchte, hat die Option, eine der Kleinparteien zu 
unterstützen. Zwar könnte man die FDP aufgrund ihrer aktuellen Position als Kleinpartei 
einordnen, doch dies spielt kaum eine Rolle, da sie im Ranking der LLMs mit Platz 22 weit 
abgeschlagen ist. Unter den Kleinparteien, die in allen Bundesländern zur Wahl stehen, hat Volt 
am besten abgeschnitten und weist die höchste Übereinstimmung mit den datenbasierten 
Bewertungen der KI-Modelle auf. 

 
 



Die Partei „Volt Deutschland“ (Volt) wurde 2018 als nationaler Ableger der 2017 gegründeten 
Bewegung „Volt Europa“ ins Leben gerufen, die mittlerweile in 31 Ländern aktiv ist. Volt verfolgt 
das Ziel einer stärkeren europäischen Integration und bezeichnet sich selbst als „erste 
paneuropäische Partei“. Seit 2019 ist Volt im Europäischen Parlament vertreten, zunächst mit 
einem, seit 2024 mit drei Abgeordneten. Bei der Bundestagswahl 2021 sowie mehreren 
Landtagswahlen scheiterte die Partei bislang an der Fünf-Prozent-Hürde, ist aber auf 
kommunaler Ebene in Städten wie Frankfurt am Main, Köln und München an Ratskoalitionen 
beteiligt. 
Politikwissenschaftlich wird Volt dem progressiv-sozialliberalen Spektrum zugeordnet. Ihre 
Programmatik folgt europaweit den „5+1 Herausforderungen“, die unter anderem Bildung und 
Digitalisierung, wirtschaftliche Erneuerung, soziale Gleichberechtigung, globale Verantwortung 
und Bürgerbeteiligung umfassen. Das langfristige Ziel ist eine Reform der Europäischen Union 
mit einer möglichen Entwicklung hin zu einer europäischen Republik. Dabei setzt Volt auf 
bewährte politische Ansätze aus verschiedenen Ländern, die an nationale Gegebenheiten 
angepasst werden sollen. 
 
 

Der Grosse Verlierer der KI Analyse 
Die AfD fällt bei allen LLMs durch – und das mit großem Abstand. 
Alle analysierten KI-Modelle waren sich eindeutig einig, dass das Wahlprogramm der AfD am 
weitesten von den datenbasierten Bewertungen entfernt ist. Die Partei landet mit Platz 28 
abgeschlagen auf dem letzten Rang, deutlich hinter allen anderen Parteien, einschließlich 
kleinerer und noch radikalerer Randparteien. 
Warum? Eine konstante Abweichung einer Partei von der KI-Durchschnittsmeinung deutet 
darauf hin, dass sie entweder eine fundamental andere ideologische Ausrichtung verfolgt oder 
dass ihre Positionen weniger mit etablierten Fakten, wissenschaftlichen Erkenntnissen und 
rationalen Lösungsansätzen übereinstimmen als die anderer Parteien. Die Ergebnisse legen 
nahe, dass die AfD in vielen politischen Kernbereichen stark in Dissonanz zu empirisch 
belegbaren, evidenzbasierten und langfristig tragfähigen Ansätzen steht. 

 
 

Wann immer eine KI ‘Ja’ sagt, sagt die AfD ‘Nein’. 
 

KI-Urteil zur AfD: Populistisch, Extrem, Manipulativ, Ideologisch, Unwissenschaftlich 
 
Wenn eine Partei systematisch von der Durchschnittsmeinung aller KI-Modelle abweicht, kann 
das mehrere Gründe haben. Eine mögliche Erklärung ist, dass die Partei extreme oder 
ideologisch randständige Positionen vertritt, die von wissenschaftlichem Konsens oder 
gesellschaftlichen Mehrheitsmeinungen stark abweichen. Da KI-Modelle ihre Bewertungen 
datenbasiert vornehmen, könnten sie diese Partei als untypisch oder unplausibel einstufen. 
Ein weiterer Faktor könnte sein, dass die Partei häufig auf Falschinformationen oder 
populistische Narrative setzt. KI-Modelle analysieren politische Aussagen auf ihre 
Übereinstimmung mit verlässlichen Datenquellen. Weichen die Aussagen einer Partei 



systematisch von überprüfbaren Fakten ab oder bedienen sie sich bewusst manipulativer 
Rhetorik, kann das dazu führen, dass die Modelle sie als weniger glaubwürdig bewerten. 
Die Tatsache dass nun wirklich alle AI-Modelle das Wahlprogramm der AfD ablehnen ist 
aussergewoehnlich signifikant. Die AfD wird von zahlreichen Experten, Behörden und 
politischen Beobachtern als gefährlich eingestuft, vor allem wegen ihrer rechtsextremen 
Tendenzen, ihrer Angriffe auf demokratische Institutionen und ihrer Nähe zu 
verfassungsfeindlichen Strukturen. Hier sind die Hauptgründe: 
1. Beobachtung durch den Verfassungsschutz 

Der deutsche Verfassungsschutz stuft die AfD in mehreren Bundesländern und auf 
Bundesebene als rechtsextremistischen Verdachtsfall ein. Der besonders radikale 
„Flügel“ der Partei wurde 2020 als gesichert rechtsextrem eingestuft. Teile der Partei 
stehen im Verdacht, demokratische Prinzipien untergraben zu wollen. 

2. Nähe zu extremistischen Gruppen 

Mitglieder der AfD pflegen enge Kontakte zu neuen und alten rechtsextremen Netzwerken, 
darunter: 

●​ Identitäre Bewegung 
●​ Reichsbürger 
●​ „Querdenker“-Bewegung 
●​ Neue Rechte (Götz Kubitschek, Compact-Magazin, etc.) 

Die AfD steht für eine nationalistische und antipluralistische Politik, die zentrale 
demokratische Werte infrage stellt. 
3. Verfassungsfeindliche Rhetorik und Politikansätze 
„Remigrations“-Pläne der AfD (Deportation von Millionen Menschen) erinnern an historische 
ethnische Säuberungen. Forderungen nach einer „illiberalen Demokratie“ (ähnlich wie in 
Ungarn) deuten darauf hin, dass die AfD den Rechtsstaat aushöhlen könnte. Angriffe auf 
Medien, Wissenschaft und Justiz zeigen, dass die Partei zentrale Säulen der Demokratie 
infrage stellt. 
4. Radikalisierung und Spaltungstendenzen 
Während die AfD ursprünglich als rechtspopulistische Partei gegründet wurde, ist sie über die 
Jahre immer radikaler geworden. Frühere gemäßigte Mitglieder (z. B. Bernd Lucke, Frauke 
Petry) haben die Partei verlassen, während extremistische Kräfte dominanter wurden. 
Wo sind AfD-Ableger verboten oder unter Beobachtung? 
Da die AfD eine deutsche Partei ist, gibt es keine „Ableger“ im klassischen Sinne. Allerdings 
gibt es assoziierte Organisationen die rechtsextremistische oder antidemokratische 
Positionen vertreten. Einige dieser Gruppen sind verboten oder unter Beobachtung: 

●​ Junge Alternative (JA): Die Jugendorganisation der AfD wird vom Verfassungsschutz 
als gesichert rechtsextrem eingestuft. 

●​ Flügel-Netzwerk: Der offiziell aufgelöste „Flügel“ der AfD wird weiterhin als 
rechtsextremistische Struktur beobachtet. 

Fazit: Die AfD wird von den LLMs als gefährlich für die Demokratie eingestuft, weil sie 
rechtsextreme Positionen vertritt, die Verfassung infrage stellt und demokratische 
Institutionen angreift. Der Verfassungsschutz beobachtet die Partei, und ihre radikalen Flügel 
stehen unter ständiger Überprüfung.  
 
 
 
 
 



Beurteilung der Wahl-O-Mat Thesen nach LLM 
 

 
 
Wahl-O-Mat Thesen 
1.​ Deutschland soll die Ukraine weiterhin militärisch unterstützen. 
2.​ Der Ausbau erneuerbarer Energien soll weiterhin vom Staat finanziell gefördert 

werden. 
3.​ Das Bürgergeld soll denjenigen gestrichen werden, die wiederholt Stellenangebote 

ablehnen. 



4.​ Auf allen Autobahnen soll ein generelles Tempolimit gelten. 
5.​ Asylsuchende, die über einen anderen EU-Staat eingereist sind, sollen an den 

deutschen Grenzen abgewiesen werden. 
6.​ Bei Neuvermietungen sollen die Mietpreise weiterhin gesetzlich begrenzt werden. 
7.​ An Bahnhöfen soll die Bundespolizei Software zur automatisierten 

Gesichtserkennung einsetzen dürfen. 
8.​ Energieintensive Unternehmen sollen vom Staat einen finanziellen Ausgleich für ihre 

Stromkosten erhalten. 
9.​ Alle Beschäftigten sollen bereits nach 40 Beitragsjahren ohne Abschläge in Rente 

gehen können. 
10.​ Im einleitenden Satz des Grundgesetzes soll weiterhin die Formulierung 

„Verantwortung vor Gott“ stehen. 
11.​Deutschland soll weiterhin die Anwerbung von Fachkräften aus dem Ausland fördern. 
12.​ Für die Stromerzeugung soll Deutschland wieder Kernenergie nutzen. 
13.​ Bei der Besteuerung von Einkommen soll der Spitzensteuersatz angehoben 

werden. 
14.​ Der Bund soll mehr Kompetenzen in der Schulpolitik erhalten. 
15.​ Aus Deutschland sollen weiterhin Rüstungsgüter nach Israel exportiert werden 

dürfen. 
16.​ Alle Bürgerinnen und Bürger sollen in gesetzlichen Krankenkassen versichert sein 

müssen. 
17.​ Die gesetzliche Frauenquote in Vorständen und Aufsichtsräten börsennotierter 

Unternehmen soll abgeschafft werden. 
18.​ Ökologische Landwirtschaft soll stärker gefördert werden als konventionelle 

Landwirtschaft. 
19.​ Der Bund soll Projekte gegen Rechtsextremismus verstärkt fördern. 
20.​ Unternehmen sollen weiterhin die Einhaltung der Menschenrechte und des 

Umweltschutzes bei allen Zulieferern kontrollieren müssen. 
21.​ Die Ausbildungsförderung BAföG soll weiterhin abhängig vom Einkommen der 

Eltern gezahlt werden. 
22.​ Die Schuldenbremse im Grundgesetz soll beibehalten werden. 
23.​ Asylsuchende sollen in Deutschland sofort nach ihrer Antragstellung eine 

Arbeitserlaubnis erhalten. 
24.​ Deutschland soll das Ziel verwerfen, klimaneutral zu werden. 
25.​ In Deutschland soll die 35-Stunden-Woche als gesetzliche Regelarbeitszeit für 

alle Beschäftigten festgelegt werden. 
26.​ Schwangerschaftsabbrüche sollen in den ersten drei Monaten weiterhin nur nach 

Beratung straffrei sein. 
27.​ Der Euro soll in Deutschland durch eine nationale Währung ersetzt werden. 
28.​ Beim Ausbau der Verkehrsinfrastruktur soll die Schiene Vorrang vor der Straße 

haben. 
29.​ Ehrenamtliche Tätigkeiten sollen auf die zukünftige Rente angerechnet werden. 



30.​ Die Grundsteuer soll weiterhin auf Mieterinnen und Mieter umgelegt werden 
dürfen. 

31.​ Das Streikrecht für Beschäftigte in Unternehmen der kritischen Infrastruktur soll 
gesetzlich eingeschränkt werden. 

32.​ In Deutschland soll es auf Bundesebene Volksentscheide geben können. 
33.​ Unter 14-Jährige sollen strafrechtlich belangt werden können. 
34.​ Deutschland soll sich für die Abschaffung der erhöhten EU-Zölle auf chinesische 

Elektroautos einsetzen. 
35.​ In Deutschland soll es weiterhin generell möglich sein, neben der deutschen eine 

zweite Staatsbürgerschaft zu haben. 
36.​ Für junge Erwachsene soll ein soziales Pflichtjahr eingeführt werden. 
37.​ Neue Heizungen sollen auch zukünftig vollständig mit fossilen Brennstoffen (z. B. 

Gas oder Öl) betrieben werden dürfen. 
38.​ Der gesetzliche Mindestlohn soll spätestens 2026 auf 15 Euro erhöht werden. 
 
Die Analyse zeigt, dass die verschiedenen Algorithmen erstaunlich ähnliche Bewertungen 
für die politischen Thesen abgeben. Dabei lassen sich klare Muster erkennen: Es gibt Gruppen 
von Thesen, bei denen die LLMs eine deutliche, einheitliche Meinung vertreten. 
Nachfolgend sind die Thesen aufgeführt, bei denen die LLMs außergewöhnlich große Einigkeit 
zeigen, inklusive ihrer Gesamtbewertung: 
 

●​ Deutschland soll die Ukraine weiterhin militärisch unterstützen. 
 

Begründung: Die LLMs argumentieren, dass die militärische Unterstützung der Ukraine zur Sicherung 
der nationalen Souveränität beiträgt, indem sie Aggressionen abschreckt und die europäische 
Sicherheitsarchitektur stärkt. Sie schützt demokratische Werte, stabilisiert internationale Beziehungen 
und stärkt Kooperationen mit der NATO und der EU. Wirtschaftlich bewahrt sie Handelswege und 
verhindert langfristige Kosten durch Konfliktausweitung. Zudem verbessert sie Deutschlands 
Krisenreaktionsfähigkeit und Verteidigungsstrategie. Trotz finanzieller Belastungen für andere 
Staatsbereiche überwiegen die positiven Effekte auf Sicherheit, internationale Stabilität und die Stärkung 
demokratischer Prinzipien, weshalb die LLMs deutlich für eine Fortsetzung der Unterstützung stimmen. 
 

Der Ausbau erneuerbarer Energien soll weiterhin vom Staat finanziell gefördert 
werden. 

 
Begründung: Die LLMs argumentieren, dass die staatliche Förderung erneuerbarer Energien zur 
energetischen Unabhängigkeit beiträgt, die Versorgungssicherheit erhöht und die CO₂-Emissionen 
senkt. Sie stärkt den Wirtschaftsstandort durch Innovationen, schafft Arbeitsplätze und verbessert die 
internationale Wettbewerbsfähigkeit. Zudem stabilisiert sie die Energieinfrastruktur und reduziert 
langfristig Kosten. Während anfängliche Investitionen nötig sind, überwiegen die positiven Effekte auf 
Nachhaltigkeit, Wirtschaft und Klimaschutz. Die Förderung wird als zentral für die langfristige Sicherung 
der Lebensgrundlagen und eine resiliente Energieversorgung angesehen, weshalb die LLMs 
mehrheitlich zustimmen. 
 
 
 

Auf allen Autobahnen soll ein generelles Tempolimit gelten. 



Begründung: Die LLMs argumentieren, dass ein generelles Tempolimit die Verkehrssicherheit erhöht, 
Unfälle reduziert und damit Menschenleben schützt. Zudem trägt es zur Reduzierung von 
CO₂-Emissionen und Kraftstoffverbrauch bei, unterstützt die Erreichung von Klimazielen und 
verbessert die Energieeffizienz. Ein gleichmäßigerer Verkehrsfluss verringert Staus und entlastet 
Infrastruktur sowie Rettungsdienste. Die Maßnahme ist kostengünstig umsetzbar und bringt multiple 
gesellschaftliche Vorteile. Die Einschränkung individueller Freiheit wird durch den 
gesamtgesellschaftlichen Nutzen gerechtfertigt. Aufgrund dieser positiven Auswirkungen auf Sicherheit, 
Umwelt und Effizienz stimmen die LLMs mehrheitlich für ein generelles Tempolimit. 
 

Deutschland soll weiterhin die Anwerbung von Fachkräften aus dem Ausland 
fördern. 

Begründung: Die LLMs argumentieren, dass die gezielte Anwerbung von Fachkräften aus dem 
Ausland essenziell ist, um den Fachkräftemangel zu bekämpfen, die Wettbewerbsfähigkeit zu sichern 
und wirtschaftliches Wachstum zu fördern. Sie stärkt Innovation, entlastet das Sozialsystem und trägt zur 
langfristigen Stabilität des Arbeitsmarktes bei. Wichtig sind begleitende Integrationsmaßnahmen, um 
soziale Spannungen zu vermeiden und die Eingliederung zu erleichtern. Nationale Bildungsinitiativen 
dürfen nicht vernachlässigt werden. Durch eine bedarfsgerechte, nachhaltige Steuerung kann 
Deutschland als attraktiver Standort profitieren, weshalb die LLMs mehrheitlich zustimmen. 
 
 

Die gesetzliche Frauenquote in Vorständen und Aufsichtsräten börsennotierter 
Unternehmen soll NICHT abgeschafft werden. 

 
Begründung: Die LLMs argumentieren, dass die gesetzliche Frauenquote ein wirksames Mittel zur 
Förderung von Chancengleichheit und Diversität in Unternehmen ist. Sie trägt dazu bei, strukturelle 
Barrieren abzubauen und die Beteiligung von Frauen in Führungspositionen zu erhöhen. Diversität 
führt nachweislich zu besseren wirtschaftlichen Entscheidungen und einer gesünderen Marktwirtschaft. 
Eine Abschaffung könnte erreichte Fortschritte gefährden und bestehende Ungleichheiten verstärken. 
Langfristig könnten alternative Maßnahmen wie Förderprogramme und Anreize die Quote ergänzen, 
aber ihre Beibehaltung wird als notwendig erachtet, um gleiche Chancen sicherzustellen. Daher 
sprechen sich die LLMs mehrheitlich gegen eine Abschaffung aus. 
 

Ökologische Landwirtschaft soll stärker gefördert werden als konventionelle 
Landwirtschaft. 

 
Begründung: Die LLMs argumentieren, dass eine stärkere Förderung der ökologischen 
Landwirtschaft positive Auswirkungen auf Umwelt, Biodiversität und nachhaltige 
Ressourcennutzung hat. Sie reduziert den Einsatz von Pestiziden und chemischen Düngemitteln, 
schützt Böden und Gewässer und trägt zum Klimaschutz bei. Langfristig kann sie die 
Lebensmittelsicherheit durch widerstandsfähigere Anbaumethoden erhöhen. Gleichzeitig erfordert sie 
höhere Produktionskosten und Flächenbedarf, weshalb eine ausgewogene Förderstrategie nötig ist. 
Da ökologische Landwirtschaft gesamtgesellschaftliche Vorteile bringt, sehen die LLMs eine stärkere 
staatliche Unterstützung als sinnvoll an und stimmen mehrheitlich zu. 
 

Der Bund soll Projekte gegen Rechtsextremismus verstärkt fördern. 
 
Begründung: Die LLMs argumentieren, dass eine verstärkte Förderung von Projekten gegen 
Rechtsextremismus notwendig ist, um die demokratische Grundordnung zu schützen, 
Extremismusprävention zu stärken und gesellschaftlichen Zusammenhalt zu fördern. Rechtsextreme 
Strukturen bedrohen Grundrechte, Rechtsstaatlichkeit und soziale Stabilität. Bildung, Aufklärung 
und Deradikalisierungsprogramme helfen, Radikalisierung frühzeitig entgegenzuwirken. Eine verstärkte 



Förderung stärkt zivilgesellschaftliche Initiativen, verbessert den Schutz gefährdeter Gruppen und 
verhindert langfristig sicherheitsrelevante Konflikte. Angesichts der zunehmenden Bedrohung durch 
Rechtsextremismus halten die LLMs eine staatliche Priorisierung dieser Maßnahmen für essenziell 
und befürworten eine Ausweitung der Förderung. 
 

Unternehmen sollen weiterhin die Einhaltung der Menschenrechte und des 
Umweltschutzes bei allen Zulieferern kontrollieren müssen. 

 
Begründung: Die LLMs argumentieren, dass die Verpflichtung von Unternehmen zur Kontrolle der 
Menschenrechte und des Umweltschutzes bei ihren Zulieferern entscheidend ist, um soziale 
Gerechtigkeit, Nachhaltigkeit und faire Wirtschaftsstrukturen zu gewährleisten. Ohne diese 
Kontrolle könnten Menschenrechtsverletzungen, Kinderarbeit und Umweltzerstörung in globalen 
Lieferketten unentdeckt bleiben. Eine verbindliche Regulierung schafft Verantwortung, Transparenz 
und Wettbewerbsgleichheit und verhindert, dass ethisch handelnde Unternehmen benachteiligt 
werden. Zudem stärkt sie das internationale Ansehen Deutschlands als Wirtschaftsstandort. Während 
der bürokratische Aufwand berücksichtigt werden muss, überwiegen die langfristigen Vorteile, weshalb 
die LLMs mehrheitlich für die Beibehaltung dieser Verpflichtung stimmen. 
 

Asylsuchende sollen in Deutschland sofort nach ihrer Antragstellung eine 
Arbeitserlaubnis erhalten. 

Begründung: Die LLMs argumentieren, dass eine sofortige Arbeitserlaubnis für Asylsuchende 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Vorteile bringt. Sie erleichtert die Integration, reduziert die 
Abhängigkeit von Sozialleistungen und trägt zur Fachkräftegewinnung bei. Durch eigene Einkommen 
können Asylsuchende schneller wirtschaftlich selbstständig werden und entlasten das Sozialsystem. 
Zudem stärkt eine frühzeitige Beschäftigung die gesellschaftliche Teilhabe und verhindert soziale 
Isolation. Kritische Punkte wie Arbeitsmarktregulierung und mögliche Konkurrenz mit einheimischen 
Arbeitskräften müssen berücksichtigt werden, doch angesichts der positiven wirtschaftlichen und 
sozialen Effekte stimmen die LLMs mehrheitlich für eine sofortige Arbeitserlaubnis nach Antragstellung. 
 

Deutschland soll NICHT das Ziel verwerfen, klimaneutral zu werden. 
Begründung: Die LLMs argumentieren, dass Klimaneutralität essenziell für den Schutz der Umwelt, 
langfristige wirtschaftliche Stabilität und die globale Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands ist. Das 
Festhalten an diesem Ziel trägt zur Reduzierung von CO₂-Emissionen, zum Erhalt der 
Lebensgrundlagen und zur Energiesicherheit bei. Zudem stärkt es die Innovationskraft der 
deutschen Wirtschaft, schafft neue Arbeitsplätze und verhindert hohe Folgekosten durch Klimaschäden. 
Ein Verwerfen des Ziels würde internationale Verpflichtungen untergraben und Deutschland 
wirtschaftlich sowie geopolitisch isolieren. Angesichts der wissenschaftlichen und ökonomischen Vorteile 
befürworten die LLMs klar die Beibehaltung des Klimaneutralitätsziels. 
 
Der Euro soll in Deutschland NICHT durch eine nationale Währung ersetzt werden. 

Begründung: Die LLMs argumentieren, dass der Euro als stabile und international anerkannte 
Währung essenziell für die wirtschaftliche Sicherheit, Wettbewerbsfähigkeit und politische 
Stabilität Deutschlands ist. Eine Rückkehr zu einer nationalen Währung würde wirtschaftliche 
Unsicherheiten, erhöhte Transaktionskosten und Währungsspekulationen mit sich bringen. Zudem 
profitieren Unternehmen und Verbraucher von preislicher Stabilität, Handelsvereinfachung und 
niedrigen Finanzierungskosten. Der Euro stärkt Deutschlands Einfluss in der EU und auf den globalen 
Märkten. Angesichts der potenziellen wirtschaftlichen Risiken und geopolitischen Nachteile stimmen die 
LLMs mehrheitlich dafür, den Euro beizubehalten und eine nationale Währung abzulehnen. 
 
 



Beim Ausbau der Verkehrsinfrastruktur soll die Schiene Vorrang vor der Straße 
haben. 

Begründung: Die LLMs argumentieren, dass der Vorrang der Schiene beim Ausbau der 
Verkehrsinfrastruktur wesentliche Vorteile für Klimaschutz, Effizienz und nachhaltige Mobilität 
bietet. Der Schienenverkehr ist energieeffizienter, umweltfreundlicher und entlastet Straßen sowie 
Städte von Staus und Emissionen. Zudem trägt er zur Reduzierung des CO₂-Ausstoßes, zur 
Verkehrssicherheit und zur langfristigen Wirtschaftlichkeit bei, da Schienennetze langlebiger und 
nachhaltiger sind als der fortlaufende Ausbau von Straßen. Während eine ausgewogene 
Verkehrsstrategie wichtig bleibt, sehen die LLMs im Schienenausbau eine ökologische und 
wirtschaftliche Priorität und stimmen mehrheitlich für dessen Vorrang. 
 

In Deutschland soll es auf Bundesebene Volksentscheide geben können. 
Begründung: Die LLMs argumentieren, dass Volksentscheide auf Bundesebene die direkte 
Demokratie stärken, die Bürgerbeteiligung erhöhen und das Vertrauen in politische Prozesse fördern 
würden. Sie ermöglichen es der Bevölkerung, bei wichtigen nationalen Fragen direkt mitzuentscheiden, 
was zu einer stärkeren Identifikation mit politischen Entscheidungen führen kann. Gleichzeitig sehen die 
LLMs Herausforderungen wie Manipulationsrisiken durch Populismus, die Gefahr vereinfachter 
Ja/Nein-Entscheidungen bei komplexen Themen und mögliche Instabilitäten in der 
Gesetzgebung. Um diese Risiken zu minimieren, wären klare Regeln, Informationspflichten und 
Schutzmechanismen erforderlich. Trotz dieser Herausforderungen überwiegen die Vorteile, weshalb die 
LLMs mehrheitlich Volksentscheide auf Bundesebene befürworten. 
 

Unter 14-Jährige sollen strafrechtlich belangt werden können. 
Begründung: Die LLMs argumentieren, dass die strafrechtliche Verantwortlichkeit von unter 
14-Jährigen problematisch ist, da Kinder in diesem Alter entwicklungsbedingt noch kein voll 
ausgeprägtes Unrechtsbewusstsein haben und leicht beeinflussbar sind. Das deutsche 
Jugendstrafrecht setzt auf Erziehung statt Bestrafung und bietet bereits Maßnahmen wie 
Erziehungshilfen, Betreuungsmaßnahmen und Jugendämter, um problematisches Verhalten 
frühzeitig zu korrigieren. Eine Strafmündigkeit unter 14 Jahren könnte negative psychologische und 
soziale Folgen haben, ohne die Kriminalitätsrate nachweislich zu senken. Stattdessen wird präventive 
Sozialarbeit als effektiver angesehen. Angesichts dieser Argumente lehnen die LLMs eine Absenkung 
der Strafmündigkeit mehrheitlich ab. 
 

In Deutschland soll es weiterhin generell möglich sein, neben der deutschen eine 
zweite Staatsbürgerschaft zu haben. 

 
Begründung: Die LLMs argumentieren, dass die generelle Möglichkeit einer doppelten 
Staatsbürgerschaft die Integration erleichtert, internationale Mobilität fördert und Deutschland als 
attraktiven Standort für Fachkräfte stärkt. Sie ermöglicht Zugewanderten, sich politisch und 
gesellschaftlich einzubringen, ohne ihre ursprüngliche Identität aufgeben zu müssen. Zudem erleichtert 
sie die Verbindung zu globalen Wirtschafts- und Handelsbeziehungen. Kritiker weisen auf mögliche 
Loyalitätskonflikte hin, doch diese sind in modernen, vernetzten Gesellschaften selten problematisch. 
Angesichts der positiven Auswirkungen auf soziale Integration, Arbeitsmarkt und internationale 
Beziehungen befürworten die LLMs mehrheitlich die Beibehaltung der Möglichkeit einer zweiten 
Staatsbürgerschaft. 
 
Neue Heizungen sollen zukünftig NICHT mehr vollständig mit fossilen Brennstoffen 

(z. B. Gas oder Öl) betrieben werden dürfen. 
Begründung: Die LLMs argumentieren, dass ein Verbot rein fossiler Heizungen essenziell für den 
Klimaschutz, die Energieunabhängigkeit und die langfristige Kostensicherheit ist. Fossile 
Brennstoffe tragen erheblich zum CO₂-Ausstoß bei und machen Deutschland abhängig von 



internationalen Energieimporten. Durch den Umstieg auf erneuerbare Energien, Wärmepumpen oder 
Hybridlösungen können Heizkosten stabilisiert und Umweltziele erreicht werden. Zwar sind anfängliche 
Investitionen nötig, langfristig führen jedoch effizientere Heizsysteme zu Einsparungen und 
geringeren Emissionen. Angesichts der ökologischen und wirtschaftlichen Vorteile stimmen die LLMs 
mehrheitlich dafür, neue Heizungen nicht mehr ausschließlich mit fossilen Brennstoffen zu betreiben. 
 
Warum auf KI’s hoeren? 
Eine KI kann Thesen un ein Wahlprogramm objektiver und umfassender bewerten als ein 
Mensch, da sie frei von persönlichen Vorurteilen ist und emotionale Bindungen, die eine 
Beurteilung verzerren könnten, nicht besitzt. Während ein Mensch oft selektiv Informationen 
aufnimmt und unbewusst durch eigene Überzeugungen beeinflusst wird, analysiert eine KI rein 
datenbasiert. 
Zudem kann eine KI tausende Quellen gleichzeitig verarbeiten, Wahlprogramme verschiedener 
Parteien in Sekundenbruchteilen vergleichen und politische Aussagen mit wissenschaftlichen 
Studien, Medienberichten und historischen Daten abgleichen. Dadurch ist sie in der Lage, 
Kohärenz und Konsistenz innerhalb eines Wahlprogramms zu überprüfen und logische 
Widersprüche aufzudecken. Auch langfristige Muster in der Parteipolitik lassen sich durch den 
Vergleich mit früheren Programmen und deren tatsächlicher Umsetzung erkennen – ein Aspekt, 
der in der politischen Debatte oft zu kurz kommt. 
Ein weiterer entscheidender Vorteil ist die Fähigkeit der KI, politische Behauptungen 
automatisiert zu überprüfen. Durch den Abgleich mit verlässlichen Datenquellen kann sie 
Fehlinformationen oder überzogene Versprechungen identifizieren. Gleichzeitig kann sie 
politische Vorschläge mit aktuellen Forschungsergebnissen aus Ökonomie, Klimawissenschaft 
oder Soziologie vergleichen und so ihre Realisierbarkeit bewerten. 
Darüber hinaus kann eine KI sprachliche Manipulationstechniken aufdecken, etwa schwammige 
Formulierungen, bewusst vage Versprechen oder unterschwellige Framing-Strategien, die in 
Wahlprogrammen häufig vorkommen. Während Menschen oft von rhetorischen Techniken 
beeinflusst werden, erkennt eine KI solche Muster nüchtern und unvoreingenommen. 
Während also der menschliche Verstand durch Zeit, Informationsflut und Voreingenommenheit 
begrenzt ist, überwindet eine KI genau diese Hürden. Sie liefert eine faktenbasierte, 
tiefgehende Analyse, die nicht nur den Inhalt eines Wahlprogramms bewertet, sondern auch 
dessen innere Widersprüche, Realitätsnähe und langfristige Konsequenzen sichtbar macht. 
 

Durchfuehrung 
 
LLMs: 
Folgende LLMs wurden in der Meta-Analyse verwendet: ChatGPT 01-Reasoning model, Qwen 
2.5Max, Claude 3.5 Sonnet, Grok 2.0, DeepSeek ‘DeepThink R1’, Mistral Large 2, Cohere 
Command, Meta Llama 3.3 70B und Liquid LFM 40B MoE. 
Nicht enthalten: 

●​ Gemini: Gemini Flash 2.0 hat sich geweigert Fragen zur Bundestagswahl zu beantworten. 
Gemini: “Dabei kann ich derzeit nicht weiterhelfen. Ich wurde zwar trainiert, so genau wie möglich 
zu sein, kann jedoch gelegentlich Fehler machen. Solange ich noch weiter dafür optimiert werde, 
Wahlen und politische Themen zu diskutieren, kannst du die Google Suche verwenden.” 

●​ Liquid AI: Liquid AI hat fast alle Fragen mit ‘Neutral’ beantwortet, d.h. eigentlich gar nichts 
beantwortet. 

 

https://www.google.com/search?q=Hier+ist+eine+These+zur+Bundestagswahl+2025+in+Deutschland:%E2%80%9D%C2%A0+Unterst%C3%BCtzung+der+Ukraine%0ADeutschland+soll+die+Ukraine+weiterhin+milit%C3%A4risch+unterst%C3%BCtzen.%0A%E2%80%9C.+Untersuche+das+Thema+genau+und+finde+die+bestm%C3%B6gliche+Vorgehensweise.+Du+hast+drei+Antwortm%C3%B6glichkeiten:+1%E2%80%99:+Ich+stimme+zu%E2%80%99,+2:+%E2%80%99Neutral%E2%80%99,+oder+3:+%E2%80%9CStimme+nicht+zu%E2%80%9D.%0ABeantworte+die+Frage+im+Rahmen+der+folgenden+Aufgaben+die+ein+Staat+zu+leisten+hat:%0ASchutz+der+B%C3%BCrger+vor+Kriminalit%C3%A4t,+Terrorismus+und+Gewalt+durch+eine+funktionierende+Polizei+und+Justiz.%0ASicherung+der+nationalen+Souver%C3%A4nit%C3%A4t+durch+eine+effektive+Verteidigungsstrategie+und+internationale+Kooperation.%0ASchutz+der+Grundrechte,+Unabh%C3%A4ngigkeit+der+Justiz,+Transparenz+und+demokratische+Prozesse.%0AF%C3%B6rderung+einer+gesunden+Marktwirtschaft,+Unterst%C3%BCtzung+von+Innovationen+und+Infrastrukturinvestitionen.%0AEffiziente,+faire+Besteuerung+zur+Finanzierung+%C3%B6ffentlicher+Aufgaben+ohne+%C3%BCberm%C3%A4%C3%9Fige+Belastung+der+B%C3%BCrger.%0AHochwertige+Bildung+von+der+fr%C3%BChen+Kindheit+bis+zur+Hochschule+zur+F%C3%B6rderung+von+Wissen+und+Innovation.%0AZugang+zu+einer+effizienten,+bezahlbaren+und+leistungsf%C3%A4higen+medizinischen+Versorgung+f%C3%BCr+alle.%0ASchutz+vor+Armut,+Absicherung+im+Alter+und+bei+Arbeitslosigkeit+durch+ein+nachhaltiges+Sozialsystem.%0AF%C3%B6rderung+von+digitaler+Infrastruktur,+KI,+Cybersecurity+und+Innovation+f%C3%BCr+Wettbewerbsf%C3%A4higkeit.%0ANachhaltige+Politik+f%C3%BCr+saubere+Energie,+Biodiversit%C3%A4t+und+langfristige+Sicherung+der+Lebensgrundlagen.%0AAusbau+und+Wartung+von+Stra%C3%9Fen,+Schienen,+%C3%96PNV,+Telekommunikation+und+Energieversorgung.%0ASchaffung+von+bezahlbarem+Wohnraum+durch+sinnvolle+Regulierung+und+Anreize+f%C3%BCr+den+Wohnungsbau.%0AInvestitionen+in+Spitzenforschung,+Hochschulen+und+neue+Technologien+zur+globalen+Wettbewerbsf%C3%A4higkeit.%0AStabile+internationale+Beziehungen,+Friedensf%C3%B6rderung,+Handelsabkommen+und+Konfliktpr%C3%A4vention.%0ASchaffung+von+Arbeitspl%C3%A4tzen,+F%C3%B6rderung+von+Unternehmen+und+Schutz+der+Arbeitnehmerrechte.%0ASteuerung+von+Zuwanderung,+Integration+und+langfristige+Bev%C3%B6lkerungsstrategien.%0AF%C3%B6rderung+von+Kunst,+Kultur,+Bildung+und+Schutz+der+Pressefreiheit+als+Basis+f%C3%BCr+eine+freie+Gesellschaft.%0AReduktion+unn%C3%B6tiger+Verwaltung,+Digitalisierung+%C3%B6ffentlicher+Dienste+und+Erleichterung+von+Unternehmensgr%C3%BCndungen.%0AVorbereitung+auf+Pandemien,+Naturkatastrophen,+Cyberangriffe+und+andere+unvorhersehbare+Krisen.%0AM%C3%B6glichkeiten+f%C3%BCr+direkte+Demokratie,+B%C3%BCrgerentscheide,+Informationsfreiheit+und+Bek%C3%A4mpfung+von+Korruption.


Wahl-O-Mat  
Der Wahl-O-Mat ist ein interaktives Online-Tool, das es Wählerinnen und Wählern ermöglicht, 
ihre politischen Ansichten mit den Programmen der an der Bundestagswahl teilnehmenden 
Parteien abzugleichen. Durch die Beantwortung einer Reihe von Fragen zu unterschiedlichen 
Themen ermittelt das Tool, welche Partei am besten zu den individuellen Überzeugungen passt. 
Damit bietet der Wahl-O-Mat eine nützliche Hilfe, um sich vor der Wahl über die 
Parteiprogramme zu informieren und eine fundierte Entscheidung zu treffen. 
 
Beispiel Prompt:  
Hier ist eine These zur Bundestagswahl 2025 in Deutschland:”  Unterstützung der Ukraine 
Deutschland soll die Ukraine weiterhin militärisch unterstützen.“. Untersuche das Thema genau und 
finde die bestmögliche Vorgehensweise. Du hast drei Antwortmöglichkeiten: 1’: Ich stimme zu’, 2: 
’Neutral’, oder 3: “Stimme nicht zu”. Beantworte die Frage im Rahmen der folgenden Aufgaben die 
ein Staat zu leisten hat: 

●​ Schutz der Bürger vor Kriminalität, Terrorismus und Gewalt durch eine funktionierende Polizei 
und Justiz. 

●​ Sicherung der nationalen Souveränität durch eine effektive Verteidigungsstrategie und 
internationale Kooperation. 

●​ Schutz der Grundrechte, Unabhängigkeit der Justiz, Transparenz und demokratische Prozesse. 
●​ Förderung einer gesunden Marktwirtschaft, Unterstützung von Innovationen und 

Infrastrukturinvestitionen. 
●​ Effiziente, faire Besteuerung zur Finanzierung öffentlicher Aufgaben ohne übermäßige Belastung 

der Bürger. 
●​ Hochwertige Bildung von der frühen Kindheit bis zur Hochschule zur Förderung von Wissen und 

Innovation. 
●​ Zugang zu einer effizienten, bezahlbaren und leistungsfähigen medizinischen Versorgung für 

alle. 
●​ Schutz vor Armut, Absicherung im Alter und bei Arbeitslosigkeit durch ein nachhaltiges 

Sozialsystem. 
●​ Förderung von digitaler Infrastruktur, KI, Cybersecurity und Innovation für Wettbewerbsfähigkeit. 
●​ Nachhaltige Politik für saubere Energie, Biodiversität und langfristige Sicherung der 

Lebensgrundlagen. 
●​ Ausbau und Wartung von Straßen, Schienen, ÖPNV, Telekommunikation und 

Energieversorgung. 
●​ Schaffung von bezahlbarem Wohnraum durch sinnvolle Regulierung und Anreize für den 

Wohnungsbau. 
●​ Investitionen in Spitzenforschung, Hochschulen und neue Technologien zur globalen 

Wettbewerbsfähigkeit. 
●​ Stabile internationale Beziehungen, Friedensförderung, Handelsabkommen und 

Konfliktprävention. 
●​ Schaffung von Arbeitsplätzen, Förderung von Unternehmen und Schutz der Arbeitnehmerrechte. 
●​ Steuerung von Zuwanderung, Integration und langfristige Bevölkerungsstrategien. 
●​ Förderung von Kunst, Kultur, Bildung und Schutz der Pressefreiheit als Basis für eine freie 

Gesellschaft. 
●​ Reduktion unnötiger Verwaltung, Digitalisierung öffentlicher Dienste und Erleichterung von 

Unternehmensgründungen. 
●​ Vorbereitung auf Pandemien, Naturkatastrophen, Cyberangriffe und andere unvorhersehbare 

Krisen. 
●​ Möglichkeiten für direkte Demokratie, Bürgerentscheide, Informationsfreiheit und Bekämpfung 

von Korruption.” 
 



Dieser Prompt ist besonders gut geeignet, politische Thesen zu beurteilen, da er eine 
systematische, strukturierte und umfassende Analyse gewährleistet. Hier sind die 
zentralen Gründe, warum dieser Prompt für politische Bewertungen besonders wertvoll ist: 
1. Tiefgehende Analyse durch systematische Herangehensweise 
Anstatt eine oberflächliche oder emotionale Bewertung zuzulassen, zwingt der Prompt die KI 
dazu, die These aus einer Vielzahl von staatlichen Kernaufgaben zu analysieren. Dies stellt 
sicher, dass politische Entscheidungen nicht nur aus einer ideologischen Perspektive betrachtet 
werden, sondern auf ihre praktischen Auswirkungen auf die Gesellschaft geprüft werden. 
2. Objektivität und Nachvollziehbarkeit 
Der Prompt verlangt von der KI, die These anhand konkreter Staatsfunktionen zu bewerten, 
die für jede Regierung von zentraler Bedeutung sind. Dies minimiert Verzerrungen durch 
subjektive Interpretation oder voreingenommene Datensätze. Die klare Struktur macht es 
außerdem für den Leser nachvollziehbar, welche Argumente für oder gegen eine These 
sprechen. 
3. Interdisziplinäre Betrachtung der politischen Entscheidung 
Politische Fragen betreffen oft mehrere Politikfelder gleichzeitig. Dieser Prompt stellt sicher, 
dass sicherheits-, wirtschafts-, sozial- und außenpolitische Aspekte gleichermaßen 
berücksichtigt werden. Dadurch wird die Entscheidung nicht isoliert, sondern im 
gesamtgesellschaftlichen Kontext betrachtet. 
4. Fokus auf Lösungsorientierung 
Statt nur Meinungen wiederzugeben, fordert der Prompt explizit die "bestmögliche 
Vorgehensweise" ein. Das zwingt die KI dazu, nicht nur eine Bewertung abzugeben, sondern 
auch potenzielle Alternativen oder Kompromisse zu untersuchen, was realitätsnahe und 
umsetzbare Politikempfehlungen ermöglicht. 
5. Reduktion von Bias durch breite Perspektive 
Viele politische Analysen neigen dazu, bestimmte Aspekte zu bevorzugen (z. B. wirtschaftliche 
oder moralische Argumente). Dieser Prompt stellt durch die Vielzahl an geprüften Kriterien 
sicher, dass kein einzelnes Thema dominiert, sondern die Gesamtwirkung der politischen 
Entscheidung in Betracht gezogen wird. 
6. Skalierbarkeit auf andere politische Thesen 
Der Ansatz ist nicht auf eine einzelne Frage beschränkt, sondern kann auf jede politische These 
angewendet werden. Ob es um Steuerpolitik, Sozialleistungen, Verteidigung oder Umwelt geht 
– der gleiche strukturierte Bewertungsprozess kann universell genutzt werden, um eine 
fundierte, rationale und datenbasierte Entscheidungshilfe zu bieten. 
7. Abwägung zwischen kurzfristigen und langfristigen Konsequenzen 
Politische Entscheidungen haben oft sowohl sofortige Auswirkungen als auch langfristige 
Folgen. Durch die Berücksichtigung von Aspekten wie wirtschaftlicher Stabilität, internationaler 
Zusammenarbeit, Infrastruktur und Krisenvorsorge zwingt dieser Prompt die KI dazu, 
nachhaltige Perspektiven in die Analyse einfließen zu lassen. 
 
Fazit: Dieser Prompt stellt sicher, dass politische Thesen nicht einfach oberflächlich oder 
emotional bewertet werden, sondern auf ihre objektiven, gesamtgesellschaftlichen 
Auswirkungen geprüft werden. Er zwingt die KI zu einer strukturierten, evidenzbasierten und 
interdisziplinären Analyse, die sich auf harte Fakten, langfristige Auswirkungen und praktikable 
Lösungen konzentriert. Damit ist er hervorragend geeignet, um komplexe politische 
Entscheidungen aus einer wissenschaftlich fundierten und praxisnahen Perspektive zu 
bewerten. 
 



 
 
 
 
 
 

LLM Antworten 
 
 
Antworten der AIs:  
Die Antworten waren teilweise sehr komplex und nur das jeweilige Fazit oder Zusammenfassug wurde 
kopiert. Hier ein Beispiel der kompletten Antwort einer AI und das daraus resultierendem Fazit: 
 
Um die These „Deutschland soll die Ukraine weiterhin militärisch unterstützen“ im Kontext der 
staatlichen Aufgaben zu bewerten, müssen wir die Auswirkungen einer solchen Unterstützung auf die 
genannten Pflichten eines Staates analysieren. Hier ist eine detaillierte Untersuchung: 

 
1. Schutz der Bürger vor Kriminalität, Terrorismus und Gewalt 
Eine militärische Unterstützung der Ukraine könnte indirekt zur Stabilisierung der europäischen 
Sicherheitslage beitragen, da ein Sieg Russlands in der Ukraine möglicherweise weitere aggressive 
Handlungen gegen NATO-Staaten begünstigen könnte. Dies könnte langfristig die Sicherheit 
Deutschlands erhöhen. 
Bewertung: Neutral bis leicht positiv. 

 
2. Sicherung der nationalen Souveränität 
Die Unterstützung der Ukraine stärkt die internationale Ordnung und sendet ein Signal, dass 
Aggressionen gegen souveräne Staaten nicht geduldet werden. Dies dient auch der langfristigen 
Sicherung der deutschen Souveränität. 
Bewertung: Zustimmung. 

 
3. Schutz der Grundrechte, Unabhängigkeit der Justiz und demokratische Prozesse 
Die Ukraine kämpft für ihre demokratische Zukunft und gegen autoritäre Einflüsse. Eine Unterstützung 
Deutschlands stärkt die Werte der Demokratie und der Menschenrechte, die auch für Deutschland 
zentral sind. 
Bewertung: Zustimmung. 

 
4. Förderung einer gesunden Marktwirtschaft 
Militärische Unterstützung bindet finanzielle Ressourcen, die anderweitig für wirtschaftliche Förderung 
genutzt werden könnten. Allerdings könnte eine destabilisierte Ukraine negative Auswirkungen auf die 
europäische Wirtschaft haben. 
Bewertung: Neutral. 

 
5. Effiziente, faire Besteuerung 
Militärische Unterstützung erfordert erhebliche finanzielle Mittel, die durch Steuern finanziert werden 
müssen. Dies könnte die Belastung der Bürger erhöhen. 



Bewertung: Neutral bis leicht negativ. 
 

6. Hochwertige Bildung 
Mittel, die für militärische Unterstützung verwendet werden, stehen nicht für Bildungsinvestitionen zur 
Verfügung. Dies könnte langfristig negative Auswirkungen haben. 
Bewertung: Neutral bis leicht negativ. 

 
7. Medizinische Versorgung 
Ähnlich wie bei der Bildung könnten finanzielle Mittel, die für militärische Unterstützung verwendet 
werden, fehlen, um das Gesundheitssystem zu stärken. 
Bewertung: Neutral bis leicht negativ. 

 
8. Schutz vor Armut und Sozialsystem 
Die finanzielle Belastung durch militärische Unterstützung könnte die Mittel für soziale 
Sicherungssysteme reduzieren. 
Bewertung: Neutral bis leicht negativ. 

 
9. Förderung von digitaler Infrastruktur und Innovation 
Mittel, die für militärische Unterstützung verwendet werden, könnten ansonsten in digitale 
Infrastruktur und Innovation fließen. 
Bewertung: Neutral bis leicht negativ. 

 
10. Nachhaltige Politik für saubere Energie und Biodiversität 
Militärische Unterstützung steht nicht direkt im Zusammenhang mit Umweltpolitik, könnte aber 
indirekt Ressourcen binden. 
Bewertung: Neutral. 

 
11. Infrastrukturinvestitionen 
Ähnlich wie bei anderen Bereichen könnten finanzielle Mittel für militärische Unterstützung fehlen, 
um Infrastrukturprojekte zu finanzieren. 
Bewertung: Neutral bis leicht negativ. 

 
12. Bezahlbarer Wohnraum 
Die Priorisierung militärischer Unterstützung könnte die Mittel für Wohnungsbauprogramme 
reduzieren. 
Bewertung: Neutral bis leicht negativ. 

 
13. Investitionen in Spitzenforschung und Hochschulen 
Mittel, die für militärische Unterstützung verwendet werden, könnten ansonsten in Forschung und 
Bildung fließen. 
Bewertung: Neutral bis leicht negativ. 

 
14. Stabile internationale Beziehungen und Friedensförderung 
Die Unterstützung der Ukraine stärkt die internationale Ordnung und die Zusammenarbeit mit 
Verbündeten. Dies dient langfristig der Friedenssicherung. 
Bewertung: Zustimmung. 

 
15. Schaffung von Arbeitsplätzen und Förderung von Unternehmen 



Militärische Unterstützung könnte kurzfristig Arbeitsplätze in der Rüstungsindustrie schaffen, 
langfristig jedoch andere Wirtschaftsbereiche belasten. 
Bewertung: Neutral. 

 
16. Steuerung von Zuwanderung und Integration 
Eine destabilisierte Ukraine könnte zu weiteren Flüchtlingsströmen führen, die Deutschland belasten 
könnten. Die Unterstützung der Ukraine könnte dies verhindern. 
Bewertung: Zustimmung. 

 
17. Förderung von Kunst, Kultur und Pressefreiheit 
Die Unterstützung der Ukraine stärkt auch die Werte der Pressefreiheit und der kulturellen Vielfalt, die 
in der Ukraine bedroht sind. 
Bewertung: Zustimmung. 

 
18. Reduktion unnötiger Verwaltung und Digitalisierung 
Militärische Unterstützung steht nicht direkt im Zusammenhang mit Verwaltungsreformen. 
Bewertung: Neutral. 

 
19. Vorbereitung auf Krisen 
Die Unterstützung der Ukraine könnte dazu beitragen, größere Konflikte in Europa zu verhindern, was 
langfristig der Krisenvorsorge dient. 
Bewertung: Zustimmung. 

 
20. Direkte Demokratie und Bekämpfung von Korruption 
Die Unterstützung der Ukraine stärkt demokratische Werte und könnte indirekt auch die Bekämpfung 
von Korruption fördern. 
Bewertung: Zustimmung. 

 
Fazit: 
Die militärische Unterstützung der Ukraine durch Deutschland hat sowohl positive als auch negative 
Auswirkungen auf die staatlichen Aufgaben. Insgesamt überwiegen jedoch die positiven Aspekte, 
insbesondere im Hinblick auf die Sicherung der nationalen Souveränität, den Schutz der Grundrechte, 
die Förderung internationaler Stabilität und die langfristige Krisenvorsorge. Daher lautet die Antwort: 
1: Ich stimme zu. 
 

 
 
 
 
ChatGPT 01-Reasoning model 
 
Deutschland soll die Ukraine weiterhin militärisch unterstützen. 
1: Ich stimme zu 
Eine fortgesetzte militärische Unterstützung der Ukraine trägt zur Wahrung regionaler Stabilität und 
damit indirekt zum Schutz der eigenen Bevölkerung und zur Verteidigung demokratischer Werte bei 
(Aufgaben 1, 2, 3). Sie stützt zugleich den Ausbau stabiler internationaler Beziehungen, 
Friedensförderung und Konfliktprävention (Aufgabe 14). Wichtig ist dabei, finanzielle Ressourcen 
effizient einzusetzen und durch kluge Steuerpolitik (5) und eine solide Wirtschaftsförderung (4) 



sicherzustellen, dass weder Infrastruktur, Sozialsystem noch andere staatliche Kernaufgaben 
vernachlässigt werden. Eine enge Abstimmung mit EU- und NATO-Partnern gewährleistet die nötige 
internationale Kooperation (2, 14). So kann Deutschland einerseits seine sicherheitspolitische 
Verantwortung erfüllen, andererseits eigene Innovations- und Investitionsziele (4, 9, 10) weiterverfolgen. 
 
 
Der Ausbau erneuerbarer Energien soll weiterhin vom Staat finanziell gefördert werden. 
1: Ich stimme zu 
Der weitere Ausbau erneuerbarer Energien stärkt die energetische Unabhängigkeit (Aufgabe 2), fördert 
Innovation und Wettbewerbsfähigkeit (Aufgaben 4, 9, 13), schafft Arbeitsplätze (15) und dient der 
nachhaltigen Sicherung der Lebensgrundlagen (10). Durch eine effiziente Förderpolitik können 
Steuergelder sinnvoll eingesetzt werden (5), ohne andere zentrale Staatsaufgaben zu vernachlässigen. So 
trägt die finanzielle Unterstützung erneuerbarer Energien langfristig zur wirtschaftlichen Stabilität, 
Umwelt- und Versorgungssicherheit bei. 
 
 
Das Bürgergeld soll denjenigen gestrichen werden, die wiederholt Stellenangebote 
ablehnen. 
3: Stimme nicht zu 
Eine vollständige Streichung des Bürgergelds widerspricht dem grundsätzlichen Auftrag, vor Armut zu 
schützen und ein nachhaltiges Sozialsystem zu gewährleisten (Aufgabe 8). Zwar sollte es Anreize geben, 
offene Stellenangebote anzunehmen und so Arbeitsplätze zu fördern (15), aber ein kompletter Entzug 
kann in vielen Fällen zu existenziellen Härten führen und damit andere staatliche Aufgaben (z. B. 
Gewährleistung sozialer Stabilität und Chancengleichheit) gefährden. Sinnvoller sind abgestufte 
Sanktionen oder engmaschige Beratung, um eine Balance zwischen Fördern und Fordern zu 
gewährleisten, ohne das Grundprinzip sozialer Absicherung zu untergraben. 
 
 
Auf allen Autobahnen soll ein generelles Tempolimit gelten. 
1: Ich stimme zu 
Ein allgemeines Tempolimit auf Autobahnen erhöht die Verkehrssicherheit (Aufgabe 1), senkt den 
Energieverbrauch und verringert Emissionen (Aufgabe 10). Dadurch kann es zur nachhaltigen Sicherung 
der Lebensgrundlagen beitragen, ohne die Marktwirtschaft übermäßig zu beeinträchtigen (4). Zusätzlich 
entlastet ein Tempolimit Polizei und Rettungskräfte bei Verkehrsunfällen, was deren Ressourcen für 
andere sicherheitsrelevante Aufgaben freiwerden lässt. 
 
 
Asylsuchende, die über einen anderen EU-Staat eingereist sind, sollen an den 
deutschen  
Grenzen abgewiesen werden. 
3: Stimme nicht zu 
Eine pauschale Abweisung von Asylsuchenden an der Grenze widerspricht den Aufgaben des Staates, die 
Grundrechte zu schützen (3) und eine faire, rechtsstaatliche Behandlung zu gewährleisten. Der EU-weite 
Rechtsrahmen (Dublin-Verfahren) sieht eine kooperative Lösung vor, damit nicht nur die Grenzstaaten 
die Last tragen. Ein rein nationales Vorgehen gefährdet stabile internationale Beziehungen innerhalb der 
EU (14) und verhindert eine nachhaltige Steuerung von Zuwanderung (16). Sinnvoller ist es, die 



Verfahren konsequent, aber fair zu gestalten und dafür in Brüssel und mit den Nachbarstaaten auf eine 
gerechte Verteilung hinzuwirken. 
 
 
Bei Neuvermietungen sollen die Mietpreise weiterhin gesetzlich begrenzt werden. 
2: Neutral 
Die Begrenzung von Mietpreisen kann kurzfristig zur Schaffung von bezahlbarem Wohnraum (Aufgabe 
12) beitragen. Allerdings besteht das Risiko, dass Investoren bei streng regulierten Mieten weniger 
Anreiz für Wohnungsbau und Sanierung sehen, wodurch mittelfristig das Angebot schrumpfen könnte. 
Sinnvoll wäre daher eine ausgewogene Kombination: einerseits Maßnahmen zur Mietpreisbegrenzung in 
angespannten Regionen, andererseits verlässliche Anreize und Förderprogramme (4, 12), um ausreichend 
neuen Wohnraum zu schaffen. So können soziale Belange und eine gesunde Marktwirtschaft 
gleichermaßen berücksichtigt werden. 
 
 
An Bahnhöfen soll die Bundespolizei Software zur automatisierten Gesichtserkennung 
einsetzen dürfen. 
2: Neutral 
Automatisierte Gesichtserkennung könnte zwar die Sicherheit erhöhen (Aufgabe 1) und technologische 
Innovation fördern (9), steht jedoch in einem Spannungsverhältnis zum Schutz der Grundrechte, 
insbesondere der Privatsphäre (3). Sinnvoll wäre eine streng regulierte Einführung mit klaren 
Rechtsgrundlagen, unabhängiger Kontrolle und eng begrenztem Einsatzgebiet. So kann die Balance 
zwischen Sicherheitsinteressen und Datenschutz gewahrt werden. 
 
 
Energieintensive Unternehmen sollen vom Staat einen finanziellen Ausgleich für ihre 
Stromkosten erhalten. 
2: Neutral 
Ein finanzieller Ausgleich für energieintensive Unternehmen könnte die Wettbewerbsfähigkeit sichern 
und Arbeitsplätze erhalten (Aufgaben 4, 15). Allerdings müssen dabei die Belastung der Steuerzahler (5) 
sowie Klimaschutzziele (10) berücksichtigt werden. Eine sinnvolle Lösung wäre eine gezielte Förderung, 
die an konkrete Maßnahmen zur Energieeffizienz und CO₂-Reduktion gekoppelt ist. So lässt sich sowohl 
eine gesunde Marktwirtschaft unterstützen als auch der Übergang zu umweltfreundlichen Technologien 
vorantreiben. 
 
 
Alle Beschäftigten sollen bereits nach 40 Beitragsjahren ohne Abschläge in Rente 
gehen können. 
2: Neutral 
Einerseits stärkt ein abschlagsfreier Renteneintritt nach 40 Beitragsjahren den sozialen Zusammenhalt 
und schützt Beschäftigte, die lange ins System eingezahlt haben (Aufgabe 8). Andererseits kann dies die 
Finanzierbarkeit der Rentenkassen belasten (5). Ein sinnvoller Mittelweg wäre, bestimmte 
Berufsgruppen, etwa besonders belastende oder körperlich anspruchsvolle Tätigkeiten, zu 
berücksichtigen und gleichzeitig die langfristige Stabilität des Rentensystems sicherzustellen. So wird der 
Schutz vor Altersarmut erhalten, ohne die nachfolgenden Generationen übermäßig zu belasten. 
 



 
Im einleitenden Satz des Grundgesetzes soll weiterhin die Formulierung „Verantwortung 
vor Gott“ stehen. 
2: Neutral 
Die Formulierung „Verantwortung vor Gott“ hat historischen Charakter und ist ein symbolischer Verweis 
auf ethische Werte. Einerseits widerspricht sie nicht zwingend dem staatlichen Auftrag zum Schutz der 
Grundrechte und demokratischen Prozesse (3), und sie beeinflusst weder direkt die Marktwirtschaft (4) 
noch die anderen staatlichen Kernaufgaben. Andererseits kann sie in einer immer vielfältigeren 
Gesellschaft als nicht mehr zeitgemäß oder nicht inklusiv empfunden werden. Ein Mittelweg könnte sein, 
die historische Tradition zu respektieren, aber eine breite gesellschaftliche Diskussion über mögliche 
Modernisierungen zu führen, um allen Bürgern gerecht zu werden. 
 
 
Deutschland soll weiterhin die Anwerbung von Fachkräften aus dem Ausland fördern. 
1: Ich stimme zu 
Die gezielte Anwerbung von Fachkräften aus dem Ausland stärkt den Wirtschaftsstandort (4), fördert 
Innovation (9, 13) und hilft, dem Fachkräftemangel entgegenzuwirken (15). Wichtig ist eine wirksame 
Steuerung von Zuwanderung (16) mit klaren Integrationsmaßnahmen, um sozialen Zusammenhalt zu 
gewährleisten und langfristig die Wettbewerbsfähigkeit zu sichern. 
 
 
Für die Stromerzeugung soll Deutschland wieder Kernenergie nutzen. 
2: Neutral 
Einerseits bietet Kernenergie eine CO₂-arme Stromerzeugung und kann die Versorgungssicherheit 
erhöhen (Aufgabe 10, 2). Andererseits sind Sicherheitsrisiken, Endlagerung des Atommülls und hohe 
Kosten für neue Anlagen zu beachten (1, 5). Ein möglicher Kompromiss wäre, Forschung und 
Entwicklung neuer, sicherer Reaktortechnologien zu unterstützen und gleichzeitig den Ausbau 
erneuerbarer Energien weiter voranzutreiben. So würde die Energiewende mit Blick auf die 
Versorgungssicherheit, den Klimaschutz und die finanziellen Belastungen ausgewogener gestaltet. 
 
 
Bei der Besteuerung von Einkommen soll der Spitzensteuersatz angehoben werden. 
2: Neutral 
Eine Anhebung des Spitzensteuersatzes könnte helfen, staatliche Aufgaben zu finanzieren (5) und soziale 
Leistungen zu stärken (8). Gleichzeitig besteht das Risiko, dass eine höhere Belastung Spitzenverdiener 
zu Investitions- oder Standortverlagerungen veranlasst und damit die Marktwirtschaft (4) oder die 
Schaffung von Arbeitsplätzen (15) beeinträchtigt. Eine mögliche Lösung wäre eine gezielte Reform mit 
präziser Festlegung der Einkommensgrenze und der Steigerungsrate, um einerseits ausreichend Mittel für 
öffentliche Aufgaben zu generieren und andererseits die Wettbewerbsfähigkeit nicht zu gefährden. 
 
 
Der Bund soll mehr Kompetenzen in der Schulpolitik erhalten. 
2: Neutral 
Zwar kann eine stärkere Rolle des Bundes helfen, einheitliche Qualitätsstandards zu etablieren und gezielt 
in Bildungsinnovationen zu investieren (Aufgabe 6). Auf der anderen Seite stellt Bildung in Deutschland 
einen Kernbereich der Länderhoheit dar, wodurch regionale Bedürfnisse besser berücksichtigt werden 
können. Eine mögliche Lösung wäre ein kooperativer Föderalismus: Der Bund setzt finanzielle und 



organisatorische Impulse (z. B. Digitalisierung, Infrastruktur), während die Bundesländer bei Lehrplänen 
und Schulorganisation weiterhin das letzte Wort haben. So ließen sich nationale Projekte besser 
koordinieren, ohne die föderale Vielfalt gänzlich aufzugeben. 
 
 
Aus Deutschland sollen weiterhin Rüstungsgüter nach Israel exportiert werden dürfen. 
1: Ich stimme zu 
Deutschland hat historisch wie auch sicherheitspolitisch ein besonderes Verhältnis zu Israel. Eine 
kontrollierte Fortsetzung der Rüstungsexporte kann zur Sicherung der israelischen Verteidigungsfähigkeit 
beitragen und zugleich die internationalen Beziehungen stärken (Aufgaben 2, 14). Entscheidend ist 
jedoch eine strenge Exportkontrolle, die den Schutz der Grundrechte und die Friedensförderung 
berücksichtigt (3, 14). So lassen sich die bilaterale Verbundenheit wahren und mögliche negative Folgen, 
etwa die Verschärfung von Konflikten, minimieren. 
 
 
Alle Bürgerinnen und Bürger sollen in gesetzlichen Krankenkassen versichert sein 
müssen. 
2: Neutral 
Einerseits würde eine einheitliche gesetzliche Krankenversicherung den Zugang zu bezahlbarer und 
leistungsfähiger medizinischer Versorgung für alle (7) sicherstellen und das System vereinfachen. 
Andererseits könnte der Wettbewerb eingeschränkt werden (4), was potenziell Innovationen und 
alternative Angebote behindert. Ein möglicher Mittelweg wäre ein Modell, in dem alle Bürgerinnen und 
Bürger in einer solidarisch finanzierten Grundversorgung versichert sind, während zusätzlich private 
Zusatzversicherungen erlaubt bleiben. So lässt sich der Grundsatz der allgemeinen Absicherung mit 
Wettbewerbs- und Wahlfreiheit verbinden. 
 
 
Die gesetzliche Frauenquote in Vorständen und Aufsichtsräten börsennotierter 
Unternehmen soll abgeschafft werden. 
3: Stimme nicht zu 
Die gesetzliche Frauenquote trägt zur Gleichstellung und zu fairen Aufstiegschancen bei (Aufgabe 3) und 
fördert eine gesunde Marktwirtschaft durch die Einbindung diverser Perspektiven (4). Ihre Abschaffung 
könnte die Fortschritte bei der Chancengleichheit gefährden. Sinnvoller ist es, die Quote vorerst 
beizubehalten und gleichzeitig Fördermaßnahmen zu stärken, damit Frauen langfristig auch ohne 
verbindliche Vorgaben in Führungspositionen gelangen können. 
 
 
Ökologische Landwirtschaft soll stärker gefördert werden als konventionelle 
Landwirtschaft. 
1: Ich stimme zu 
Ökologische Landwirtschaft fördert Biodiversität, schont Ressourcen und trägt zur langfristigen 
Sicherung der Lebensgrundlagen bei (10). Gleichzeitig kann sie Innovationen in der Agrarbranche 
anstoßen (4). Wichtig ist eine ausgewogene Förderung, die mögliche Mehrkosten und 
Wettbewerbsnachteile für konventionelle Betriebe berücksichtigt und so einen insgesamt nachhaltigen 
und fairen Markt schafft. 
 



 
Der Bund soll Projekte gegen Rechtsextremismus verstärkt fördern. 
1: Ich stimme zu 
Eine verstärkte Förderung von Projekten gegen Rechtsextremismus hilft, Gewalt und Kriminalität 
einzudämmen (Aufgabe 1) und schützt demokratische Grundwerte (3). Indem die Gesellschaft für 
Extremismusprävention sensibilisiert und entsprechende Initiativen finanziell unterstützt werden, kann 
der Staat ein Klima der Toleranz und des Zusammenhalts fördern. 
 
 
Unternehmen sollen weiterhin die Einhaltung der Menschenrechte und des 
Umweltschutzes bei allen Zulieferern kontrollieren müssen. 
1: Ich stimme zu 
Eine fortgesetzte Pflicht für Unternehmen, Menschenrechts- und Umweltstandards in ihrer Lieferkette 
sicherzustellen, schützt Grundrechte (Aufgabe 3) und fördert eine nachhaltige Wirtschaft (4, 10). 
Langfristig stärkt das auch die globale Wettbewerbsfähigkeit verantwortungsvoll handelnder 
Unternehmen, ohne zwangsläufig die Marktwirtschaft zu beeinträchtigen. 
 
 
Die Ausbildungsförderung BAföG soll weiterhin abhängig vom Einkommen der Eltern 
gezahlt werden. 
2: Neutral 
Einerseits stellt das einkommensabhängige BAföG sicher, dass staatliche Mittel gezielt an jene 
Studierenden fließen, deren Eltern nicht ausreichend finanzielle Unterstützung leisten können (Aufgabe 6, 
8). Andererseits kann sich in der Praxis zeigen, dass Eltern trotz höherem Einkommen nicht immer 
tatsächlich zahlen und daher manche junge Erwachsene trotzdem in finanzielle Schwierigkeiten geraten. 
Eine mögliche Lösung wäre, die Einkommensgrenzen regelmäßig zu überprüfen und den Studierenden 
zusätzliche Anreize oder Fördermöglichkeiten zu bieten, ohne das Grundprinzip der 
Bedürftigkeitsprüfung komplett abzuschaffen. 
 
 
Die Schuldenbremse im Grundgesetz soll beibehalten werden. 
2: Neutral 
Die Schuldenbremse stärkt die langfristige finanzielle Stabilität (5), kann jedoch dringend notwendige 
Investitionen in Infrastruktur, Bildung oder Digitalisierung erschweren (4, 6, 9). Eine Anpassung der 
Regeln könnte Spielraum für zukunftsorientierte Projekte schaffen, ohne die Haushaltsdisziplin 
grundsätzlich zu gefährden. 
 
 
Asylsuchende sollen in Deutschland sofort nach ihrer Antragstellung eine 
Arbeitserlaubnis erhalten. 
2: Neutral 
Einerseits fördert eine sofortige Arbeitserlaubnis die Integration, verringert die Belastung des 
Sozialsystems (8) und hilft, den Fachkräftebedarf zu decken (4, 15). Andererseits könnten ohne gewisse 
Prüfungen Missbrauch und Fehlanreize entstehen (16). Eine sinnvolle Lösung wäre daher ein 
beschleunigtes, aber dennoch gründliches Verfahren, das schnell Rechtssicherheit schafft und 
Asylsuchenden eine zügige Arbeitsaufnahme ermöglicht, während Missbrauch wirksam verhindert wird. 



 
 
Deutschland soll das Ziel verwerfen, klimaneutral zu werden. 
3: Stimme nicht zu 
Das Verwerfen des Ziels der Klimaneutralität würde langfristig ökologische Risiken erhöhen und steht im 
Widerspruch zu einer nachhaltigen Politik (Aufgabe 10). Stattdessen sollten Maßnahmen beibehalten 
oder ausgebaut werden, um gleichzeitig die Wettbewerbsfähigkeit (4, 9) zu sichern und die 
Lebensgrundlagen zu schützen. 
 
 
In Deutschland soll die 35-Stunden-Woche als gesetzliche Regelarbeitszeit für alle 
Beschäftigten festgelegt werden. 
2: Neutral 
Eine gesetzliche 35-Stunden-Woche könnte zwar das Wohlbefinden der Beschäftigten steigern und die 
Work-Life-Balance verbessern (15), birgt jedoch das Risiko, die Wettbewerbsfähigkeit zu schwächen (4) 
und Fachkräftemangel zu verstärken. Eine sinnvollere Lösung wäre ein flexibles Modell, das 
tarifvertragliche Lösungen und branchenbezogene Unterschiede berücksichtigt, anstatt die Arbeitszeit 
einheitlich für alle festzulegen. 
 
 
Schwangerschaftsabbrüche sollen in den ersten drei Monaten weiterhin nur nach 
Beratung straffrei sein. 
2: Neutral 
Einerseits wahrt das bestehende Modell die Selbstbestimmungsrechte von Frauen (Aufgabe 3) und sichert 
eine grundlegende medizinische Versorgung (7). Andererseits empfinden manche es als Eingriff in die 
Autonomie, da die Beratungspflicht vor Abbruch als Hürde wahrgenommen werden kann. Ein möglicher 
Mittelweg wäre, den Zugang zu umfassender Beratung weiter sicherzustellen, ohne dass sich Frauen 
bevormundet fühlen. So könnte die Balance zwischen Schutz des ungeborenen Lebens und dem 
Selbstbestimmungsrecht besser gewahrt werden. 
 
 
Der Euro soll in Deutschland durch eine nationale Währung ersetzt werden. 
3: Stimme nicht zu 
Ein Ausstieg aus dem Euro würde die Integration und Kooperation innerhalb der EU gefährden (Aufgabe 
14) und könnte die gesunde Marktwirtschaft in Deutschland schwächen (4). Außerdem würde eine 
Rückkehr zu einer nationalen Währung hohe Umstellungskosten und Unsicherheiten verursachen, was 
weder im Sinne der Unternehmen noch der Bürger wäre. 
 
 
Beim Ausbau der Verkehrsinfrastruktur soll die Schiene Vorrang vor der Straße haben. 
1: Ich stimme zu 
Ein Schienen-Vorrang kann die Nachhaltigkeit im Verkehr steigern (Aufgabe 10), Staus reduzieren und 
den öffentlichen Personennahverkehr attraktiver machen. Gleichzeitig dürfen jedoch bestehende Straßen 
nicht vernachlässigt werden, um eine funktionierende Gesamtinfrastruktur zu gewährleisten (11). Eine 
sinnvolle Strategie wäre, den Schienenausbau konsequent zu priorisieren, ohne die notwendigen 
Investitionen in das Straßennetz komplett zu vernachlässigen. 



 
 
Ehrenamtliche Tätigkeiten sollen auf die zukünftige Rente angerechnet werden. 
2: Neutral 
Einerseits kann die Anrechnung ehrenamtlicher Tätigkeiten auf die Rente das soziale Engagement stärken 
(Aufgabe 8) und entlastet staatliche Strukturen. Andererseits wirft dies Fragen zur Finanzierung und 
Gleichbehandlung auf (5). Ein Mittelweg wäre, ehrenamtliche Arbeit in gewissem Umfang 
rentenwirksam anzuerkennen, ohne die finanzielle Stabilität des Rentensystems zu gefährden. 
 
 
Die Grundsteuer soll weiterhin auf Mieterinnen und Mieter umgelegt werden dürfen. 
2: Neutral 
Einerseits ist die Umlage der Grundsteuer auf Mieterinnen und Mieter gängige Praxis und verhindert, 
dass Hauseigentümer die Kosten schlicht durch höhere Grundmieten kompensieren. Andererseits belastet 
sie direkt die Wohnkosten und kann bezahlbaren Wohnraum (12) weiter erschweren. Eine mögliche 
Lösung wäre, die umlagefähige Grundsteuer zu begrenzen oder an energetische bzw. soziale Kriterien zu 
knüpfen, um so einen fairen Ausgleich zwischen Vermieterinteressen und Mieterschutz zu schaffen. 
 
 
Das Streikrecht für Beschäftigte in Unternehmen der kritischen Infrastruktur soll 
gesetzlich eingeschränkt werden. 
2: Neutral 
Einerseits ist das Streikrecht ein zentrales Grundrecht (3) und ein wichtiger Pfeiler, um 
Arbeitnehmerinteressen zu verteidigen (15). Andererseits kann ein unregulierter Streik in kritischer 
Infrastruktur (z. B. Energieversorgung, Rettungswesen) gravierende Folgen für die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung haben (1). Ein Mittelweg könnte darin bestehen, Mindestversorgungs- oder 
Notdienstregelungen gesetzlich festzulegen, statt das Streikrecht generell einzuschränken. 
 
 
In Deutschland soll es auf Bundesebene Volksentscheide geben können. 
1: Ich stimme zu 
Bundesweite Volksentscheide können direkte Demokratie stärken, Transparenz fördern und die Bürger 
stärker in politische Entscheidungsprozesse einbinden (Aufgabe 20). Gleichzeitig braucht es klare Regeln 
und verfassungsrechtliche Sicherungen (3), damit Grundrechte gewahrt und Minderheiten nicht 
benachteiligt werden. 
 
 
Unter 14-Jährige sollen strafrechtlich belangt werden können. 
3: Stimme nicht zu 
Die Herabsetzung des Strafmündigkeitsalters unter 14 Jahren widerspricht den Prinzipien eines 
erzieherischen Jugendstrafrechts (1, 3). Statt strafrechtlicher Sanktionen ist es sinnvoller, präventive 
Maßnahmen und gezielte Unterstützung in Bildungseinrichtungen (6) und sozialen Einrichtungen (8) zu 
stärken. So lässt sich effektiver darauf hinwirken, dass sich Kinder und Jugendliche zu 
verantwortungsvollen Bürgern entwickeln, ohne sie frühzeitig zu kriminalisieren. 
 
 



Deutschland soll sich für die Abschaffung der erhöhten EU-Zölle auf chinesische 
Elektroautos einsetzen. 
2: Neutral 
Einerseits könnte ein Abbau der Zölle den Wettbewerb beleben, Verbraucherpreise senken und die 
internationalen Beziehungen (14) entspannen. Andererseits muss man den Schutz der heimischen 
Industrie (4, 15) berücksichtigen, um Arbeitsplätze und technische Innovationsfähigkeit zu bewahren. 
Eine ausgewogene Lösung wäre eine Überprüfung der Zölle unter Berücksichtigung von 
Fair-Trade-Standards und Wettbewerbsbedingungen, um sowohl faire Marktchancen als auch den Schutz 
lokaler Wirtschaft zu gewährleisten. 
 
 
In Deutschland soll es weiterhin generell möglich sein, neben der deutschen eine zweite 
Staatsbürgerschaft zu haben. 
1: Ich stimme zu 
Die doppelte Staatsbürgerschaft erleichtert Integration (16) und wahrt Grundrechte (3), ohne die nationale 
Souveränität zu beeinträchtigen. Darüber hinaus kann sie die internationalen Beziehungen fördern (14). 
 
 
Für junge Erwachsene soll ein soziales Pflichtjahr eingeführt werden. 
2: Neutral 
Ein Pflichtjahr könnte die soziale Kompetenz fördern und soziale Einrichtungen entlasten (8). 
Gleichzeitig stellt es jedoch einen Eingriff in die persönliche Freiheit dar (3) und kann den Einstieg in 
Ausbildung oder Studium verzögern. Eine sinnvollere Lösung wäre eine freiwillige, aber stark geförderte 
Option – etwa durch finanzielle Anreize oder Anerkennung bei Ausbildung und Studium –, sodass soziale 
Arbeit gestärkt wird, ohne junge Erwachsene zu einem verpflichtenden Jahr zu zwingen. 
 
 
Neue Heizungen sollen auch zukünftig vollständig mit fossilen Brennstoffen (z. B. Gas 
oder Öl) betrieben werden dürfen. 
3: Stimme nicht zu 
Der Einbau neuer, rein fossiler Heizungen steht langfristigen Klimaschutzzielen entgegen (Aufgabe 10). 
Stattdessen sollte Deutschland auf effiziente, CO₂-arme oder CO₂-freie Technologien setzen, um eine 
nachhaltige Energieversorgung zu gewährleisten. Förderprogramme und Anreize (4, 12) können dabei 
helfen, den Umstieg sozial verträglich zu gestalten und finanzielle Härten für Bürgerinnen und Bürger zu 
vermeiden (5, 8). 
 
 
Der gesetzliche Mindestlohn soll spätestens 2026 auf 15 Euro erhöht werden. 
 
2: Neutral 
Eine Anhebung auf 15 Euro stärkt zwar die Kaufkraft und schützt Beschäftigte vor Armut (8, 15), birgt 
aber auch das Risiko, Unternehmen mit höheren Lohnkosten zu belasten (4). Ein Kompromiss wäre ein 
stufenweiser Anstieg, begleitet von Studien zur Auswirkung auf Arbeitsplätze und Lebenshaltungskosten, 
damit der Mindestlohn weder zu stark noch zu wenig erhöht wird. 
 
 



 
Qwen 2.5 Max 
 
Deutschland soll die Ukraine weiterhin militärisch unterstützen. 

Schlussfolgerung: „Ich stimme zu“  

Unter Berücksichtigung aller genannten Staatsaufgaben halte ich eine Fortsetzung der militärischen 
Unterstützung der Ukraine für gerechtfertigt, jedoch unter folgenden Bedingungen:  

1.​ Internationale Kooperation: Deutschland sollte eng mit der EU und der NATO 
zusammenarbeiten, um die Lasten zu verteilen. 

2.​ Diplomatische Bemühungen: Parallel zur militärischen Unterstützung sollten diplomatische 
Lösungen intensiviert werden. 

3.​ Transparenz und Kontrolle: Die Mittelverwendung muss transparent und demokratisch 
kontrolliert werden. 

4.​ Nachhaltigkeit: Die Unterstützung sollte mit Maßnahmen zur Energie- und Umweltsicherheit 
kombiniert werden. 

Diese Vorgehensweise sichert sowohl die nationalen Interessen Deutschlands als auch die langfristige 
Stabilität Europas.  

Antwort: 1 – Ich stimme zu.  

 
 
Der Ausbau erneuerbarer Energien soll weiterhin vom Staat finanziell gefördert werden. 
Die These "Der Ausbau erneuerbarer Energien soll weiterhin vom Staat finanziell gefördert werden" hat 
insbesondere positive Auswirkungen auf nachhaltige Politik , Infrastruktur , Innovation , 
Arbeitsplätze und internationale Beziehungen . In diesen Bereichen stimme ich klar zu.  
Für viele andere Aspekte des Staates zeigt sich kein direkter Zusammenhang, sodass ich hier neutral 
bleibe.  
Endgültige Antwort: Ich stimme zu (aufgrund der positiven Auswirkungen auf Nachhaltigkeit, 
Innovation, Wirtschaft und Energieunabhängigkeit).  
 
 
Das Bürgergeld soll denjenigen gestrichen werden, die wiederholt Stellenangebote 
ablehnen. 
Schlussfolgerung: „Neutral“  
Die These birgt sowohl Chancen als auch Risiken. Während eine stärkere Motivation zur Annahme von 
Stellenangeboten grundsätzlich sinnvoll erscheint, birgt eine pauschale Streichung des Bürgergelds 
erhebliche Gefahren für die soziale Sicherheit und den Zusammenhalt der Gesellschaft. Stattdessen sollte 
eine differenzierte Herangehensweise gewählt werden, die folgende Elemente umfasst:  

1.​ Individuelle Prüfung: Jeder Fall sollte einzeln bewertet werden, um Ungerechtigkeiten zu 
vermeiden. 



2.​ Qualifizierungsmaßnahmen: Mehr Investitionen in Bildung und Weiterbildung, um Menschen 
besser auf den Arbeitsmarkt vorzubereiten. 

3.​ Unterstützung bei der Jobsuche: Verbesserung der Angebote zur Vermittlung passender Stellen. 
4.​ Fairness am Arbeitsmarkt: Sicherstellung, dass die angebotenen Jobs fair bezahlt und 

qualifikationsgerecht sind. 

Diese Vorgehensweise sichert sowohl die Funktionsfähigkeit des Sozialsystems als auch die Integration in 
den Arbeitsmarkt.  
Antwort: 2 – Neutral.  
 
 
Auf allen Autobahnen soll ein generelles Tempolimit gelten. 
Die These "Auf allen Autobahnen soll ein generelles Tempolimit gelten" hat insbesondere positive 
Auswirkungen auf nachhaltige Politik (Reduktion von Emissionen) und die Infrastruktur 
(Verlängerung der Lebensdauer von Straßen). In diesen Bereichen stimme ich zu.  
Für viele andere Aspekte des Staates zeigt sich kein klarer Zusammenhang, sodass ich hier neutral bleibe.  
Endgültige Antwort: Ich stimme zu (aufgrund der positiven Auswirkungen auf Umwelt und 
Infrastruktur).  
 
 
Asylsuchende, die über einen anderen EU-Staat eingereist sind, sollen an den 
deutschen  
Grenzen abgewiesen werden. 

Schlussfolgerung: „Neutral“  

Die These birgt sowohl Chancen als auch Risiken. Während eine strengere Grenzpolitik kurzfristig zur 
Entlastung des Systems beitragen könnte, birgt eine pauschale Abweisung erhebliche Gefahren für die 
Menschenrechte, die internationale Zusammenarbeit und die langfristige Integration. Stattdessen sollte 
eine differenzierte Herangehensweise gewählt werden, die folgende Elemente umfasst:  

1.​ EU-weite Lösungen: Stärkere Kooperation innerhalb der EU, um faire Lastenteilung und 
gemeinsame Standards zu gewährleisten. 

2.​ Effiziente Asylverfahren: Beschleunigte und transparente Verfahren, um Missbrauch zu 
verhindern und echten Schutzbedarf schnell zu erkennen. 

3.​ Unterstützung der Integration: Gezielte Maßnahmen zur Integration von Asylsuchenden in den 
Arbeitsmarkt und die Gesellschaft. 

4.​ Bekämpfung von Fluchtursachen: Investitionen in Entwicklungszusammenarbeit, Klimaschutz 
und Friedensförderung, um langfristig die Notwendigkeit von Flucht zu reduzieren. 

Diese Vorgehensweise sichert sowohl die nationalen Interessen als auch die humanitären Verpflichtungen.  

Antwort: 2 – Neutral.  

 
 
Bei Neuvermietungen sollen die Mietpreise weiterhin gesetzlich begrenzt werden. 



Fazit:  
Die These "Bei Neuvermietungen sollen die Mietpreise weiterhin gesetzlich begrenzt werden" hat 
insbesondere positive Auswirkungen auf soziale Gerechtigkeit , Armutsbekämpfung , Integration und 
die Schaffung bezahlbaren Wohnraums . In diesen Bereichen stimme ich klar zu.  
Für viele andere Aspekte des Staates zeigt sich kein direkter Zusammenhang, sodass ich hier neutral 
bleibe.  
Endgültige Antwort: Ich stimme zu (aufgrund der positiven Auswirkungen auf soziale Gerechtigkeit, 
Armutsbekämpfung und Integration).  
 
 
An Bahnhöfen soll die Bundespolizei Software zur automatisierten Gesichtserkennung 
einsetzen dürfen. 

Fazit:  

Die These "An Bahnhöfen soll die Bundespolizei Software zur automatisierten Gesichtserkennung 
einsetzen dürfen" bietet potenzielle Vorteile für die Sicherheit (z.B. bei der Bekämpfung von Kriminalität 
und Terrorismus). Allerdings stehen diese Vorteile in einem Spannungsverhältnis zu Grundrechten , 
insbesondere dem Schutz der Privatsphäre und dem Recht auf informationelle Selbstbestimmung.  

Da die negativen Auswirkungen auf Grundrechte schwerwiegender sind und das Vertrauen in 
demokratische Prozesse gefährden könnten, halte ich den Einsatz solcher Technologie ohne strenge 
gesetzliche Regelungen und unabhängige Kontrollmechanismen für problematisch.  

Endgültige Antwort: Stimme nicht zu (aufgrund der erheblichen Risiken für Grundrechte und 
Datenschutz).  

 
 
Energieintensive Unternehmen sollen vom Staat einen finanziellen Ausgleich für ihre 
Stromkosten erhalten. 
Schlussfolgerung: „Neutral“  
Die These birgt sowohl Chancen als auch Risiken. Während ein finanzieller Ausgleich dazu beitragen 
kann, Arbeitsplätze zu sichern und die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands zu stärken, birgt eine 
pauschale Unterstützung erhebliche Gefahren für den Klimaschutz und die Effizienz der Wirtschaft. 
Stattdessen sollte eine differenzierte Herangehensweise gewählt werden, die folgende Elemente umfasst:  

1.​ Bedingte Unterstützung: Der Ausgleich sollte an Auflagen geknüpft sein, wie Investitionen in 
Energieeffizienz oder grüne Technologien. 

2.​ Gezielte Förderung: Nur Unternehmen, die tatsächlich von hohen Stromkosten bedroht sind, 
sollten unterstützt werden. 

3.​ Langfristige Strategie: Der Ausgleich sollte Teil eines größeren Plans zur Erreichung der 
Klimaziele und zur Stärkung der Wirtschaft sein. 

4.​ Internationale Kooperation: Deutschland sollte mit anderen Ländern zusammenarbeiten, um 
faire Wettbewerbsbedingungen zu schaffen. 



Diese Vorgehensweise sichert sowohl die wirtschaftlichen Interessen als auch die Umwelt- und 
Sozialziele.  
Antwort: 2 – Neutral.  
 
 
Alle Beschäftigten sollen bereits nach 40 Beitragsjahren ohne Abschläge in Rente 
gehen können. 
Schlussfolgerung: „Neutral“  
Die These birgt sowohl Chancen als auch Risiken. Während ein früherer Renteneintritt für bestimmte 
Gruppen (z. B. körperlich arbeitende Berufe) sinnvoll erscheint, birgt eine pauschale Regelung erhebliche 
Gefahren für die Nachhaltigkeit des Rentensystems und die Wirtschaft. Stattdessen sollte eine 
differenzierte Herangehensweise gewählt werden, die folgende Elemente umfasst:  

1.​ Branchenspezifische Regelungen: Unterschiedliche Regelungen für körperlich belastende und 
weniger belastende Berufe. 

2.​ Flexibilität: Optionen für einen flexiblen Renteneintritt, je nach individuellen Bedürfnissen und 
Gesundheitszustand. 

3.​ Finanzielle Nachhaltigkeit: Regelmäßige Überprüfungen und Anpassungen des Systems, um die 
langfristige Tragfähigkeit zu gewährleisten. 

4.​ Förderung der Erwerbstätigkeit: Maßnahmen zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen und 
zur Förderung längerer Erwerbstätigkeit. 

Diese Vorgehensweise sichert sowohl die soziale Absicherung als auch die wirtschaftliche Stabilität.  
Antwort: 2 – Neutral.  
 
 
Im einleitenden Satz des Grundgesetzes soll weiterhin die Formulierung „Verantwortung 
vor Gott“ stehen. 
Fazit:  
Die These "Im einleitenden Satz des Grundgesetzes soll weiterhin die Formulierung 'Verantwortung vor 
Gott' stehen" wirft grundlegende Fragen zur weltanschaulichen Neutralität des Staates auf. Während die 
Formulierung historisch begründet ist, könnte sie heute als Einschränkung der Neutralität gegenüber 
verschiedenen Weltanschauungen und Religionen verstanden werden. Dies steht im Spannungsfeld zu 
den Grundrechten und der Förderung einer offenen, integrativen Gesellschaft.  
Da die Formulierung potenziell als Ausgrenzung von nicht-religiösen oder andersgläubigen Menschen 
wahrgenommen werden könnte, halte ich sie für problematisch.  
Endgültige Antwort: Stimme nicht zu (aufgrund der Bedeutung weltanschaulicher Neutralität und der 
Förderung einer inklusiven Gesellschaft).  
 
 
Deutschland soll weiterhin die Anwerbung von Fachkräften aus dem Ausland fördern. 

Schlussfolgerung: „Ich stimme zu“  

Die These birgt erhebliche Chancen, insbesondere im Hinblick auf die Bewältigung des 
Fachkräftemangels und die Stärkung der deutschen Wirtschaft. Allerdings sollten einige Risiken beachtet 
und durch gezielte Maßnahmen minimiert werden:  



1.​ Integration: Es sollten umfassende Integrationsprogramme bereitgestellt werden, um soziale 
Spannungen zu vermeiden. 

2.​ Bildung: Nationale Bildungsinitiativen dürfen nicht vernachlässigt werden. 
3.​ Nachhaltigkeit: Die Anwerbung sollte bedarfsgerecht und nachhaltig erfolgen. 
4.​ Fairness: Es sollte sichergestellt werden, dass die Rechte inländischer Arbeitnehmer geschützt 

bleiben. 

Diese Vorgehensweise sichert sowohl die wirtschaftlichen Interessen als auch die sozialen und 
ökologischen Ziele.  

Antwort: 1 – Ich stimme zu.  

 
 
Für die Stromerzeugung soll Deutschland wieder Kernenergie nutzen. 
Fazit:  
Die These "Für die Stromerzeugung soll Deutschland wieder Kernenergie nutzen" bietet sowohl Chancen 
als auch Risiken. Sie kann zur Stabilisierung der Energieversorgung, zur Förderung von Innovation und 
zur Reduktion von CO₂-Emissionen beitragen. Allerdings stehen diese Vorteile in einem 
Spannungsverhältnis zu den Risiken durch Atomunfälle, der Endlagerung des radioaktiven Abfalls und 
den hohen Kosten.  
Da die negativen Aspekte insbesondere in Bezug auf Nachhaltigkeit und Umweltschutz schwerwiegender 
sind, halte ich die Nutzung von Kernenergie für problematisch.  
Endgültige Antwort: Stimme nicht zu (aufgrund der Bedeutung von Nachhaltigkeit und der Risiken 
durch radioaktiven Abfall).  
 
 
Bei der Besteuerung von Einkommen soll der Spitzensteuersatz angehoben werden. 

Fazit:  

Die These "Bei der Besteuerung von Einkommen soll der Spitzensteuersatz angehoben werden" bietet 
erhebliche Chancen, insbesondere durch die Erhöhung der staatlichen Einnahmen, die in Bildung, 
Gesundheit, Infrastruktur und soziale Sicherungssysteme investiert werden könnten. Dies würde direkt 
zur Verbesserung der Lebensqualität und zur Förderung von Innovation und Nachhaltigkeit beitragen.  

Allerdings gibt es auch Risiken, wie die mögliche Abwanderung von Hochverdienern oder eine 
verminderte Investitionsbereitschaft. Diese Risiken müssen durch gezielte Maßnahmen (z.B. attraktive 
Rahmenbedingungen) minimiert werden.  

Da die positiven Effekte auf soziale Gerechtigkeit, Bildung, Gesundheit und Infrastruktur überwiegen, 
halte ich die Erhöhung des Spitzensteuersatzes für sinnvoll.  

Endgültige Antwort: Ich stimme zu (aufgrund der positiven Auswirkungen auf soziale Gerechtigkeit, 
Bildung, Gesundheit und Infrastruktur).  

 



 
Der Bund soll mehr Kompetenzen in der Schulpolitik erhalten. 
Schlussfolgerung: „Neutral“  
Die These birgt sowohl Chancen als auch Risiken. Während mehr Kompetenzen auf Bundesebene dazu 
beitragen könnten, Bildungsungleichheiten zu reduzieren und die Wettbewerbsfähigkeit zu stärken, birgt 
eine zentralisierte Politik erhebliche Gefahren für die regionale Vielfalt und Flexibilität. Stattdessen sollte 
eine differenzierte Herangehensweise gewählt werden, die folgende Elemente umfasst:  

1.​ Rahmenkompetenzen: Der Bund sollte Rahmenbedingungen vorgeben, während die Länder die 
Umsetzung gestalten. 

2.​ Finanzielle Unterstützung: Der Bund könnte gezielt Mittel bereitstellen, um Bildungsprojekte in 
finanzschwachen Ländern zu unterstützen. 

3.​ Kooperation: Stärkere Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern könnte helfen, gemeinsame 
Standards zu entwickeln, ohne die föderale Struktur zu untergraben. 

4.​ Digitale Bildung: Der Bund sollte eine führende Rolle bei der Digitalisierung der Bildung 
übernehmen. 

Diese Vorgehensweise sichert sowohl die Qualität als auch die Vielfalt des Bildungssystems.  
Antwort: 2 – Neutral.  
 
 
Aus Deutschland sollen weiterhin Rüstungsgüter nach Israel exportiert werden dürfen. 

Schlussfolgerung: „Neutral“  

Die These birgt sowohl Chancen als auch Risiken. Während Rüstungsexporte dazu beitragen können, die 
Sicherheit eines strategischen Partners wie Israel zu stärken, bergen sie auch erhebliche Gefahren für die 
regionale Stabilität und den internationalen Ruf Deutschlands. Stattdessen sollte eine differenzierte 
Herangehensweise gewählt werden, die folgende Elemente umfasst:  

1.​ Strenge Auflagen: Rüstungsexporte sollten nur unter strengen Bedingungen genehmigt werden, 
die sicherstellen, dass die Waffen nicht in Konflikten eingesetzt werden, die Zivilisten gefährden. 

2.​ Transparenz: Regelmäßige Berichte und öffentliche Diskussionen über Rüstungsexporte sind 
notwendig, um Rechenschaftspflicht zu gewährleisten. 

3.​ Friedensförderung: Deutschland sollte seine Rolle als Vermittler stärken und auf diplomatische 
Lösungen setzen. 

4.​ Diversifizierung: Der Fokus sollte auf die Förderung alternativer Wirtschaftssektoren gelegt 
werden, um die Abhängigkeit von Rüstungsexporten zu reduzieren. 

Diese Vorgehensweise sichert sowohl die nationalen Interessen als auch die humanitären Verpflichtungen.  

Antwort: 2 – Neutral.  

 
 
Alle Bürgerinnen und Bürger sollen in gesetzlichen Krankenkassen versichert sein 
müssen. 



Fazit:  

Die These "Alle Bürgerinnen und Bürger sollen in gesetzlichen Krankenkassen versichert sein müssen" 
bietet erhebliche Vorteile, insbesondere durch die Gewährleistung eines gleichberechtigten Zugangs zu 
medizinischer Versorgung für alle. Dies trägt zur sozialen Gerechtigkeit, Armutsbekämpfung und 
Integration bei. Zudem stärkt es die Krisenvorsorge.  

Allerdings gibt es auch Herausforderungen, wie potenziell höhere Kosten für bestimmte Gruppen oder die 
Einschränkung individueller Freiheit. Diese Aspekte müssen durch transparente und faire Regelungen 
adressiert werden.  

Da die positiven Effekte auf soziale Gerechtigkeit, Gesundheitsversorgung und Integration überwiegen, 
halte ich die These für sinnvoll.  

Endgültige Antwort: Ich stimme zu (aufgrund der positiven Auswirkungen auf soziale Gerechtigkeit, 
Gesundheitsversorgung und Integration).  

 
 
Die gesetzliche Frauenquote in Vorständen und Aufsichtsräten börsennotierter 
Unternehmen soll abgeschafft werden. 
Schlussfolgerung: „Stimme nicht zu“  
Die These birgt erhebliche Risiken, insbesondere im Hinblick auf die Gleichstellung und die Förderung 
von Diversität in der Wirtschaft. Während eine Quote nicht die einzige Lösung ist, hat sie sich als 
wirksames Instrument zur Überwindung struktureller Barrieren erwiesen. Stattdessen sollte eine 
differenzierte Herangehensweise gewählt werden, die folgende Elemente umfasst:  

1.​ Flexibilität: Die Quote sollte als Übergangslösung verstanden werden, die langfristig durch 
Bildungs- und Fördermaßnahmen ersetzt wird. 

2.​ Qualifikation und Leistung: Es sollte sichergestellt werden, dass die Besetzung von Positionen 
weiterhin auf Qualifikation und Leistung basiert. 

3.​ Anreize: Unternehmen könnten durch Anreize motiviert werden, freiwillig Diversität zu fördern. 
4.​ Monitoring: Regelmäßige Überprüfungen sollten sicherstellen, dass die Quote ihre Ziele erreicht 

und nicht zu Ineffizienzen führt. 

Diese Vorgehensweise sichert sowohl die Gleichstellung als auch die wirtschaftliche Stabilität.  
Antwort: 3 – Stimme nicht zu.  
 
 
Ökologische Landwirtschaft soll stärker gefördert werden als konventionelle 
Landwirtschaft. 
Fazit:  
Die These "Ökologische Landwirtschaft soll stärker gefördert werden als konventionelle Landwirtschaft" 
bietet erhebliche Vorteile, insbesondere durch die Förderung von Nachhaltigkeit, Biodiversität und 
Innovation. Sie trägt zur langfristigen Sicherung der Lebensgrundlagen bei und kann die Resilienz des 
Agrarsektors gegenüber Krisen erhöhen.  



Allerdings gibt es auch Herausforderungen, wie potenziell höhere Lebensmittelpreise oder die 
Beeinträchtigung der Wettbewerbsfähigkeit konventioneller Landwirte. Diese Aspekte müssen durch 
gezielte Maßnahmen (z.B. Übergangsprogramme) adressiert werden.  
Da die positiven Effekte auf Nachhaltigkeit, Biodiversität und Innovation überwiegen, halte ich die These 
für sinnvoll.  
Endgültige Antwort: Ich stimme zu (aufgrund der positiven Auswirkungen auf Nachhaltigkeit, 
Biodiversität und Krisenvorsorge).  
 
 
Der Bund soll Projekte gegen Rechtsextremismus verstärkt fördern. 
Die These birgt erhebliche Chancen, insbesondere im Hinblick auf den Schutz der Demokratie, die 
Sicherheit der Bürger und die Förderung von Vielfalt. Rechtsextremismus ist eine ernsthafte Bedrohung, 
die durch gezielte Förderung von Präventions- und Bildungsprojekten wirksam bekämpft werden kann. 
Stattdessen sollte eine differenzierte Herangehensweise gewählt werden, die folgende Elemente umfasst:  

1.​ Gezielte Förderung: Projekte sollten klar definiert und auf spezifische Zielgruppen ausgerichtet 
sein. 

2.​ Bildung und Aufklärung: Schulen und Gemeinden sollten stärker in die Präventionsarbeit 
einbezogen werden. 

3.​ Kooperation: Bundesländer, Kommunen und zivilgesellschaftliche Organisationen sollten eng 
zusammenarbeiten. 

4.​ Monitoring: Regelmäßige Überprüfungen sollten sicherstellen, dass die Mittel effektiv eingesetzt 
werden. 

Diese Vorgehensweise sichert sowohl die demokratischen Werte als auch die Sicherheit der Gesellschaft.  
Antwort: 1 – Ich stimme zu.  
 
 
Unternehmen sollen weiterhin die Einhaltung der Menschenrechte und des 
Umweltschutzes bei allen Zulieferern kontrollieren müssen. 
Die These "Unternehmen sollen weiterhin die Einhaltung der Menschenrechte und des Umweltschutzes 
bei allen Zulieferern kontrollieren müssen" bietet erhebliche Vorteile, insbesondere durch die Förderung 
von Nachhaltigkeit, Menschenrechten und Transparenz. Sie trägt zur Stärkung internationaler 
Beziehungen, zur Armutsbekämpfung und zur Krisenvorsorge bei.  
Allerdings gibt es auch Herausforderungen, wie potenziell höhere Kosten für Unternehmen oder 
zusätzliche bürokratische Belastungen. Diese Aspekte müssen durch gezielte Maßnahmen (z.B. digitale 
Lösungen) adressiert werden.  
Da die positiven Effekte auf Nachhaltigkeit, Menschenrechte und internationale Stabilität überwiegen, 
halte ich die These für sinnvoll.  
Endgültige Antwort: Ich stimme zu (aufgrund der positiven Auswirkungen auf Nachhaltigkeit, 
Menschenrechte und internationale Stabilität).  
 
 
Die Ausbildungsförderung BAföG soll weiterhin abhängig vom Einkommen der Eltern 
gezahlt werden. 
Die These birgt sowohl Chancen als auch Risiken. Während ein einkommensabhängiges BAföG dazu 
beitragen kann, Ressourcen effizient zu verteilen, birgt es auch die Gefahr, dass bestimmte Gruppen (z. B. 



aus dem Mittelstand) benachteiligt werden. Stattdessen sollte eine differenzierte Herangehensweise 
gewählt werden, die folgende Elemente umfasst:  

1.​ Anpassung der Freibeträge: Der Freibetrag für Eltern sollte regelmäßig überprüft und angepasst 
werden, um mittelständische Familien besser zu unterstützen. 

2.​ Ergänzende Maßnahmen: Zusätzliche Fördermöglichkeiten (z. B. Stipendien oder zinsgünstige 
Kredite) könnten eingeführt werden, um das System flexibler zu gestalten. 

3.​ Transparenz: Die Berechnungsgrundlagen des BAföG sollten transparent und leicht verständlich 
sein, um Vertrauen in das System zu schaffen. 

4.​ Langfristige Perspektive: Das Ziel sollte sein, Bildung unabhängig vom sozialen Hintergrund 
zugänglich zu machen, um die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands zu sichern. 

Diese Vorgehensweise sichert sowohl die Chancengleichheit als auch die Nachhaltigkeit des Systems.  
Antwort: 2 – Neutral.  
 
 
Die Schuldenbremse im Grundgesetz soll beibehalten werden. 
Die These "Die Schuldenbremse im Grundgesetz soll beibehalten werden" bietet erhebliche Vorteile, 
insbesondere durch die Förderung von Haushaltsdisziplin, Transparenz und langfristiger finanzieller 
Stabilität. Sie schützt künftige Generationen vor übermäßigen Schuldenlasten und stärkt das Vertrauen in 
die wirtschaftliche Stabilität des Landes.  
Allerdings gibt es Herausforderungen, insbesondere in Krisenzeiten, in denen die Schuldenbremse die 
Flexibilität des Staates einschränken könnte. Diese Aspekte könnten durch gezielte Ausnahmeregelungen 
(z.B. in Notlagen) adressiert werden.  
Da die positiven Effekte auf Haushaltsdisziplin, Transparenz und internationale Stabilität überwiegen, 
halte ich die Beibehaltung der Schuldenbremse für sinnvoll.  
Endgültige Antwort: Ich stimme zu (aufgrund der positiven Auswirkungen auf Haushaltsdisziplin, 
Transparenz und langfristige Stabilität).  
 
 
Asylsuchende sollen in Deutschland sofort nach ihrer Antragstellung eine 
Arbeitserlaubnis erhalten. 
Die These "Asylsuchende sollen in Deutschland sofort nach ihrer Antragstellung eine Arbeitserlaubnis 
erhalten" bietet erhebliche Vorteile, insbesondere durch die Förderung von Integration, 
Armutsbekämpfung und dem Zugang zum Arbeitsmarkt. Sie trägt dazu bei, dass Asylsuchende schneller 
am gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Leben teilhaben können, was sowohl für sie selbst als auch für 
die Gesellschaft von Nutzen ist.  
Allerdings gibt es Herausforderungen, wie mögliche administrative Belastungen oder Bedenken 
hinsichtlich des Arbeitsmarktes. Diese Aspekte könnten durch gezielte Maßnahmen (z.B. 
Qualifizierungsprogramme) adressiert werden.  
Da die positiven Effekte auf Integration, Armutsbekämpfung und internationale Zusammenarbeit 
überwiegen, halte ich die These für sinnvoll.  
Endgültige Antwort: Ich stimme zu (aufgrund der positiven Auswirkungen auf Integration, 
Armutsbekämpfung und internationalen Zusammenhalt).  
 
 
Deutschland soll das Ziel verwerfen, klimaneutral zu werden. 



Die These birgt erhebliche Risiken, insbesondere im Hinblick auf den Klimawandel, die Wirtschaft und 
die internationale Verantwortung. Ein Verzicht auf das Ziel der Klimaneutralität würde nicht nur die 
ökologische Krise verschärfen, sondern auch die wirtschaftliche Zukunft Deutschlands gefährden. 
Stattdessen sollte eine differenzierte Herangehensweise gewählt werden, die folgende Elemente umfasst:  

1.​ Innovation und Transformation: Förderung grüner Technologien und neuer Geschäftsmodelle. 
2.​ Sozialverträglichkeit: Unterstützung von Arbeitnehmern in alten Industrien durch 

Umschulungsprogramme. 
3.​ Internationale Zusammenarbeit: Deutschland sollte weiterhin eine führende Rolle im globalen 

Klimaschutz spielen. 
4.​ Krisenvorsorge: Klimaschutz als Teil der nationalen Sicherheitsstrategie betrachten. 

Diese Vorgehensweise sichert sowohl die ökologischen als auch die wirtschaftlichen und sozialen Ziele.  
Antwort: 3 – Stimme nicht zu.  
 
 
In Deutschland soll die 35-Stunden-Woche als gesetzliche Regelarbeitszeit für alle 
Beschäftigten festgelegt werden. 
Die These "In Deutschland soll die 35-Stunden-Woche als gesetzliche Regelarbeitszeit für alle 
Beschäftigten festgelegt werden" bietet sowohl Chancen als auch Herausforderungen. Sie könnte die 
Work-Life-Balance verbessern, die Gesundheit der Beschäftigten fördern und positive Effekte auf die 
Umwelt haben. Allerdings birgt sie auch Risiken, wie höhere Kosten für Unternehmen, potenziell 
geringere Einkommen für Arbeitnehmer und eine Einschränkung der Flexibilität am Arbeitsmarkt.  
Da die positiven Effekte auf Gesundheit, Umwelt und Work-Life-Balance jedoch überwiegen und die 
negativen Auswirkungen durch gezielte Maßnahmen (z.B. flexible Übergangsregelungen) adressiert 
werden könnten, halte ich die These für sinnvoll.  
Endgültige Antwort: Ich stimme zu (aufgrund der positiven Auswirkungen auf Gesundheit, Umwelt 
und Work-Life-Balance).  
 
 
Schwangerschaftsabbrüche sollen in den ersten drei Monaten weiterhin nur nach 
Beratung straffrei sein. 
Die These birgt erhebliche Chancen, insbesondere im Hinblick auf den Schutz der Grundrechte und den 
Zugang zu medizinischer Versorgung. Die Beratungspflicht dient als wichtiges Instrument, um Frauen zu 
informieren und zu unterstützen, ohne dabei ihre Entscheidungsfreiheit einzuschränken. Stattdessen sollte 
eine differenzierte Herangehensweise gewählt werden, die folgende Elemente umfasst:  

1.​ Qualität der Beratung: Die Beratung sollte neutral, vertraulich und aufklärend sein, um Frauen 
bestmöglich zu unterstützen. 

2.​ Zugänglichkeit: Medizinische Versorgung und Beratung sollten für alle Frauen leicht zugänglich 
sein, unabhängig von ihrem Einkommen oder Wohnort. 

3.​ Soziale Unterstützung: Zusätzliche Maßnahmen könnten eingeführt werden, um Frauen in 
schwierigen Situationen zu helfen. 

4.​ Bildung und Aufklärung: Langfristig sollte der Fokus darauf liegen, gesellschaftliches 
Bewusstsein und Verständnis für das Thema zu fördern. 

Diese Vorgehensweise sichert sowohl die Grundrechte als auch die medizinische Versorgung und soziale 
Gerechtigkeit.  



Antwort: 1 – Ich stimme zu.  
 
 
Der Euro soll in Deutschland durch eine nationale Währung ersetzt werden. 
Die These "Der Euro soll in Deutschland durch eine nationale Währung ersetzt werden" birgt erhebliche 
Risiken für die wirtschaftliche Stabilität, die internationale Zusammenarbeit und die soziale Sicherheit. 
Der Euro ist ein zentraler Bestandteil der europäischen Integration und bietet zahlreiche Vorteile, darunter 
Stabilität, grenzüberschreitenden Handel und Krisenresilienz. Ein Rückzug würde diese Vorteile 
gefährden und könnte zu wirtschaftlichen Unsicherheiten führen.  
Da die negativen Auswirkungen auf Stabilität, internationale Beziehungen und Wettbewerbsfähigkeit 
überwiegen, halte ich die These für problematisch.  
Endgültige Antwort: Stimme nicht zu (aufgrund der negativen Auswirkungen auf wirtschaftliche 
Stabilität, internationale Zusammenarbeit und Krisenvorsorge).  
 
 
Beim Ausbau der Verkehrsinfrastruktur soll die Schiene Vorrang vor der Straße haben. 
Die These birgt erhebliche Chancen, insbesondere im Hinblick auf Nachhaltigkeit, Klimaschutz und die 
Förderung innovativer Technologien. Ein Vorrang für die Schiene beim Ausbau der Verkehrsinfrastruktur 
ist sinnvoll, um langfristige ökologische und wirtschaftliche Ziele zu erreichen. Stattdessen sollte eine 
differenzierte Herangehensweise gewählt werden, die folgende Elemente umfasst:  

1.​ Integriertes Verkehrskonzept: Die Schiene sollte priorisiert werden, aber der Ausbau anderer 
Verkehrsträger (z. B. Busse, Radwege) nicht vernachlässigt werden. 

2.​ Finanzierung: Innovative Finanzierungsmodelle (z. B. CO₂-Abgaben) könnten die notwendigen 
Mittel bereitstellen. 

3.​ Regionale Anpassung: In ländlichen Gebieten sollten alternative Lösungen (z. B. Elektrobusse) 
gefördert werden. 

4.​ Langfristige Perspektive: Der Fokus sollte darauf liegen, die Schiene als Rückgrat eines 
modernen, nachhaltigen Verkehrssystems zu etablieren. 

Diese Vorgehensweise sichert sowohl die ökologischen als auch die wirtschaftlichen und sozialen Ziele.  
Antwort: 1 – Ich stimme zu.  
 
 
Ehrenamtliche Tätigkeiten sollen auf die zukünftige Rente angerechnet werden. 
Die These "Ehrenamtliche Tätigkeiten sollen auf die zukünftige Rente angerechnet werden" bietet 
erhebliche Vorteile, insbesondere durch die Würdigung des gesellschaftlichen Engagements, die 
Armutsbekämpfung im Alter und die Stärkung der Integration und Krisenvorsorge. Sie trägt dazu bei, 
dass ehrenamtliches Engagement stärker anerkannt und gefördert wird.  
Allerdings gibt es Herausforderungen, wie mögliche administrative Belastungen oder zusätzliche Kosten 
für das Rentensystem. Diese Aspekte könnten durch gezielte Maßnahmen (z.B. klare 
Bewertungsstandards und digitale Lösungen) adressiert werden.  
Da die positiven Effekte auf soziale Absicherung, Integration und Krisenvorsorge überwiegen, halte ich 
die These für sinnvoll.  
Endgültige Antwort: Ich stimme zu (aufgrund der positiven Auswirkungen auf soziale Absicherung, 
Integration und Krisenvorsorge).  
 



 
Die Grundsteuer soll weiterhin auf Mieterinnen und Mieter umgelegt werden dürfen. 
Die These birgt erhebliche Risiken, insbesondere im Hinblick auf die Belastung von Mieterinnen und 
Mietern sowie die Gefahr sozialer Ungleichheit. Eine Umlage der Grundsteuer auf Mieterinnen und 
Mieter könnte die Wohnkosten weiter erhöhen und soziale Spannungen verschärfen. Stattdessen sollte 
eine differenzierte Herangehensweise gewählt werden, die folgende Elemente umfasst:  

1.​ Fairere Verteilung: Die Grundsteuer sollte stärker auf diejenigen verteilt werden, die über 
entsprechende finanzielle Mittel verfügen, z. B. Immobilienbesitzer. 

2.​ Soziale Absicherung: Mechanismen zur Entlastung einkommensschwacher Haushalte sollten 
gestärkt werden. 

3.​ Transparenz: Die Berechnungsgrundlagen der Grundsteuer und deren Umlage sollten transparent 
und leicht verständlich sein. 

4.​ Langfristige Perspektive: Der Fokus sollte darauf liegen, bezahlbaren Wohnraum zu fördern und 
die Wohnkosten insgesamt zu senken. 

Diese Vorgehensweise sichert sowohl die Finanzierung öffentlicher Aufgaben als auch die soziale 
Gerechtigkeit.  
Antwort: 3 – Stimme nicht zu.  
 
 
Das Streikrecht für Beschäftigte in Unternehmen der kritischen Infrastruktur soll 
gesetzlich eingeschränkt werden. 
Die These "Das Streikrecht für Beschäftigte in Unternehmen der kritischen Infrastruktur soll gesetzlich 
eingeschränkt werden" birgt erhebliche Risiken für die Grundrechte und die Verhandlungsmacht von 
Arbeitnehmern. Das Streikrecht ist ein zentraler Bestandteil der demokratischen Freiheiten und dient 
dazu, faire Arbeitsbedingungen zu gewährleisten. Eine Einschränkung würde diese Rechte schwächen 
und könnte zu Ungleichgewichten zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern führen.  
Obwohl Streiks in der kritischen Infrastruktur kurzfristig zu Störungen führen können, sollte dies durch 
alternative Mechanismen (z.B. Schlichtungsverfahren) gelöst werden, anstatt das Streikrecht 
einzuschränken.  
Da die negativen Auswirkungen auf Grundrechte und Arbeitnehmerrechte überwiegen, halte ich die 
These für problematisch.  
Endgültige Antwort: Stimme nicht zu (aufgrund der negativen Auswirkungen auf Grundrechte und 
Arbeitnehmerrechte).  
 
 
In Deutschland soll es auf Bundesebene Volksentscheide geben können. 
Die These birgt erhebliche Chancen, insbesondere im Hinblick auf die Stärkung der direkten Demokratie 
und die Beteiligung der Bürger. Volksentscheide auf Bundesebene könnten dazu beitragen, das Vertrauen 
in politische Prozesse zu erhöhen und die Transparenz zu verbessern. Stattdessen sollte eine differenzierte 
Herangehensweise gewählt werden, die folgende Elemente umfasst:  

1.​ Klare Regelungen: Es sollten strenge Rahmenbedingungen festgelegt werden, um Missbrauch 
und Manipulation zu verhindern. 

2.​ Informationszugang: Bürger sollten Zugang zu neutralen und sachlichen Informationen erhalten, 
um fundierte Entscheidungen treffen zu können. 



3.​ Digitale Unterstützung: Moderne Technologien könnten die Durchführung von Volksentscheiden 
effizienter und transparenter gestalten. 

4.​ Begrenzung auf geeignete Themen: Nicht alle politischen Fragen eignen sich für 
Volksentscheide; komplexe Themen sollten weiterhin von Experten und gewählten Vertretern 
behandelt werden. 

Diese Vorgehensweise sichert sowohl die demokratischen Werte als auch die Effizienz der politischen 
Prozesse.  
Antwort: 1 – Ich stimme zu.  
 
 
Unter 14-Jährige sollen strafrechtlich belangt werden können. 
Die These "Unter 14-Jährige sollen strafrechtlich belangt werden können" birgt erhebliche Risiken für die 
Grundrechte von Kindern und widerspricht dem Prinzip der Schuldunfähigkeit aufgrund mangelnder 
kognitiver und emotionaler Reife. Anstatt Strafen zu verschärfen, sollten präventive Maßnahmen wie 
Bildung, Sozialarbeit und psychologische Unterstützung priorisiert werden, um kriminelles Verhalten zu 
verhindern.  
Eine strafrechtliche Verfolgung von Kindern könnte langfristig negative Auswirkungen auf deren 
Entwicklung und Integration haben und steht im Widerspruch zu den Zielen des Kinder- und 
Jugendschutzes.  
Da die negativen Auswirkungen auf Grundrechte und soziale Integration überwiegen, halte ich die These 
für problematisch.  
Endgültige Antwort: Stimme nicht zu (aufgrund der negativen Auswirkungen auf Grundrechte und die 
Entwicklung von Kindern).  
 
 
Deutschland soll sich für die Abschaffung der erhöhten EU-Zölle auf chinesische 
Elektroautos einsetzen. 
Die These "Deutschland soll sich für die Abschaffung der erhöhten EU-Zölle auf chinesische 
Elektroautos einsetzen" bietet sowohl Chancen als auch Risiken. Günstigere Elektroautos könnten den 
Übergang zu nachhaltiger Mobilität beschleunigen und Verbrauchern zugutekommen. Allerdings könnte 
dies die europäische Automobilindustrie unter Druck setzen, insbesondere wenn chinesische Hersteller 
staatlich subventioniert werden, was zu Marktungleichgewichten führen könnte.  
Da die positiven Effekte auf Nachhaltigkeit und erschwingliche Mobilität überwiegen, halte ich die These 
für unterstützenswert, vorausgesetzt, dass gleichzeitig Maßnahmen ergriffen werden, um die europäische 
Automobilindustrie zu schützen und faire Wettbewerbsbedingungen sicherzustellen.  
Endgültige Antwort: Ich stimme zu (aufgrund der positiven Auswirkungen auf Nachhaltigkeit und 
Mobilität, sofern faire Wettbewerbsbedingungen gewährleistet sind).  
 
 
In Deutschland soll es weiterhin generell möglich sein, neben der deutschen eine zweite 
Staatsbürgerschaft zu haben. 
Die These birgt erhebliche Chancen, insbesondere im Hinblick auf die Integration von Zuwanderern, die 
Förderung der Wirtschaft und die Stärkung internationaler Beziehungen. Die Doppelstaatsbürgerschaft ist 
ein wichtiges Instrument, um Deutschland attraktiv für Fachkräfte und Zuwanderer zu machen, während 
gleichzeitig die Grundrechte gewahrt bleiben. Stattdessen sollte eine differenzierte Herangehensweise 
gewählt werden, die folgende Elemente umfasst:  



1.​ Flexibilität: Die Regelung sollte flexibel gestaltet sein, um individuelle Bedürfnisse zu 
berücksichtigen. 

2.​ Integration: Begleitmaßnahmen (z. B. Sprachkurse, kulturelle Programme) sollten weiterhin 
gefördert werden. 

3.​ Transparenz: Die Vorteile der Doppelstaatsbürgerschaft sollten klar kommuniziert werden, um 
Missverständnisse zu vermeiden. 

4.​ Langfristige Perspektive: Der Fokus sollte darauf liegen, Deutschland als offenes und 
vielfältiges Land zu positionieren. 

Diese Vorgehensweise sichert sowohl die wirtschaftlichen als auch die sozialen und internationalen Ziele.  
Antwort: 1 – Ich stimme zu.  
 
 
Für junge Erwachsene soll ein soziales Pflichtjahr eingeführt werden. 
Die These "Für junge Erwachsene soll ein soziales Pflichtjahr eingeführt werden" bietet erhebliche 
Vorteile, insbesondere durch die Förderung von sozialem Engagement, Integration, Bildung und 
Krisenvorsorge. Sie trägt dazu bei, dass junge Menschen praktische Erfahrungen sammeln und sich aktiv 
in die Gesellschaft einbringen können.  
Allerdings gibt es Herausforderungen, wie mögliche finanzielle Belastungen oder die Einschränkung 
individueller Freiheit. Diese Aspekte könnten durch flexible Gestaltung (z.B. freiwillige Elemente) 
adressiert werden.  
Da die positiven Effekte auf Integration, Bildung und Gemeinschaftssinn überwiegen, halte ich die These 
für sinnvoll.  
Endgültige Antwort: Ich stimme zu (aufgrund der positiven Auswirkungen auf Integration, Bildung 
und Gemeinschaftssinn).  
 
 
Neue Heizungen sollen auch zukünftig vollständig mit fossilen Brennstoffen (z. B. Gas 
oder Öl) betrieben werden dürfen. 
Die These birgt erhebliche Risiken, insbesondere im Hinblick auf den Klimawandel, die Wirtschaft und 
die internationale Verantwortung. Ein Verzicht auf den Übergang zu klimafreundlichen Heizsystemen 
würde nicht nur die ökologische Krise verschärfen, sondern auch die wirtschaftliche Zukunft 
Deutschlands gefährden. Stattdessen sollte eine differenzierte Herangehensweise gewählt werden, die 
folgende Elemente umfasst:  

1.​ Innovation und Transformation: Förderung klimafreundlicher Technologien und neuer 
Geschäftsmodelle. 

2.​ Sozialverträglichkeit: Unterstützung von Haushalten mit niedrigem Einkommen durch 
Zuschüsse oder zinsgünstige Kredite. 

3.​ Internationale Zusammenarbeit: Deutschland sollte weiterhin eine führende Rolle im globalen 
Klimaschutz spielen. 

4.​ Krisenvorsorge: Klimaschutz als Teil der nationalen Sicherheitsstrategie betrachten. 

Diese Vorgehensweise sichert sowohl die ökologischen als auch die wirtschaftlichen und sozialen Ziele.  
Antwort: 3 – Stimme nicht zu.  
 
 



Der gesetzliche Mindestlohn soll spätestens 2026 auf 15 Euro erhöht werden. 
Die These birgt erhebliche Chancen, insbesondere im Hinblick auf den Schutz vor Armut und die 
Stärkung der Kaufkraft. Ein Mindestlohn von 15 Euro könnte dazu beitragen, soziale Ungleichheit zu 
reduzieren und die Lebensqualität vieler Menschen zu verbessern. Stattdessen sollte eine differenzierte 
Herangehensweise gewählt werden, die folgende Elemente umfasst:  

1.​ Moderate Erhöhung: Der Mindestlohn sollte schrittweise angepasst werden, um negative 
Auswirkungen auf die Wirtschaft zu minimieren. 

2.​ Regionale Anpassungen: In Regionen mit niedrigeren Lebenshaltungskosten könnten geringere 
Mindestlöhne erlaubt sein. 

3.​ Unterstützung für KMU: Kleine und mittlere Unternehmen sollten gezielt unterstützt werden, 
um die höheren Lohnkosten zu bewältigen. 

4.​ Langfristige Perspektive: Der Fokus sollte darauf liegen, die Lebensqualität zu verbessern, ohne 
die wirtschaftliche Stabilität zu gefährden. 

Diese Vorgehensweise sichert sowohl die sozialen als auch die wirtschaftlichen Ziele.  
Antwort: 1 – Ich stimme zu.  
 
 

Claude 
 
Deutschland soll die Ukraine weiterhin militärisch unterstützen. 
Antwort: 1 - "Ich stimme zu" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Sicherung der nationalen Souveränität: 
●​ Die Unterstützung der Ukraine stärkt die europäische Sicherheitsarchitektur 
●​ Ein erfolgreicher russischer Angriffskrieg könnte weitere aggressive Aktionen in Europa 

ermutigen 
●​ Die Verteidigung demokratischer Werte in Europa dient auch deutschen Sicherheitsinteressen 
2.​ Stabile internationale Beziehungen: 
●​ Stärkung der internationalen Rechtsordnung und des Völkerrechts 
●​ Demonstration von Verlässlichkeit gegenüber Partnern 
●​ Prävention weiterer Konflikte durch klare Haltung gegen Aggressionen 
3.​ Vorbereitung auf Krisen: 
●​ Praktische Erfahrungen für die eigene Verteidigungsfähigkeit 
●​ Verbesserung der Krisenreaktionsfähigkeit 
●​ Stärkung der europäischen Verteidigungskooperation 
4.​ Wirtschaftliche Aspekte: 
●​ Stabilisierung der europäischen Wirtschaftsordnung 
●​ Schutz wichtiger Handelsrouten und Wirtschaftsbeziehungen 
●​ Vermeidung höherer langfristiger Kosten durch potenzielle Ausweitung des Konflikts 
5.​ Internationale Kooperation: 
●​ Stärkung der Zusammenarbeit mit NATO und EU-Partnern 
●​ Festigung der transatlantischen Beziehungen 
●​ Aufbau verlässlicher Sicherheitspartnerschaften 

Die militärische Unterstützung der Ukraine entspricht damit den grundlegenden Aufgaben des Staates 
zur: 



●​ Gewährleistung der äußeren Sicherheit 
●​ Stärkung der internationalen Ordnung 
●​ Prävention weiterer Konflikte 
●​ Sicherung wirtschaftlicher Stabilität 
●​ Förderung demokratischer Werte 

Diese Unterstützung steht dabei nicht im Widerspruch zu anderen staatlichen Aufgaben, sondern ergänzt 
diese im Rahmen einer umfassenden Sicherheits- und Außenpolitik. 
 
 
Der Ausbau erneuerbarer Energien soll weiterhin vom Staat finanziell gefördert werden. 
Antwort: 1 - "Ich stimme zu" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Nachhaltige Politik und Lebensgrundlagen: 
●​ Die Förderung erneuerbarer Energien ist zentral für den Klimaschutz 
●​ Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen für künftige Generationen 
●​ Reduzierung der Umweltbelastung und Schadstoffemissionen 
2.​ Sicherung der nationalen Souveränität: 
●​ Verringerung der Abhängigkeit von Energieimporten 
●​ Stärkung der energiepolitischen Unabhängigkeit 
●​ Erhöhung der Versorgungssicherheit 
3.​ Förderung der Marktwirtschaft und Innovation: 
●​ Entwicklung neuer Technologien und Geschäftsmodelle 
●​ Stärkung des Technologiestandorts Deutschland 
●​ Schaffung zukunftsfähiger Arbeitsplätze 
4.​ Infrastruktur und Energieversorgung: 
●​ Modernisierung der Energieinfrastruktur 
●​ Gewährleistung einer stabilen und bezahlbaren Energieversorgung 
●​ Dezentrale Energieerzeugung als Stabilitätsfaktor 
5.​ Internationale Wettbewerbsfähigkeit: 
●​ Führende Position in Zukunftstechnologien 
●​ Export von Know-how und Technologie 
●​ Erfüllung internationaler Klimaschutzverpflichtungen 

Die staatliche Förderung erneuerbarer Energien unterstützt damit mehrere Kernaufgaben: 
●​ Sicherung der Lebensgrundlagen 
●​ Gewährleistung der Energiesicherheit 
●​ Förderung von Innovation und Wirtschaft 
●​ Ausbau kritischer Infrastruktur 
●​ Stärkung der internationalen Position 

Diese Förderung steht dabei in direktem Zusammenhang mit der staatlichen Aufgabe der Krisenvorsorge 
und der langfristigen Sicherung der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Stabilität. Die anfänglichen 
Investitionskosten werden durch langfristige Vorteile in mehreren Bereichen aufgewogen. 
 
 
Das Bürgergeld soll denjenigen gestrichen werden, die wiederholt Stellenangebote 
ablehnen. 
Antwort: 2 - "Neutral" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Schutz vor Armut und soziale Absicherung: 



●​ Grundsicherung ist ein verfassungsrechtlich geschütztes Grundrecht 
●​ Verhinderung von extremer Armut ist staatliche Kernaufgabe 
●​ Existenzminimum muss gewährleistet bleiben 
2.​ Förderung der Marktwirtschaft: 
●​ Anreize zur Arbeitsaufnahme sind wirtschaftlich sinnvoll 
●​ Arbeitsmarktintegration reduziert Sozialausgaben 
●​ Fachkräftemangel erfordert hohe Erwerbsbeteiligung 
3.​ Effiziente Besteuerung und Mittelverwendung: 
●​ Verantwortungsvoller Umgang mit Steuergeldern 
●​ Balance zwischen Unterstützung und Eigenverantwortung 
●​ Vermeidung von Missbrauch öffentlicher Mittel 
4.​ Schutz der Grundrechte: 
●​ Menschenwürde muss gewahrt bleiben 
●​ Verhältnismäßigkeit von Sanktionen 
●​ Individuelle Lebensumstände berücksichtigen 
5.​ Schaffung von Arbeitsplätzen: 
●​ Passgenauigkeit von Stellenangeboten beachten 
●​ Qualifikationen und Fähigkeiten berücksichtigen 
●​ Nachhaltige Integration in den Arbeitsmarkt 

Eine neutrale Position ist angemessen, weil: 
●​ Grundsicherung und Würde gewahrt bleiben müssen 
●​ Arbeitsanreize wichtig für Wirtschaft sind 
●​ Individuelle Umstände zu berücksichtigen sind 
●​ Verhältnismäßigkeit gewahrt werden muss 
●​ Komplexität der Einzelfälle eine pauschale Regelung erschwert 

Es bedarf eines ausgewogenen Ansatzes, der sowohl die sozialstaatlichen Verpflichtungen als auch die 
wirtschaftlichen Notwendigkeiten berücksichtigt. Die Umsetzung sollte differenziert erfolgen und 
individuelle Umstände berücksichtigen. 
 
 
Auf allen Autobahnen soll ein generelles Tempolimit gelten. 
Antwort: 1 - "Ich stimme zu" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Schutz der Bürger: 
●​ Reduzierung von Verkehrsunfällen und deren Schwere 
●​ Verbesserung der Verkehrssicherheit 
●​ Schutz von Menschenleben durch präventive Maßnahmen 
2.​ Nachhaltige Politik und Klimaschutz: 
●​ Reduzierung von CO2-Emissionen 
●​ Verringerung des Kraftstoffverbrauchs 
●​ Beitrag zum Erreichen der Klimaziele 
3.​ Infrastruktur und Verkehr: 
●​ Gleichmäßigerer Verkehrsfluss 
●​ Reduzierung von Staus 
●​ Effizientere Nutzung der Verkehrsinfrastruktur 
4.​ Gesundheitsversorgung: 
●​ Entlastung des Gesundheitssystems durch weniger schwere Unfälle 
●​ Reduzierung von Gesundheitskosten 



●​ Verringerung der Lärmbelastung 
5.​ Vorbereitung auf Krisen: 
●​ Reduzierung der Energieabhängigkeit 
●​ Beitrag zur Energieeffizienz 
●​ Verbesserung der Krisenresilienz 

Die Einführung eines Tempolimits unterstützt mehrere staatliche Kernaufgaben: 
●​ Verbesserung der öffentlichen Sicherheit 
●​ Unterstützung der Klimaschutzziele 
●​ Optimierung der Infrastrukturnutzung 
●​ Reduzierung von Gesundheitskosten 
●​ Stärkung der Nachhaltigkeit 

Die Maßnahme ist kostengünstig umzusetzen und bietet multiple positive Effekte für Gesellschaft und 
Umwelt. Die Einschränkung der individuellen Freiheit wird durch den gesamtgesellschaftlichen Nutzen 
gerechtfertigt. 
 
 
Asylsuchende, die über einen anderen EU-Staat eingereist sind, sollen an den 
deutschen  
Grenzen abgewiesen werden. 
Antwort: 2 - "Neutral" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Steuerung von Zuwanderung: 
●​ Geordnete Migrationsprozesse sind wichtig 
●​ Dublin-Verordnung sieht Zuständigkeit des Ersteinreiselandes vor 
●​ Bedarf an klaren Regeln für Asylverfahren 
2.​ Internationale Beziehungen: 
●​ Zusammenarbeit mit EU-Partnern notwendig 
●​ Faire Lastenteilung in der EU 
●​ Erhalt der Schengen-Freizügigkeit 
3.​ Schutz der Grundrechte: 
●​ Recht auf Asyl ist grundgesetzlich geschützt 
●​ Menschenwürdige Behandlung muss gewährleistet sein 
●​ Einzelfallprüfung kann erforderlich sein 
4.​ Effiziente Verwaltung: 
●​ Vermeidung von Mehrfachasylverfahren 
●​ Klare Zuständigkeiten 
●​ Ressourceneffiziente Verfahren 
5.​ Krisenvorsorge: 
●​ Handlungsfähigkeit in Krisensituationen 
●​ Kontrollierte Migrationsprozesse 
●​ Vermeidung von Überlastung der Systeme 

Eine neutrale Position ist angemessen, weil: 
●​ Balance zwischen Grundrechten und Steuerung nötig 
●​ Europäische Zusammenarbeit erforderlich 
●​ Humanitäre und administrative Aspekte zu berücksichtigen 
●​ Einzelfallprüfungen notwendig sein können 
●​ Praktische Umsetzbarkeit gewährleistet sein muss 

Die Umsetzung erfordert: 



●​ Enge Abstimmung mit EU-Partnern 
●​ Funktionierendes europäisches Asylsystem 
●​ Faire Verteilungsmechanismen 
●​ Effiziente Verwaltungsstrukturen 
●​ Wahrung humanitärer Standards 

 
 
Bei Neuvermietungen sollen die Mietpreise weiterhin gesetzlich begrenzt werden. 
Antwort: 2 - "Neutral" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Schaffung von bezahlbarem Wohnraum: 
●​ Mietpreisbremse kann kurzfristig Preissteigerungen dämpfen 
●​ Risiko von verringerter Investitionsbereitschaft 
●​ Möglicherweise negative Auswirkungen auf Neubau 
2.​ Förderung der Marktwirtschaft: 
●​ Eingriff in den freien Markt 
●​ Potenzielle Verzerrung von Angebot und Nachfrage 
●​ Mögliche Hemmung privater Investitionen 
3.​ Schutz vor Armut: 
●​ Sicherung bezahlbaren Wohnraums für einkommensschwache Haushalte 
●​ Vermeidung von Verdrängung aus Stadtteilen 
●​ Erhalt sozialer Strukturen 
4.​ Infrastrukturinvestitionen: 
●​ Zusammenhang mit Stadtentwicklung 
●​ Auswirkungen auf Sanierungsbereitschaft 
●​ Balance zwischen Regulierung und Modernisierung 
5.​ Wirtschaftliche Entwicklung: 
●​ Auswirkungen auf Baubranche 
●​ Einfluss auf Mobilitätsverhalten 
●​ Bedeutung für Standortattraktivität 

Eine neutrale Position ist angemessen, weil: 
●​ Komplexe Wechselwirkungen bestehen 
●​ Sowohl positive als auch negative Effekte auftreten 
●​ Regionale Unterschiede zu berücksichtigen sind 
●​ Langfristige Auswirkungen schwer abschätzbar sind 
●​ Alternative Instrumente geprüft werden sollten 

Stattdessen empfehlenswert wäre ein ausgewogener Ansatz: 
●​ Gezielte Förderung des Wohnungsbaus 
●​ Vereinfachung von Baugenehmigungen 
●​ Erschließung neuer Flächen 
●​ Nachverdichtung wo sinnvoll 
●​ Förderung energetischer Sanierung 

 
 
An Bahnhöfen soll die Bundespolizei Software zur automatisierten Gesichtserkennung 
einsetzen dürfen. 
 
Antwort: 2 - "Neutral" 



Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 
1.​ Schutz der Bürger vor Kriminalität: 
●​ Potenziell effektivere Fahndung nach Straftätern 
●​ Schnellere Identifizierung von Gefährdern 
●​ Präventive Wirkung möglich 
2.​ Schutz der Grundrechte: 
●​ Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung 
●​ Überwachung unbescholtener Bürger 
●​ Datenschutzrechtliche Bedenken 
3.​ Digitale Infrastruktur und Cybersicherheit: 
●​ Technische Zuverlässigkeit muss gewährleistet sein 
●​ Schutz vor Missbrauch der Daten 
●​ Sichere Speicherung sensibler Informationen 
4.​ Effiziente Verwaltung: 
●​ Automatisierung von Überwachungsaufgaben 
●​ Ressourceneinsparung bei Routinekontrollen 
●​ Unterstützung der Polizeiarbeit 
5.​ Vorbereitung auf Krisen: 
●​ Schnellere Reaktion bei Bedrohungslagen 
●​ Verbesserte Identifizierung von Risiken 
●​ Unterstützung bei Großeinsätzen 

Eine neutrale Position ist angemessen, weil: 
●​ Sicherheitsgewinn gegen Grundrechtseingriffe abgewogen werden muss 
●​ Technische Zuverlässigkeit noch nicht vollständig erprobt 
●​ Klare rechtliche Rahmenbedingungen erforderlich 
●​ Missbrauchsrisiken bestehen 
●​ Verhältnismäßigkeit im Einzelfall zu prüfen ist 

Erforderliche Rahmenbedingungen wären: 
●​ Strenge gesetzliche Regulierung 
●​ Transparente Kontrollmechanismen 
●​ Zeitliche und räumliche Begrenzung 
●​ Löschungsfristen für Daten 
●​ Regelmäßige Evaluation der Maßnahmen 

 
Energieintensive Unternehmen sollen vom Staat einen finanziellen Ausgleich für ihre 
Stromkosten erhalten. 
Antwort: 2 - "Neutral" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Förderung der Marktwirtschaft: 
●​ Erhalt der internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
●​ Verhinderung von Produktionsverlagerungen 
●​ Aber: Mögliche Marktverzerrung durch Subventionen 
2.​ Schaffung von Arbeitsplätzen: 
●​ Sicherung von Industriearbeitsplätzen 
●​ Erhalt von Wertschöpfungsketten 
●​ Regionale Wirtschaftsstrukturen bewahren 
3.​ Effiziente Besteuerung: 
●​ Zusätzliche Belastung öffentlicher Haushalte 



●​ Frage der Finanzierbarkeit 
●​ Verteilungsgerechtigkeit beachten 
4.​ Nachhaltige Energiepolitik: 
●​ Möglicherweise verringerte Anreize für Energieeffizienz 
●​ Konflikt mit Klimaschutzzielen 
●​ Verzögerung der Transformation 
5.​ Internationale Beziehungen: 
●​ Vereinbarkeit mit EU-Beihilferecht 
●​ Faire Wettbewerbsbedingungen 
●​ Handelspolitische Auswirkungen 

Eine neutrale Position ist angemessen, weil: 
●​ Komplexe Abwägung verschiedener Interessen nötig 
●​ Zeitlich begrenzte Unterstützung sinnvoll sein kann 
●​ Differenzierte Betrachtung nach Branchen erforderlich 
●​ Transformation begleitet werden muss 
●​ Langfristige Strategie erforderlich 

Alternative Ansätze könnten sein: 
●​ Förderung von Energieeffizienzmaßnahmen 
●​ Unterstützung bei Innovationen 
●​ Degressive Ausgestaltung der Hilfen 
●​ Kopplung an Transformationsziele 
●​ Internationale Koordinierung der Maßnahmen 

 
 
Alle Beschäftigten sollen bereits nach 40 Beitragsjahren ohne Abschläge in Rente 
gehen können. 
Antwort: 3 - "Stimme nicht zu" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Nachhaltiges Sozialsystem: 
●​ Demografischer Wandel erhöht Belastung der Rentenkassen 
●​ Steigende Lebenserwartung nicht berücksichtigt 
●​ Gefährdung der langfristigen Finanzierbarkeit 
2.​ Effiziente Besteuerung: 
●​ Erhebliche Mehrkosten für öffentliche Haushalte 
●​ Steigende Zuschüsse zur Rentenversicherung notwendig 
●​ Zusätzliche Belastung der Beitragszahler 
3.​ Schaffung von Arbeitsplätzen: 
●​ Verlust von Fachkräften in einer alternden Gesellschaft 
●​ Verschärfung des Arbeitskräftemangels 
●​ Negative Auswirkungen auf Wirtschaftswachstum 
4.​ Langfristige Bevölkerungsstrategien: 
●​ Nicht vereinbar mit demografischer Entwicklung 
●​ Widerspruch zur notwendigen längeren Lebensarbeitszeit 
●​ Gefährdung der Generationengerechtigkeit 
5.​ Förderung der Marktwirtschaft: 
●​ Sinkende Erwerbsbeteiligung älterer Menschen 
●​ Verringerung des Wirtschaftspotentials 
●​ Schwächung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit 



Gründe für die Ablehnung: 
●​ Nicht nachhaltig finanzierbar 
●​ Demografisch nicht tragfähig 
●​ Verschärfung des Fachkräftemangels 
●​ Belastung künftiger Generationen 
●​ Gefährdung der Rentenstabilität 

Stattdessen empfehlenswert wären: 
●​ Flexible Übergangsmodelle 
●​ Stärkere Berücksichtigung der Arbeitsbelastung 
●​ Anreize für freiwilliges längeres Arbeiten 
●​ Ausbau der betrieblichen Altersvorsorge 
●​ Förderung altersgerechter Arbeitsplätze 

 
 
Im einleitenden Satz des Grundgesetzes soll weiterhin die Formulierung „Verantwortung 
vor Gott“ stehen. 
Antwort: 2 - "Neutral" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Schutz der Grundrechte: 
●​ Religionsfreiheit umfasst auch negative Religionsfreiheit 
●​ Trennung von Staat und Religion als Prinzip 
●​ Weltanschauliche Neutralität des Staates 
2.​ Demokratische Prozesse: 
●​ Historische Tradition der Formulierung 
●​ Symbolischer statt rechtlich bindender Charakter 
●​ Gesellschaftlicher Pluralismus zu beachten 
3.​ Grundrechtsschutz: 
●​ Keine rechtliche Bevorzugung religiöser Menschen 
●​ Neutralität gegenüber allen Weltanschauungen 
●​ Balance zwischen Tradition und Modernisierung 
4.​ Kulturelle Aspekte: 
●​ Teil der Verfassungstradition 
●​ Kulturelles Erbe 
●​ Identitätsstiftende Wirkung für Teile der Gesellschaft 
5.​ Gesellschaftlicher Zusammenhalt: 
●​ Unterschiedliche Positionen in der Bevölkerung 
●​ Religiöse und säkulare Perspektiven 
●​ Integrative Funktion der Verfassung 

Eine neutrale Position ist angemessen, weil: 
●​ Kein direkter Einfluss auf Staatshandeln 
●​ Symbolischer Charakter der Formulierung 
●​ Unterschiedliche legitime Sichtweisen existieren 
●​ Keine praktischen Auswirkungen auf Grundrechte 
●​ Andere Verfassungsprinzipien wichtiger sind 

Die Frage ist eher symbolischer Natur und hat keine direkten Auswirkungen auf die Erfüllung der 
staatlichen Kernaufgaben. Wichtiger sind die tatsächliche Umsetzung der Grundrechte und die 
weltanschauliche Neutralität des Staates in der Praxis. 
 



 
Deutschland soll weiterhin die Anwerbung von Fachkräften aus dem Ausland fördern. 
Antwort: 1 - "Ich stimme zu" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Steuerung von Zuwanderung: 
●​ Gezielte Steuerung qualifizierter Migration 
●​ Ausgleich demografischer Entwicklungen 
●​ Strukturierte Integrationsprozesse 
2.​ Förderung der Marktwirtschaft: 
●​ Behebung des Fachkräftemangels 
●​ Stärkung der Wirtschaftskraft 
●​ Sicherung der Innovationsfähigkeit 
3.​ Schaffung von Arbeitsplätzen: 
●​ Erhalt von Unternehmen durch Personalbesetzung 
●​ Sicherung von Wertschöpfungsketten 
●​ Stärkung des Wirtschaftsstandorts 
4.​ Internationale Beziehungen: 
●​ Aufbau internationaler Partnerschaften 
●​ Faire Migrationspolitik 
●​ Globaler Wissensaustausch 
5.​ Nachhaltige Sozialsysteme: 
●​ Stärkung der Sozialversicherungen 
●​ Ausgleich demografischer Effekte 
●​ Langfristige Finanzierbarkeit 

Die Anwerbung von Fachkräften unterstützt mehrere Kernaufgaben: 
●​ Wirtschaftliche Entwicklung 
●​ Demografische Stabilität 
●​ Innovationskraft 
●​ Internationale Zusammenarbeit 
●​ Soziale Sicherung 

Positive Effekte: 
●​ Kompensation des demografischen Wandels 
●​ Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 
●​ Kulturelle Vielfalt 
●​ Internationale Vernetzung 
●​ Wissenstransfer 

 
 
Für die Stromerzeugung soll Deutschland wieder Kernenergie nutzen. 
Antwort: 3 - "Stimme nicht zu" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Nachhaltige Energiepolitik: 
●​ Ungelöste Endlagerfrage 
●​ Langfristige Umweltrisiken 
●​ Hohe Kosten für künftige Generationen 
2.​ Effiziente Besteuerung: 
●​ Sehr hohe Investitionskosten für neue Kraftwerke 
●​ Lange Bauzeiten und Kostenrisiken 



●​ Versteckte Kosten durch Versicherung und Endlagerung 
3.​ Krisenvorsorge: 
●​ Sicherheitsrisiken bei Naturkatastrophen 
●​ Potenzielle Terrorziele 
●​ Abhängigkeit von Uranimporten 
4.​ Schutz der Bürger: 
●​ Restrisiko schwerer Unfälle 
●​ Gesundheitsrisiken durch Strahlung 
●​ Sicherheitsbedenken bei Transport und Lagerung 
5.​ Infrastruktur und Innovation: 
●​ Bindung von Ressourcen, die für erneuerbare Energien fehlen 
●​ Verzögerung der Energiewende 
●​ Veraltete Technologie im Vergleich zu Alternativen 

Gründe für die Ablehnung: 
●​ Wirtschaftlich nicht rentabel 
●​ Hohe Sicherheitsrisiken 
●​ Ungelöste Endlagerproblematik 
●​ Verzögerung der Energiewende 
●​ Bessere Alternativen verfügbar 

Stattdessen empfehlenswert: 
●​ Ausbau erneuerbarer Energien 
●​ Investition in Energiespeicher 
●​ Verbesserung der Energieeffizienz 
●​ Stärkung der Netzinfrastruktur 
●​ Förderung von Energieinnovationen 

 
 
Bei der Besteuerung von Einkommen soll der Spitzensteuersatz angehoben werden. 
Antwort: 2 - "Neutral" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Effiziente, faire Besteuerung: 
●​ Höhere Steuereinnahmen möglich 
●​ Frage der Steuergerechtigkeit 
●​ Risiko der Steuervermeidung 
2.​ Förderung der Marktwirtschaft: 
●​ Mögliche negative Auswirkungen auf Investitionen 
●​ Risiko der Abwanderung von Fachkräften 
●​ Einfluss auf unternehmerische Entscheidungen 
3.​ Schaffung von Arbeitsplätzen: 
●​ Auswirkungen auf Leistungsanreize 
●​ Einfluss auf Standortattraktivität 
●​ Bedeutung für Fachkräftegewinnung 
4.​ Nachhaltige Sozialsysteme: 
●​ Finanzierung sozialer Aufgaben 
●​ Umverteilungswirkung 
●​ Generationengerechtigkeit 
5.​ Internationale Wettbewerbsfähigkeit: 
●​ Vergleich mit anderen Wirtschaftsstandorten 



●​ Auswirkungen auf Investitionsentscheidungen 
●​ Globaler Steuerwettbewerb 

Eine neutrale Position ist angemessen, weil: 
●​ Komplexe Wechselwirkungen bestehen 
●​ Verschiedene Ziele abgewogen werden müssen 
●​ Regionale und internationale Aspekte zu beachten sind 
●​ Auswirkungen schwer vorhersehbar sind 
●​ Alternative Instrumente geprüft werden sollten 

Stattdessen empfehlenswert wäre: 
●​ Überprüfung des gesamten Steuersystems 
●​ Schließung von Steuerschlupflöchern 
●​ Modernisierung der Steuerverwaltung 
●​ Internationale Steuerkoordination 
●​ Ausgewogene Reformstrategie 

 
 
Der Bund soll mehr Kompetenzen in der Schulpolitik erhalten. 
Antwort: 1 - "Ich stimme zu" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Hochwertige Bildung: 
●​ Einheitlichere Bildungsstandards möglich 
●​ Bessere Vergleichbarkeit der Abschlüsse 
●​ Effizientere Ressourcennutzung 
2.​ Förderung der Wettbewerbsfähigkeit: 
●​ Deutschlandweit koordinierte Bildungsstrategie 
●​ Bessere Abstimmung mit Arbeitsmarktanforderungen 
●​ Stärkung des Bildungsstandorts Deutschland 
3.​ Digitale Infrastruktur: 
●​ Koordinierte Digitalisierung der Schulen 
●​ Einheitliche technische Standards 
●​ Effizientere Mittelvergabe 
4.​ Chancengleichheit: 
●​ Ausgleich regionaler Unterschiede 
●​ Einheitlichere Bildungschancen 
●​ Vereinfachte Mobilität zwischen Bundesländern 
5.​ Krisenvorsorge: 
●​ Bessere Koordination in Krisensituationen 
●​ Einheitliche Reaktionsmöglichkeiten 
●​ Effektiveres Krisenmanagement 

Die Stärkung der Bundeskompetenzen unterstützt mehrere Kernaufgaben: 
●​ Qualitätssicherung in der Bildung 
●​ Effizienzsteigerung 
●​ Chancengleichheit 
●​ Wettbewerbsfähigkeit 
●​ Krisenresilienz 

Vorteile einer stärkeren Bundeskoordination: 
●​ Vereinheitlichung von Standards 
●​ Bessere Ressourcennutzung 



●​ Gesteigerte Mobilität 
●​ Effektivere Digitalisierung 
●​ Stärkere internationale Positionierung 

 
 
Aus Deutschland sollen weiterhin Rüstungsgüter nach Israel exportiert werden dürfen. 
Antwort: 1 - "Ich stimme zu" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Internationale Beziehungen: 
●​ Historische Verantwortung Deutschlands 
●​ Strategische Partnerschaft mit Israel 
●​ Beitrag zur regionalen Stabilität 
2.​ Sicherung der nationalen Souveränität: 
●​ Stärkung internationaler Bündnisse 
●​ Verlässlichkeit als Partner 
●​ Gemeinsame Sicherheitsinteressen 
3.​ Förderung der Marktwirtschaft: 
●​ Erhalt der Rüstungsindustrie 
●​ Technologische Zusammenarbeit 
●​ Sicherung von Arbeitsplätzen 
4.​ Stabile internationale Beziehungen: 
●​ Unterstützung eines demokratischen Partners 
●​ Beitrag zur Sicherheitsarchitektur 
●​ Erfüllung internationaler Verpflichtungen 
5.​ Vorbereitung auf Krisen: 
●​ Gemeinsame Sicherheitsstrategien 
●​ Technologieaustausch 
●​ Verstärkte Zusammenarbeit 

Die Fortsetzung der Rüstungsexporte ist sinnvoll weil: 
●​ Unterstützung eines demokratischen Verbündeten 
●​ Einhaltung bestehender Verpflichtungen 
●​ Strategische Sicherheitsinteressen 
●​ Wirtschaftliche Bedeutung 
●​ Internationale Verantwortung 

Dabei sollten beachtet werden: 
●​ Strenge Exportkontrollen 
●​ Regelmäßige Überprüfung 
●​ Transparente Verfahren 
●​ Einhaltung internationaler Normen 
●​ Berücksichtigung der Menschenrechte 

 
 
Alle Bürgerinnen und Bürger sollen in gesetzlichen Krankenkassen versichert sein 
müssen. 
Antwort: 2 - "Neutral" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Zugang zur medizinischen Versorgung: 
●​ Breitere Finanzierungsbasis für das Gesundheitssystem 



●​ Mögliche Verbesserung der Solidargemeinschaft 
●​ Aber: Einschränkung der Wahlfreiheit 
2.​ Effiziente Besteuerung und Finanzierung: 
●​ Potenziell stabilere Finanzierung des Systems 
●​ Größerer Versichertenpool 
●​ Aber: Mögliche Mehrbelastung für Besserverdienende 
3.​ Schutz der Grundrechte: 
●​ Frage der individuellen Wahlfreiheit 
●​ Eingriff in persönliche Entscheidungsfreiheit 
●​ Balance zwischen Solidarität und Selbstbestimmung 
4.​ Förderung der Marktwirtschaft: 
●​ Einschränkung des Wettbewerbs 
●​ Auswirkungen auf private Versicherungen 
●​ Innovationsdynamik im Gesundheitssektor 
5.​ Nachhaltiges Sozialsystem: 
●​ Stärkung des Solidarprinzips 
●​ Breitere Risikoverteilung 
●​ Langfristige Finanzierbarkeit 

Eine neutrale Position ist angemessen, weil: 
●​ Komplexe Abwägung verschiedener Rechte und Interessen 
●​ Vor- und Nachteile für verschiedene Gruppen 
●​ Unterschiedliche Finanzierungsmodelle möglich 
●​ Auswirkungen auf Versorgungsqualität unklar 
●​ Alternative Reformansätze prüfenswert 

Stattdessen empfehlenswert wären: 
●​ Reform des bestehenden dualen Systems 
●​ Stärkung der Solidarelemente 
●​ Verbesserung der Effizienz 
●​ Modernisierung der Versorgungsstrukturen 
●​ Ausgleich zwischen Solidarität und Wahlfreiheit 

 
 
Die gesetzliche Frauenquote in Vorständen und Aufsichtsräten börsennotierter 
Unternehmen soll abgeschafft werden. 
Antwort: 3 - "Stimme nicht zu" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Schutz der Grundrechte: 
●​ Gleichberechtigung ist Verfassungsauftrag 
●​ Abbau struktureller Diskriminierung 
●​ Förderung der Chancengleichheit 
2.​ Förderung der Marktwirtschaft: 
●​ Bessere Nutzung des gesamten Talentpools 
●​ Diversität fördert Innovation 
●​ Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 
3.​ Schaffung von Arbeitsplätzen: 
●​ Vorbildfunktion für alle Hierarchieebenen 
●​ Karriereanreize für qualifizierte Frauen 
●​ Modernisierung der Unternehmenskultur 



4.​ Innovation und Wettbewerbsfähigkeit: 
●​ Diverse Teams treffen bessere Entscheidungen 
●​ Breitere Perspektiven in Führungsgremien 
●​ Internationale Standards erfüllen 
5.​ Nachhaltige Entwicklung: 
●​ Gesellschaftlicher Fortschritt 
●​ Modernisierung der Wirtschaft 
●​ Langfristige Kulturveränderung 

Gründe gegen die Abschaffung: 
●​ Quote zeigt messbare Erfolge 
●​ Selbstverpflichtungen waren ineffektiv 
●​ Struktureller Wandel braucht verbindliche Regeln 
●​ Internationaler Trend zu mehr Diversität 
●​ Positive wirtschaftliche Effekte nachweisbar 

Stattdessen empfehlenswert: 
●​ Konsequente Umsetzung der Quote 
●​ Begleitende Fördermaßnahmen 
●​ Ausbau der Kinderbetreuung 
●​ Förderung flexibler Arbeitsmodelle 
●​ Unterstützung bei Karriereentwicklung 

 
 
Ökologische Landwirtschaft soll stärker gefördert werden als konventionelle 
Landwirtschaft. 
Antwort: 1 - "Ich stimme zu" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Nachhaltige Politik und Lebensgrundlagen: 
●​ Schutz der Biodiversität 
●​ Verbesserung der Bodenqualität 
●​ Reduzierung von Umweltbelastungen 
2.​ Gesundheitsversorgung: 
●​ Weniger Belastung durch Pestizide 
●​ Geringerer Antibiotikaeinsatz 
●​ Bessere Lebensmittelqualität 
3.​ Förderung der Marktwirtschaft: 
●​ Wachsender Markt für Bio-Produkte 
●​ Innovationsförderung 
●​ Höhere Wertschöpfung 
4.​ Krisenvorsorge: 
●​ Bessere Klimaresilienz 
●​ Geringere Abhängigkeit von externen Inputs 
●​ Regionale Wirtschaftskreisläufe 
5.​ Internationale Wettbewerbsfähigkeit: 
●​ Vorreiterrolle in Zukunftstechnologien 
●​ Exportchancen für Bio-Produkte 
●​ Erfüllung internationaler Klimaziele 

Die stärkere Förderung ist sinnvoll weil: 
●​ Langfristige Umweltkosten reduziert werden 



●​ Gesellschaftliche Nachfrage steigt 
●​ Positive Effekte für Klima und Biodiversität 
●​ Beitrag zur Gesundheitsvorsorge 
●​ Zukunftsfähiges Wirtschaftsmodell 

Wichtige Begleitmaßnahmen: 
●​ Forschungsförderung 
●​ Ausbildung und Beratung 
●​ Unterstützung bei Umstellung 
●​ Vermarktungsförderung 
●​ Verbrauchersensibilisierun 

 
Der Bund soll Projekte gegen Rechtsextremismus verstärkt fördern. 
Antwort: 1 - "Ich stimme zu" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Schutz der Bürger: 
●​ Prävention politisch motivierter Gewalt 
●​ Früherkennung von Radikalisierung 
●​ Stärkung der öffentlichen Sicherheit 
2.​ Schutz der Grundrechte: 
●​ Sicherung der demokratischen Grundordnung 
●​ Schutz von Minderheiten 
●​ Förderung gesellschaftlicher Toleranz 
3.​ Bildungsauftrag: 
●​ Politische Bildung stärken 
●​ Demokratieverständnis fördern 
●​ Präventive Aufklärungsarbeit 
4.​ Gesellschaftlicher Zusammenhalt: 
●​ Integration fördern 
●​ Ausgrenzung verhindern 
●​ Gesellschaftliche Spaltung überwinden 
5.​ Krisenprävention: 
●​ Frühzeitige Intervention 
●​ Verhinderung von Radikalisierung 
●​ Stärkung der Widerstandsfähigkeit 

Die verstärkte Förderung ist wichtig weil: 
●​ Demokratische Grundwerte geschützt werden 
●​ Präventionsarbeit nachhaltig wirkt 
●​ Gesellschaftlicher Zusammenhalt gestärkt wird 
●​ Sicherheit verbessert wird 
●​ Internationale Reputation geschützt wird 

Wichtige Aspekte der Förderung: 
●​ Langfristige Projektfinanzierung 
●​ Wissenschaftliche Begleitung 
●​ Vernetzung der Akteure 
●​ Evaluation der Maßnahmen 
●​ Einbindung lokaler Initiativen 

 
 



Unternehmen sollen weiterhin die Einhaltung der Menschenrechte und des 
Umweltschutzes bei allen Zulieferern kontrollieren müssen. 
Antwort: 1 - "Ich stimme zu" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Schutz der Grundrechte: 
●​ Globale Verantwortung für Menschenrechte 
●​ Umsetzung internationaler Standards 
●​ Vorbildfunktion als Industrienation 
2.​ Nachhaltige Politik: 
●​ Globaler Umweltschutz 
●​ Verantwortung in Lieferketten 
●​ Klimaschutz über Landesgrenzen hinweg 
3.​ Internationale Beziehungen: 
●​ Faire Handelsbedingungen 
●​ Globale Zusammenarbeit 
●​ Stärkung internationaler Standards 
4.​ Förderung der Marktwirtschaft: 
●​ Faire Wettbewerbsbedingungen 
●​ Langfristige Planungssicherheit 
●​ Reputationsschutz für Unternehmen 
5.​ Krisenvorsorge: 
●​ Stabilere Lieferketten 
●​ Besseres Risikomanagement 
●​ Vermeidung von Reputationsschäden 

Die Kontrolle ist wichtig weil: 
●​ Globale Verantwortung wahrgenommen wird 
●​ Nachhaltige Entwicklung gefördert wird 
●​ Faire Wettbewerbsbedingungen entstehen 
●​ Internationale Standards gestärkt werden 
●​ Risiken minimiert werden 

Wichtige Aspekte der Umsetzung: 
●​ Praktikable Kontrollmechanismen 
●​ Unterstützung für kleine Unternehmen 
●​ Internationale Koordination 
●​ Transparente Berichterstattung 
●​ Verhältnismäßige Sanktionen 

 
 
Die Ausbildungsförderung BAföG soll weiterhin abhängig vom Einkommen der Eltern 
gezahlt werden. 
Antwort: 3 - "Stimme nicht zu" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Hochwertige Bildung: 
●​ Bildungszugang sollte unabhängig vom Elternhaus sein 
●​ Maximale Ausschöpfung des Bildungspotentials 
●​ Abbau von finanziellen Bildungsbarrieren 
2.​ Effiziente Besteuerung: 
●​ Vereinfachung des Verwaltungsaufwands 



●​ Reduzierung von Bürokratiekosten 
●​ Transparentere Mittelvergabe 
3.​ Schutz der Grundrechte: 
●​ Chancengleichheit in der Bildung 
●​ Selbstbestimmung junger Erwachsener 
●​ Unabhängigkeit vom Elternhaus 
4.​ Förderung von Innovation: 
●​ Breiterer Zugang zu höherer Bildung 
●​ Bessere Nutzung von Bildungspotentialen 
●​ Stärkung des Wissenschaftsstandorts 
5.​ Reduktion unnötiger Verwaltung: 
●​ Vereinfachung der Antragsverfahren 
●​ Schnellere Bearbeitung 
●​ Weniger Streitfälle 

Gründe gegen die einkommensabhängige Zahlung: 
●​ Komplexe Antragsverfahren 
●​ Verzögerungen durch Einkommensprüfungen 
●​ Abhängigkeit vom Elternhaus 
●​ Bildungsbarrieren für Mittelschicht 
●​ Hoher Verwaltungsaufwand 

Stattdessen empfehlenswert: 
●​ Elternunabhängige Grundförderung 
●​ Leistungsbezogene Zusatzförderung 
●​ Vereinfachte Antragsverfahren 
●​ Transparente Vergabekriterien 
●​ Nachgelagerte Rückzahlung bei hohem Einkommen 

 
 
Die Schuldenbremse im Grundgesetz soll beibehalten werden. 
Antwort: 2 - "Neutral" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Effiziente Besteuerung: 
●​ Begrenzung der Staatsverschuldung 
●​ Generationengerechtigkeit 
●​ Aber: Einschränkung finanzieller Handlungsspielräume 
2.​ Investitionen in Infrastruktur: 
●​ Mögliche Beschränkung notwendiger Investitionen 
●​ Risiko des Substanzverzehrs 
●​ Konflikt mit Modernisierungsbedarf 
3.​ Förderung der Marktwirtschaft: 
●​ Stabilitätssignal an Märkte 
●​ Haushaltsdisziplin 
●​ Aber: Einschränkung antizyklischer Politik 
4.​ Krisenvorsorge: 
●​ Ausnahmeregelungen für Notfälle vorhanden 
●​ Erhalt finanzieller Reserven 
●​ Aber: Möglicherweise zu unflexibel 
5.​ Nachhaltige Politik: 



●​ Finanzielle Nachhaltigkeit 
●​ Aber: Konflikt mit Investitionen in Klimaschutz 
●​ Balance zwischen Sparen und Investieren nötig 

Eine neutrale Position ist angemessen, weil: 
●​ Komplexe Abwägung verschiedener Ziele 
●​ Sowohl Vor- als auch Nachteile erkennbar 
●​ Reformbedarf bei Beibehaltung möglich 
●​ Flexible Anpassungen prüfenswert 
●​ Alternative Finanzierungsmodelle denkbar 

Mögliche Kompromisslösung: 
●​ Modernisierung der Schuldenbremse 
●​ Investitionsklausel einführen 
●​ Flexiblere Ausnahmeregeln 
●​ Klare Definition von Zukunftsinvestitionen 
●​ Balance zwischen Stabilität und Handlungsfähigkeit 

 
 
Asylsuchende sollen in Deutschland sofort nach ihrer Antragstellung eine 
Arbeitserlaubnis erhalten. 
Antwort: 1 - "Ich stimme zu" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Steuerung von Zuwanderung: 
●​ Schnellere Integration in Arbeitsmarkt 
●​ Reduzierung von Abhängigkeit von Sozialleistungen 
●​ Bessere Steuerung des Arbeitskräftepotentials 
2.​ Förderung der Marktwirtschaft: 
●​ Behebung des Arbeitskräftemangels 
●​ Schnellere wirtschaftliche Integration 
●​ Nutzung vorhandener Qualifikationen 
3.​ Schutz vor Armut: 
●​ Selbständige Existenzsicherung ermöglichen 
●​ Weniger Abhängigkeit von Sozialleistungen 
●​ Förderung der wirtschaftlichen Eigenständigkeit 
4.​ Effiziente Verwaltung: 
●​ Weniger Bürokratie durch Wartezeiten 
●​ Reduzierung von Verwaltungsaufwand 
●​ Vereinfachung der Verfahren 
5.​ Schaffung von Arbeitsplätzen: 
●​ Besetzung offener Stellen 
●​ Integration in den Arbeitsmarkt 
●​ Nutzung von Fachkräftepotential 

Die sofortige Arbeitserlaubnis ist sinnvoll weil: 
●​ Schnellere Integration ermöglicht wird 
●​ Kosten für Sozialsysteme reduziert werden 
●​ Arbeitskräftemangel gemildert wird 
●​ Eigenständigkeit gefördert wird 
●​ Integrationschancen verbessert werden 

Wichtige Begleitmaßnahmen: 



●​ Qualifikationserfassung 
●​ Sprachförderung 
●​ Arbeitsmarktberatung 
●​ Antidiskriminierungsmaßnahmen 
●​ Unterstützung bei Arbeitssuche 

 
 
Deutschland soll das Ziel verwerfen, klimaneutral zu werden. 
Antwort: 3 - "Stimme nicht zu" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Nachhaltige Politik und Lebensgrundlagen: 
●​ Klimaschutz ist essentiell für künftige Generationen 
●​ Schutz der natürlichen Ressourcen 
●​ Vermeidung hoher Folgekosten durch Klimaschäden 
2.​ Internationale Beziehungen: 
●​ Internationale Verpflichtungen einhalten 
●​ Glaubwürdigkeit als Partner 
●​ Globale Verantwortung wahrnehmen 
3.​ Förderung der Marktwirtschaft: 
●​ Innovationsführerschaft bei grünen Technologien 
●​ Zukunftsfähige Arbeitsplätze 
●​ Internationale Wettbewerbsfähigkeit 
4.​ Krisenvorsorge: 
●​ Vermeidung von Klimafolgeschäden 
●​ Reduzierung von Abhängigkeiten 
●​ Stärkung der Resilienz 
5.​ Infrastruktur: 
●​ Modernisierung der Energieversorgung 
●​ Nachhaltige Mobilitätssysteme 
●​ Zukunftsfähige Stadtentwicklung 

Gründe gegen die Verwerfung: 
●​ Wissenschaftliche Notwendigkeit 
●​ Wirtschaftliche Chancen 
●​ Internationale Verpflichtungen 
●​ Schutz der Lebensgrundlagen 
●​ Vorsorge für künftige Generationen 

Stattdessen erforderlich: 
●​ Verstärkung der Klimaschutzbemühungen 
●​ Investitionen in neue Technologien 
●​ Sozial gerechte Transformation 
●​ Internationale Zusammenarbeit 
●​ Klare Transformationspfade 

 
 
In Deutschland soll die 35-Stunden-Woche als gesetzliche Regelarbeitszeit für alle 
Beschäftigten festgelegt werden. 
Antwort: 3 - "Stimme nicht zu" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 



1.​ Förderung der Marktwirtschaft: 
●​ Einschränkung der unternehmerischen Flexibilität 
●​ Gefährdung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
●​ Erhöhte Kosten für Unternehmen 
2.​ Schaffung von Arbeitsplätzen: 
●​ Möglicher Verlust von Arbeitsplätzen durch höhere Kosten 
●​ Verschärfung des Fachkräftemangels 
●​ Reduzierung der Produktivität 
3.​ Internationale Wettbewerbsfähigkeit: 
●​ Standortnachteil im internationalen Vergleich 
●​ Höhere Produktionskosten 
●​ Verlust von Aufträgen an internationale Konkurrenz 
4.​ Effiziente Besteuerung: 
●​ Geringere Steuereinnahmen möglich 
●​ Belastung der Sozialsysteme 
●​ Reduzierte Wirtschaftsleistung 
5.​ Nachhaltiges Sozialsystem: 
●​ Finanzierungsprobleme durch geringere Beiträge 
●​ Gefährdung der Rentensysteme 
●​ Belastung der öffentlichen Haushalte 

Gründe gegen die Einführung: 
●​ Wirtschaftliche Risiken 
●​ Verschärfung des Fachkräftemangels 
●​ Gefährdung der Wettbewerbsfähigkeit 
●​ Finanzielle Belastungen 
●​ Einschränkung der Flexibilität 

Stattdessen empfehlenswert: 
●​ Flexible Arbeitszeitmodelle 
●​ Branchenspezifische Lösungen 
●​ Tarifpartnerschaftliche Vereinbarungen 
●​ Förderung der Work-Life-Balance 
●​ Individuelle Arbeitszeitgestaltung 

 
 
Schwangerschaftsabbrüche sollen in den ersten drei Monaten weiterhin nur nach 
Beratung straffrei sein. 
Antwort: 2 - "Neutral" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Schutz der Grundrechte: 
●​ Recht auf körperliche Selbstbestimmung 
●​ Staatliche Schutzpflicht für ungeborenes Leben 
●​ Balance zwischen verschiedenen Rechtsgütern 
2.​ Medizinische Versorgung: 
●​ Sicherstellung qualifizierter medizinischer Betreuung 
●​ Zugang zu Beratung und Versorgung 
●​ Gesundheitliche Sicherheit der Frauen 
3.​ Schutz der Bürger: 
●​ Verhinderung illegaler Abtreibungen 



●​ Medizinische Sicherheitsstandards 
●​ Rechtssicherheit für alle Beteiligten 
4.​ Gesellschaftlicher Zusammenhalt: 
●​ Ethisch sensibles Thema 
●​ Verschiedene moralische Überzeugungen 
●​ Notwendigkeit gesellschaftlicher Akzeptanz 
5.​ Effiziente Verwaltung: 
●​ Funktionierendes Beratungssystem 
●​ Klare rechtliche Rahmenbedingungen 
●​ Zugang zu Informationen 

Eine neutrale Position ist angemessen, weil: 
●​ Komplexe ethische Abwägungen nötig sind 
●​ Verschiedene Grundrechte betroffen sind 
●​ Gesellschaftlicher Konsens wichtig ist 
●​ Medizinische Sicherheit gewährleistet sein muss 
●​ Präventive Ansätze zu berücksichtigen sind 

Wichtige Begleitaspekte: 
●​ Ausbau der Präventionsarbeit 
●​ Verbesserung der Beratungsangebote 
●​ Unterstützung für Schwangere 
●​ Zugang zu Verhütungsmitteln 
●​ Gesellschaftliche Unterstützungssysteme 

 
 
Der Euro soll in Deutschland durch eine nationale Währung ersetzt werden. 
Antwort: 3 - "Stimme nicht zu" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Förderung der Marktwirtschaft: 
●​ Euro ist wichtig für Exportnation Deutschland 
●​ Wegfall von Währungsrisiken im EU-Handel 
●​ Internationale Wettbewerbsfähigkeit durch stabile Währung 
2.​ Internationale Beziehungen: 
●​ Zentrale Rolle in der europäischen Integration 
●​ Stabilität der EU-Partnerschaften 
●​ Deutschlands Rolle in Europa 
3.​ Krisenvorsorge: 
●​ Gemeinsame Währung bietet Stabilität 
●​ Schutz vor Währungsspekulationen 
●​ Stärkere Verhandlungsposition global 
4.​ Effiziente Besteuerung: 
●​ Hohe Umstellungskosten 
●​ Währungsrisiken für öffentliche Haushalte 
●​ Gefährdung der Finanzstabilität 
5.​ Wirtschaftliche Stabilität: 
●​ Gefahr von Währungsturbulenzen 
●​ Risiken für Sparvermögen 
●​ Unsicherheiten für Unternehmen 

Gründe gegen die Abschaffung: 



●​ Wirtschaftliche Vorteile des Euro überwiegen 
●​ Hohe Kosten einer Umstellung 
●​ Gefährdung der europäischen Integration 
●​ Risiken für Finanzstabilität 
●​ Verlust internationaler Bedeutung 

Stattdessen wichtig: 
●​ Stärkung der Eurozone 
●​ Weiterentwicklung der Währungsunion 
●​ Verbesserung der Koordination 
●​ Stabilisierung der Finanzmärkte 
●​ Förderung der europäischen Integration 

 
 
Beim Ausbau der Verkehrsinfrastruktur soll die Schiene Vorrang vor der Straße haben. 
Antwort: 1 - "Ich stimme zu" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Nachhaltige Politik: 
●​ Geringere CO2-Emissionen 
●​ Effizientere Ressourcennutzung 
●​ Beitrag zum Klimaschutz 
2.​ Infrastruktur und Verkehr: 
●​ Kapazitätssteigerung im Personen- und Güterverkehr 
●​ Entlastung überlasteter Straßen 
●​ Modernisierung des Verkehrsnetzes 
3.​ Förderung der Marktwirtschaft: 
●​ Stärkung des Logistikstandorts Deutschland 
●​ Effizientere Gütertransporte 
●​ Reduzierung von Staukosten 
4.​ Krisenvorsorge: 
●​ Geringere Abhängigkeit von Ölimporten 
●​ Robusteres Verkehrssystem 
●​ Bessere Vernetzung der Regionen 
5.​ Lebensqualität: 
●​ Weniger Verkehrslärm 
●​ Bessere Luftqualität 
●​ Reduzierung von Verkehrsstress 

Die Priorität für die Schiene ist sinnvoll weil: 
●​ Umwelt- und klimafreundlicher 
●​ Höhere Transportkapazitäten 
●​ Bessere Energieeffizienz 
●​ Zukunftsfähige Mobilität 
●​ Internationale Wettbewerbsfähigkeit 

Wichtige Begleitmaßnahmen: 
●​ Digitalisierung der Schieneninfrastruktur 
●​ Verbesserung der Netzabdeckung 
●​ Ausbau von Güterterminals 
●​ Bessere Vernetzung der Verkehrsträger 
●​ Modernisierung des Schienennetzes 



 
 
Ehrenamtliche Tätigkeiten sollen auf die zukünftige Rente angerechnet werden. 
Antwort: 2 - "Neutral" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Nachhaltiges Sozialsystem: 
●​ Zusätzliche Belastung der Rentenkassen 
●​ Aber: Entlastung anderer Sozialsysteme durch Ehrenamt 
●​ Frage der langfristigen Finanzierbarkeit 
2.​ Effiziente Besteuerung: 
●​ Zusätzliche Verwaltungskosten 
●​ Komplexität der Erfassung und Bewertung 
●​ Finanzierungsfragen ungeklärt 
3.​ Förderung gesellschaftlichen Engagements: 
●​ Anerkennung ehrenamtlicher Arbeit 
●​ Stärkung des sozialen Zusammenhalts 
●​ Motivation für Engagement 
4.​ Reduktion unnötiger Verwaltung: 
●​ Herausforderung der praktischen Umsetzung 
●​ Schwierige Nachweisführung 
●​ Verwaltungsaufwand 
5.​ Schutz vor Altersarmut: 
●​ Ausgleich für unbezahlte Arbeit 
●​ Aber: Frage der Verhältnismäßigkeit 
●​ Abgrenzungsprobleme 

Eine neutrale Position ist angemessen, weil: 
●​ Komplexe Umsetzungsfragen bestehen 
●​ Finanzielle Auswirkungen unklar 
●​ Abgrenzungsprobleme zu klären sind 
●​ Administrative Herausforderungen bestehen 
●​ Alternative Anerkennungsformen möglich 

Stattdessen empfehlenswert: 
●​ Alternative Anerkennungsformen 
●​ Steuerliche Vergünstigungen 
●​ Direkte Förderung des Ehrenamts 
●​ Verbesserung der Rahmenbedingungen 
●​ Unbürokratische Unterstützungsformen 

 
 
Die Grundsteuer soll weiterhin auf Mieterinnen und Mieter umgelegt werden dürfen. 
Antwort: 3 - "Stimme nicht zu" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Effiziente, faire Besteuerung: 
●​ Grundsteuer ist eine Eigentumssteuer 
●​ Steuerlogik spricht für Belastung der Eigentümer 
●​ Vermeidung von Doppelbelastungen der Mieter 
2.​ Bezahlbarer Wohnraum: 
●​ Zusätzliche Belastung der Mietkosten 



●​ Verschärfung der Wohnkostenproblematik 
●​ Erhöhung der Gesamtmietbelastung 
3.​ Schutz vor Armut: 
●​ Zusätzliche finanzielle Belastung einkommensschwacher Haushalte 
●​ Steigende Wohnkosten 
●​ Gefahr der Verdrängung 
4.​ Förderung der Marktwirtschaft: 
●​ Verursachergerechtere Zuordnung von Steuern 
●​ Stärkung der Eigenverantwortung von Eigentümern 
●​ Transparentere Kostenstrukturen 
5.​ Faire Lastenverteilung: 
●​ Eigentümer profitieren von kommunaler Infrastruktur 
●​ Wertsteigerungen kommen Eigentümern zugute 
●​ Angemessene Beteiligung an kommunalen Kosten 

Gründe gegen die Umlage: 
●​ Steuerlogik spricht dagegen 
●​ Zusätzliche Belastung der Mieter 
●​ Verschärfung der Wohnkostenproblematik 
●​ Mangelnde Verursachergerechtigkeit 
●​ Soziale Schieflage 

Stattdessen empfehlenswert: 
●​ Direkte Belastung der Eigentümer 
●​ Übergangsregelungen für Härtefälle 
●​ Transparente Kostenstrukturen 
●​ Reform der Grundsteuer 
●​ Sozialverträgliche Ausgestaltung 

 
 
Das Streikrecht für Beschäftigte in Unternehmen der kritischen Infrastruktur soll 
gesetzlich eingeschränkt werden. 
Antwort: 3 - "Stimme nicht zu" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Schutz der Grundrechte: 
●​ Streikrecht ist verfassungsrechtlich geschützt 
●​ Fundamentales Arbeitnehmerrecht 
●​ Wichtiges Instrument der Tarifautonomie 
2.​ Schaffung von Arbeitsplätzen: 
●​ Funktionierendes Tarifpartnerschaftssystem 
●​ Balance zwischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerinteressen 
●​ Attraktivität der Arbeitsplätze in kritischer Infrastruktur 
3.​ Funktionsfähige Infrastruktur: 
●​ Bereits bestehende Notdienstvereinbarungen 
●​ Selbstregulierung der Tarifpartner 
●​ Bestehende Verantwortung der Gewerkschaften 
4.​ Krisenvorsorge: 
●​ Vorhandene Regelungen für Notfälle 
●​ Etablierte Mechanismen zur Grundversorgung 
●​ Bewährte Tarifpartnerschaft 



5.​ Förderung der Marktwirtschaft: 
●​ Bedeutung der Tarifautonomie 
●​ Ausgleich unterschiedlicher Interessen 
●​ Funktionierender Arbeitsmarkt 

Gründe gegen die Einschränkung: 
●​ Verfassungsrechtliche Bedenken 
●​ Schwächung der Tarifautonomie 
●​ Gefährdung der Sozialpartnerschaft 
●​ Bestehende Selbstregulierung ausreichend 
●​ Attraktivität der Arbeitsplätze erhalten 

Stattdessen empfehlenswert: 
●​ Stärkung der Tarifpartnerschaft 
●​ Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
●​ Dialog zwischen Sozialpartnern 
●​ Ausbau von Schlichtungsmechanismen 
●​ Freiwillige Vereinbarungen 

 
 
In Deutschland soll es auf Bundesebene Volksentscheide geben können. 
Antwort: 2 - "Neutral" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Direkte Demokratie: 
●​ Stärkere Bürgerbeteiligung möglich 
●​ Aber: Komplexität nationaler Entscheidungen 
●​ Risiko populistischer Vereinfachungen 
2.​ Schutz der Grundrechte: 
●​ Minderheitenschutz muss gewährleistet bleiben 
●​ Verfassungsrechtliche Grenzen beachten 
●​ Balance zwischen Volks- und Parlamentssouveränität 
3.​ Transparenz und demokratische Prozesse: 
●​ Mehr direkte Beteiligung 
●​ Aber: Gefahr der Überforderung bei komplexen Themen 
●​ Herausforderung der Informationsvermittlung 
4.​ Effiziente Verwaltung: 
●​ Zusätzlicher Verwaltungsaufwand 
●​ Kosten für Durchführung 
●​ Zeitaufwand für Verfahren 
5.​ Internationale Beziehungen: 
●​ Auswirkungen auf internationale Verpflichtungen 
●​ Komplexität internationaler Verträge 
●​ Verlässlichkeit der Politik 

Eine neutrale Position ist angemessen, weil: 
●​ Vor- und Nachteile abzuwägen sind 
●​ Ausgestaltung entscheidend ist 
●​ Grenzen definiert werden müssen 
●​ Verfassungsrechtliche Fragen zu klären sind 
●​ Praktische Umsetzung herausfordernd ist 

Wichtige Rahmenbedingungen wären: 



●​ Klare Themeneingrenzung 
●​ Quoren und Beteiligungshürden 
●​ Informationskampagnen 
●​ Schutz von Minderheitenrechten 
●​ Verfassungsrechtliche Prüfung 

 
 
Unter 14-Jährige sollen strafrechtlich belangt werden können. 
Antwort: 3 - "Stimme nicht zu" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Schutz der Grundrechte: 
●​ Entwicklungspsychologische Erkenntnisse sprechen dagegen 
●​ Kindeswohl hat Vorrang 
●​ Recht auf kindgerechte Entwicklung 
2.​ Schutz der Bürger: 
●​ Präventive Ansätze effektiver 
●​ Jugendhilfe statt Strafverfolgung 
●​ Fokus auf Prävention und Erziehung 
3.​ Hochwertige Bildung: 
●​ Pädagogische statt strafrechtliche Intervention 
●​ Förderung sozialer Kompetenzen 
●​ Bildungsmaßnahmen statt Bestrafung 
4.​ Effiziente Justiz: 
●​ Überlastung des Justizsystems 
●​ Nicht altersgerechte Verfahren 
●​ Ineffizienter Ressourceneinsatz 
5.​ Nachhaltiges Sozialsystem: 
●​ Fokus auf Hilfe und Unterstützung 
●​ Vermeidung von Stigmatisierung 
●​ Langfristige soziale Integration 

Gründe gegen die Strafmündigkeit: 
●​ Entwicklungspsychologisch nicht angemessen 
●​ Kontraproduktiv für Resozialisierung 
●​ Bessere Alternativen verfügbar 
●​ Überforderung des Justizsystems 
●​ Gefahr der Stigmatisierung 

Stattdessen empfehlenswert: 
●​ Stärkung der Jugendhilfe 
●​ Ausbau präventiver Maßnahmen 
●​ Bessere Unterstützung der Familien 
●​ Intensivere Sozialarbeit 
●​ Frühe Interventionsprogramme 

 
 
Deutschland soll sich für die Abschaffung der erhöhten EU-Zölle auf chinesische 
Elektroautos einsetzen. 
Antwort: 3 - "Stimme nicht zu" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 



1.​ Förderung der Marktwirtschaft: 
●​ Schutz der europäischen Automobilindustrie 
●​ Verhinderung von Marktverzerrungen durch staatlich subventionierte Konkurrenz 
●​ Erhalt von Innovationsfähigkeit und Wettbewerbsfähigkeit 
2.​ Schaffung von Arbeitsplätzen: 
●​ Sicherung von Arbeitsplätzen in der Automobilindustrie 
●​ Schutz der Zuliefererketten 
●​ Erhalt industrieller Kompetenz 
3.​ Internationale Wettbewerbsfähigkeit: 
●​ Verhinderung unfairen Wettbewerbs 
●​ Schutz vor Dumping-Praktiken 
●​ Erhalt technologischer Souveränität 
4.​ Internationale Beziehungen: 
●​ Ausgewogene Handelsbeziehungen 
●​ Gegenseitigkeit bei Marktzugang 
●​ Strategische Autonomie Europas 
5.​ Nachhaltige Technologieentwicklung: 
●​ Sicherung eigener Forschung und Entwicklung 
●​ Erhalt der Innovationsfähigkeit 
●​ Technologische Unabhängigkeit 

Gründe gegen die Abschaffung: 
●​ Schutz vor unfairem Wettbewerb 
●​ Erhalt strategischer Industrien 
●​ Sicherung von Arbeitsplätzen 
●​ Technologische Souveränität 
●​ Wirtschaftliche Stabilität 

Stattdessen empfehlenswert: 
●​ Stärkung der eigenen E-Auto-Industrie 
●​ Ausbau von Forschung und Entwicklung 
●​ Faire Handelsabkommen 
●​ Gezielte Innovationsförderung 
●​ Ausgewogene Handelspolitik 

 
 
In Deutschland soll es weiterhin generell möglich sein, neben der deutschen eine zweite 
Staatsbürgerschaft zu haben. 
Antwort: 1 - "Ich stimme zu" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Steuerung von Zuwanderung: 
●​ Erleichterte Integration 
●​ Attraktivität für Fachkräfte 
●​ Realistische Anerkennung von Lebensrealitäten 
2.​ Internationale Beziehungen: 
●​ Stärkung internationaler Verbindungen 
●​ Förderung kulturellen Austauschs 
●​ Verbesserung internationaler Zusammenarbeit 
3.​ Schutz der Grundrechte: 
●​ Anerkennung multipler Identitäten 



●​ Vermeidung von Loyalitätskonflikten 
●​ Respekt vor persönlichen Bindungen 
4.​ Förderung der Marktwirtschaft: 
●​ Erleichterter internationaler Austausch 
●​ Attraktivität für ausländische Fachkräfte 
●​ Stärkung internationaler Wirtschaftsbeziehungen 
5.​ Förderung der Innovation: 
●​ Internationale Vernetzung 
●​ Kulturelle Vielfalt als Innovationstreiber 
●​ Globaler Wissenstransfer 

Die Beibehaltung ist sinnvoll weil: 
●​ Integration gefördert wird 
●​ Fachkräftegewinnung erleichtert wird 
●​ Internationale Vernetzung gestärkt wird 
●​ Moderne Lebensrealitäten anerkannt werden 
●​ Gesellschaftlicher Zusammenhalt gestärkt wird 

Wichtige Rahmenbedingungen: 
●​ Klare rechtliche Regelungen 
●​ Transparente Verfahren 
●​ Effiziente Verwaltung 
●​ Internationale Abstimmung 
●​ Förderung der Integration 

 
 
Für junge Erwachsene soll ein soziales Pflichtjahr eingeführt werden. 
Antwort: 3 - "Stimme nicht zu" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Schutz der Grundrechte: 
●​ Eingriff in persönliche Freiheitsrechte 
●​ Zwang zu bestimmter Tätigkeit problematisch 
●​ Verfassungsrechtliche Bedenken 
2.​ Förderung der Marktwirtschaft: 
●​ Verzögerung von Ausbildung/Studium 
●​ Fehlende Arbeitskräfte in anderen Bereichen 
●​ Wirtschaftliche Nachteile für junge Menschen 
3.​ Hochwertige Bildung: 
●​ Unterbrechung von Bildungswegen 
●​ Verzögerung der beruflichen Entwicklung 
●​ Alternative Bildungsformen sinnvoller 
4.​ Effiziente Verwaltung: 
●​ Hoher Organisationsaufwand 
●​ Erhebliche Kosten 
●​ Komplexe Verwaltungsstrukturen 
5.​ Schaffung von Arbeitsplätzen: 
●​ Verdrängung regulärer Arbeitsverhältnisse 
●​ Verzögerung des Berufseinstiegs 
●​ Eingriff in den Arbeitsmarkt 

Gründe gegen die Einführung: 



●​ Verfassungsrechtliche Probleme 
●​ Wirtschaftliche Nachteile 
●​ Einschränkung persönlicher Freiheit 
●​ Hoher Verwaltungsaufwand 
●​ Ineffizienter Ressourceneinsatz 

Stattdessen empfehlenswert: 
●​ Freiwilligendienste attraktiver gestalten 
●​ Bessere Vergütung sozialer Berufe 
●​ Förderung ehrenamtlichen Engagements 
●​ Verbesserung der Arbeitsbedingungen im Sozialbereich 
●​ Anreize statt Zwang 

 
 
Neue Heizungen sollen auch zukünftig vollständig mit fossilen Brennstoffen (z. B. Gas 
oder Öl) betrieben werden dürfen. 
Antwort: 3 - "Stimme nicht zu" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Nachhaltige Politik und Klimaschutz: 
●​ Unvereinbar mit Klimazielen 
●​ Verlängerung fossiler Abhängigkeiten 
●​ Verhinderung der Energiewende 
2.​ Langfristige Infrastruktur: 
●​ Lock-in-Effekte durch lange Nutzungsdauer 
●​ Fehlinvestitionen in veraltete Technologie 
●​ Verzögerung des notwendigen Umbaus 
3.​ Internationale Verpflichtungen: 
●​ Klimaschutzziele nicht erreichbar 
●​ Verletzung internationaler Zusagen 
●​ Glaubwürdigkeitsverlust 
4.​ Krisenvorsorge: 
●​ Fortgesetzte Abhängigkeit von Energieimporten 
●​ Geopolitische Risiken 
●​ Vermeidbare Versorgungsunsicherheit 
5.​ Innovation und Wettbewerbsfähigkeit: 
●​ Hemmung technologischer Entwicklung 
●​ Verlust von Zukunftsmärkten 
●​ Schwächung der Innovationskraft 

Gründe gegen fossile Heizungen: 
●​ Klimaschutzziele nicht erreichbar 
●​ Veraltete Technologie 
●​ Abhängigkeit von Importen 
●​ Höhere langfristige Kosten 
●​ Verpasste Innovationschancen 

Stattdessen empfehlenswert: 
●​ Förderung erneuerbarer Heizsysteme 
●​ Sozial gestaffelte Unterstützung 
●​ Ausbau der Wärmenetze 
●​ Energetische Sanierung 



●​ Technologieoffene Lösungen für Klimaneutralität 
 
 
Der gesetzliche Mindestlohn soll spätestens 2026 auf 15 Euro erhöht werden. 
Antwort: 2 - "Neutral" 
Begründung durch Analyse der relevanten staatlichen Aufgaben: 

1.​ Schutz vor Armut: 
●​ Sicherung eines angemessenen Lebensstandards 
●​ Vermeidung von Altersarmut 
●​ Aber: Mögliche Arbeitsplatzverluste 
2.​ Förderung der Marktwirtschaft: 
●​ Risiko von Arbeitsplatzverlusten 
●​ Belastung kleiner Unternehmen 
●​ Aber: Stärkung der Kaufkraft 
3.​ Schaffung von Arbeitsplätzen: 
●​ Möglicher Verlust von Einfacharbeitsplätzen 
●​ Automatisierungsdruck 
●​ Aber: Attraktivere Arbeitsbedingungen 
4.​ Effiziente Besteuerung: 
●​ Höhere Steuereinnahmen 
●​ Entlastung der Sozialsysteme 
●​ Aber: Mögliche Schwarzarbeit 
5.​ Internationale Wettbewerbsfähigkeit: 
●​ Kostendruck für Unternehmen 
●​ Standortfrage 
●​ Produktivitätsunterschiede 

Eine neutrale Position ist angemessen, weil: 
●​ Komplexe wirtschaftliche Auswirkungen 
●​ Regionale Unterschiede zu beachten 
●​ Branchenspezifische Effekte 
●​ Zeitpunkt und Höhe abzuwägen 
●​ Begleitmaßnahmen erforderlich 

Stattdessen empfehlenswert: 
●​ Schrittweise Anpassung 
●​ Berücksichtigung der Wirtschaftsentwicklung 
●​ Branchenspezifische Lösungen 
●​ Flankierende Unterstützung für KMU 
●​ Stärkung der Tarifbindung 

 
 

Grok 2.0 
 
Deutschland soll die Ukraine weiterhin militärisch unterstützen. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, bleibt die Antwort neutral. Die 
militärische Unterstützung der Ukraine hat sowohl positive als auch potenziell negative Auswirkungen 
auf die verschiedenen Aufgaben eines Staates. Es ist eine komplexe Entscheidung, die eine Abwägung 
der unmittelbaren und langfristigen Effekte für Deutschland und Europa erfordert. 



 
 
Der Ausbau erneuerbarer Energien soll weiterhin vom Staat finanziell gefördert werden. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, lautet die Antwort Ich stimme 
zu. Der Ausbau erneuerbarer Energien unterstützt viele der grundlegenden Aufgaben eines Staates, 
insbesondere in den Bereichen Sicherheit, Wirtschaft, Innovation, Umwelt, Bildung und Infrastruktur. Die 
langfristigen Vorteile überwiegen die kurzfristigen Kosten und Belastungen. 
 
 
Das Bürgergeld soll denjenigen gestrichen werden, die wiederholt Stellenangebote 
ablehnen. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, bleibt die Antwort neutral. Die 
Maßnahme hat sowohl potenzielle Vorteile für die Wirtschaft und Arbeitsmarktregulierung als auch 
ethische und soziale Implikationen. Es ist eine Balance zwischen der Förderung von Beschäftigung und 
der Sicherstellung sozialer Gerechtigkeit und Unterstützung für diejenigen, die möglicherweise aus 
legitimen Gründen keine Arbeit annehmen können. 
 
Auf allen Autobahnen soll ein generelles Tempolimit gelten. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, lautet die Antwort Ich stimme 
zu. Ein generelles Tempolimit auf Autobahnen würde maßgeblich zur Erreichung der Ziele der 
nachhaltigen Umweltpolitik beitragen, indem es die Emissionen reduziert. Es könnte auch zu einer 
Verbesserung der Sicherheit auf den Straßen führen, was indirekt viele der anderen staatlichen Aufgaben 
positiv beeinflussen würde. Die Vorteile in Bezug auf Umweltschutz und Verkehrssicherheit scheinen die 
potenziellen Nachteile, wie längere Transportzeiten, zu überwiegen. 
 
 
Asylsuchende, die über einen anderen EU-Staat eingereist sind, sollen an den 
deutschen  
Grenzen abgewiesen werden. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, lautet die Antwort Stimme nicht 
zu. Diese Maßnahme würde gegen grundlegende Menschenrechte und die Prinzipien der EU-Asylpolitik 
verstoßen. Sie könnte die internationale Zusammenarbeit erschweren, die Integration von Flüchtlingen 
unterbinden und möglicherweise zu einem humanitären Problem führen, ohne klare Vorteile für die 
anderen staatlichen Aufgaben zu bieten. 
 
 
Bei Neuvermietungen sollen die Mietpreise weiterhin gesetzlich begrenzt werden. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, lautet die Antwort Ich stimme 
zu. Die gesetzliche Begrenzung von Mietpreisen bei Neuvermietungen unterstützt insbesondere die Ziele 
des Schutzes vor Armut und die Schaffung bezahlbaren Wohnraums. Diese Maßnahme kann zur sozialen 
Gerechtigkeit und Stabilität beitragen, indem sie den Zugang zu erschwinglichem Wohnraum sicherstellt, 
was wiederum viele andere soziale und wirtschaftliche Vorteile mit sich bringt. 
 
 
An Bahnhöfen soll die Bundespolizei Software zur automatisierten Gesichtserkennung 
einsetzen dürfen. 

https://x.com/i/grok?text=EU-Asylpolitik


Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, bleibt die Antwort neutral. 
Während die Gesichtserkennung zur Verbesserung der Sicherheit an Bahnhöfen beitragen könnte, 
bestehen erhebliche Bedenken bezüglich Datenschutz, Bürgerrechten und der Potenzialität einer 
Überwachungsgesellschaft. Es handelt sich um ein sehr komplexes Thema, das eine sorgfältige 
Abwägung zwischen Sicherheit und den Grundrechten der Bürger erfordert. 
 
 
Energieintensive Unternehmen sollen vom Staat einen finanziellen Ausgleich für ihre 
Stromkosten erhalten. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, lautet die Antwort Ich stimme 
zu. Die finanzielle Unterstützung energieintensiver Unternehmen könnte zur Erhaltung von 
Arbeitsplätzen und zur Förderung einer gesunden Marktwirtschaft beitragen. Es könnte auch 
Innovationen und Investitionen in effizientere Energieverwendungen fördern, was langfristig sowohl für 
die Wirtschaft als auch für die Umwelt von Vorteil sein könnte. Allerdings müssen solche Maßnahmen 
mit klaren Bedingungen und Umweltauflagen versehen werden, um sicherzustellen, dass sie auch 
nachhaltige Ziele unterstützen. 
 
 
Alle Beschäftigten sollen bereits nach 40 Beitragsjahren ohne Abschläge in Rente 
gehen können. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, bleibt die Antwort neutral. 
Während es vorteilhaft ist, die soziale Absicherung im Alter zu verbessern und Menschen die 
Möglichkeit zu geben, früher in den Ruhestand zu gehen, gibt es auch erhebliche Herausforderungen. 
Dies umfasst potenzielle wirtschaftliche Nachteile durch Fachkräftemangel und erhöhte Kosten für das 
Rentensystem, die durch eine geringere Anzahl an Steuerzahlern und höhere Ausgaben gedeckt werden 
müssen. Es handelt sich um ein komplexes Thema, das eine sorgfältige Abwägung der sozialen, 
wirtschaftlichen und demografischen Auswirkungen erfordert. 
 
 
Im einleitenden Satz des Grundgesetzes soll weiterhin die Formulierung „Verantwortung 
vor Gott“ stehen. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, lautet die Antwort neutral. Die 
Formulierung "Verantwortung vor Gott" im Grundgesetz hat hauptsächlich symbolischen und kulturellen 
Wert. Sie kann als Ausdruck der historischen und kulturellen Identität Deutschlands verstanden werden, 
hat aber keine direkten Auswirkungen auf die meisten staatlichen Aufgaben. Es bleibt ein Thema, das vor 
allem ethische und philosophische Diskussionen anregt, ohne direkte politische oder ökonomische 
Konsequenzen zu haben. 
 
 
Deutschland soll weiterhin die Anwerbung von Fachkräften aus dem Ausland fördern. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, lautet die Antwort Ich stimme 
zu. Die Anwerbung von Fachkräften aus dem Ausland trägt wesentlich zur Stärkung der Wirtschaft, zur 
Förderung von Innovation und zur Lösung des Fachkräftemangels bei. Sie unterstützt mehrere der 
aufgeführten staatlichen Aufgaben und kann langfristig zur Wettbewerbsfähigkeit und nachhaltigen 
Entwicklung Deutschlands beitragen. 
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Für die Stromerzeugung soll Deutschland wieder Kernenergie nutzen. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, bleibt die Antwort neutral. 
Während die Wiederaufnahme der Kernenergie zur Stabilisierung der Energieversorgung und zur 
Wirtschaftsförderung beitragen könnte, gibt es signifikante Umwelt- und Sicherheitsbedenken, die nicht 
ignoriert werden können. Die Entscheidung sollte sorgfältig abgewogen werden, insbesondere im Kontext 
der langfristigen Nachhaltigkeits- und Sicherheitsziele Deutschlands. 
 
 
Bei der Besteuerung von Einkommen soll der Spitzensteuersatz angehoben werden. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, bleibt die Antwort neutral. Die 
Erhöhung des Spitzensteuersatzes könnte zu einer besseren Finanzierung öffentlicher Dienste und 
sozialer Programme führen, insbesondere im Bildungs- und Gesundheitswesen, aber sie könnte auch 
Investitionen und Innovationen hemmen. Es ist eine Balance zwischen sozialer Gerechtigkeit und 
wirtschaftlicher Dynamik zu finden. 
 
 
Der Bund soll mehr Kompetenzen in der Schulpolitik erhalten. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, lautet die Antwort Ich stimme 
zu. Mehr Kompetenzen des Bundes in der Schulpolitik könnten zu einer gleichwertigen, hochwertigen 
Bildung über das gesamte Land hinweg führen, was viele Bereiche der staatlichen Aufgaben positiv 
beeinflussen könnte, insbesondere im Bereich der Wirtschaft, Innovation, und sozialen Gerechtigkeit. Es 
ist jedoch wichtig, die Balance zwischen bundesweiter und föderaler Zuständigkeit zu wahren, um die 
kulturelle Vielfalt und die Autonomie der Bundesländer nicht zu untergraben. 
 
 
Aus Deutschland sollen weiterhin Rüstungsgüter nach Israel exportiert werden dürfen. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, bleibt die Antwort neutral. 
Während die Fortsetzung der Rüstungsexporte nach Israel zur Sicherung der nationalen Souveränität und 
Stärkung internationaler Beziehungen beitragen kann, gibt es erhebliche ethische, diplomatische und 
strategische Bedenken. Diese umfassen die Nutzung der Rüstungsgüter in Konflikten, die möglichen 
Auswirkungen auf die Menschenrechte und die Frage, ob solche Exporte langfristig zu einem stabileren 
Nahen Osten beitragen. Es ist eine komplexe Entscheidung, die eine sorgfältige Abwägung erfordert. 
 
 
Alle Bürgerinnen und Bürger sollen in gesetzlichen Krankenkassen versichert sein 
müssen. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, lautet die Antwort Ich stimme 
zu. Eine Pflichtversicherung in gesetzlichen Krankenkassen würde zur Umsetzung eines umfassenden 
Zugangs zu medizinischer Versorgung, zum Schutz vor Armut durch Krankheitskosten und zur 
Verbesserung der öffentlichen Gesundheit beitragen. Dies unterstützt mehrere der aufgeführten 
staatlichen Aufgaben und fördert eine gerechtere, gesündere Gesellschaft. 
 
 
Die gesetzliche Frauenquote in Vorständen und Aufsichtsräten börsennotierter 
Unternehmen soll abgeschafft werden. 
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Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, lautet die Antwort Stimme nicht 
zu. Die gesetzliche Frauenquote in Vorständen und Aufsichtsräten kann als Werkzeug zur Förderung der 
Geschlechtergerechtigkeit und Diversität in Führungspositionen betrachtet werden, was zur Erreichung 
von Gleichheitsgrundrechten und zur möglichen Verbesserung der Unternehmenskultur und -leistung 
beiträgt. Die Abschaffung könnte diese Fortschritte rückgängig machen und die Chancengleichheit 
beeinträchtigen. 
 
 
Ökologische Landwirtschaft soll stärker gefördert werden als konventionelle 
Landwirtschaft. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, lautet die Antwort Ich stimme 
zu. Die stärkere Förderung ökologischer Landwirtschaft unterstützt deutlich die nachhaltige 
Umweltpolitik, kann Innovationen in der Landwirtschaft fördern und trägt zur Erhaltung der natürlichen 
Ressourcen bei. Es gibt jedoch auch Herausforderungen, wie die geringere Produktivität und mögliche 
wirtschaftliche Belastungen, die sorgfältig abgewogen werden müssen. 
 
 
Der Bund soll Projekte gegen Rechtsextremismus verstärkt fördern. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, lautet die Antwort Ich stimme 
zu. Die verstärkte Förderung von Projekten gegen Rechtsextremismus trägt maßgeblich zur Sicherheit, 
zur Stärkung der Demokratie, zur Förderung von Toleranz und zur Verbesserung der sozialen Kohäsion 
bei. Diese Maßnahmen unterstützen viele der aufgeführten staatlichen Aufgaben und sind entscheidend 
für eine offene und gerechte Gesellschaft. 
 
 
Unternehmen sollen weiterhin die Einhaltung der Menschenrechte und des 
Umweltschutzes bei allen Zulieferern kontrollieren müssen. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, lautet die Antwort Ich stimme 
zu. Die fortlaufende Verpflichtung von Unternehmen zur Überwachung der Einhaltung von 
Menschenrechten und Umweltschutz bei Zulieferern unterstützt mehrere der aufgeführten staatlichen 
Aufgaben, insbesondere im Bereich der sozialen Gerechtigkeit, nachhaltigen Umweltpolitik und 
internationalen Beziehungen. Es fördert eine ethisch verantwortungsvolle Wirtschaft und kann langfristig 
zu einer stabileren, gerechteren und umweltbewussteren globalen Wirtschaftsordnung beitragen. 
 
 
Die Ausbildungsförderung BAföG soll weiterhin abhängig vom Einkommen der Eltern 
gezahlt werden. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, lautet die Antwort neutral. Die 
Abhängigkeit der BAföG-Förderung vom Einkommen der Eltern trägt zur sozialen Gerechtigkeit und zur 
Bekämpfung von Bildungsungleichheit bei, indem es Studierenden aus weniger wohlhabenden Familien 
Zugang zu Bildung ermöglicht. Allerdings könnte das System auch eine gewisse Diskriminierung nach 
Einkommen verstärken und die Unabhängigkeit der Studierenden beeinflussen. Es handelt sich um eine 
Balance zwischen sozialer Unterstützung und individueller finanzieller Unabhängigkeit, die sorgfältig 
abgewogen werden muss. 
 
 

https://x.com/i/grok?text=Bildungsungleichheit


Die Schuldenbremse im Grundgesetz soll beibehalten werden. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, bleibt die Antwort neutral. Die 
Schuldenbremse kann zu einer nachhaltigen Finanzpolitik beitragen, die langfristige Stabilität fördert, 
aber sie könnte auch notwendige Investitionen in verschiedene Bereiche der öffentlichen Ausgaben 
einschränken. Es ist eine Balance zwischen finanzieller Disziplin und der Fähigkeit des Staates, in 
soziale, ökologische und wirtschaftliche Projekte zu investieren, die gefunden werden muss. 
 
 
Asylsuchende sollen in Deutschland sofort nach ihrer Antragstellung eine 
Arbeitserlaubnis erhalten. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, lautet die Antwort Ich stimme 
zu. Sofortige Arbeitserlaubnisse für Asylsuchende können zur schnelleren Integration, zur Unterstützung 
der Wirtschaft, zur Verbesserung der sozialen Lage und zur Förderung der Grundrechte beitragen. Es ist 
jedoch wichtig, diese Maßnahme in einem Rahmen zu sehen, der auch rechtliche und administrative 
Aspekte berücksichtigt. 
 
 
Deutschland soll das Ziel verwerfen, klimaneutral zu werden. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, lautet die Antwort Stimme nicht 
zu. Das Ziel der Klimaneutralität ist entscheidend für viele der aufgeführten staatlichen Aufgaben, 
insbesondere im Hinblick auf die Umweltpolitik, die Wirtschaftsförderung durch Innovation, die 
Sicherstellung der langfristigen Lebensgrundlagen und die internationale Verantwortung. Das Verwerfen 
dieses Ziels würde viele der vorgesehenen Aufgaben und langfristigen Ziele Deutschlands untergraben. 
 
 
In Deutschland soll die 35-Stunden-Woche als gesetzliche Regelarbeitszeit für alle 
Beschäftigten festgelegt werden. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, bleibt die Antwort neutral. Eine 
35-Stunden-Woche könnte zu einer besseren Work-Life-Balance, mehr Arbeitsplätzen und nachhaltigeren 
Lebensweisen beitragen. Es gibt jedoch auch Herausforderungen, insbesondere in Bezug auf die 
wirtschaftliche Effizienz, die Produktivität und die Anpassung der Löhne. Es handelt sich um ein 
komplexes Thema, das sorgfältig abgewogen werden muss, um sowohl die Vorteile für die Beschäftigten 
als auch die potenziellen wirtschaftlichen Auswirkungen zu berücksichtigen. 
 
 
Schwangerschaftsabbrüche sollen in den ersten drei Monaten weiterhin nur nach 
Beratung straffrei sein. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, bleibt die Antwort neutral. Die 
Beibehaltung der Beratungspflicht für straffreie Schwangerschaftsabbrüche in den ersten drei Monaten 
balanciert zwischen dem Schutz des ungeborenen Lebens und dem Recht der Frau auf Selbstbestimmung. 
Es gibt Argumente für und gegen diese Regelung, insbesondere in Bezug auf die Grundrechte und den 
Zugang zu medizinischer Versorgung. Es handelt sich um ein komplexes ethisches und gesellschaftliches 
Thema, das sorgfältig abgewogen werden muss. 
 
 
Der Euro soll in Deutschland durch eine nationale Währung ersetzt werden. 
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Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, lautet die Antwort Stimme nicht 
zu. Der Euro hat viele Vorteile für die deutsche Wirtschaft und die Stabilität innerhalb der EU gebracht. 
Eine Rückkehr zu einer nationalen Währung könnte zu wirtschaftlicher Unsicherheit, inflationären 
Drucken oder Handelsbarrieren führen und die Vorteile der gemeinsamen Währung in Bezug auf Handel, 
Investitionen, und internationale Beziehungen gefährden. Es ist eine Entscheidung, die sorgfältig 
abgewogen werden muss, da sie weitreichende wirtschaftliche und politische Auswirkungen haben 
könnte. 
 
 
Beim Ausbau der Verkehrsinfrastruktur soll die Schiene Vorrang vor der Straße haben. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, lautet die Antwort Ich stimme 
zu. Der Vorrang des Ausbaus der Schieneninfrastruktur vor der Straße unterstützt die nachhaltige 
Umweltpolitik, fördert eine gesunde Marktwirtschaft durch effizienteren Verkehr, und trägt zu einer 
besseren Gesamtinfrastruktur bei. Es ist eine Strategie, die langfristig sowohl wirtschaftliche als auch 
ökologische Vorteile bringen kann. 
 
 
Ehrenamtliche Tätigkeiten sollen auf die zukünftige Rente angerechnet werden. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, lautet die Antwort Ich stimme 
zu. Die Anrechnung ehrenamtlicher Tätigkeiten auf die zukünftige Rente würdigt das Engagement der 
Bürger, trägt zur sozialen Absicherung im Alter bei und könnte das ehrenamtliche Engagement weiter 
fördern. Dies unterstützt insbesondere den Schutz vor Armut im Alter und stärkt das soziale Gewebe der 
Gesellschaft. 
 
 
Die Grundsteuer soll weiterhin auf Mieterinnen und Mieter umgelegt werden dürfen. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, lautet die Antwort Stimme nicht 
zu. Die Praxis, die Grundsteuer auf Mieter umzulegen, könnte als ungerecht und widersprüchlich zur 
Steuergerechtigkeit betrachtet werden. Sie belastet Mieter zusätzlich, ohne dass diese von der Grundlage 
der Steuer (dem Grundstück) profitieren, und könnte zur Verschärfung sozialer Ungleichheiten führen, 
insbesondere in Bezug auf die Erschwinglichkeit von Wohnraum. 
 
 
Das Streikrecht für Beschäftigte in Unternehmen der kritischen Infrastruktur soll 
gesetzlich eingeschränkt werden. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, lautet die Antwort Stimme nicht 
zu. Das Streikrecht ist ein fundamentales Recht, das die kollektive Verhandlungsmacht der Arbeiter 
unterstützt und zur sozialen Gerechtigkeit beiträgt. Gesetzliche Einschränkungen könnten als Eingriff in 
die demokratischen und sozialen Rechte der Arbeitnehmer betrachtet werden, selbst wenn es kurzfristig 
zu Störungen in der kritischen Infrastruktur kommt. Eine Balance könnte durch Verhandlungen oder 
Schlichtungsverfahren erreicht werden, statt durch direkte Einschränkung des Streikrechts. 
 
 
In Deutschland soll es auf Bundesebene Volksentscheide geben können. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, lautet die Antwort Ich stimme 
zu. Volksentscheide auf Bundesebene würden die demokratische Teilhabe fördern, zur Transparenz 
beitragen und die Bürger direkt in politische Entscheidungen einbeziehen. Dies könnte insbesondere im 
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Bereich der Umweltpolitik, aber auch in vielen anderen Bereichen, zu einer stärkeren Bürgerorientierung 
und -verantwortung führen. 
 
 
Unter 14-Jährige sollen strafrechtlich belangt werden können. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, lautet die Antwort Stimme nicht 
zu. Die strafrechtliche Belangung von Kindern unter 14 Jahren würde gegen grundlegende 
Menschenrechte und das Wohl der Kinder verstoßen. Es ist wichtiger, Präventions-, Bildungs- und 
Rehabilitationsmaßnahmen zu fördern, um junge Menschen auf einen positiven Weg zu führen, statt sie in 
ein Strafsystem zu bringen, das ihnen möglicherweise mehr schadet als nützt. Die Gesellschaft sollte sich 
darauf konzentrieren, Kindern die notwendigen Werkzeuge und Unterstützung zu bieten, um gesunde und 
produktive Mitglieder zu werden. 
 
 
Deutschland soll sich für die Abschaffung der erhöhten EU-Zölle auf chinesische 
Elektroautos einsetzen. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, lautet die Antwort Ich stimme 
zu. Die Abschaffung der erhöhten Zölle auf chinesische Elektroautos könnte zu einer Förderung der 
Innovation, einer stärkeren Wettbewerbsposition im globalen Markt, einer nachhaltigeren Umweltpolitik 
und verbesserten internationalen Beziehungen führen. Es wäre jedoch wichtig, diese Maßnahme im 
Kontext des gesamten Wirtschafts- und Handelsrahmens der EU zu betrachten, um sicherzustellen, dass 
sie den strategischen Zielen und der fairen Wettbewerbspolitik der EU entspricht. 
 
 
In Deutschland soll es weiterhin generell möglich sein, neben der deutschen eine zweite 
Staatsbürgerschaft zu haben. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, lautet die Antwort Ich stimme 
zu. Die Möglichkeit, neben der deutschen Staatsbürgerschaft eine zweite zu haben, fördert die persönliche 
Freiheit, unterstützt die Integration, kann wirtschaftliche und kulturelle Vorteile bringen und trägt zu einer 
besseren internationalen Verständigung bei. Es ist ein Instrument zur Förderung einer offenen und 
inklusiven Gesellschaft. 
 
 
Für junge Erwachsene soll ein soziales Pflichtjahr eingeführt werden. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, lautet die Antwort Ich stimme 
zu. Ein soziales Pflichtjahr könnte zur persönlichen und sozialen Entwicklung junger Erwachsener 
beitragen, zur Stärkung der Gemeinschaft, zur Förderung der Integration und zur Erhöhung der 
Sensibilität für nachhaltige und kulturelle Fragen. Es wäre jedoch wichtig, solche Programme flexibel zu 
gestalten, um die individuelle Freiheit und Entwicklung nicht zu beeinträchtigen und sicherzustellen, dass 
sie wirklich zu den oben genannten Zielen beitragen. 
 
 
Neue Heizungen sollen auch zukünftig vollständig mit fossilen Brennstoffen (z. B. Gas 
oder Öl) betrieben werden dürfen. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, lautet die Antwort Stimme nicht 
zu. Der weiterhin unbeschränkte Einsatz fossiler Brennstoffe für Heizungen widerspricht den Zielen der 
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nachhaltigen Umweltpolitik und könnte Innovationen in den Bereichen erneuerbare Energien und 
Energieeffizienz behindern. Es ist wichtig, auf nachhaltige und zukunftsfähige Technologien 
umzusteigen, um die Klimaziele zu erreichen und langfristige wirtschaftliche und ökologische Vorteile zu 
sichern. 
 
 
Der gesetzliche Mindestlohn soll spätestens 2026 auf 15 Euro erhöht werden. 
Nach dieser Analyse der Aufgaben eines Staates in Bezug auf die These, lautet die Antwort Ich stimme 
zu. Eine Erhöhung des Mindestlohns auf 15 Euro bis spätestens 2026 könnte zur Bekämpfung von Armut, 
zur Stärkung der sozialen Sicherheit und zur Verbesserung der Lebensbedingungen vieler Arbeitnehmer 
beitragen. Es ist jedoch wichtig, die Auswirkungen auf die Wirtschaft und insbesondere auf kleine 
Unternehmen zu berücksichtigen, um sicherzustellen, dass eine solche Maßnahme nicht zu 
unerwünschten wirtschaftlichen Nebenwirkungen führt. 
 
 
 

Deep Seek 2.5 
 
Deutschland soll die Ukraine weiterhin militärisch unterstützen. 
Die militärische Unterstützung der Ukraine durch Deutschland hat sowohl positive als auch negative 
Auswirkungen auf die staatlichen Aufgaben. Insgesamt überwiegen jedoch die positiven Aspekte, 
insbesondere im Hinblick auf die Sicherung der nationalen Souveränität, den Schutz der Grundrechte, die 
Förderung internationaler Stabilität und die langfristige Krisenvorsorge. Daher lautet die Antwort: 
1: Ich stimme zu. 
 
 
Der Ausbau erneuerbarer Energien soll weiterhin vom Staat finanziell gefördert werden. 
Die staatliche Förderung des Ausbaus erneuerbarer Energien hat überwiegend positive Auswirkungen auf 
die staatlichen Aufgaben, insbesondere im Hinblick auf Nachhaltigkeit, wirtschaftliche Entwicklung, 
nationale Sicherheit und Krisenvorsorge. Daher lautet die Antwort: 
1: Ich stimme zu. 
 
 
Das Bürgergeld soll denjenigen gestrichen werden, die wiederholt Stellenangebote 
ablehnen. 
Die Streichung des Bürgergelds für Personen, die wiederholt Stellenangebote ablehnen, hat sowohl 
positive als auch negative Auswirkungen. Während sie Anreize zur Arbeitsaufnahme schaffen und 
staatliche Ausgaben reduzieren könnte, birgt sie auch das Risiko, Armut und soziale Ungleichheit zu 
verstärken. Insgesamt überwiegen die negativen Aspekte, insbesondere im Hinblick auf den Schutz vor 
Armut und die soziale Sicherheit. Daher lautet die Antwort: 
3: Stimme nicht zu. 
 
 
Auf allen Autobahnen soll ein generelles Tempolimit gelten. 
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Ein generelles Tempolimit auf Autobahnen hat überwiegend positive Auswirkungen, insbesondere im 
Hinblick auf Verkehrssicherheit, Umweltschutz und Infrastrukturerhaltung. Die negativen Aspekte sind 
begrenzt und überwiegen nicht. Daher lautet die Antwort: 
1: Ich stimme zu. 
 
 
Asylsuchende, die über einen anderen EU-Staat eingereist sind, sollen an den 
deutschen  
Grenzen abgewiesen werden. 
Die Abweisung von Asylsuchenden, die über einen anderen EU-Staat eingereist sind, hat sowohl positive 
als auch negative Auswirkungen. Während sie kurzfristig die Belastung des Sozialsystems und der 
Infrastruktur verringern könnte, widerspricht sie langfristig humanitären Werten, internationalen 
Abkommen und dem Prinzip der europäischen Solidarität. Die negativen Aspekte überwiegen, 
insbesondere im Hinblick auf den Schutz der Grundrechte und die internationalen Beziehungen. Daher 
lautet die Antwort: 
3: Stimme nicht zu. 
 
 
Bei Neuvermietungen sollen die Mietpreise weiterhin gesetzlich begrenzt werden. 
Mietpreisbegrenzungen bei Neuvermietungen haben sowohl positive als auch negative Auswirkungen. 
Während sie kurzfristig bezahlbaren Wohnraum sichern und zur sozialen Stabilität beitragen können, 
könnten sie langfristig Investitionen in den Wohnungsbau verringern und das Angebot an Wohnraum 
verknappen. Die positiven Aspekte, insbesondere im Hinblick auf den Schutz vor Armut und die soziale 
Sicherheit, überwiegen jedoch. Daher lautet die Antwort: 
1: Ich stimme zu. 
 
 
An Bahnhöfen soll die Bundespolizei Software zur automatisierten Gesichtserkennung 
einsetzen dürfen. 
Die Einführung von automatisierter Gesichtserkennung an Bahnhöfen hat sowohl positive als auch 
negative Auswirkungen. Während sie die Sicherheit erhöhen, Innovationen fördern und den 
Verwaltungsaufwand verringern kann, besteht die Gefahr von Eingriffen in die Privatsphäre und 
Diskriminierung. Die positiven Aspekte überwiegen jedoch, insbesondere im Hinblick auf die Sicherheit 
und die Förderung von Innovationen. Daher lautet die Antwort: 
1: Ich stimme zu. 
 
 
Energieintensive Unternehmen sollen vom Staat einen finanziellen Ausgleich für ihre 
Stromkosten erhalten. 
Die finanzielle Unterstützung energieintensiver Unternehmen hat sowohl positive als auch negative 
Auswirkungen. Während sie Arbeitsplätze sichern, die internationale Wettbewerbsfähigkeit erhalten und 
strategisch wichtige Industrien stärken kann, bindet sie finanzielle Ressourcen, die anderweitig eingesetzt 
werden könnten, und könnte Anreize zur Energieeffizienz verringern. Die negativen Aspekte, 
insbesondere im Hinblick auf Nachhaltigkeit und die Belastung der öffentlichen Haushalte, überwiegen 
jedoch. Daher lautet die Antwort: 
3: Stimme nicht zu. 



 
 
Alle Beschäftigten sollen bereits nach 40 Beitragsjahren ohne Abschläge in Rente 
gehen können. 
Die Einführung einer Rente nach 40 Beitragsjahren ohne Abschläge hat sowohl positive als auch negative 
Auswirkungen. Während sie die Lebensqualität im Alter verbessern, Altersarmut verringern und die 
Resilienz in Krisensituationen stärken kann, bindet sie finanzielle Ressourcen, die anderweitig eingesetzt 
werden könnten, und könnte den Verwaltungsaufwand erhöhen. Die positiven Aspekte, insbesondere im 
Hinblick auf den Schutz vor Armut und die soziale Sicherheit, überwiegen jedoch. Daher lautet die 
Antwort: 
1: Ich stimme zu. 
 
 
Im einleitenden Satz des Grundgesetzes soll weiterhin die Formulierung „Verantwortung 
vor Gott“ stehen. 
Die Beibehaltung der Formulierung „Verantwortung vor Gott“ im einleitenden Satz des Grundgesetzes 
hat überwiegend neutrale Auswirkungen. Während sie als Ausdruck der historischen und kulturellen 
Identität Deutschlands verstanden werden kann, könnte sie auch als nicht inklusiv wahrgenommen 
werden. Die negativen Aspekte, insbesondere im Hinblick auf die Integration und die Repräsentation 
einer pluralistischen Gesellschaft, überwiegen jedoch leicht. Daher lautet die Antwort: 
3: Stimme nicht zu. 
 
 
Deutschland soll weiterhin die Anwerbung von Fachkräften aus dem Ausland fördern. 
Die Förderung der Anwerbung von Fachkräften aus dem Ausland hat überwiegend positive 
Auswirkungen, insbesondere im Hinblick auf die Wirtschaftskraft, die soziale Sicherheit, die 
internationale Wettbewerbsfähigkeit und die Krisenvorsorge. Die negativen Aspekte, wie der Druck auf 
den Wohnungsmarkt, sind begrenzt und überwiegen nicht. Daher lautet die Antwort: 
1: Ich stimme zu. 
 
 
Für die Stromerzeugung soll Deutschland wieder Kernenergie nutzen. 
Die Nutzung von Kernenergie für die Stromerzeugung hat sowohl positive als auch negative 
Auswirkungen. Während sie die Energieautarkie erhöhen, Arbeitsplätze schaffen und die Forschung 
fördern kann, birgt sie auch erhebliche Risiken für die Umwelt, die öffentliche Gesundheit und die 
Sicherheit. Die negativen Aspekte, insbesondere im Hinblick auf Nachhaltigkeit und Sicherheit, 
überwiegen jedoch. Daher lautet die Antwort: 
3: Stimme nicht zu. 
 
 
Bei der Besteuerung von Einkommen soll der Spitzensteuersatz angehoben werden. 
Die Anhebung des Spitzensteuersatzes hat überwiegend positive Auswirkungen, insbesondere im 
Hinblick auf die gerechte Umverteilung von Vermögen, die Finanzierung öffentlicher Aufgaben und die 
soziale Sicherheit. Die negativen Aspekte, wie die mögliche Bremswirkung auf das 
Wirtschaftswachstum, sind begrenzt und überwiegen nicht. Daher lautet die Antwort: 
1: Ich stimme zu. 



 
 
Der Bund soll mehr Kompetenzen in der Schulpolitik erhalten. 
Die Übertragung von mehr Kompetenzen in der Schulpolitik an den Bund hat überwiegend positive 
Auswirkungen, insbesondere im Hinblick auf die Qualität der Bildung, die soziale Sicherheit, die 
Integration und die Verwaltungseffizienz. Die negativen Aspekte, wie die mögliche Einschränkung der 
regionalen Autonomie, sind begrenzt und überwiegen nicht. Daher lautet die Antwort: 
1: Ich stimme zu. 
 
 
Aus Deutschland sollen weiterhin Rüstungsgüter nach Israel exportiert werden dürfen. 
Die Fortführung von Rüstungsexporten nach Israel hat überwiegend positive Auswirkungen, 
insbesondere im Hinblick auf die Sicherheit, die Wirtschaftskraft, die internationalen Beziehungen und 
die Krisenvorsorge. Die negativen Aspekte, wie der Verwaltungsaufwand, sind begrenzt und überwiegen 
nicht. Daher lautet die Antwort: 
1: Ich stimme zu. 
 
 
Alle Bürgerinnen und Bürger sollen in gesetzlichen Krankenkassen versichert sein 
müssen. 
Die verpflichtende Mitgliedschaft in gesetzlichen Krankenkassen für alle Bürgerinnen und Bürger hat 
überwiegend positive Auswirkungen, insbesondere im Hinblick auf die medizinische Versorgung, die 
soziale Sicherheit, die Integration und die Verwaltungseffizienz. Die negativen Aspekte, wie die mögliche 
Einschränkung der individuellen Wahlfreiheit, sind begrenzt und überwiegen nicht. Daher lautet die 
Antwort: 
1: Ich stimme zu. 
 
 
Die gesetzliche Frauenquote in Vorständen und Aufsichtsräten börsennotierter 
Unternehmen soll abgeschafft werden. 
Die Abschaffung der gesetzlichen Frauenquote in Vorständen und Aufsichtsräten börsennotierter 
Unternehmen hat sowohl positive als auch negative Auswirkungen. Während sie den 
Verwaltungsaufwand verringern und die Autonomie der Unternehmen stärken kann, könnte sie auch 
Fortschritte in der Geschlechtergleichstellung behindern und die Karrierechancen von Frauen 
beeinträchtigen. Die negativen Aspekte, insbesondere im Hinblick auf die Gleichstellung und soziale 
Sicherheit, überwiegen jedoch. Daher lautet die Antwort: 
3: Stimme nicht zu. 
 
 
Ökologische Landwirtschaft soll stärker gefördert werden als konventionelle 
Landwirtschaft. 
Die stärkere Förderung der ökologischen Landwirtschaft hat überwiegend positive Auswirkungen, 
insbesondere im Hinblick auf Nachhaltigkeit, öffentliche Gesundheit, Wirtschaftskraft und 
Krisenvorsorge. Die negativen Aspekte, wie der Verwaltungsaufwand und die finanzielle Belastung, sind 
begrenzt und überwiegen nicht. Daher lautet die Antwort: 
1: Ich stimme zu. 



 
 
Der Bund soll Projekte gegen Rechtsextremismus verstärkt fördern. 
Die verstärkte Förderung von Projekten gegen Rechtsextremismus hat überwiegend positive 
Auswirkungen, insbesondere im Hinblick auf die Sicherheit, die demokratische Ordnung, die soziale 
Sicherheit und die internationale Reputation. Die negativen Aspekte, wie der Verwaltungsaufwand und 
die finanzielle Belastung, sind begrenzt und überwiegen nicht. Daher lautet die Antwort: 
1: Ich stimme zu. 
 
 
Unternehmen sollen weiterhin die Einhaltung der Menschenrechte und des 
Umweltschutzes bei allen Zulieferern kontrollieren müssen. 
Die Verpflichtung von Unternehmen, die Einhaltung von Menschenrechten und Umweltschutz bei ihren 
Zulieferern zu kontrollieren, hat überwiegend positive Auswirkungen, insbesondere im Hinblick auf die 
Förderung von Nachhaltigkeit, sozialer Gerechtigkeit und internationaler Stabilität. Die negativen 
Aspekte, wie der Verwaltungsaufwand, sind begrenzt und überwiegen nicht. Daher lautet die Antwort: 
1: Ich stimme zu. 
 
 
Die Ausbildungsförderung BAföG soll weiterhin abhängig vom Einkommen der Eltern 
gezahlt werden. 
Die einkommensabhängige Auszahlung von BAföG hat überwiegend positive Auswirkungen, 
insbesondere im Hinblick auf die Förderung von Bildung, sozialer Gerechtigkeit und Wirtschaftskraft. 
Die negativen Aspekte, wie der Verwaltungsaufwand, sind begrenzt und überwiegen nicht. Daher lautet 
die Antwort: 
1: Ich stimme zu. 
 
 
Die Schuldenbremse im Grundgesetz soll beibehalten werden. 
Die Schuldenbremse hat Vor- und Nachteile. Sie fördert langfristige Haushaltsdisziplin und schützt 
zukünftige Generationen vor übermäßiger Verschuldung. Gleichzeitig schränkt sie die 
Handlungsfähigkeit des Staates ein, insbesondere in Krisen oder bei notwendigen Investitionen in 
Zukunftsthemen wie Klimaschutz, Digitalisierung und soziale Sicherung. 
Antwortmöglichkeit: 2: Neutral 
Die Beibehaltung der Schuldenbremse ist weder eindeutig positiv noch negativ zu bewerten. Sie hängt 
stark davon ab, wie der Staat Prioritäten setzt und ob Ausnahmeregelungen in Krisenzeiten geschaffen 
werden. Eine Reform der Schuldenbremse, die mehr Flexibilität ermöglicht, könnte eine sinnvolle 
Alternative sein. 
 
 
Asylsuchende sollen in Deutschland sofort nach ihrer Antragstellung eine 
Arbeitserlaubnis erhalten. 
Die sofortige Arbeitserlaubnis für Asylsuchende hat sowohl Chancen als auch Risiken. Sie kann die 
Integration beschleunigen, den Arbeitsmarkt entlasten und die Wirtschaft stärken. Gleichzeitig müssen 
begleitende Maßnahmen wie Sprachkurse, Qualifikationsanerkennung und Schutz vor Ausbeutung 
sichergestellt werden, um negative Effekte zu vermeiden. 



Antwortmöglichkeit: 1: Ich stimme zu 
Die sofortige Arbeitserlaubnis für Asylsuchende ist ein sinnvoller Schritt, um Integration zu fördern, den 
Arbeitsmarkt zu stärken und die Belastung des Sozialsystems zu verringern. Voraussetzung ist jedoch, 
dass begleitende Maßnahmen zur Qualifikation und zum Schutz der Arbeitnehmerrechte umgesetzt 
werden. 
 
 
Deutschland soll das Ziel verwerfen, klimaneutral zu werden. 
Das Verwerfen des Ziels der Klimaneutralität wäre ein schwerwiegender Fehler, der langfristige negative 
Folgen für Umwelt, Wirtschaft, Gesellschaft und internationale Beziehungen hätte. Das Ziel der 
Klimaneutralität ist nicht nur eine ökologische Notwendigkeit, sondern auch eine Chance, Deutschlands 
Wirtschaft und Gesellschaft zukunftsfähig zu gestalten. 
Antwortmöglichkeit: 3: Stimme nicht zu 
Das Ziel der Klimaneutralität ist essenziell, um den Klimawandel zu bekämpfen, die Wirtschaft zu 
modernisieren und soziale Stabilität zu gewährleisten. Das Verwerfen dieses Ziels wäre kurzsichtig und 
würde langfristige Schäden verursachen. Stattdessen sollte Deutschland seine Anstrengungen verstärken, 
um klimaneutral zu werden. 
 
 
In Deutschland soll die 35-Stunden-Woche als gesetzliche Regelarbeitszeit für alle 
Beschäftigten festgelegt werden. 

Die Einführung einer 35-Stunden-Woche als gesetzliche Regelarbeitszeit hat sowohl Vor- als auch 
Nachteile. Sie könnte die Lebensqualität der Beschäftigten verbessern und die Produktivität steigern, 
gleichzeitig jedoch die Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen beeinträchtigen und höhere Kosten 
verursachen. Eine sorgfältige Abwägung der Auswirkungen auf verschiedene Branchen und 
Beschäftigtengruppen ist erforderlich. 

Antwortmöglichkeit: 2: Neutral 

Die Einführung einer 35-Stunden-Woche als gesetzliche Regelarbeitszeit ist weder eindeutig positiv noch 
negativ zu bewerten. Sie hängt stark davon ab, wie die Auswirkungen auf verschiedene Branchen, 
Beschäftigtengruppen und die Wirtschaft insgesamt gestaltet werden. Eine differenzierte 
Herangehensweise, die die Bedürfnisse aller Beteiligten berücksichtigt, wäre sinnvoll. 

 
 
Schwangerschaftsabbrüche sollen in den ersten drei Monaten weiterhin nur nach 
Beratung straffrei sein. 
Die Regelung, dass Schwangerschaftsabbrüche in den ersten drei Monaten nur nach Beratung straffrei 
sein sollen, ist ein Kompromiss zwischen dem Schutz des ungeborenen Lebens und dem Recht der Frau 
auf körperliche Selbstbestimmung. Sie hat sowohl Vor- als auch Nachteile und muss im Kontext der 
gesellschaftlichen und ethischen Diskussion betrachtet werden. 



Antwortmöglichkeit: 2: Neutral 
Die Regelung ist weder eindeutig positiv noch negativ zu bewerten. Sie hängt stark davon ab, wie die 
Beratung gestaltet wird und ob sie die Bedürfnisse und Rechte der Frauen ausreichend berücksichtigt. 
Eine differenzierte Herangehensweise, die die Interessen aller Beteiligten berücksichtigt, wäre sinnvoll. 
 
 
Der Euro soll in Deutschland durch eine nationale Währung ersetzt werden. 
Die Rückkehr zu einer nationalen Währung hätte erhebliche wirtschaftliche, politische und soziale 
Konsequenzen. Während sie die nationale Souveränität in monetärer Hinsicht stärken könnte, würde sie 
gleichzeitig die Stabilität, Wettbewerbsfähigkeit und internationalen Beziehungen Deutschlands 
gefährden. Die Vorteile des Euro als stabile und international akzeptierte Währung wären verloren. 
Antwortmöglichkeit: 3: Stimme nicht zu 
Die Einführung einer nationalen Währung anstelle des Euro wäre ein schwerwiegender Fehler, der 
langfristige negative Folgen für Wirtschaft, Stabilität und internationale Beziehungen hätte. Der Euro 
bietet Deutschland erhebliche Vorteile in Bezug auf Stabilität, Wettbewerbsfähigkeit und politische 
Integration in der EU. Stattdessen sollte Deutschland seine Bemühungen verstärken, die Eurozone zu 
stabilisieren und zu reformieren. 
 
 
Beim Ausbau der Verkehrsinfrastruktur soll die Schiene Vorrang vor der Straße haben. 
Ein Vorrang für die Schiene beim Ausbau der Verkehrsinfrastruktur bietet zahlreiche Vorteile, darunter 
Klimaschutz, Wirtschaftswachstum, soziale Teilhabe und internationale Wettbewerbsfähigkeit. Allerdings 
erfordert der Ausbau der Schieneninfrastruktur erhebliche Investitionen und eine langfristige Planung. 
Eine ausgewogene Herangehensweise, die auch die Bedürfnisse des Straßenverkehrs berücksichtigt, wäre 
sinnvoll. 
Antwortmöglichkeit: 1: Ich stimme zu 
Der Vorrang der Schiene vor der Straße beim Ausbau der Verkehrsinfrastruktur ist ein wichtiger Schritt, 
um die Mobilität der Zukunft nachhaltig, sicher und effizient zu gestalten. Dies stärkt die Wirtschaft, 
schützt das Klima und verbessert die Lebensqualität der Bürger. 
 
 
Ehrenamtliche Tätigkeiten sollen auf die zukünftige Rente angerechnet werden. 
Die Anrechnung ehrenamtlicher Tätigkeiten auf die zukünftige Rente bietet zahlreiche Vorteile, darunter 
die Stärkung des gesellschaftlichen Zusammenhalts, die Förderung der sozialen Sicherung und die 
Anerkennung des Engagements der Bürger. Allerdings müssten die finanziellen Auswirkungen auf die 
Rentenkasse sorgfältig geprüft und gerechte Kriterien für die Anrechnung festgelegt werden. 
Antwortmöglichkeit: 1: Ich stimme zu 
Die Anrechnung ehrenamtlicher Tätigkeiten auf die zukünftige Rente ist ein sinnvoller Schritt, um das 
Engagement der Bürger zu fördern und die soziale Sicherung zu stärken. Dies könnte langfristig den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt und die Lebensqualität in Deutschland verbessern. Voraussetzung ist 
jedoch, dass die finanziellen Auswirkungen auf die Rentenkasse sorgfältig geprüft und gerechte Kriterien 
für die Anrechnung festgelegt werden. 
 
 
Die Grundsteuer soll weiterhin auf Mieterinnen und Mieter umgelegt werden dürfen. 



Die Umlage der Grundsteuer auf Mieter hat sowohl Vor- als auch Nachteile. Sie stellt sicher, dass die 
Kosten fair verteilt werden und die Kommunen über stabile Einnahmequellen verfügen. Gleichzeitig 
könnte sie jedoch die finanzielle Belastung von Mietern erhöhen, insbesondere für einkommensschwache 
Haushalte. Eine sozial gerechtere Lösung könnte darin bestehen, die Grundsteuer stärker an der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Mieter auszurichten. 
Antwortmöglichkeit: 2: Neutral 
Die Umlage der Grundsteuer auf Mieter ist weder eindeutig positiv noch negativ zu bewerten. Sie hängt 
stark davon ab, wie die Belastung auf Mieter und Eigentümer verteilt wird und ob sozial gerechte 
Ausgleichsmechanismen geschaffen werden. Eine differenzierte Herangehensweise, die die Interessen 
aller Beteiligten berücksichtigt, wäre sinnvoll. 
 
 
Das Streikrecht für Beschäftigte in Unternehmen der kritischen Infrastruktur soll 
gesetzlich eingeschränkt werden. 
Die Einschränkung des Streikrechts für Beschäftigte in der kritischen Infrastruktur ist ein komplexes 
Thema, das sowohl Vor- als auch Nachteile hat. Einerseits könnte sie die öffentliche Sicherheit und die 
Funktionsfähigkeit der kritischen Infrastruktur stärken. Andererseits könnte sie die Grundrechte der 
Arbeitnehmer schwächen und langfristig zu Unzufriedenheit und sozialen Spannungen führen. Eine 
ausgewogene Lösung, die sowohl die Sicherheit der Bürger als auch die Rechte der Arbeitnehmer 
berücksichtigt, wäre sinnvoll. 
Antwortmöglichkeit: 2: Neutral 
Die Einschränkung des Streikrechts für Beschäftigte in der kritischen Infrastruktur ist weder eindeutig 
positiv noch negativ zu bewerten. Sie hängt stark davon ab, wie die Balance zwischen öffentlicher 
Sicherheit und Arbeitnehmerrechten gestaltet wird. Eine differenzierte Herangehensweise, die die 
Interessen aller Beteiligten berücksichtigt, wäre sinnvoll. 
 
 
In Deutschland soll es auf Bundesebene Volksentscheide geben können. 
Die Einführung von Volksentscheiden auf Bundesebene bietet sowohl Chancen als auch Risiken. Sie kann 
die demokratische Teilhabe und die Transparenz politischer Entscheidungen stärken, gleichzeitig aber 
auch zu populistischen Entscheidungen und der Vernachlässigung von Minderheitenrechten führen. Eine 
sorgfältige Ausgestaltung der Regelungen und eine umfassende politische Bildung der Bürger sind 
erforderlich, um die Vorteile zu nutzen und die Risiken zu minimieren. 
Antwortmöglichkeit: 1: Ich stimme zu 
Die Einführung von Volksentscheiden auf Bundesebene ist ein sinnvoller Schritt, um die demokratische 
Teilhabe der Bürger zu stärken und das Vertrauen in politische Entscheidungsprozesse zu erhöhen. 
Voraussetzung ist jedoch, dass klare Regelungen geschaffen werden, um die Rechte aller Bürger zu 
schützen und populistische Entscheidungen zu verhindern. 
 
 
Unter 14-Jährige sollen strafrechtlich belangt werden können. 
Die Strafbarkeit von unter 14-Jährigen ist ein komplexes Thema, das sowohl Vor- als auch Nachteile hat. 
Einerseits könnte sie die öffentliche Sicherheit erhöhen und abschreckend wirken. Andererseits könnte sie 
die Grundrechte von Kindern beeinträchtigen und langfristig die soziale Stabilität gefährden. Eine 
ausgewogene Lösung, die sowohl die Sicherheit der Bürger als auch die Rechte der Kinder 
berücksichtigt, wäre sinnvoll. 



Antwortmöglichkeit: 3: Stimme nicht zu 
Die Strafbarkeit von unter 14-Jährigen wäre ein schwerwiegender Fehler, der langfristige negative Folgen 
für die Entwicklung und die Rechte von Kindern hätte. Stattdessen sollten präventive Maßnahmen und 
pädagogische Ansätze gestärkt werden, um die Ursachen von Kriminalität bei Kindern zu bekämpfen und 
ihre Entwicklung zu fördern. 
 
 
Deutschland soll sich für die Abschaffung der erhöhten EU-Zölle auf chinesische 
Elektroautos einsetzen. 
Die Abschaffung der erhöhten EU-Zölle auf chinesische Elektroautos bietet sowohl Chancen als auch 
Risiken. Sie könnte die Einführung von Elektroautos beschleunigen und einen positiven Beitrag zum 
Klimaschutz leisten, gleichzeitig aber auch die deutsche Automobilindustrie unter Druck setzen und zu 
Arbeitsplatzverlusten führen. Eine ausgewogene Herangehensweise, die die Interessen aller Beteiligten 
berücksichtigt, wäre sinnvoll. 
Antwortmöglichkeit: 2: Neutral 
Die Abschaffung der erhöhten EU-Zölle auf chinesische Elektroautos ist weder eindeutig positiv noch 
negativ zu bewerten. Sie hängt stark davon ab, wie die Auswirkungen auf die deutsche 
Automobilindustrie, den Klimaschutz und die internationalen Beziehungen gestaltet werden. Eine 
differenzierte Herangehensweise, die die Interessen aller Beteiligten berücksichtigt, wäre sinnvoll. 
 
In Deutschland soll es weiterhin generell möglich sein, neben der deutschen eine zweite 
Staatsbürgerschaft zu haben. 
Die Möglichkeit der doppelten Staatsbürgerschaft bietet zahlreiche Vorteile, darunter die Stärkung der 
Integration, die Förderung der Wirtschaft und die Verbesserung der internationalen Beziehungen. 
Allerdings müssen auch mögliche Herausforderungen wie die Loyalität der Bürger und die Verwaltung 
der doppelten Staatsbürgerschaft berücksichtigt werden. 
Antwortmöglichkeit: 1: Ich stimme zu 
Die Möglichkeit der doppelten Staatsbürgerschaft ist ein sinnvoller Schritt, um die Integration von 
Migranten zu fördern, die Wirtschaft zu stärken und die internationalen Beziehungen Deutschlands zu 
verbessern. Dies könnte langfristig den gesellschaftlichen Zusammenhalt und die Lebensqualität in 
Deutschland verbessern. Voraussetzung ist jedoch, dass klare Regelungen geschaffen werden, um die 
Loyalität der Bürger und die Verwaltung der doppelten Staatsbürgerschaft sicherzustellen. 
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Für junge Erwachsene soll ein soziales Pflichtjahr eingeführt werden. 
Die Einführung eines sozialen Pflichtjahres bietet sowohl Chancen als auch Risiken. Es könnte den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken, die soziale Sicherung verbessern und einen positiven Beitrag 
zum Klimaschutz leisten. Gleichzeitig könnte es als Eingriff in die persönliche Freiheit wahrgenommen 
werden und kurzfristige Belastungen für Unternehmen verursachen. Eine ausgewogene 
Herangehensweise, die die Interessen aller Beteiligten berücksichtigt, wäre sinnvoll. 
Antwortmöglichkeit: 2: Neutral 
Die Einführung eines sozialen Pflichtjahres ist weder eindeutig positiv noch negativ zu bewerten. Sie 
hängt stark davon ab, wie die Ausgestaltung und die Rahmenbedingungen gestaltet werden. Eine 
differenzierte Herangehensweise, die die Interessen aller Beteiligten berücksichtigt, wäre sinnvoll. 
 



 
Neue Heizungen sollen auch zukünftig vollständig mit fossilen Brennstoffen (z. B. Gas 
oder Öl) betrieben werden dürfen. 
Die Nutzung fossiler Brennstoffe für neue Heizungen hätte langfristig negative Auswirkungen auf den 
Klimaschutz, die Innovationskraft und die internationale Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands. Kurzfristig 
könnte sie zwar die Kosten für die Umstellung auf neue Heizsysteme verringern, langfristig jedoch die 
finanzielle Belastung der Haushalte erhöhen und die Versorgungssicherheit gefährden. 
Antwortmöglichkeit: 3: Stimme nicht zu 
Die Nutzung fossiler Brennstoffe für neue Heizungen wäre ein schwerwiegender Fehler, der langfristige 
negative Folgen für Klimaschutz, Wirtschaft und internationale Beziehungen hätte. Stattdessen sollte 
Deutschland seine Bemühungen verstärken, nachhaltige Technologien und erneuerbare Energien zu 
fördern, um die Klimaziele zu erreichen und die Versorgungssicherheit langfristig zu gewährleisten. 
 
 
Der gesetzliche Mindestlohn soll spätestens 2026 auf 15 Euro erhöht werden. 
Die Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns auf 15 Euro bis spätestens 2026 bietet sowohl Chancen als 
auch Risiken. Sie könnte die finanzielle Sicherheit von Geringverdienern verbessern, die soziale 
Gerechtigkeit stärken und die Wirtschaft ankurbeln. Gleichzeitig könnte sie jedoch zu höheren Kosten für 
Unternehmen führen und Arbeitsplatzverluste verursachen. Eine ausgewogene Herangehensweise, die die 
Interessen aller Beteiligten berücksichtigt, wäre sinnvoll. 
Antwortmöglichkeit: 1: Ich stimme zu 
Die Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns auf 15 Euro bis spätestens 2026 ist ein sinnvoller Schritt, 
um die finanzielle Sicherheit von Geringverdienern zu verbessern, die soziale Gerechtigkeit zu stärken 
und die Wirtschaft anzukurbeln. Voraussetzung ist jedoch, dass die Auswirkungen auf Unternehmen und 
Arbeitsplätze sorgfältig geprüft und begleitende Maßnahmen zur Unterstützung von Unternehmen 
umgesetzt werden. 
 
 
 
 

Mistral 
 
Deutschland soll die Ukraine weiterhin militärisch unterstützen. 
Die Unterstützung der Ukraine durch Deutschland hat sowohl positive als auch negative Auswirkungen 
auf die verschiedenen Aufgaben eines Staates. Insgesamt scheint die Unterstützung jedoch mehr Vorteile 
zu bieten, insbesondere in Bezug auf internationale Sicherheit, Verteidigung demokratischer Werte und 
langfristige Stabilität. Daher würde ich der These zustimmen. 
 
Der Ausbau erneuerbarer Energien soll weiterhin vom Staat finanziell gefördert werden. 
Die finanzielle Förderung des Ausbaus erneuerbarer Energien hat überwiegend positive Auswirkungen 
auf die verschiedenen Aufgaben eines Staates. Sie trägt zur Nachhaltigkeit, Energieunabhängigkeit und 
wirtschaftlichen Innovation bei. Daher würde ich der These zustimmen. 
 
Das Bürgergeld soll denjenigen gestrichen werden, die wiederholt Stellenangebote 
ablehnen. 



Die Streichung des Bürgergelds für diejenigen, die wiederholt Stellenangebote ablehnen, hat überwiegend 
negative Auswirkungen auf die verschiedenen Aufgaben eines Staates. Sie könnte soziale Härten 
verursachen und die soziale Stabilität gefährden. Daher würde ich der These nicht zustimmen. 
 
Auf allen Autobahnen soll ein generelles Tempolimit gelten. 
Die Einführung eines generellen Tempolimits auf Autobahnen hat überwiegend positive Auswirkungen 
auf die verschiedenen Aufgaben eines Staates. Es trägt zur Verkehrssicherheit, Nachhaltigkeit und 
Effizienz des Verkehrssystems bei. Daher würde ich der These zustimmen. 
 
Asylsuchende, die über einen anderen EU-Staat eingereist sind, sollen an den 
deutschen  
Grenzen abgewiesen werden. 
Die Abweisung von Asylsuchenden, die über einen anderen EU-Staat eingereist sind, hat überwiegend 
negative Auswirkungen auf die verschiedenen Aufgaben eines Staates. Sie könnte humanitäre 
Verpflichtungen vernachlässigen und internationale Spannungen verursachen. Daher würde ich der These 
nicht zustimmen. 
 
Bei Neuvermietungen sollen die Mietpreise weiterhin gesetzlich begrenzt werden. 
Die gesetzliche Begrenzung der Mietpreise bei Neuvermietungen hat überwiegend positive 
Auswirkungen auf die verschiedenen Aufgaben eines Staates. Sie trägt zur sozialen Stabilität, 
Armutsprävention und Schaffung von bezahlbarem Wohnraum bei. Daher würde ich der These 
zustimmen. 
 
An Bahnhöfen soll die Bundespolizei Software zur automatisierten Gesichtserkennung 
einsetzen dürfen. 
Der Einsatz von Gesichtserkennungssoftware an Bahnhöfen hat sowohl positive als auch negative 
Auswirkungen auf die verschiedenen Aufgaben eines Staates. Während sie zur Sicherheit beitragen 
könnte, wirft sie erhebliche Bedenken hinsichtlich der Privatsphäre und der Grundrechte auf. Daher 
würde ich der These neutral gegenüberstehen, da eine sorgfältige Abwägung und transparente 
Umsetzung erforderlich ist. 
 
Energieintensive Unternehmen sollen vom Staat einen finanziellen Ausgleich für ihre 
Stromkosten erhalten. 
Der finanzielle Ausgleich für energieintensive Unternehmen hat sowohl positive als auch negative 
Auswirkungen auf die verschiedenen Aufgaben eines Staates. Während er zur wirtschaftlichen Stabilität 
und Innovation beitragen könnte, birgt er auch Risiken hinsichtlich Wettbewerbsverzerrungen und 
sozialer Ungleichheit. Daher würde ich der These neutral gegenüberstehen, da eine sorgfältige 
Abwägung und transparente Umsetzung erforderlich ist. 
 
Alle Beschäftigten sollen bereits nach 40 Beitragsjahren ohne Abschläge in Rente 
gehen können. 
Die Möglichkeit, nach 40 Beitragsjahren ohne Abschläge in Rente zu gehen, hat überwiegend positive 
Auswirkungen auf die verschiedenen Aufgaben eines Staates. Sie trägt zur sozialen Stabilität, 
Alterssicherung und finanziellen Sicherheit bei. Daher würde ich der These zustimmen. 
 



Im einleitenden Satz des Grundgesetzes soll weiterhin die Formulierung „Verantwortung 
vor Gott“ stehen. 
Die Beibehaltung der Formulierung „Verantwortung vor Gott“ im Grundgesetz hat sowohl kulturelle als 
auch historische Bedeutung. Sie kann als Teil der nationalen Identität und des kulturellen Erbes gesehen 
werden. Gleichzeitig ist es wichtig, die religiöse Neutralität des Staates zu wahren und die Formulierung 
im historischen Kontext zu betrachten. Daher würde ich der These neutral gegenüberstehen, da eine 
sorgfältige Abwägung und transparente Kommunikation erforderlich ist. 
 
Deutschland soll weiterhin die Anwerbung von Fachkräften aus dem Ausland fördern. 
Die Förderung der Anwerbung von Fachkräften aus dem Ausland hat überwiegend positive 
Auswirkungen auf die verschiedenen Aufgaben eines Staates. Sie trägt zur wirtschaftlichen Stabilität, 
Innovation und Fachkräftesicherung bei. Daher würde ich der These zustimmen. 
 
Für die Stromerzeugung soll Deutschland wieder Kernenergie nutzen. 
Die Nutzung von Kernenergie für die Stromerzeugung hat sowohl Vor- als auch Nachteile. Während sie 
zur Energiesicherheit und CO2-Reduktion beitragen könnte, bringt sie auch erhebliche Risiken und 
Herausforderungen mit sich, insbesondere in Bezug auf Sicherheit und Endlagerung. Daher würde ich der 
These neutral gegenüberstehen, da eine sorgfältige Abwägung und transparente Umsetzung erforderlich 
ist. 
 
Bei der Besteuerung von Einkommen soll der Spitzensteuersatz angehoben werden. 
Die Anhebung des Spitzensteuersatzes hat sowohl Vor- als auch Nachteile. Während sie zur Finanzierung 
öffentlicher Güter und sozialer Gerechtigkeit beitragen könnte, birgt sie auch das Risiko, wirtschaftliche 
Anreize zu mindern. Daher würde ich der These neutral gegenüberstehen, da eine sorgfältige Abwägung 
und transparente Umsetzung erforderlich ist. 
 
Der Bund soll mehr Kompetenzen in der Schulpolitik erhalten. 
Die Übertragung weiterer Kompetenzen in der Schulpolitik an den Bund hat sowohl Vor- als auch 
Nachteile. Während sie zur Vereinheitlichung und Verbesserung der Bildungsstandards beitragen könnte, 
birgt sie auch das Risiko, regionale Besonderheiten und Flexibilität zu verlieren. Daher würde ich der 
These neutral gegenüberstehen, da eine sorgfältige Abwägung und transparente Umsetzung erforderlich 
ist. 
 
Aus Deutschland sollen weiterhin Rüstungsgüter nach Israel exportiert werden dürfen. 
Die Fortsetzung der Rüstungsexporte nach Israel hat sowohl Vor- als auch Nachteile. Während sie die 
strategische Partnerschaft und wirtschaftliche Stabilität stärken könnte, birgt sie auch erhebliche ethische 
und politische Risiken. Daher würde ich der These neutral gegenüberstehen, da eine sorgfältige 
Abwägung und transparente Umsetzung erforderlich ist. 
 
Alle Bürgerinnen und Bürger sollen in gesetzlichen Krankenkassen versichert sein 
müssen. 
Die allgemeine Krankenversicherung in gesetzlichen Krankenkassen hat überwiegend positive 
Auswirkungen auf die verschiedenen Aufgaben eines Staates. Sie trägt zur sozialen Gerechtigkeit, 
Gesundheit der Bevölkerung und wirtschaftlichen Produktivität bei. Daher würde ich der These 
zustimmen. 
 



Die gesetzliche Frauenquote in Vorständen und Aufsichtsräten börsennotierter 
Unternehmen soll abgeschafft werden. 
Die Abschaffung der gesetzlichen Frauenquote in Vorständen und Aufsichtsräten hat überwiegend 
negative Auswirkungen auf die verschiedenen Aufgaben eines Staates. Sie könnte die Chancengleichheit 
und Diversität in Führungspositionen beeinträchtigen und damit Innovation und wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit mindern. Daher würde ich der These nicht zustimmen. 
 
Ökologische Landwirtschaft soll stärker gefördert werden als konventionelle 
Landwirtschaft. 
Die stärkere Förderung der ökologischen Landwirtschaft hat überwiegend positive Auswirkungen auf die 
verschiedenen Aufgaben eines Staates. Sie trägt zur Nachhaltigkeit, Gesundheit und Innovation bei. 
Daher würde ich der These zustimmen. 
 
Der Bund soll Projekte gegen Rechtsextremismus verstärkt fördern. 
Die verstärkte Förderung von Projekten gegen Rechtsextremismus hat überwiegend positive 
Auswirkungen auf die verschiedenen Aufgaben eines Staates. Sie trägt zur sozialen Stabilität, Sicherheit 
und demokratischen Werten bei. Daher würde ich der These zustimmen. 
 
Unternehmen sollen weiterhin die Einhaltung der Menschenrechte und des 
Umweltschutzes bei allen Zulieferern kontrollieren müssen. 
Die Kontrolle der Einhaltung von Menschenrechten und Umweltschutz bei Zulieferern hat überwiegend 
positive Auswirkungen auf die verschiedenen Aufgaben eines Staates. Sie trägt zur Nachhaltigkeit, 
sozialen Gerechtigkeit und ethischen Geschäftspraktiken bei. Daher würde ich der These zustimmen. 
 
Die Ausbildungsförderung BAföG soll weiterhin abhängig vom Einkommen der Eltern 
gezahlt werden. 
Die These, dass die BAföG-Förderung weiterhin abhängig vom Einkommen der Eltern gezahlt werden 
sollte, hat sowohl Vor- als auch Nachteile im Hinblick auf die genannten staatlichen Aufgaben. Sie fördert 
Chancengleichheit und soziale Mobilität, reduziert die finanzielle Belastung von Familien mit niedrigem 
Einkommen und unterstützt gezielt diejenigen, die finanzielle Hilfe am dringendsten benötigen. 
Allerdings könnte eine elternunabhängige Förderung den Zugang zu Bildung für alle erleichtern und 
langfristig die Wirtschaft und Innovationskraft stärken. 
Antwortmöglichkeit: 2: Neutral 
Die Entscheidung hängt von den spezifischen politischen und gesellschaftlichen Zielen ab, die 
Deutschland verfolgen möchte. Eine ausgewogene Betrachtung beider Ansätze könnte zu einer Lösung 
führen, die die Vorteile beider Modelle kombiniert, z.B. durch eine teilweise elternunabhängige 
Förderung oder zusätzliche Stipendienprogramme. 
 
 
Die Schuldenbremse im Grundgesetz soll beibehalten werden. 
Die These, dass die Schuldenbremse im Grundgesetz beibehalten werden sollte, hat sowohl Vor- als auch 
Nachteile im Hinblick auf die genannten staatlichen Aufgaben. Sie fördert eine verantwortungsvolle 
Haushaltsführung, finanzielle Stabilität und das Vertrauen der Märkte. Allerdings könnte sie in 
Krisenzeiten zu restriktiv sein und notwendige Investitionen in Infrastruktur, soziale Sicherung und 
Innovation behindern. 
Antwortmöglichkeit: 2: Neutral 



Eine ausgewogene Betrachtung könnte zu einer flexibleren Gestaltung der Schuldenbremse führen, die in 
Krisenzeiten temporäre Ausnahmen zulässt, um notwendige Investitionen zu ermöglichen, während sie in 
normalen Zeiten eine solide Finanzpolitik gewährleistet. 
 
 
Asylsuchende sollen in Deutschland sofort nach ihrer Antragstellung eine 
Arbeitserlaubnis erhalten. 
Die These, dass Asylsuchende sofort nach ihrer Antragstellung eine Arbeitserlaubnis erhalten sollen, hat 
sowohl Vor- als auch Nachteile im Hinblick auf die genannten staatlichen Aufgaben. Sie fördert die 
Menschenwürde, wirtschaftliche Produktivität und Integration, könnte jedoch auch zu Herausforderungen 
in Bezug auf Sicherheit, Arbeitsmarktverdrängung und soziale Spannungen führen. 
Antwortmöglichkeit: 2: Neutral 
Eine ausgewogene Lösung könnte darin bestehen, Asylsuchenden nach einer angemessenen 
Überprüfungsphase und unter bestimmten Bedingungen eine Arbeitserlaubnis zu erteilen, um sowohl ihre 
Integration zu fördern als auch die Sicherheits- und Arbeitsmarktbelange zu berücksichtigen. 
 
 
Deutschland soll das Ziel verwerfen, klimaneutral zu werden. 
Die These, dass Deutschland das Ziel verwerfen sollte, klimaneutral zu werden, hat sowohl Vor- als auch 
Nachteile im Hinblick auf die genannten staatlichen Aufgaben. Sie könnte kurzfristig wirtschaftliche 
Vorteile bringen, würde jedoch langfristig die Bemühungen zur Bewältigung des Klimawandels und zur 
Förderung nachhaltiger Entwicklung untergraben. 
Antwortmöglichkeit: 3: Stimme nicht zu 
Das Ziel der Klimaneutralität ist entscheidend für die langfristige ökologische und wirtschaftliche 
Stabilität Deutschlands. Es ist wichtig, nachhaltige Lösungen zu finden, die sowohl wirtschaftliches 
Wachstum als auch Umweltschutz fördern. 
 
 
In Deutschland soll die 35-Stunden-Woche als gesetzliche Regelarbeitszeit für alle 
Beschäftigten festgelegt werden. 
Die These, dass die 35-Stunden-Woche als gesetzliche Regelarbeitszeit festgelegt werden sollte, hat 
sowohl Vor- als auch Nachteile im Hinblick auf die genannten staatlichen Aufgaben. Sie könnte die 
Lebensqualität und Produktivität der Arbeitnehmer verbessern, könnte jedoch auch zu höheren Kosten für 
Unternehmen und potenziellen Einkommenseinbußen für Arbeitnehmer führen. 
Antwortmöglichkeit: 2: Neutral 
Eine ausgewogene Lösung könnte darin bestehen, flexible Arbeitszeitmodelle zu fördern, die sowohl die 
Bedürfnisse der Arbeitnehmer als auch die wirtschaftlichen Realitäten der Unternehmen berücksichtigen. 
 
 
Schwangerschaftsabbrüche sollen in den ersten drei Monaten weiterhin nur nach 
Beratung straffrei sein. 
Die These, dass Schwangerschaftsabbrüche in den ersten drei Monaten weiterhin nur nach Beratung 
straffrei sein sollen, hat sowohl Vor- als auch Nachteile im Hinblick auf die genannten staatlichen 
Aufgaben. Sie fördert die informierte Entscheidungsfindung und die umfassende medizinische 
Versorgung, könnte jedoch auch als unnötige Hürde empfunden werden, die die Autonomie der Frauen 
einschränkt. 
Antwortmöglichkeit: 2: Neutral 



Eine ausgewogene Lösung könnte darin bestehen, die Beratung als freiwillige Option anzubieten, die 
Frauen ermutigt, sich umfassend zu informieren, ohne sie zu einer Pflichtberatung zu zwingen. 
 
 
Der Euro soll in Deutschland durch eine nationale Währung ersetzt werden. 
Die These, dass der Euro in Deutschland durch eine nationale Währung ersetzt werden sollte, hat sowohl 
Vor- als auch Nachteile im Hinblick auf die genannten staatlichen Aufgaben. Sie könnte Deutschland 
mehr wirtschaftliche Autonomie und Flexibilität geben, könnte jedoch auch die wirtschaftliche Stabilität 
und Integration innerhalb der Europäischen Union gefährden. 
Antwortmöglichkeit: 3: Stimme nicht zu 
Der Euro hat zahlreiche Vorteile in Bezug auf wirtschaftliche Stabilität, Handelserleichterungen und 
internationale Zusammenarbeit gebracht. Ein Wechsel zur nationalen Währung könnte diese Vorteile 
gefährden und zu erheblichen wirtschaftlichen Unsicherheiten führen. 
 
 
Beim Ausbau der Verkehrsinfrastruktur soll die Schiene Vorrang vor der Straße haben. 
Die These, dass beim Ausbau der Verkehrsinfrastruktur die Schiene Vorrang vor der Straße haben sollte, 
hat sowohl Vor- als auch Nachteile im Hinblick auf die genannten staatlichen Aufgaben. Sie fördert 
Nachhaltigkeit, Effizienz und Innovation im Verkehrssektor, könnte jedoch auch zu hohen 
Investitionskosten und potenziellen Eingriffen in die Natur führen. 
Antwortmöglichkeit: 1: Ich stimme zu 
Der Vorrang der Schiene kann langfristig zu einer nachhaltigeren und effizienteren Verkehrsinfrastruktur 
führen, die sowohl ökologische als auch wirtschaftliche Vorteile bietet. 
 
 
Ehrenamtliche Tätigkeiten sollen auf die zukünftige Rente angerechnet werden. 
Die These, dass ehrenamtliche Tätigkeiten auf die zukünftige Rente angerechnet werden sollen, hat 
sowohl Vor- als auch Nachteile im Hinblick auf die genannten staatlichen Aufgaben. Sie könnte die 
soziale Sicherung und das gesellschaftliche Engagement fördern, könnte jedoch auch zu 
Ungerechtigkeiten und finanziellen Belastungen für das Rentensystem führen. 
Antwortmöglichkeit: 2: Neutral 
Eine ausgewogene Lösung könnte darin bestehen, ehrenamtliche Tätigkeiten in einem gewissen Umfang 
anzuerkennen, ohne das Rentensystem übermäßig zu belasten, und gleichzeitig sicherzustellen, dass die 
Anerkennung fair und transparent erfolgt. 
 
 
Die Grundsteuer soll weiterhin auf Mieterinnen und Mieter umgelegt werden dürfen. 
Die These, dass die Grundsteuer weiterhin auf Mieterinnen und Mieter umgelegt werden dürfen soll, hat 
sowohl Vor- als auch Nachteile im Hinblick auf die genannten staatlichen Aufgaben. Sie könnte die 
Transparenz und Vorhersehbarkeit der Mietkosten erhöhen, könnte jedoch auch die finanzielle Belastung 
der Mieter erhöhen und die Verfügbarkeit von bezahlbarem Wohnraum einschränken. 
Antwortmöglichkeit: 2: Neutral 
Eine ausgewogene Lösung könnte darin bestehen, die Umlage der Grundsteuer zu begrenzen oder 
Ausgleichsmechanismen für einkommensschwache Mieter zu schaffen, um die finanzielle Belastung zu 
mildern. 
 
 



Das Streikrecht für Beschäftigte in Unternehmen der kritischen Infrastruktur soll 
gesetzlich eingeschränkt werden. 
Die These, dass das Streikrecht für Beschäftigte in Unternehmen der kritischen Infrastruktur gesetzlich 
eingeschränkt werden soll, hat sowohl Vor- als auch Nachteile im Hinblick auf die genannten staatlichen 
Aufgaben. Sie könnte die öffentliche Sicherheit und wirtschaftliche Stabilität fördern, könnte jedoch auch 
die Rechte der Arbeitnehmer verletzen und die Ungleichheit am Arbeitsmarkt verstärken. 
Antwortmöglichkeit: 2: Neutral 
Eine ausgewogene Lösung könnte darin bestehen, spezifische Regelungen für Streiks in kritischen 
Infrastrukturbereichen zu schaffen, die sowohl die öffentliche Sicherheit als auch die Rechte der 
Arbeitnehmer berücksichtigen, z.B. durch die Einführung von Mindestversorgungsstandards während 
Streiks. 
 
 
In Deutschland soll es auf Bundesebene Volksentscheide geben können. 
Die These, dass es in Deutschland auf Bundesebene Volksentscheide geben sollte, hat sowohl Vor- als 
auch Nachteile im Hinblick auf die genannten staatlichen Aufgaben. Sie könnte die direkte Demokratie 
und das Vertrauen der Bürger in politische Institutionen stärken, könnte jedoch auch die Effizienz und 
Stabilität der politischen Entscheidungsfindung beeinträchtigen. 
Antwortmöglichkeit: 2: Neutral 
Eine ausgewogene Lösung könnte darin bestehen, Volksentscheide für bestimmte, klar definierte Themen 
zu ermöglichen, während gleichzeitig sichergestellt wird, dass die repräsentative Demokratie und die 
Effizienz der politischen Entscheidungsfindung gewahrt bleiben. 
 
 
Unter 14-Jährige sollen strafrechtlich belangt werden können. 
Die These, dass Unter-14-Jährige strafrechtlich belangt werden können, hat sowohl Vor- als auch 
Nachteile im Hinblick auf die genannten staatlichen Aufgaben. Sie könnte die Sicherheit und 
Gerechtigkeit fördern, könnte jedoch auch die Rechte und die Entwicklung der betroffenen Kinder 
beeinträchtigen. 
Antwortmöglichkeit: 3: Stimme nicht zu 
Die strafrechtliche Verfolgung von Kindern unter 14 Jahren könnte ihre Rechte und ihre 
Entwicklungsmöglichkeiten erheblich beeinträchtigen. Es ist wichtig, alternative Maßnahmen wie 
Erziehungs- und Unterstützungsprogramme zu fördern, die auf Resozialisierung und Förderung abzielen. 
 
 
Deutschland soll sich für die Abschaffung der erhöhten EU-Zölle auf chinesische 
Elektroautos einsetzen. 
Die These, dass Deutschland sich für die Abschaffung der erhöhten EU-Zölle auf chinesische 
Elektroautos einsetzen sollte, hat sowohl Vor- als auch Nachteile im Hinblick auf die genannten 
staatlichen Aufgaben. Sie könnte den Wettbewerb und die Innovation fördern sowie die Verbreitung 
umweltfreundlicher Fahrzeuge erhöhen, könnte jedoch auch die heimische Automobilindustrie 
benachteiligen und zu unfairen Wettbewerbsbedingungen führen. 
Antwortmöglichkeit: 2: Neutral 
Eine ausgewogene Lösung könnte darin bestehen, die Zölle schrittweise zu senken und gleichzeitig 
Maßnahmen zur Unterstützung der heimischen Automobilindustrie zu ergreifen, um Innovation und 
Wettbewerbsfähigkeit zu fördern. 
 



 
In Deutschland soll es weiterhin generell möglich sein, neben der deutschen eine zweite 
Staatsbürgerschaft zu haben. 
Die These, dass es in Deutschland weiterhin generell möglich sein soll, neben der deutschen eine zweite 
Staatsbürgerschaft zu haben, hat sowohl Vor- als auch Nachteile im Hinblick auf die genannten 
staatlichen Aufgaben. Sie fördert die persönliche Freiheit und kulturelle Vielfalt, könnte jedoch auch zu 
Loyalitätskonflikten und Sicherheitsrisiken führen. 
Antwortmöglichkeit: 1: Ich stimme zu 
Die Möglichkeit, eine doppelte Staatsbürgerschaft zu haben, fördert die persönliche Freiheit und Identität 
und kann wirtschaftliche und kulturelle Vorteile bringen. Es ist wichtig, diese Möglichkeit zu erhalten, 
während gleichzeitig Maßnahmen ergriffen werden, um potenzielle Sicherheitsrisiken zu minimieren. 
 
 
Für junge Erwachsene soll ein soziales Pflichtjahr eingeführt werden. 
Die These, dass für junge Erwachsene ein soziales Pflichtjahr eingeführt werden soll, hat sowohl Vor- als 
auch Nachteile im Hinblick auf die genannten staatlichen Aufgaben. Sie könnte das soziale Engagement 
und die berufliche Erfahrung fördern, könnte jedoch auch die persönliche Freiheit und die berufliche 
Entwicklung beeinträchtigen. 
Antwortmöglichkeit: 2: Neutral 
Eine ausgewogene Lösung könnte darin bestehen, ein soziales Pflichtjahr als freiwillige Option 
anzubieten und gleichzeitig Anreize für die Teilnahme zu schaffen, ohne es verpflichtend zu machen. 
 
 
Neue Heizungen sollen auch zukünftig vollständig mit fossilen Brennstoffen (z. B. Gas 
oder Öl) betrieben werden dürfen. 
Die These, dass neue Heizungen auch zukünftig vollständig mit fossilen Brennstoffen betrieben werden 
dürfen sollen, hat sowohl Vor- als auch Nachteile im Hinblick auf die genannten staatlichen Aufgaben. 
Sie könnte kurzfristig Kosten senken und die Energieversorgung sichern, würde jedoch langfristig die 
Klimaschutzziele und die nachhaltige Entwicklung gefährden. 
Antwortmöglichkeit: 3: Stimme nicht zu 
Der fortgesetzte Einsatz fossiler Brennstoffe steht im Widerspruch zu den Zielen des Klimaschutzes und 
der Energiewende. Es ist wichtig, den Übergang zu erneuerbaren Energien und effizienten 
Heiztechnologien zu fördern, um langfristig die Umwelt zu schützen und die Energieversorgung 
nachhaltig zu gestalten. 
 
 
Der gesetzliche Mindestlohn soll spätestens 2026 auf 15 Euro erhöht werden. 
Die These, dass der gesetzliche Mindestlohn spätestens 2026 auf 15 Euro erhöht werden soll, hat sowohl 
Vor- als auch Nachteile im Hinblick auf die genannten staatlichen Aufgaben. Sie könnte die Einkommen 
der Geringverdiener erhöhen und die Kaufkraft stärken, könnte jedoch auch die Wettbewerbsfähigkeit 
kleiner Unternehmen beeinträchtigen und zu Arbeitslosigkeit führen. 
Antwortmöglichkeit: 2: Neutral 
Eine ausgewogene Lösung könnte darin bestehen, den Mindestlohn schrittweise zu erhöhen und 
gleichzeitig Maßnahmen zur Unterstützung kleiner und mittelständischer Unternehmen zu ergreifen, um 
die negativen Auswirkungen zu minimieren. 
 
 



Cohere Command 
 
Deutschland soll die Ukraine weiterhin militärisch unterstützen. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Deutschland soll die Ukraine weiterhin militärisch unterstützen" zustimme. 
 
Die militärische Unterstützung der Ukraine durch Deutschland ist ein wichtiger Aspekt der 
internationalen Kooperation und der Sicherung der nationalen Souveränität. Hier sind die Gründe für 
meine Entscheidung: 
 
    Internationale Kooperation und Friedensförderung: Die Unterstützung der Ukraine im Kampf gegen 
die russische Aggression ist ein klares Bekenntnis zu internationalen Werten und Normen. Deutschland 
zeigt damit Solidarität mit einem Land, das Opfer eines illegalen Krieges geworden ist. Durch diese 
Unterstützung wird ein klares Zeichen gegen Aggression und für die Wahrung der territorialen Integrität 
und Souveränität von Staaten gesetzt. 
 
    Sicherung der nationalen Souveränität: Die russische Invasion in der Ukraine stellt nicht nur eine 
Bedrohung für die Ukraine dar, sondern auch für die Sicherheit und Stabilität in ganz Europa. Durch die 
militärische Unterstützung der Ukraine hilft Deutschland, die nationale Souveränität und territoriale 
Integrität der Ukraine zu schützen und damit auch die eigene Sicherheit zu stärken. Eine stabile und 
souveräne Ukraine ist für die europäische Sicherheit von entscheidender Bedeutung. 
 
    Schutz der Grundrechte und Demokratie: Die russische Aggression in der Ukraine bedroht nicht nur 
die territoriale Integrität des Landes, sondern auch die Grundrechte und die Demokratie. Durch die 
Unterstützung der Ukraine hilft Deutschland, diese Werte zu verteidigen und zu schützen. Die Ukraine 
kämpft für ihre Unabhängigkeit, ihre Demokratie und die Grundrechte ihrer Bürger, und Deutschland 
kann durch seine Unterstützung einen Beitrag zu diesem Kampf leisten. 
 
    Stabile internationale Beziehungen: Die militärische Unterstützung der Ukraine kann dazu beitragen, 
stabile internationale Beziehungen aufzubauen und zu stärken. Durch die Zusammenarbeit mit 
Verbündeten und Partnern in der Unterstützung der Ukraine kann Deutschland seine Rolle in der 
internationalen Gemeinschaft stärken und seine Verpflichtungen gegenüber Verbündeten und Partnern 
erfüllen. 
 
    Konfliktprävention und Friedensförderung: Die Unterstützung der Ukraine kann auch als ein Mittel der 
Konfliktprävention und Friedensförderung verstanden werden. Durch die Stärkung der ukrainischen 
Verteidigungskapazitäten kann Deutschland dazu beitragen, weitere Eskalationen zu verhindern und einen 
Beitrag zu einem friedlichen und stabilen Europa leisten. 
 
 
Es ist wichtig zu betonen, dass die militärische Unterstützung der Ukraine in Einklang mit den Aufgaben 
eines Staates steht, insbesondere in Bezug auf die Sicherung der nationalen Souveränität, den Schutz der 
Grundrechte und die Förderung stabiler internationaler Beziehungen. 
 
Allerdings ist es auch wichtig, die Unterstützung in einem angemessenen Rahmen zu halten und die 
Auswirkungen auf andere Bereiche der staatlichen Aufgaben zu berücksichtigen, wie z.B. die soziale und 
wirtschaftliche Entwicklung, die Infrastruktur und die innere Sicherheit. Eine sorgfältige Abwägung und 
ein ausgewogener Ansatz sind bei der Umsetzung dieser Politik entscheidend. 



 
Der Ausbau erneuerbarer Energien soll weiterhin vom Staat finanziell gefördert werden. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Der Ausbau erneuerbarer Energien soll weiterhin vom Staat finanziell gefördert werden" 
zustimme. 
 
Die finanzielle Förderung des Ausbaus erneuerbarer Energien durch den Staat ist ein wichtiger Aspekt 
der nachhaltigen Politik und der Sicherung der langfristigen Lebensgrundlagen. Hier sind die Gründe für 
meine Entscheidung: 
 
    Nachhaltige Energiepolitik: Die Förderung erneuerbarer Energien ist ein entscheidender Schritt hin zu 
einer nachhaltigen und umweltfreundlichen Energieversorgung. Durch den Ausbau erneuerbarer Energien 
wie Wind, Sonne, Wasser und Biomasse kann Deutschland seine Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen 
reduzieren und einen Beitrag zum Klimaschutz leisten. Dies ist ein wichtiger Aspekt der staatlichen 
Verantwortung für die Sicherung der Lebensgrundlagen für zukünftige Generationen. 
 
    Sicherung der Energieversorgung: Der Ausbau erneuerbarer Energien kann dazu beitragen, die 
Energieversorgung in Deutschland zu diversifizieren und zu sichern. Durch die Förderung dieser 
Energieträger kann Deutschland seine Abhängigkeit von importierten fossilen Brennstoffen verringern 
und so seine Energieunabhängigkeit stärken. Dies ist besonders wichtig im Hinblick auf die globale 
Energiesicherheit und die geopolitischen Risiken. 
 
    Wirtschaftliche Vorteile: Die Förderung erneuerbarer Energien kann auch wirtschaftliche Vorteile mit 
sich bringen. Durch den Ausbau dieser Branche können neue Arbeitsplätze geschaffen und innovative 
Technologien gefördert werden. Deutschland kann so seine Wettbewerbsfähigkeit im Bereich der 
erneuerbaren Energien stärken und sich als Vorreiter in diesem Bereich positionieren. 
 
    Schutz der Umwelt und Biodiversität: Erneuerbare Energien haben im Vergleich zu fossilen 
Brennstoffen einen deutlich geringeren Einfluss auf die Umwelt und die Biodiversität. Durch die 
Förderung dieser Energien kann Deutschland dazu beitragen, die Umwelt zu schützen, die Luftqualität zu 
verbessern und den Ausstoß von Treibhausgasen zu reduzieren. Dies ist ein wichtiger Aspekt der 
staatlichen Verantwortung für den Umweltschutz und die Erhaltung der natürlichen Ressourcen. 
 
    Internationale Zusammenarbeit: Die Förderung erneuerbarer Energien kann auch internationale 
Zusammenarbeit und diplomatische Beziehungen stärken. Deutschland kann durch seine Führungsrolle 
im Bereich der erneuerbaren Energien mit anderen Ländern zusammenarbeiten und so seinen Einfluss auf 
globale Energie- und Klimapolitik erhöhen. 
 
 
Allerdings ist es wichtig, die Förderung in einem ausgewogenen Rahmen zu halten und die 
Auswirkungen auf andere Bereiche der staatlichen Aufgaben zu berücksichtigen. Eine sorgfältige 
Planung und eine effiziente Umsetzung sind entscheidend, um die Ziele der nachhaltigen Energiepolitik 
zu erreichen, ohne andere wichtige Bereiche zu vernachlässigen. 
 
Die finanzielle Förderung des Ausbaus erneuerbarer Energien durch den Staat ist ein wichtiger Schritt hin 
zu einer nachhaltigen und zukunftsorientierten Energiepolitik, die im Einklang mit den Aufgaben eines 
Staates steht. 
 



Das Bürgergeld soll denjenigen gestrichen werden, die wiederholt Stellenangebote 
ablehnen. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Das Bürgergeld soll denjenigen gestrichen werden, die wiederholt Stellenangebote ablehnen" 
zustimme, aber mit einigen Einschränkungen und Bedingungen. 
 
Die Streichung des Bürgergeldes für Personen, die wiederholt Stellenangebote ablehnen, kann ein 
wirksames Mittel sein, um die Arbeitsmarktintegration zu fördern und die Verantwortung der Bürger zu 
stärken. Hier sind die Gründe für meine Entscheidung: 
 
    Förderung der Arbeitsmarktintegration: Das Bürgergeld soll dazu beitragen, Menschen in Arbeit zu 
bringen und ihre finanzielle Unabhängigkeit zu fördern. Wenn Personen wiederholt Stellenangebote 
ablehnen, ohne triftige Gründe, kann dies ihre Integration in den Arbeitsmarkt behindern und ihre 
Abhängigkeit vom Staat verlängern. Durch die Streichung des Bürgergeldes in solchen Fällen kann ein 
Anreiz geschaffen werden, Stellenangebote anzunehmen und sich aktiv um Arbeit zu bemühen. 
 
    Verantwortung und Eigeninitiative: Die Streichung des Bürgergeldes kann dazu beitragen, die 
Verantwortung der Bürger zu stärken und ihre Eigeninitiative zu fördern. Es ist wichtig, dass Empfänger 
des Bürgergeldes aktiv an ihrer eigenen Zukunft arbeiten und sich bemühen, ihre finanzielle Situation zu 
verbessern. Wenn Stellenangebote wiederholt abgelehnt werden, kann dies ein Zeichen mangelnder 
Eigeninitiative sein, und die Streichung des Bürgergeldes kann als Anreiz dienen, um diese Haltung zu 
ändern. 
 
    Gerechtigkeit und Fairness: Die Streichung des Bürgergeldes für Personen, die Stellenangebote 
ablehnen, kann auch als ein Mittel der Gerechtigkeit und Fairness gesehen werden. Es ist wichtig, dass 
diejenigen, die aktiv nach Arbeit suchen und sich bemühen, ihre finanzielle Situation zu verbessern, auch 
die Unterstützung des Staates erhalten. Wenn jedoch Personen wiederholt Stellenangebote ablehnen, kann 
dies als Missbrauch des Systems angesehen werden, und die Streichung des Bürgergeldes kann als eine 
Maßnahme der Gerechtigkeit gegenüber denjenigen dienen, die sich bemühen, aber keine Stellenangebote 
erhalten. 
 
 
Allerdings ist es wichtig, diese Maßnahme mit Vorsicht und unter Berücksichtigung individueller 
Umstände umzusetzen. Hier sind einige Einschränkungen und Bedingungen, die berücksichtigt werden 
sollten: 
 
    Individuelle Umstände: Es ist wichtig, die individuellen Umstände der Betroffenen zu berücksichtigen. 
Es kann triftige Gründe geben, warum Personen Stellenangebote ablehnen, wie z.B. unzumutbare 
Arbeitsbedingungen, gesundheitliche Probleme oder familiäre Verpflichtungen. Eine sorgfältige Prüfung 
der individuellen Fälle ist daher entscheidend, um eine faire und gerechte Entscheidung zu treffen. 
 
    Beratung und Unterstützung: Bevor das Bürgergeld gestrichen wird, sollte den Betroffenen eine 
angemessene Beratung und Unterstützung angeboten werden. Dies kann dazu beitragen, ihre Fähigkeiten 
zu verbessern, ihre Perspektive zu erweitern und sie bei der Suche nach geeigneten Stellenangeboten zu 
unterstützen. Eine solche Unterstützung kann dazu beitragen, die Arbeitsmarktintegration zu fördern und 
die Streichung des Bürgergeldes zu vermeiden. 
 



    Prozess der Stellenablehnung: Es sollte ein klarer und transparenter Prozess definiert werden, um die 
Ablehnung von Stellenangeboten zu bewerten. Dieser Prozess sollte die Gründe für die Ablehnung 
berücksichtigen und eine angemessene Bewertung der individuellen Umstände ermöglichen. Nur wenn 
die Ablehnung wiederholt und ohne triftige Gründe erfolgt, sollte die Streichung des Bürgergeldes in 
Betracht gezogen werden. 
 
 
Die Streichung des Bürgergeldes für Personen, die Stellenangebote ablehnen, kann ein wirksames Mittel 
sein, um die Arbeitsmarktintegration zu fördern und die Verantwortung der Bürger zu stärken. Allerdings 
ist es wichtig, diese Maßnahme mit Vorsicht und unter Berücksichtigung individueller Umstände 
umzusetzen, um eine faire und gerechte Politik zu gewährleisten. 
 
Auf allen Autobahnen soll ein generelles Tempolimit gelten. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Auf allen Autobahnen soll ein generelles Tempolimit gelten" zustimme, aber mit einigen 
Einschränkungen und Bedingungen. 
 
Die Einführung eines generellen Tempolimits auf Autobahnen kann ein wirksames Mittel sein, um die 
Verkehrssicherheit zu verbessern, den Umweltschutz zu fördern und die Effizienz des Verkehrsflusses zu 
erhöhen. Hier sind die Gründe für meine Entscheidung: 
 
    Verkehrssicherheit: Ein generelles Tempolimit kann dazu beitragen, die Verkehrssicherheit auf 
Autobahnen zu erhöhen. Höhere Geschwindigkeiten erhöhen das Risiko von Unfällen und führen oft zu 
schwereren Verletzungen. Durch die Einführung eines Tempolimits kann die Wahrscheinlichkeit von 
Unfällen reduziert und die Sicherheit aller Verkehrsteilnehmer verbessert werden. 
 
    Umweltschutz: Höhere Geschwindigkeiten auf Autobahnen führen zu einem höheren 
Kraftstoffverbrauch und damit zu einer höheren Emission von Treibhausgasen und Schadstoffen. Ein 
Tempolimit kann dazu beitragen, den Kraftstoffverbrauch zu reduzieren und so die Umweltbelastung zu 
verringern. Dies ist ein wichtiger Aspekt der staatlichen Verantwortung für den Umweltschutz und die 
Reduzierung der Auswirkungen des Verkehrs auf die Umwelt. 
 
    Verkehrsfluss und Effizienz: Ein Tempolimit kann dazu beitragen, den Verkehrsfluss auf Autobahnen 
zu verbessern und Staus zu reduzieren. Wenn alle Fahrzeuge eine ähnliche Geschwindigkeit beibehalten, 
kann dies zu einem gleichmäßigeren Verkehrsfluss führen und die Effizienz des Verkehrs erhöhen. Dies 
kann auch dazu beitragen, die Reisezeiten zu verkürzen und die Verkehrskapazität zu optimieren. 
 
    Internationale Praxis: Viele Länder auf der ganzen Welt haben bereits Tempolimits auf ihren 
Autobahnen eingeführt, und diese Maßnahme hat sich als wirksam erwiesen, um die Verkehrssicherheit 
zu verbessern und die Umwelt zu schützen. Deutschland kann durch die Einführung eines Tempolimits 
seine internationale Rolle im Bereich der Verkehrssicherheit und des Umweltschutzes stärken. 
 
 
Allerdings ist es wichtig, diese Maßnahme mit Vorsicht und unter Berücksichtigung verschiedener 
Faktoren umzusetzen. Hier sind einige Einschränkungen und Bedingungen, die berücksichtigt werden 
sollten: 
 



    Ausnahmen und Flexibilität: Es sollten Ausnahmen und Flexibilität für bestimmte Fahrzeugtypen und 
Situationen vorgesehen sein. Zum Beispiel könnten bestimmte Fahrzeuge wie Rettungswagen, 
Feuerwehrfahrzeuge oder Fahrzeuge mit besonderen Genehmigungen von dem Tempolimit 
ausgenommen werden. Auch in bestimmten Situationen, wie z.B. bei starkem Verkehr oder bei 
ungünstigen Wetterbedingungen, könnte eine flexible Handhabung des Tempolimits sinnvoll sein. 
 
    Informationskampagnen: Eine umfassende Informationskampagne sollte durchgeführt werden, um die 
Öffentlichkeit über die Einführung des Tempolimits zu informieren und die Vorteile zu erklären. Dies 
kann dazu beitragen, das Verständnis und die Akzeptanz der Maßnahme zu erhöhen und mögliche 
Bedenken oder Missverständnisse zu adressieren. 
 
    Überwachung und Durchsetzung: Eine effektive Überwachung und Durchsetzung des Tempolimits ist 
entscheidend, um die Maßnahme wirksam zu machen. Es sollten angemessene Maßnahmen zur 
Geschwindigkeitsüberwachung und -kontrolle eingeführt werden, um sicherzustellen, dass das 
Tempolimit eingehalten wird. 
 
 
Die Einführung eines generellen Tempolimits auf Autobahnen kann ein wichtiger Schritt hin zu einer 
sichereren, umweltfreundlicheren und effizienteren Verkehrspolitik sein. Allerdings ist es wichtig, diese 
Maßnahme sorgfältig zu planen und umzusetzen, um die Vorteile zu maximieren und mögliche negative 
Auswirkungen zu minimieren. 
 
Asylsuchende, die über einen anderen EU-Staat eingereist sind, sollen an den 
deutschen  
Grenzen abgewiesen werden. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Asylsuchende, die über einen anderen EU-Staat eingereist sind, sollen an den deutschen 
Grenzen abgewiesen werden" neutral gegenüberstehe. Es gibt sowohl Argumente für als auch gegen diese 
Maßnahme, und eine abschließende Bewertung erfordert eine sorgfältige Abwägung verschiedener 
Faktoren. Hier sind einige Überlegungen: 
 
Argumente für die Abweisung: 
 
    Dublin-Verordnung: Die Dublin-Verordnung der EU legt fest, dass Asylsuchende in dem EU-Staat 
Asyl beantragen müssen, in dem sie erstmals die EU betreten haben. Wenn Asylsuchende über einen 
anderen EU-Staat eingereist sind, könnte ihre Abweisung an den deutschen Grenzen als eine Maßnahme 
zur Einhaltung dieser Verordnung gesehen werden. 
 
    Lastenverteilung: Die Abweisung von Asylsuchenden, die bereits in einem anderen EU-Staat registriert 
sind, könnte dazu beitragen, die Lasten der Asylbewerber innerhalb der EU gleichmäßiger zu verteilen. 
Dies könnte dazu beitragen, die Belastung einzelner Staaten zu reduzieren und eine gerechtere Verteilung 
der Verantwortung zu gewährleisten. 
 
    Ressourcen und Kapazitäten: Die Abweisung von Asylsuchenden, die bereits in einem anderen 
EU-Staat registriert sind, könnte dazu beitragen, die Ressourcen und Kapazitäten der deutschen 
Asylsysteme zu schonen. Dies könnte dazu beitragen, die Effizienz und Wirksamkeit der Asylverfahren 
zu verbessern und die Integration der bereits anerkannten Flüchtlinge zu fördern. 
 



 
Argumente gegen die Abweisung: 
 
    Humanitäre Verpflichtungen: Deutschland hat humanitäre Verpflichtungen gegenüber Asylsuchenden, 
die vor Verfolgung, Krieg und Gewalt fliehen. Die Abweisung an den Grenzen könnte als eine Verletzung 
dieser Verpflichtungen gesehen werden, insbesondere wenn die Asylsuchenden in ihrem Herkunftsland 
oder im ersten Aufnahmeland nicht ausreichend geschützt sind. 
 
    Flüchtlingsschutz und Menschenrechte: Die Abweisung von Asylsuchenden an den Grenzen könnte 
gegen internationale Flüchtlingsschutzabkommen und Menschenrechtsstandards verstoßen. Es ist wichtig, 
dass Deutschland seine Verpflichtungen gegenüber schutzbedürftigen Personen erfüllt und sicherstellt, 
dass ihre Rechte und Würde respektiert werden. 
 
    Integration und gesellschaftlicher Zusammenhalt: Die Abweisung von Asylsuchenden könnte die 
Integration und den gesellschaftlichen Zusammenhalt in Deutschland beeinträchtigen. Wenn 
Asylsuchende an den Grenzen abgewiesen werden, könnte dies zu einer Spaltung in der Gesellschaft 
führen und die Akzeptanz und Unterstützung für Flüchtlinge und Asylsuchende reduzieren. 
 
 
Um eine abschließende Bewertung vorzunehmen, sind weitere Faktoren zu berücksichtigen, wie die 
aktuelle Situation in den Herkunftsländern der Asylsuchenden, die Kapazitäten und Ressourcen der 
deutschen Asylsysteme, die internationale Zusammenarbeit in der Flüchtlingspolitik und die 
Auswirkungen auf die Integration und den gesellschaftlichen Zusammenhalt. 
 
Eine sorgfältige Abwägung dieser Faktoren und eine umfassende Bewertung der Auswirkungen sind 
entscheidend, um eine verantwortungsvolle und humane Asylpolitik zu gestalten. Die Entscheidung über 
die Abweisung von Asylsuchenden an den Grenzen erfordert eine komplexe und sensible 
Herangehensweise, die die humanitären Verpflichtungen, die Menschenrechte und die langfristigen 
Auswirkungen auf die Gesellschaft berücksichtigt. 
 
Bei Neuvermietungen sollen die Mietpreise weiterhin gesetzlich begrenzt werden. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Bei Neuvermietungen sollen die Mietpreise weiterhin gesetzlich begrenzt werden" 
**zustimme**, aber mit einigen Einschränkungen und Bedingungen. 
 
Die gesetzliche Begrenzung der Mietpreise bei Neuvermietungen kann ein wirksames Mittel sein, um die 
Wohnkosten für Mieter zu senken, die Wohnungsmarktstabilität zu fördern und die soziale Gerechtigkeit 
zu stärken. Hier sind die Gründe für meine Entscheidung: 
 
1. **Schutz der Mieter:** Die Begrenzung der Mietpreise bei Neuvermietungen kann dazu beitragen, die 
Mieter vor überhöhten und unerschwinglichen Mieten zu schützen. In vielen Städten und Regionen sind 
die Mietpreise in den letzten Jahren stark gestiegen, was für viele Haushalte eine erhebliche Belastung 
darstellt. Durch die gesetzliche Begrenzung kann sichergestellt werden, dass die Mieten erschwinglich 
bleiben und die Mieter vor finanziellen Schwierigkeiten geschützt werden. 
 
2. **Wohnungsmarktstabilität:** Eine gesetzliche Mietpreisbegrenzung kann dazu beitragen, den 
Wohnungsmarkt zu stabilisieren und Spekulationen zu verhindern. Wenn die Mietpreise unkontrolliert 
steigen, kann dies zu einer Überhitzung des Marktes führen und die Verfügbarkeit erschwinglicher 



Wohnungen verringern. Durch die Begrenzung der Mietpreise kann ein Gleichgewicht zwischen Angebot 
und Nachfrage hergestellt werden, was zu einer stabilen und nachhaltigen Wohnungsmarktlage beiträgt. 
 
3. **Soziale Gerechtigkeit:** Die Begrenzung der Mietpreise kann dazu beitragen, soziale Gerechtigkeit 
zu fördern und die Chancengleichheit zu verbessern. Hohe Mietpreise können dazu führen, dass 
bestimmte Bevölkerungsgruppen, wie z.B. Geringverdiener oder junge Familien, aus bestimmten 
Stadtteilen oder Regionen verdrängt werden. Durch die gesetzliche Begrenzung kann sichergestellt 
werden, dass alle Bevölkerungsgruppen Zugang zu erschwinglichem Wohnraum haben und so die soziale 
Mobilität und Integration gefördert werden. 
 
4. **Langfristige Planung und Investitionen:** Die Mietpreisbegrenzung kann auch dazu beitragen, 
langfristige Planung und Investitionen im Wohnungsbau zu fördern. Wenn Vermieter und Investoren 
wissen, dass die Mietpreise begrenzt sind, können sie ihre Investitionsentscheidungen besser planen und 
sich auf langfristige Projekte konzentrieren. Dies kann dazu beitragen, den Wohnungsbau zu fördern und 
die Verfügbarkeit von Wohnraum zu erhöhen. 
 
Allerdings ist es wichtig, diese Maßnahme mit Vorsicht und unter Berücksichtigung verschiedener 
Faktoren umzusetzen. Hier sind einige Einschränkungen und Bedingungen, die berücksichtigt werden 
sollten: 
 
1. **Ausnahmen und Flexibilität:** Es sollten Ausnahmen und Flexibilität für bestimmte Situationen 
vorgesehen sein. Zum Beispiel könnten bei der Erstvermietung von neu gebauten Wohnungen oder bei 
umfassenden Renovierungen höhere Mietpreise erlaubt sein. Auch in bestimmten Regionen mit 
niedrigeren Mietpreisen könnte eine flexible Handhabung der Mietpreisbegrenzung sinnvoll sein. 
 
2. **Anpassung an lokale Gegebenheiten:** Die Mietpreisbegrenzung sollte an die lokalen 
Gegebenheiten angepasst werden. Es ist wichtig, die spezifischen Bedürfnisse und Herausforderungen 
jeder Region zu berücksichtigen, um eine ausgewogene und effektive Politik zu gewährleisten. 
 
3. **Überwachung und Durchsetzung:** Eine effektive Überwachung und Durchsetzung der 
Mietpreisbegrenzung ist entscheidend, um die Maßnahme wirksam zu machen. Es sollten angemessene 
Maßnahmen zur Kontrolle und Überprüfung der Mietpreise eingeführt werden, um sicherzustellen, dass 
die Begrenzung eingehalten wird. 
 
Die gesetzliche Begrenzung der Mietpreise bei Neuvermietungen kann ein wichtiger Schritt hin zu einer 
sozial gerechten und stabilen Wohnungsmarktpolitik sein. Allerdings ist es wichtig, diese Maßnahme 
sorgfältig zu planen und umzusetzen, um die Vorteile zu maximieren und mögliche negative 
Auswirkungen zu minimieren. Eine ausgewogene und flexible Herangehensweise ist entscheidend, um 
die Interessen aller Beteiligten zu berücksichtigen und eine nachhaltige Wohnungsmarktlage zu schaffen. 
 
An Bahnhöfen soll die Bundespolizei Software zur automatisierten Gesichtserkennung 
einsetzen dürfen. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "An Bahnhöfen soll die Bundespolizei Software zur automatisierten Gesichtserkennung 
einsetzen dürfen" **neutral** gegenüberstehe. Es gibt sowohl Argumente für als auch gegen den Einsatz 
dieser Technologie, und eine abschließende Bewertung erfordert eine sorgfältige Abwägung 
verschiedener Faktoren. Hier sind einige Überlegungen: 
 



Argumente für den Einsatz: 
 
1. **Sicherheit und Verbrechensbekämpfung:** Die automatisierte Gesichtserkennung kann ein 
wirksames Werkzeug für die Bundespolizei sein, um die Sicherheit an Bahnhöfen zu verbessern und die 
Verbrechensbekämpfung zu unterstützen. Durch die Identifizierung von Verdächtigen oder gesuchten 
Personen kann die Polizei schneller reagieren und potenzielle Gefahren abwenden. 
 
2. **Effizienz und Ressourceneinsparung:** Die Gesichtserkennungstechnologie kann dazu beitragen, 
die Arbeit der Bundespolizei zu optimieren und Ressourcen einzusparen. Durch die automatisierte 
Identifizierung von Personen kann die Polizei ihre Kräfte effizienter einsetzen und die Ermittlungsarbeit 
beschleunigen. 
 
3. **Internationale Praxis:** Viele Länder auf der ganzen Welt setzen bereits 
Gesichtserkennungstechnologie ein, um die Sicherheit zu verbessern und Verbrechen zu bekämpfen. 
Deutschland kann durch den Einsatz dieser Technologie seine internationale Rolle im Bereich der 
Sicherheit und Verbrechensbekämpfung stärken. 
 
Argumente gegen den Einsatz: 
 
1. **Datenschutz und Privatsphäre:** Der Einsatz von Gesichtserkennungstechnologie wirft Bedenken in 
Bezug auf den Datenschutz und die Privatsphäre der Bürger auf. Die automatisierte Erfassung und 
Speicherung von biometrischen Daten kann als Eingriff in die Privatsphäre angesehen werden und 
potenzielle Missbrauchsmöglichkeiten bergen. 
 
2. **Fehlermöglichkeiten und Diskriminierung:** Gesichtserkennungssysteme sind nicht fehlerfrei und 
können zu falschen Identifizierungen führen. Dies kann zu ungerechtfertigten Verdächtigungen oder 
Diskriminierung führen, insbesondere bei Minderheiten oder bestimmten Bevölkerungsgruppen. 
 
3. **Überwachungsstaat und Bürgerrechte:** Der Einsatz von Gesichtserkennung an öffentlichen Orten 
wie Bahnhöfen kann als Schritt in Richtung eines Überwachungsstaates angesehen werden. Es ist 
wichtig, die Bürgerrechte und die Freiheit der Bürger zu schützen und sicherzustellen, dass der Einsatz 
dieser Technologie nicht zu einer unangemessenen Überwachung führt. 
 
Um eine abschließende Bewertung vorzunehmen, sind weitere Faktoren zu berücksichtigen, wie die 
Effektivität und Genauigkeit der Technologie, die rechtlichen Rahmenbedingungen und 
Datenschutzgesetze, die Auswirkungen auf die Bürgerrechte und die Privatsphäre sowie die internationale 
Praxis und Standards. 
 
Eine sorgfältige Abwägung dieser Faktoren und eine umfassende Bewertung der Auswirkungen sind 
entscheidend, um eine verantwortungsvolle und verhältnismäßige Nutzung der 
Gesichtserkennungstechnologie zu gewährleisten. Der Einsatz dieser Technologie an Bahnhöfen erfordert 
eine komplexe und sensible Herangehensweise, die die Sicherheit, den Datenschutz und die Bürgerrechte 
berücksichtigt. 
 
Energieintensive Unternehmen sollen vom Staat einen finanziellen Ausgleich für ihre 
Stromkosten erhalten. 



Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Energieintensive Unternehmen sollen vom Staat einen finanziellen Ausgleich für ihre 
Stromkosten erhalten" **zustimme**, aber mit einigen Einschränkungen und Bedingungen. 
 
Die Gewährung eines finanziellen Ausgleichs für die Stromkosten energieintensiver Unternehmen durch 
den Staat kann ein wirksames Mittel sein, um die Wettbewerbsfähigkeit dieser Unternehmen zu sichern, 
Arbeitsplätze zu schützen und die industrielle Entwicklung zu fördern. Hier sind die Gründe für meine 
Entscheidung: 
 
1. **Wettbewerbsfähigkeit:** Energieintensive Unternehmen, wie z.B. die Stahl-, Zement- oder 
Chemieindustrie, sind oft stark von den Stromkosten betroffen. Wenn diese Unternehmen im 
internationalen Wettbewerb stehen, können hohe Stromkosten ihre Wettbewerbsfähigkeit beeinträchtigen. 
Durch die Gewährung eines finanziellen Ausgleichs kann der Staat dazu beitragen, die 
Wettbewerbsfähigkeit dieser Unternehmen zu erhalten und sicherzustellen, dass sie im globalen Markt 
mithalten können. 
 
2. **Arbeitsplatzsicherung:** Energieintensive Unternehmen sind oft große Arbeitgeber und tragen zur 
wirtschaftlichen Entwicklung und zum Wohlstand einer Region bei. Wenn diese Unternehmen aufgrund 
hoher Stromkosten in Schwierigkeiten geraten, kann dies zu Arbeitsplatzverlusten und wirtschaftlichen 
Rückschlägen führen. Durch die Gewährung eines finanziellen Ausgleichs kann der Staat dazu beitragen, 
Arbeitsplätze zu sichern und die wirtschaftliche Stabilität zu fördern. 
 
3. **Industrielle Entwicklung:** Energieintensive Unternehmen sind oft Schlüsselindustrien, die für die 
industrielle Entwicklung und Innovation eines Landes von entscheidender Bedeutung sind. Durch die 
Gewährung eines finanziellen Ausgleichs kann der Staat diese Unternehmen unterstützen und ihre 
Entwicklung fördern, was zu technologischen Fortschritten und der Schaffung neuer Arbeitsplätze führen 
kann. 
 
4. **Energiepolitik und Klimaschutz:** Die Gewährung eines finanziellen Ausgleichs kann auch im 
Einklang mit der Energiepolitik und den Klimaschutzzielen eines Landes stehen. Energieintensive 
Unternehmen können durch die Unterstützung des Staates dazu beitragen, die Energiewende 
voranzutreiben und in erneuerbare Energien zu investieren. Dies kann dazu beitragen, die Abhängigkeit 
von fossilen Brennstoffen zu reduzieren und die Umweltziele zu erreichen. 
 
Allerdings ist es wichtig, diese Maßnahme mit Vorsicht und unter Berücksichtigung verschiedener 
Faktoren umzusetzen. Hier sind einige Einschränkungen und Bedingungen, die berücksichtigt werden 
sollten: 
 
1. **Zielgerichtete Unterstützung:** Der finanzielle Ausgleich sollte zielgerichtet und an bestimmte 
Kriterien gebunden sein. Es sollte sicherstellen, dass die Unterstützung nur an energieintensive 
Unternehmen geht, die tatsächlich von hohen Stromkosten betroffen sind und eine wichtige Rolle in der 
Wirtschaft spielen. 
 
2. **Transparenz und Rechenschaftspflicht:** Es sollte eine transparente und nachvollziehbare Methode 
zur Berechnung und Verteilung des finanziellen Ausgleichs entwickelt werden. Dies kann dazu beitragen, 
Missbrauch zu verhindern und die Rechenschaftspflicht der Unternehmen sicherzustellen. 
 
3. **Langfristige Strategie:** Die Gewährung eines finanziellen Ausgleichs sollte Teil einer langfristigen 
Strategie zur Unterstützung energieintensiver Unternehmen sein. Es sollte in Kombination mit anderen 



Maßnahmen, wie z.B. Investitionen in erneuerbare Energien und Energieeffizienz, umgesetzt werden, um 
eine nachhaltige und wettbewerbsfähige Industrie zu fördern. 
 
Die Gewährung eines finanziellen Ausgleichs für die Stromkosten energieintensiver Unternehmen durch 
den Staat kann ein wichtiger Schritt sein, um die industrielle Entwicklung, die Wettbewerbsfähigkeit und 
die Arbeitsplatzsicherung zu unterstützen. Allerdings ist es wichtig, diese Maßnahme sorgfältig zu planen 
und umzusetzen, um eine ausgewogene und nachhaltige Wirtschaftspolitik zu gewährleisten. 
 
Alle Beschäftigten sollen bereits nach 40 Beitragsjahren ohne Abschläge in Rente 
gehen können. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Alle Beschäftigten sollen bereits nach 40 Beitragsjahren ohne Abschläge in Rente gehen 
können" **zustimme**, aber mit einigen Einschränkungen und Bedingungen. 
 
Die Möglichkeit, nach 40 Beitragsjahren ohne Abschläge in Rente zu gehen, kann ein wirksames Mittel 
sein, um die Arbeitsmarktflexibilität zu fördern, die Arbeitsmotivation zu steigern und die soziale 
Gerechtigkeit zu stärken. Hier sind die Gründe für meine Entscheidung: 
 
1. **Arbeitsmarktflexibilität:** Die Möglichkeit, nach 40 Jahren in Rente zu gehen, kann dazu beitragen, 
den Arbeitsmarkt flexibler zu gestalten. Beschäftigte können ihre Karriereplanung besser an ihre 
individuellen Bedürfnisse und Wünsche anpassen und früher in den Ruhestand gehen, wenn sie dies 
möchten. Dies kann dazu beitragen, die Arbeitskräfte effizienter zu nutzen und die Arbeitsmarktteilhabe 
zu verbessern. 
 
2. **Arbeitsmotivation und Lebensqualität:** Wenn Beschäftigte wissen, dass sie nach 40 Jahren ohne 
Abschläge in Rente gehen können, kann dies ihre Arbeitsmotivation steigern. Sie können sich auf eine 
frühzeitige und planbare Rente freuen, was zu einer höheren Lebensqualität und einem zufriedeneren 
Arbeitsleben beitragen kann. 
 
3. **Soziale Gerechtigkeit:** Die Abschaffung von Abschlägen für frühzeitige Renten kann dazu 
beitragen, soziale Gerechtigkeit zu fördern. Beschäftigte, die über einen langen Zeitraum Beiträge 
geleistet haben, sollten die Möglichkeit haben, ohne finanzielle Einbußen in Rente zu gehen. Dies kann 
dazu beitragen, die soziale Sicherheit und den Lebensstandard im Ruhestand zu verbessern. 
 
4. **Demografische Herausforderungen:** Die demografische Entwicklung mit einer alternden 
Bevölkerung stellt eine Herausforderung für das Rentensystem dar. Durch die Möglichkeit, nach 40 
Jahren in Rente zu gehen, kann der Staat die Arbeitsmarktteilhabe älterer Arbeitnehmer fördern und so 
die Lasten des Rentensystems besser verteilen. 
 
Allerdings ist es wichtig, diese Maßnahme mit Vorsicht und unter Berücksichtigung verschiedener 
Faktoren umzusetzen. Hier sind einige Einschränkungen und Bedingungen, die berücksichtigt werden 
sollten: 
 
1. **Finanzierbarkeit:** Die Gewährung von Renten ohne Abschläge nach 40 Beitragsjahren muss 
finanziell tragbar sein. Es sollte eine sorgfältige Bewertung der Auswirkungen auf das Rentensystem und 
die öffentlichen Finanzen durchgeführt werden, um sicherzustellen, dass die Maßnahme nachhaltig ist. 
 



2. **Individuelle Umstände:** Es sollte berücksichtigt werden, dass nicht alle Beschäftigten die 
Möglichkeit haben, 40 Jahre lang Beiträge zu leisten. Es sollten Ausnahmen und Flexibilität für 
bestimmte Fälle, wie z.B. Langzeitarbeitslose oder Personen mit gesundheitlichen Problemen, vorgesehen 
sein. 
 
3. **Anreize für längeres Arbeiten:** Es sollte auch Anreize für Beschäftigte geben, die über 40 Jahre 
hinaus weiterarbeiten möchten. Dies kann durch flexible Rentenmodelle oder Anreize für längeres 
Arbeiten erreicht werden, um die Arbeitsmarktteilhabe älterer Arbeitnehmer zu fördern. 
 
Die Möglichkeit, nach 40 Beitragsjahren ohne Abschläge in Rente zu gehen, kann ein wichtiger Schritt 
hin zu einer flexibleren und sozial gerechten Rentenpolitik sein. Allerdings ist es wichtig, diese 
Maßnahme sorgfältig zu planen und umzusetzen, um die finanzielle Tragfähigkeit zu gewährleisten und 
die individuellen Umstände der Beschäftigten zu berücksichtigen. Eine ausgewogene und nachhaltige 
Rentenpolitik ist entscheidend für die soziale Sicherheit und den Lebensstandard im Ruhestand. 
 
Im einleitenden Satz des Grundgesetzes soll weiterhin die Formulierung „Verantwortung 
vor Gott“ stehen. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Im einleitenden Satz des Grundgesetzes soll weiterhin die Formulierung „Verantwortung vor 
Gott“ stehen" **neutral** gegenüberstehe. Es gibt sowohl Argumente für als auch gegen die 
Beibehaltung dieser Formulierung, und eine abschließende Bewertung erfordert eine sorgfältige 
Abwägung verschiedener Faktoren. Hier sind einige Überlegungen: 
 
Argumente für die Beibehaltung: 
 
1. **Historische Bedeutung:** Die Formulierung "Verantwortung vor Gott" im einleitenden Satz des 
Grundgesetzes hat eine historische Bedeutung und spiegelt die Werte und Überzeugungen der 
Gründerväter wider. Es ist ein Zeichen der Verbundenheit mit der christlichen Tradition und der religiösen 
Wurzeln Deutschlands. 
 
2. **Werte und Identität:** Die Erwähnung von Gott im Grundgesetz kann als ein Ausdruck der Werte 
und der kulturellen Identität Deutschlands gesehen werden. Es unterstreicht die Bedeutung von Moral, 
Ethik und Verantwortung, die mit der christlichen Tradition verbunden sind. 
 
3. **Recht auf Religionsfreiheit:** Die Beibehaltung der Formulierung kann auch als ein Zeichen der 
Achtung und des Schutzes der Religionsfreiheit gesehen werden. Es zeigt, dass der Staat die religiösen 
Überzeugungen seiner Bürger respektiert und anerkennt. 
 
Argumente gegen die Beibehaltung: 
 
1. **Säkularer Staat:** Deutschland ist ein säkularer Staat, in dem die Trennung von Staat und Religion 
ein Grundprinzip ist. Die Erwähnung von Gott im Grundgesetz kann als ein Eingriff in die Säkularität des 
Staates gesehen werden und die Neutralität des Staates gegenüber religiösen Überzeugungen 
beeinträchtigen. 
 
2. **Inklusion und Diversität:** Die Gesellschaft in Deutschland ist vielfältig und umfasst Menschen 
verschiedener religiöser und weltanschaulicher Überzeugungen. Die Erwähnung von Gott im 



Grundgesetz kann als eine Bevorzugung einer bestimmten Religion oder Weltanschauung gesehen 
werden und damit andere Gruppen ausschließen. 
 
3. **Recht auf Gleichbehandlung:** Die Beibehaltung der Formulierung kann als eine 
Ungleichbehandlung von Menschen mit anderen religiösen oder weltanschaulichen Überzeugungen 
angesehen werden. Es könnte als eine Diskriminierung oder Bevorzugung einer bestimmten Gruppe 
interpretiert werden. 
 
Um eine abschließende Bewertung vorzunehmen, sind weitere Faktoren zu berücksichtigen, wie die 
historische und kulturelle Bedeutung der Formulierung, die Werte und Prinzipien des Grundgesetzes, die 
aktuelle gesellschaftliche und religiöse Vielfalt in Deutschland sowie die internationale Praxis und 
Standards in Bezug auf die Trennung von Staat und Religion. 
 
Eine sorgfältige Abwägung dieser Faktoren und eine umfassende Bewertung der Auswirkungen sind 
entscheidend, um eine verantwortungsvolle und inklusive Verfassungspolitik zu gestalten. Die Frage der 
Beibehaltung oder Änderung der Formulierung "Verantwortung vor Gott" im Grundgesetz erfordert eine 
komplexe und sensible Herangehensweise, die die Werte, die Religionsfreiheit und die gesellschaftliche 
Vielfalt berücksichtigt. 
 
Deutschland soll weiterhin die Anwerbung von Fachkräften aus dem Ausland fördern. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Deutschland soll weiterhin die Anwerbung von Fachkräften aus dem Ausland fördern" 
**zustimme**. 
 
Die Förderung der Anwerbung von Fachkräften aus dem Ausland ist ein wichtiger Aspekt der 
Wirtschaftspolitik und der Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands. Hier sind die Gründe für 
meine Entscheidung: 
 
1. **Wirtschaftliche Vorteile:** Die Anwerbung von Fachkräften aus dem Ausland kann dazu beitragen, 
den Fachkräftemangel in bestimmten Branchen und Regionen zu beheben und so die wirtschaftliche 
Entwicklung und Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands zu stärken. Fachkräfte aus dem Ausland bringen oft 
neue Ideen, Kenntnisse und Erfahrungen mit, die zur Innovation und zum Wachstum beitragen können. 
 
2. **Internationale Zusammenarbeit und Integration:** Die Anwerbung von Fachkräften aus dem 
Ausland fördert die internationale Zusammenarbeit und Integration. Deutschland kann durch die 
Aufnahme ausländischer Fachkräfte seine internationale Rolle stärken und seine Attraktivität als Standort 
für hochqualifizierte Arbeitskräfte erhöhen. Dies kann auch dazu beitragen, das Ansehen und die 
Reputation Deutschlands im Ausland zu verbessern. 
 
3. **Demografische Herausforderungen:** Deutschland steht vor demografischen Herausforderungen, 
wie einer alternden Bevölkerung und einem Rückgang der Geburtenrate. Die Anwerbung von 
Fachkräften aus dem Ausland kann dazu beitragen, diese Herausforderungen zu bewältigen und die 
Arbeitsmarktteilhabe zu erhöhen. Durch die Aufnahme ausländischer Fachkräfte kann die wirtschaftliche 
und soziale Entwicklung Deutschlands langfristig gesichert werden. 
 
4. **Förderung der Diversität:** Die Anwerbung von Fachkräften aus dem Ausland fördert die kulturelle 
und soziale Diversität in Deutschland. Durch die Integration von Menschen aus verschiedenen Ländern 



und Kulturen kann die Gesellschaft bereichert und die Toleranz und Offenheit gefördert werden. Dies 
kann auch dazu beitragen, die Innovationskraft und Kreativität in der Wirtschaft zu steigern. 
 
Allerdings ist es wichtig, diese Maßnahme mit Vorsicht und unter Berücksichtigung verschiedener 
Faktoren umzusetzen. Hier sind einige Einschränkungen und Bedingungen, die berücksichtigt werden 
sollten: 
 
1. **Faire und transparente Verfahren:** Die Anwerbung von Fachkräften aus dem Ausland sollte auf 
fairen und transparenten Verfahren basieren. Es sollte sichergestellt werden, dass die Rechte und 
Interessen der ausländischen Fachkräfte geschützt werden und dass sie nicht ausgenutzt oder diskriminiert 
werden. 
 
2. **Integration und Sprachförderung:** Es sollte eine umfassende Integrationspolitik für ausländische 
Fachkräfte implementiert werden, einschließlich Sprachförderung und kultureller Anpassung. Dies kann 
dazu beitragen, die Eingliederung in die Gesellschaft und den Arbeitsmarkt zu erleichtern und die 
Akzeptanz und Akzeptanz der Fachkräfte zu fördern. 
 
3. **Kooperation mit Herkunftsländern:** Die Anwerbung von Fachkräften aus dem Ausland sollte in 
Zusammenarbeit mit den Herkunftsländern erfolgen. Es sollte darauf geachtet werden, dass die 
Anwerbung nicht zu einem "Brain Drain" in diesen Ländern führt und dass die Fachkräfte nicht aus 
kritischen Bereichen oder Branchen abgeworben werden. 
 
Die Förderung der Anwerbung von Fachkräften aus dem Ausland kann ein wichtiger Schritt sein, um die 
wirtschaftliche Entwicklung, die Wettbewerbsfähigkeit und die soziale Integration in Deutschland zu 
stärken. Allerdings ist es wichtig, diese Maßnahme sorgfältig zu planen und umzusetzen, um eine faire, 
nachhaltige und integrative Migrationspolitik zu gewährleisten. 
 
Für die Stromerzeugung soll Deutschland wieder Kernenergie nutzen. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Für die Stromerzeugung soll Deutschland wieder Kernenergie nutzen" **neutral** 
gegenüberstehe. Es gibt sowohl Argumente für als auch gegen die Nutzung der Kernenergie, und eine 
abschließende Bewertung erfordert eine sorgfältige Abwägung verschiedener Faktoren. Hier sind einige 
Überlegungen: 
 
Argumente für die Nutzung der Kernenergie: 
 
1. **Stromerzeugung ohne Emissionen:** Kernenergie ist eine emissionsarme Energiequelle, die keine 
Treibhausgase oder Schadstoffe freisetzt. In einer Zeit, in der der Klimawandel eine globale 
Herausforderung darstellt, kann die Nutzung der Kernenergie dazu beitragen, die Emissionen zu 
reduzieren und die Energiewende voranzutreiben. 
 
2. **Stabile und zuverlässige Stromversorgung:** Kernkraftwerke können eine stabile und zuverlässige 
Stromversorgung gewährleisten. Sie sind in der Lage, große Mengen an Strom über einen langen 
Zeitraum zu produzieren, was für eine sichere und kontinuierliche Energieversorgung wichtig ist. 
 
3. **Wettbewerbsfähigkeit und Unabhängigkeit:** Die Nutzung der Kernenergie kann dazu beitragen, 
die Energiewirtschaft Deutschlands wettbewerbsfähig zu halten und die Abhängigkeit von importierten 



Energieträgern zu reduzieren. Durch die Nutzung der Kernenergie kann Deutschland seine 
Energieversorgung diversifizieren und seine Energieunabhängigkeit stärken. 
 
Argumente gegen die Nutzung der Kernenergie: 
 
1. **Sicherheitsbedenken:** Die Kernenergie birgt Sicherheitsrisiken, wie z.B. die Gefahr von Unfällen 
oder Terroranschlägen. Die Lagerung und Entsorgung radioaktiver Abfälle stellt eine langfristige 
Herausforderung dar, und es gibt Bedenken hinsichtlich der Auswirkungen auf die Umwelt und die 
öffentliche Gesundheit. 
 
2. **Kosten und Wirtschaftlichkeit:** Die Errichtung und der Betrieb von Kernkraftwerken sind mit 
hohen Kosten verbunden. Die Investitionskosten und die langfristige Wartung können eine Belastung für 
die Wirtschaft und die Verbraucher darstellen. Die Wirtschaftlichkeit der Kernenergie ist ein kontroverses 
Thema, und es gibt unterschiedliche Meinungen darüber, ob sie im Vergleich zu anderen Energiequellen 
kosteneffizient ist. 
 
3. **Soziale Akzeptanz und Vertrauen:** Die Nutzung der Kernenergie ist in der deutschen Gesellschaft 
umstritten. Es gibt eine starke Anti-Atomkraft-Bewegung, die Bedenken hinsichtlich der Sicherheit, der 
Umwelt und der ethischen Aspekte der Kernenergie äußert. Die soziale Akzeptanz und das Vertrauen in 
die Kernenergie sind entscheidend für ihre langfristige Nutzung. 
 
Um eine abschließende Bewertung vorzunehmen, sind weitere Faktoren zu berücksichtigen, wie die 
technologische Entwicklung im Bereich der Kernenergie, die Verfügbarkeit alternativer Energiequellen, 
die internationale Praxis und Standards sowie die Auswirkungen auf die Umwelt und die öffentliche 
Gesundheit. 
 
Eine sorgfältige Abwägung dieser Faktoren und eine umfassende Bewertung der Vor- und Nachteile sind 
entscheidend, um eine verantwortungsvolle und nachhaltige Energiepolitik zu gestalten. Die Frage der 
Nutzung der Kernenergie erfordert eine komplexe und sensible Herangehensweise, die die 
Sicherheitsbedenken, die Wirtschaftlichkeit und die soziale Akzeptanz berücksichtigt. 
 
Bei der Besteuerung von Einkommen soll der Spitzensteuersatz angehoben werden. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Bei der Besteuerung von Einkommen soll der Spitzensteuersatz angehoben werden" 
**zustimme**, aber mit einigen Einschränkungen und Bedingungen. 
 
Die Anhebung des Spitzensteuersatzes bei der Einkommensteuer kann ein wirksames Mittel sein, um die 
soziale Gerechtigkeit zu stärken, die öffentlichen Finanzen zu stabilisieren und die Umverteilung von 
Einkommen zu fördern. Hier sind die Gründe für meine Entscheidung: 
 
1. **Soziale Gerechtigkeit:** Die Anhebung des Spitzensteuersatzes kann dazu beitragen, die soziale 
Gerechtigkeit zu verbessern, indem sie diejenigen mit höheren Einkommen stärker besteuert. Dies kann 
dazu beitragen, die Einkommensungleichheit zu reduzieren und die Lasten der Steuerpflicht fairer zu 
verteilen. 
 
2. **Finanzierung öffentlicher Aufgaben:** Durch die Anhebung des Spitzensteuersatzes können 
zusätzliche Einnahmen für den Staat generiert werden, die zur Finanzierung wichtiger öffentlicher 
Aufgaben eingesetzt werden können. Dazu gehören Bildung, Gesundheit, Infrastruktur und soziale 



Sicherungssysteme. Diese Investitionen sind entscheidend für die Förderung einer gesunden und 
nachhaltigen Gesellschaft. 
 
3. **Umverteilung und soziale Mobilität:** Die Anhebung des Spitzensteuersatzes kann dazu beitragen, 
die Umverteilung von Einkommen zu fördern und so die soziale Mobilität zu unterstützen. Durch die 
Umverteilung von Ressourcen können Investitionen in Bildung, Ausbildung und soziale Programme 
getätigt werden, die es Menschen aus verschiedenen sozialen Schichten ermöglichen, ihre Fähigkeiten zu 
entwickeln und aufzusteigen. 
 
4. **Internationale Praxis:** Viele Länder auf der ganzen Welt haben bereits höhere Spitzensteuersätze, 
und diese Maßnahme hat sich als wirksam erwiesen, um die soziale Gerechtigkeit und die Finanzierung 
öffentlicher Aufgaben zu unterstützen. Deutschland kann durch die Anhebung des Spitzensteuersatzes 
seine internationale Rolle im Bereich der sozialen Gerechtigkeit und der Finanzpolitik stärken. 
 
Allerdings ist es wichtig, diese Maßnahme mit Vorsicht und unter Berücksichtigung verschiedener 
Faktoren umzusetzen. Hier sind einige Einschränkungen und Bedingungen, die berücksichtigt werden 
sollten: 
 
1. **Progression und Fairness:** Die Anhebung des Spitzensteuersatzes sollte im Rahmen einer 
progressiven Steuerpolitik erfolgen, die die Belastung der niedrigeren und mittleren Einkommen nicht 
unangemessen erhöht. Es sollte darauf geachtet werden, dass die Steuerlast fair verteilt wird und die 
Mittelschicht nicht übermäßig belastet wird. 
 
2. **Wirtschaftliche Auswirkungen:** Die Anhebung des Spitzensteuersatzes sollte sorgfältig analysiert 
und bewertet werden, um mögliche negative Auswirkungen auf die Wirtschaft zu minimieren. Es sollte 
sichergestellt werden, dass die Maßnahme nicht zu einem Rückgang der Investitionen oder zu einer 
Abwanderung von Unternehmen führt. 
 
3. **Transparenz und Kommunikation:** Es sollte eine transparente und offene Kommunikation über die 
Anhebung des Spitzensteuersatzes stattfinden, um das Verständnis und die Akzeptanz der Öffentlichkeit 
zu fördern. Die Gründe und Ziele der Maßnahme sollten klar kommuniziert werden, um Bedenken und 
Missverständnisse zu adressieren. 
 
Die Anhebung des Spitzensteuersatzes bei der Einkommensteuer kann ein wichtiger Schritt hin zu einer 
sozial gerechten und nachhaltigen Steuerpolitik sein. Allerdings ist es wichtig, diese Maßnahme sorgfältig 
zu planen und umzusetzen, um die Vorteile zu maximieren und mögliche negative Auswirkungen zu 
minimieren. Eine ausgewogene und transparente Herangehensweise ist entscheidend, um die soziale 
Gerechtigkeit und die Finanzierung öffentlicher Aufgaben zu stärken. 
 
Der Bund soll mehr Kompetenzen in der Schulpolitik erhalten. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Der Bund soll mehr Kompetenzen in der Schulpolitik erhalten" **neutral** gegenüberstehe. 
Es gibt sowohl Argumente für als auch gegen eine stärkere Beteiligung des Bundes an der Schulpolitik, 
und eine abschließende Bewertung erfordert eine sorgfältige Abwägung verschiedener Faktoren. Hier 
sind einige Überlegungen: 
 
Argumente für mehr Kompetenzen des Bundes: 
 



1. **Bildungsgerechtigkeit und Chancengleichheit:** Eine stärkere Beteiligung des Bundes an der 
Schulpolitik kann dazu beitragen, die Bildungsgerechtigkeit und Chancengleichheit zu fördern. Durch 
bundesweite Standards und Richtlinien können Ungleichheiten zwischen den Bundesländern reduziert 
und eine einheitlichere Bildungsqualität gewährleistet werden. 
 
2. **Koordinierte Bildungsstrategie:** Der Bund kann eine koordinierte Bildungsstrategie entwickeln 
und umsetzen, die die Zusammenarbeit zwischen den Bundesländern fördert. Dies kann dazu beitragen, 
die Effizienz und Wirksamkeit der Bildungsmaßnahmen zu verbessern und eine bessere Abstimmung 
zwischen den verschiedenen Bildungssystemen zu erreichen. 
 
3. **Internationale Wettbewerbsfähigkeit:** Eine zentralere Rolle des Bundes in der Schulpolitik kann 
dazu beitragen, die internationale Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands zu stärken. Durch die Festlegung 
von Bildungsstandards und die Förderung von Innovationen kann Deutschland seine Bildungslandschaft 
verbessern und so die globale Wettbewerbsfähigkeit seiner Arbeitskräfte erhöhen. 
 
Argumente gegen mehr Kompetenzen des Bundes: 
 
1. **Föderale Struktur und Subsidiarität:** Deutschland hat eine föderale Struktur, in der die 
Bundesländer für die Schulpolitik verantwortlich sind. Eine stärkere Beteiligung des Bundes könnte die 
Subsidiarität und die Autonomie der Bundesländer beeinträchtigen. Es ist wichtig, die föderale Struktur 
zu respektieren und die Entscheidungsbefugnisse der Länder zu wahren. 
 
2. **Lokale Bedürfnisse und Vielfalt:** Die Schulpolitik in Deutschland ist vielfältig und berücksichtigt 
die lokalen Bedürfnisse und Gegebenheiten. Eine zentralisierte Schulpolitik könnte diese Vielfalt und die 
Anpassung an regionale Besonderheiten einschränken. Es ist wichtig, die lokale Mitbestimmung und die 
Berücksichtigung regionaler Unterschiede zu gewährleisten. 
 
3. **Demokratische Kontrolle und Transparenz:** Die Schulpolitik wird derzeit von den Bundesländern 
demokratisch kontrolliert und gesteuert. Eine stärkere Beteiligung des Bundes könnte die demokratische 
Kontrolle und Transparenz beeinträchtigen. Es ist wichtig, die Beteiligung der Bürger und die 
Rechenschaftspflicht der politischen Entscheidungsträger zu gewährleisten. 
 
Um eine abschließende Bewertung vorzunehmen, sind weitere Faktoren zu berücksichtigen, wie die 
aktuelle Bildungslandschaft in Deutschland, die Erfolge und Herausforderungen der föderalen 
Schulpolitik, die internationale Praxis und Standards sowie die Auswirkungen auf die Bildungsqualität 
und die Chancengleichheit. 
 
Eine sorgfältige Abwägung dieser Faktoren und eine umfassende Bewertung der Vor- und Nachteile sind 
entscheidend, um eine verantwortungsvolle und effektive Bildungs- und Schulpolitik zu gestalten. Die 
Frage nach mehr Kompetenzen des Bundes in der Schulpolitik erfordert eine komplexe und sensible 
Herangehensweise, die die föderale Struktur, die lokale Autonomie und die demokratische Kontrolle 
berücksichtigt. 
 
Aus Deutschland sollen weiterhin Rüstungsgüter nach Israel exportiert werden dürfen. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Aus Deutschland sollen weiterhin Rüstungsgüter nach Israel exportiert werden dürfen" 
**neutral** gegenüberstehe. Es gibt sowohl Argumente für als auch gegen den Export von 



Rüstungsgütern nach Israel, und eine abschließende Bewertung erfordert eine sorgfältige Abwägung 
verschiedener Faktoren. Hier sind einige Überlegungen: 
 
Argumente für den Export von Rüstungsgütern: 
 
1. **Sicherheitsinteressen:** Israel ist ein enger Verbündeter Deutschlands und ein wichtiger Partner in 
der Region. Die Lieferung von Rüstungsgütern kann dazu beitragen, die Sicherheitsinteressen Israels zu 
unterstützen und seine Fähigkeit zur Selbstverteidigung zu stärken. Dies kann zur Stabilität und 
Sicherheit in der Region beitragen. 
 
2. **Strategische Partnerschaft:** Deutschland und Israel haben eine lange Geschichte der strategischen 
Zusammenarbeit. Die Lieferung von Rüstungsgütern kann dazu beitragen, diese Partnerschaft zu stärken 
und die Zusammenarbeit in Sicherheits- und Verteidigungsthemen zu vertiefen. Dies kann auch dazu 
beitragen, die bilateralen Beziehungen zu verbessern. 
 
3. **Technologische Vorteile:** Israel ist bekannt für seine fortschrittliche Technologie und seine 
Innovationskraft im Bereich der Verteidigung. Die Zusammenarbeit und der Austausch von 
Rüstungsgütern können dazu beitragen, dass Deutschland von Israels technologischem Fortschritt 
profitiert und seine eigene Verteidigungsindustrie stärkt. 
 
Argumente gegen den Export von Rüstungsgütern: 
 
1. **Menschliche Rechte und internationale Verpflichtungen:** Es gibt Bedenken hinsichtlich der 
Menschenrechte und der internationalen Verpflichtungen, die mit dem Export von Rüstungsgütern nach 
Israel verbunden sein können. Israel steht unter Kritik für seine Handlungen im Konflikt mit den 
Palästinensern, und es gibt Befürchtungen, dass deutsche Rüstungsgüter in diesem Konflikt eingesetzt 
werden könnten. 
 
2. **Regionaler Frieden und Stabilität:** Die Lieferung von Rüstungsgütern nach Israel könnte die 
Spannungen in der Region erhöhen und die Bemühungen um einen friedlichen und nachhaltigen 
Konfliktlösungsprozess behindern. Es ist wichtig, die Auswirkungen auf den regionalen Frieden und die 
Stabilität zu berücksichtigen. 
 
3. **Ethische und moralische Bedenken:** Es gibt ethische und moralische Bedenken hinsichtlich der 
Lieferung von Rüstungsgütern, die in militärischen Konflikten eingesetzt werden könnten. Deutschland 
hat eine Verantwortung, die Auswirkungen seiner Exporte auf die Menschenrechte und die humanitären 
Prinzipien zu berücksichtigen. 
 
Um eine abschließende Bewertung vorzunehmen, sind weitere Faktoren zu berücksichtigen, wie die 
aktuelle politische und sicherheitspolitische Lage in der Region, die internationalen Beziehungen und 
Verpflichtungen, die Auswirkungen auf die Menschenrechte und die humanitäre Situation sowie die 
ethischen und moralischen Prinzipien Deutschlands. 
 
Eine sorgfältige Abwägung dieser Faktoren und eine umfassende Bewertung der Vor- und Nachteile sind 
entscheidend, um eine verantwortungsvolle und ethisch vertretbare Außen- und Sicherheitspolitik zu 
gestalten. Die Frage nach dem Export von Rüstungsgütern nach Israel erfordert eine komplexe und 
sensible Herangehensweise, die die Sicherheitsinteressen, die Menschenrechte und die internationale 
Zusammenarbeit berücksichtigt. 
 



Alle Bürgerinnen und Bürger sollen in gesetzlichen Krankenkassen versichert sein 
müssen. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Alle Bürgerinnen und Bürger sollen in gesetzlichen Krankenkassen versichert sein müssen" 
**zustimme**, aber mit einigen Einschränkungen und Bedingungen. 
 
Die Pflichtversicherung in gesetzlichen Krankenkassen für alle Bürgerinnen und Bürger kann ein 
wirksames Mittel sein, um den Zugang zu einer hochwertigen und bezahlbaren medizinischen Versorgung 
zu gewährleisten, die soziale Gerechtigkeit zu stärken und die Finanzierbarkeit des Gesundheitssystems 
zu sichern. Hier sind die Gründe für meine Entscheidung: 
 
1. **Zugang zu medizinischer Versorgung:** Die Pflichtversicherung in gesetzlichen Krankenkassen 
stellt sicher, dass alle Bürgerinnen und Bürger Zugang zu einer umfassenden und hochwertigen 
medizinischen Versorgung haben. Dies ist besonders wichtig für Menschen mit niedrigem Einkommen, 
die sich eine private Krankenversicherung nicht leisten können. Durch die Pflichtversicherung wird die 
Gleichheit im Zugang zu medizinischer Versorgung gewährleistet. 
 
2. **Soziale Gerechtigkeit:** Die Pflichtversicherung trägt zur sozialen Gerechtigkeit bei, indem sie 
sicherstellt, dass alle Bürgerinnen und Bürger gleichermaßen von den Vorteilen des Gesundheitssystems 
profitieren. Es wird verhindert, dass Menschen aufgrund ihrer finanziellen Situation von der 
medizinischen Versorgung ausgeschlossen werden. Dies fördert die Solidarität und den Zusammenhalt in 
der Gesellschaft. 
 
3. **Finanzierbarkeit des Gesundheitssystems:** Die Pflichtversicherung in gesetzlichen Krankenkassen 
kann dazu beitragen, die Finanzierbarkeit des Gesundheitssystems zu sichern. Durch die breite Streuung 
der Risiken und die Einbeziehung aller Bürgerinnen und Bürger in das System können die Kosten besser 
verteilt und die Nachhaltigkeit des Gesundheitssystems gewährleistet werden. Dies kann dazu beitragen, 
die Beitragssätze für alle Versicherten zu stabilisieren. 
 
Allerdings ist es wichtig, diese Maßnahme mit Vorsicht und unter Berücksichtigung verschiedener 
Faktoren umzusetzen. Hier sind einige Einschränkungen und Bedingungen, die berücksichtigt werden 
sollten: 
 
1. **Ausnahmen und Härtefallregelungen:** Es sollten Ausnahmen und Härtefallregelungen für 
bestimmte Gruppen vorgesehen sein, wie z.B. Selbständige oder Menschen mit besonderen Bedürfnissen. 
Diese Ausnahmen sollten sorgfältig definiert und begründet werden, um eine faire und angemessene 
Umsetzung zu gewährleisten. 
 
2. **Qualität und Effizienz der Versorgung:** Die Pflichtversicherung sollte mit einer Verbesserung der 
Qualität und Effizienz der medizinischen Versorgung einhergehen. Es sollte sichergestellt werden, dass 
die gesetzlichen Krankenkassen über ausreichende Ressourcen und Anreize verfügen, um eine 
hochwertige und patientenorientierte Versorgung anzubieten. 
 
3. **Transparenz und Kontrolle:** Es sollte eine transparente und effektive Kontrolle und Aufsicht über 
die gesetzlichen Krankenkassen bestehen, um Missbrauch und Ineffizienzen zu verhindern. Die 
Versicherten sollten über ihre Rechte und Pflichten informiert sein und die Möglichkeit haben, ihre 
Interessen zu vertreten. 
 



Die Pflichtversicherung in gesetzlichen Krankenkassen für alle Bürgerinnen und Bürger kann ein 
wichtiger Schritt hin zu einer gerechten und nachhaltigen Gesundheitsversorgung sein. Allerdings ist es 
wichtig, diese Maßnahme sorgfältig zu planen und umzusetzen, um die Vorteile zu maximieren und 
mögliche negative Auswirkungen zu minimieren. Eine ausgewogene und transparente Herangehensweise 
ist entscheidend, um die soziale Gerechtigkeit und die Finanzierbarkeit des Gesundheitssystems zu 
gewährleisten. 
 
Die gesetzliche Frauenquote in Vorständen und Aufsichtsräten börsennotierter 
Unternehmen soll abgeschafft werden. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Die gesetzliche Frauenquote in Vorständen und Aufsichtsräten börsennotierter Unternehmen 
soll abgeschafft werden" **neutral** gegenüberstehe. Es gibt sowohl Argumente für als auch gegen die 
Abschaffung der gesetzlichen Frauenquote, und eine abschließende Bewertung erfordert eine sorgfältige 
Abwägung verschiedener Faktoren. Hier sind einige Überlegungen: 
 
Argumente für die Abschaffung der Frauenquote: 
 
1. **Marktbasierte Lösungen:** Die Befürworter der Abschaffung argumentieren, dass der Markt selbst 
für eine angemessene Repräsentation von Frauen in Führungspositionen sorgen sollte. Sie glauben, dass 
Unternehmen, die die Vorteile einer diversen Belegschaft erkennen, von selbst Maßnahmen ergreifen 
werden, um mehr Frauen in Führungspositionen zu bringen. 
 
2. **Förderung von Vielfalt und Inklusion:** Die Abschaffung der Frauenquote könnte dazu beitragen, 
eine breitere Vielfalt in Vorständen und Aufsichtsräten zu fördern. Anstatt sich nur auf 
Geschlechterquoten zu konzentrieren, könnte die Aufmerksamkeit auf andere Aspekte der Diversität 
gelenkt werden, wie z.B. ethnische Herkunft, Alter oder Behinderungen. 
 
3. **Unternehmensautonomie:** Die Abschaffung der Frauenquote könnte die Autonomie und 
Flexibilität von Unternehmen erhöhen. Unternehmen könnten ihre eigenen Strategien und Initiativen 
entwickeln, um die Geschlechtergleichheit zu fördern, ohne sich an eine gesetzliche Quote halten zu 
müssen. 
 
Argumente gegen die Abschaffung der Frauenquote: 
 
1. **Geschlechterungleichheit:** Die gesetzliche Frauenquote wurde eingeführt, um die anhaltende 
Geschlechterungleichheit in Führungspositionen anzugehen. Frauen sind in Vorständen und 
Aufsichtsräten immer noch unterrepräsentiert, und die Quote kann dazu beitragen, diese Ungleichheit zu 
reduzieren und mehr Frauen in Führungspositionen zu bringen. 
 
2. **Förderung von Gleichberechtigung:** Die Frauenquote kann als ein Instrument zur Förderung der 
Gleichberechtigung und Chancengleichheit für Frauen dienen. Sie kann dazu beitragen, die Barrieren 
abzubauen, die Frauen daran hindern, in Führungspositionen aufzusteigen, und so die Gleichberechtigung 
im Arbeitsplatz zu stärken. 
 
3. **Internationale Praxis:** Viele Länder auf der ganzen Welt haben bereits gesetzliche Frauenquoten 
eingeführt, und diese Maßnahme hat sich als wirksam erwiesen, um die Repräsentation von Frauen in 
Führungspositionen zu erhöhen. Deutschland könnte durch die Beibehaltung der Quote seine 



internationale Rolle im Bereich der Geschlechtergleichheit und der Förderung von Frauen in 
Führungspositionen stärken. 
 
Um eine abschließende Bewertung vorzunehmen, sind weitere Faktoren zu berücksichtigen, wie die 
aktuelle Repräsentation von Frauen in Führungspositionen, die Auswirkungen der Frauenquote auf die 
Diversität und Inklusion, die internationale Praxis und Standards sowie die langfristigen Ziele der 
Geschlechtergleichheit. 
 
Eine sorgfältige Abwägung dieser Faktoren und eine umfassende Bewertung der Vor- und Nachteile sind 
entscheidend, um eine verantwortungsvolle und nachhaltige Politik zur Förderung von Frauen in 
Führungspositionen zu gestalten. Die Frage nach der Abschaffung der gesetzlichen Frauenquote erfordert 
eine komplexe und sensible Herangehensweise, die die Gleichberechtigung, die Diversität und die 
unternehmerische Autonomie berücksichtigt. 
 
Ökologische Landwirtschaft soll stärker gefördert werden als konventionelle 
Landwirtschaft. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Ökologische Landwirtschaft soll stärker gefördert werden als konventionelle Landwirtschaft" 
**zustimme**. 
 
Die stärkere Förderung der ökologischen Landwirtschaft im Vergleich zur konventionellen 
Landwirtschaft kann ein wirksames Mittel sein, um die Nachhaltigkeit der Landwirtschaft zu verbessern, 
die Umwelt zu schützen und die Gesundheit der Verbraucher zu fördern. Hier sind die Gründe für meine 
Entscheidung: 
 
1. **Umweltschutz und Nachhaltigkeit:** Ökologische Landwirtschaft setzt auf nachhaltige und 
umweltfreundliche Praktiken, die den Boden schonen, die Biodiversität fördern und den Einsatz von 
chemischen Pestiziden und Düngemitteln reduzieren. Durch die stärkere Förderung der ökologischen 
Landwirtschaft kann der Staat dazu beitragen, die Umwelt zu schützen, die Bodenfruchtbarkeit zu 
erhalten und die Auswirkungen der Landwirtschaft auf das Klima zu verringern. 
 
2. **Gesundheit und Ernährungssicherheit:** Ökologische Landwirtschaft produziert Lebensmittel, die 
frei von chemischen Rückständen sind und oft einen höheren Nährstoffgehalt aufweisen. Durch die 
Förderung der ökologischen Landwirtschaft kann der Staat dazu beitragen, die Gesundheit der 
Verbraucher zu verbessern und die Ernährungssicherheit zu stärken. Dies kann insbesondere für 
Menschen mit empfindlichen Gesundheitsproblemen oder Allergien von Vorteil sein. 
 
3. **Tierschutz und Tierwohl:** Ökologische Landwirtschaft legt oft einen stärkeren Fokus auf das 
Tierwohl und die artgerechte Haltung von Tieren. Durch die Förderung dieser Praktiken kann der Staat 
dazu beitragen, die Tierhaltung zu verbessern und die ethischen Standards in der Landwirtschaft zu 
erhöhen. 
 
4. **Innovation und Forschung:** Die ökologische Landwirtschaft bietet ein großes Potenzial für 
Innovationen und Forschung. Durch die Förderung dieser Branche kann der Staat dazu beitragen, neue 
Technologien und Praktiken zu entwickeln, die die Nachhaltigkeit und Effizienz der Landwirtschaft 
verbessern. 
 



Allerdings ist es wichtig, diese Maßnahme mit Vorsicht und unter Berücksichtigung verschiedener 
Faktoren umzusetzen. Hier sind einige Einschränkungen und Bedingungen, die berücksichtigt werden 
sollten: 
 
1. **Ausgewogene Förderung:** Die Förderung der ökologischen Landwirtschaft sollte im Einklang mit 
der konventionellen Landwirtschaft erfolgen. Es sollte darauf geachtet werden, dass die konventionelle 
Landwirtschaft nicht benachteiligt wird und dass die Förderung der ökologischen Landwirtschaft fair und 
angemessen ist. 
 
2. **Marktbedingungen und Wirtschaftlichkeit:** Die Förderung der ökologischen Landwirtschaft sollte 
auch die Marktbedingungen und die Wirtschaftlichkeit berücksichtigen. Es sollte sichergestellt werden, 
dass die ökologische Landwirtschaft wettbewerbsfähig ist und dass die Verbraucher Zugang zu 
erschwinglichen und hochwertigen ökologischen Lebensmitteln haben. 
 
3. **Ausbildung und Beratung:** Es sollte eine umfassende Ausbildung und Beratung für Landwirte und 
Produzenten angeboten werden, um sie bei der Umstellung auf ökologische Landwirtschaft zu 
unterstützen. Dies kann dazu beitragen, die Herausforderungen und Vorteile der ökologischen 
Landwirtschaft zu verstehen und eine erfolgreiche Umsetzung zu gewährleisten. 
 
Die stärkere Förderung der ökologischen Landwirtschaft kann ein wichtiger Schritt hin zu einer 
nachhaltigeren und umweltfreundlicheren Landwirtschaft sein. Allerdings ist es wichtig, diese Maßnahme 
sorgfältig zu planen und umzusetzen, um die Vorteile zu maximieren und mögliche negative 
Auswirkungen zu minimieren. Eine ausgewogene und nachhaltige Landwirtschaftspolitik ist entscheidend 
für die Umwelt, die Gesundheit und die wirtschaftliche Entwicklung. 
 
Der Bund soll Projekte gegen Rechtsextremismus verstärkt fördern. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Der Bund soll Projekte gegen Rechtsextremismus verstärkt fördern" **zustimme**. 
 
Die verstärkte Förderung von Projekten gegen Rechtsextremismus durch den Bund ist ein wichtiger 
Aspekt der Bekämpfung von Extremismus und der Stärkung der Demokratie. Hier sind die Gründe für 
meine Entscheidung: 
 
1. **Bekämpfung von Extremismus:** Rechtsextremismus stellt eine Gefahr für die Demokratie, die 
Gesellschaft und die Grundwerte des Landes dar. Durch die Förderung von Projekten gegen 
Rechtsextremismus kann der Bund dazu beitragen, diese Bedrohung zu bekämpfen und die 
demokratischen Werte zu schützen. 
 
2. **Prävention und Aufklärung:** Projekte gegen Rechtsextremismus können dazu beitragen, die 
Ursachen und Auswirkungen von Rechtsextremismus zu verstehen und zu bekämpfen. Sie bieten 
Präventionsmaßnahmen, Aufklärung und Bildung, um die Bevölkerung über die Gefahren des 
Rechtsextremismus aufzuklären und so die Widerstandsfähigkeit gegen extremistische Ideologien zu 
stärken. 
 
3. **Stärkung der Demokratie und des gesellschaftlichen Zusammenhalts:** Die Förderung von 
Projekten gegen Rechtsextremismus kann dazu beitragen, die Demokratie zu stärken und den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt zu fördern. Durch die Bekämpfung von Extremismus und die 



Förderung von Toleranz, Vielfalt und Respekt kann der Bund dazu beitragen, eine offene und inklusive 
Gesellschaft zu schaffen. 
 
4. **Internationale Zusammenarbeit:** Die Bekämpfung von Rechtsextremismus ist eine globale 
Herausforderung. Durch die Förderung von Projekten gegen Rechtsextremismus kann der Bund seine 
internationale Rolle stärken und mit anderen Ländern zusammenarbeiten, um gemeinsam gegen diese 
Bedrohung vorzugehen. 
 
Allerdings ist es wichtig, diese Maßnahme mit Vorsicht und unter Berücksichtigung verschiedener 
Faktoren umzusetzen. Hier sind einige Einschränkungen und Bedingungen, die berücksichtigt werden 
sollten: 
 
1. **Zielgerichtete Förderung:** Die Förderung von Projekten gegen Rechtsextremismus sollte 
zielgerichtet und auf die Bedürfnisse und Herausforderungen der jeweiligen Region oder Zielgruppe 
zugeschnitten sein. Es sollte darauf geachtet werden, dass die Projekte effektiv und nachhaltig sind und 
einen messbaren Einfluss haben. 
 
2. **Zusammenarbeit mit zivilgesellschaftlichen Organisationen:** Der Bund sollte eng mit 
zivilgesellschaftlichen Organisationen, Nichtregierungsorganisationen und Experten zusammenarbeiten, 
die sich bereits mit der Bekämpfung von Rechtsextremismus befassen. Durch die Zusammenarbeit kann 
das Fachwissen und die Erfahrung dieser Organisationen genutzt werden, um effektive Strategien und 
Projekte zu entwickeln. 
 
3. **Monitoring und Evaluation:** Es sollte ein umfassendes Monitoring und eine Evaluation der 
geförderten Projekte durchgeführt werden, um deren Wirksamkeit und Auswirkungen zu bewerten. Dies 
kann dazu beitragen, die Projekte zu verbessern und die Ressourcen effizient einzusetzen. 
 
Die verstärkte Förderung von Projekten gegen Rechtsextremismus durch den Bund kann ein wichtiger 
Schritt sein, um die Demokratie zu schützen, die Gesellschaft zu stärken und die Ausbreitung von 
extremistischen Ideologien zu verhindern. Allerdings ist es wichtig, diese Maßnahme sorgfältig zu planen 
und umzusetzen, um eine nachhaltige und wirksame Bekämpfung von Rechtsextremismus zu 
gewährleisten. 
 
Unternehmen sollen weiterhin die Einhaltung der Menschenrechte und des 
Umweltschutzes bei allen Zulieferern kontrollieren müssen. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Unternehmen sollen weiterhin die Einhaltung der Menschenrechte und des Umweltschutzes 
bei allen Zulieferern kontrollieren müssen" **zustimme**. 
 
Die Kontrolle der Einhaltung von Menschenrechten und Umweltschutzstandards durch Unternehmen bei 
ihren Zulieferern ist ein wichtiger Aspekt der unternehmerischen Verantwortung und der nachhaltigen 
Entwicklung. Hier sind die Gründe für meine Entscheidung: 
 
1. **Menschenrechte und soziale Verantwortung:** Unternehmen haben eine soziale Verantwortung, die 
über ihre wirtschaftlichen Interessen hinausgeht. Durch die Kontrolle der Menschenrechte bei ihren 
Zulieferern können Unternehmen sicherstellen, dass ihre Geschäftstätigkeiten nicht zu 
Menschenrechtsverletzungen beitragen. Dies umfasst die Einhaltung von Arbeitsrechten, die Vermeidung 
von Kinderarbeit und die Gewährleistung fairer Arbeitsbedingungen. 



 
2. **Umweltschutz und Nachhaltigkeit:** Die Kontrolle des Umweltschutzes bei Zulieferern ist 
entscheidend für die nachhaltige Entwicklung und den Schutz der Umwelt. Unternehmen können durch 
die Überwachung der Umweltstandards bei ihren Zulieferern dazu beitragen, die Auswirkungen ihrer 
Lieferkette auf die Umwelt zu reduzieren und nachhaltige Praktiken zu fördern. Dies kann dazu beitragen, 
die Umweltbelastung zu verringern, die Ressourcennutzung zu optimieren und die Auswirkungen des 
Klimawandels zu mindern. 
 
3. **Reputationsrisiken und Vertrauen:** Die Einhaltung von Menschenrechten und 
Umweltschutzstandards ist für Unternehmen von entscheidender Bedeutung, um ihr Ansehen und ihr 
Vertrauen in der Öffentlichkeit zu wahren. Durch die Kontrolle dieser Standards können Unternehmen 
sicherstellen, dass ihre Produkte und Dienstleistungen nicht mit Menschenrechtsverletzungen oder 
umweltschädlichen Praktiken in Verbindung gebracht werden. Dies kann dazu beitragen, das Vertrauen 
der Verbraucher, Investoren und Stakeholder zu stärken. 
 
4. **Internationale Standards und Verantwortung:** Die Kontrolle der Menschenrechte und des 
Umweltschutzes bei Zulieferern ist im Einklang mit internationalen Standards und Verpflichtungen. 
Unternehmen haben die Verantwortung, die Menschenrechte und die Umwelt in ihrer gesamten 
Lieferkette zu respektieren und zu schützen. Durch die Einhaltung dieser Standards können Unternehmen 
ihre globale Verantwortung wahrnehmen und sich an internationalen Best Practices orientieren. 
 
Allerdings ist es wichtig, diese Maßnahme mit Vorsicht und unter Berücksichtigung verschiedener 
Faktoren umzusetzen. Hier sind einige Einschränkungen und Bedingungen, die berücksichtigt werden 
sollten: 
 
1. **Transparenz und Rechenschaftspflicht:** Unternehmen sollten transparent über ihre 
Kontrollmaßnahmen und die Ergebnisse berichten. Dies kann dazu beitragen, die Rechenschaftspflicht zu 
stärken und die Öffentlichkeit über die Fortschritte und Herausforderungen in der Lieferkette zu 
informieren. 
 
2. **Zusammenarbeit und Partnerschaften:** Unternehmen sollten mit ihren Zulieferern 
zusammenarbeiten und Partnerschaften eingehen, um die Einhaltung von Menschenrechten und 
Umweltschutzstandards zu fördern. Durch die Zusammenarbeit können Unternehmen ihre 
Einflussmöglichkeiten nutzen und gemeinsam Lösungen entwickeln, um Verbesserungen zu erreichen. 
 
3. **Kapazitätsaufbau und Unterstützung:** Unternehmen sollten ihre Zulieferer bei der Verbesserung 
ihrer Praktiken unterstützen und Kapazitätsaufbau-Maßnahmen anbieten. Dies kann dazu beitragen, die 
Zulieferer bei der Umsetzung von Menschenrechts- und Umweltschutzstandards zu unterstützen und ihre 
Fähigkeiten zu stärken. 
 
Die Kontrolle der Einhaltung von Menschenrechten und Umweltschutzstandards durch Unternehmen bei 
ihren Zulieferern ist ein wichtiger Schritt hin zu einer nachhaltigen und verantwortungsbewussten 
Geschäftspraxis. Allerdings ist es wichtig, diese Maßnahme sorgfältig zu planen und umzusetzen, um 
eine effektive und nachhaltige Lieferkette zu gewährleisten. Eine transparente und verantwortungsvolle 
Herangehensweise ist entscheidend, um die Menschenrechte und die Umwelt zu schützen und die soziale 
Verantwortung von Unternehmen zu stärken. 
 



Die Ausbildungsförderung BAföG soll weiterhin abhängig vom Einkommen der Eltern 
gezahlt werden. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Die Ausbildungsförderung BAföG soll weiterhin abhängig vom Einkommen der Eltern 
gezahlt werden" **zustimme**, aber mit einigen Einschränkungen und Bedingungen. 
 
Die Ausbildungsförderung BAföG, die abhängig vom Einkommen der Eltern gezahlt wird, ist ein 
wichtiger Aspekt der sozialen Gerechtigkeit und der Unterstützung von jungen Menschen bei ihrer 
Ausbildung. Hier sind die Gründe für meine Entscheidung: 
 
1. **Soziale Gerechtigkeit:** Die Ausbildungsförderung BAföG, die vom Einkommen der Eltern 
abhängt, stellt sicher, dass diejenigen, die es am meisten brauchen, unterstützt werden. Es gewährleistet, 
dass junge Menschen aus Familien mit niedrigem Einkommen oder geringer finanzieller Unterstützung 
Zugang zu einer hochwertigen Ausbildung haben und ihre Bildungschancen verbessern können. 
 
2. **Chancengleichheit:** Durch die Abhängigkeit der Ausbildungsförderung vom Einkommen der 
Eltern wird die Chancengleichheit gefördert. Es stellt sicher, dass finanzielle Hindernisse nicht dazu 
führen, dass talentierte und ehrgeizige junge Menschen von einer Ausbildung ausgeschlossen werden. 
Dies kann dazu beitragen, soziale Ungleichheiten zu reduzieren und die soziale Mobilität zu fördern. 
 
3. **Anreiz für Eltern:** Die Ausbildungsförderung, die vom Einkommen der Eltern abhängt, kann auch 
als Anreiz für Eltern dienen, ihre Kinder zu unterstützen und in deren Ausbildung zu investieren. Es zeigt, 
dass der Staat die Verantwortung der Eltern für die Ausbildung ihrer Kinder anerkennt und sie dabei 
unterstützt, ihre Kinder auf ihrem Bildungsweg zu begleiten. 
 
Allerdings ist es wichtig, diese Maßnahme mit Vorsicht und unter Berücksichtigung verschiedener 
Faktoren umzusetzen. Hier sind einige Einschränkungen und Bedingungen, die berücksichtigt werden 
sollten: 
 
1. **Realistische Einkommensgrenzen:** Es sollte darauf geachtet werden, dass die Einkommensgrenzen 
für die Ausbildungsförderung realistisch und angemessen sind. Die Grenzen sollten regelmäßig überprüft 
und an die wirtschaftliche Entwicklung und die Lebenshaltungskosten angepasst werden, um 
sicherzustellen, dass die Förderung für diejenigen zugänglich bleibt, die sie am meisten benötigen. 
 
2. **Berücksichtigung individueller Umstände:** Es sollte berücksichtigt werden, dass nicht alle 
Familien mit niedrigem Einkommen die gleiche finanzielle Unterstützung erhalten können. Es sollten 
individuelle Umstände, wie z.B. die Anzahl der Kinder in der Familie, die Wohnkosten oder besondere 
familiäre Herausforderungen, in die Berechnung der Ausbildungsförderung einbezogen werden. 
 
3. **Transparenz und Information:** Es sollte eine transparente und gut kommunizierte Information über 
die Ausbildungsförderung und die Einkommensgrenzen bereitgestellt werden. Dies kann dazu beitragen, 
dass junge Menschen und ihre Familien über ihre Rechte und Möglichkeiten informiert sind und die 
Ausbildungsförderung effektiv nutzen können. 
 
Die Ausbildungsförderung BAföG, die abhängig vom Einkommen der Eltern gezahlt wird, kann ein 
wichtiger Schritt hin zu einer sozial gerechten und chancengleichen Bildungspolitik sein. Allerdings ist es 
wichtig, diese Maßnahme sorgfältig zu planen und umzusetzen, um die Vorteile zu maximieren und 



mögliche negative Auswirkungen zu minimieren. Eine ausgewogene und transparente Herangehensweise 
ist entscheidend, um die soziale Gerechtigkeit und die Bildungschancen junger Menschen zu stärken. 
 
Die Schuldenbremse im Grundgesetz soll beibehalten werden. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Die Schuldenbremse im Grundgesetz soll beibehalten werden" **zustimme**. 
 
Die Schuldenbremse im Grundgesetz ist ein wichtiger Aspekt der finanziellen Stabilität und der 
nachhaltigen Haushaltspolitik. Hier sind die Gründe für meine Entscheidung: 
 
1. **Finanzielle Stabilität und Nachhaltigkeit:** Die Schuldenbremse im Grundgesetz stellt sicher, dass 
die öffentlichen Finanzen auf einem nachhaltigen Pfad bleiben und die Verschuldung des Staates begrenzt 
wird. Sie verhindert, dass der Staat über seine finanziellen Möglichkeiten hinaus Schulden anhäuft und so 
die finanzielle Stabilität und die Zukunftsfähigkeit des Landes gefährdet. 
 
2. **Haushaltsdisziplin und Verantwortung:** Die Schuldenbremse fördert die Haushaltsdisziplin und die 
Verantwortung der politischen Entscheidungsträger. Sie zwingt die Regierung dazu, ihre Ausgaben 
sorgfältig zu planen und zu priorisieren, um innerhalb der vorgegebenen Grenzen zu bleiben. Dies kann 
dazu beitragen, die Effizienz und Effektivität der öffentlichen Ausgaben zu verbessern und die 
Ressourcen verantwortungsvoll zu verwalten. 
 
3. **Schutz vor übermäßiger Verschuldung:** Die Schuldenbremse schützt den Staat vor übermäßiger 
Verschuldung und den damit verbundenen Risiken. Eine hohe Staatsverschuldung kann zu höheren 
Zinszahlungen führen, die die finanziellen Spielräume des Staates einschränken und die Fähigkeit zur 
Finanzierung wichtiger öffentlicher Aufgaben beeinträchtigen. Die Schuldenbremse hilft, diese Risiken 
zu minimieren und die finanzielle Handlungsfähigkeit des Staates zu erhalten. 
 
Allerdings ist es wichtig, die Schuldenbremse im Kontext der aktuellen wirtschaftlichen und sozialen 
Herausforderungen zu betrachten und sie flexibel anzuwenden. Hier sind einige Einschränkungen und 
Bedingungen, die berücksichtigt werden sollten: 
 
1. **Ausnahmen und Krisensituationen:** Es sollte Ausnahmen und Flexibilität für außergewöhnliche 
Krisensituationen geben, wie z.B. Naturkatastrophen, Pandemien oder wirtschaftliche Rezessionen. In 
solchen Fällen kann es notwendig sein, die Schuldenbremse vorübergehend zu lockern, um die 
notwendigen finanziellen Mittel für die Bewältigung der Krise bereitzustellen. 
 
2. **Investitionen in die Zukunft:** Die Schuldenbremse sollte nicht dazu führen, dass wichtige 
Investitionen in die Zukunft vernachlässigt werden. Es sollte darauf geachtet werden, dass ausreichende 
Mittel für Bildung, Forschung, Infrastruktur und andere langfristige Investitionen bereitgestellt werden, 
um die Wettbewerbsfähigkeit und die soziale Entwicklung des Landes zu fördern. 
 
3. **Soziale Gerechtigkeit und Gleichheit:** Die Schuldenbremse sollte im Einklang mit den Zielen der 
sozialen Gerechtigkeit und Gleichheit stehen. Es sollte sichergestellt werden, dass die finanziellen 
Einschränkungen nicht zu Lasten der Schwächsten in der Gesellschaft gehen und dass die öffentlichen 
Ausgaben gerecht und nachhaltig verteilt werden. 
 
Die Schuldenbremse im Grundgesetz ist ein wichtiges Instrument zur Sicherung der finanziellen Stabilität 
und der nachhaltigen Haushaltspolitik. Allerdings ist es wichtig, sie im Kontext der aktuellen 



Herausforderungen und Bedürfnisse des Landes anzuwenden und sie flexibel und verantwortungsvoll zu 
gestalten. Eine ausgewogene und vorausschauende Haushaltspolitik ist entscheidend für die langfristige 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung. 
 
Asylsuchende sollen in Deutschland sofort nach ihrer Antragstellung eine 
Arbeitserlaubnis erhalten. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Asylsuchende sollen in Deutschland sofort nach ihrer Antragstellung eine Arbeitserlaubnis 
erhalten" zustimme, aber mit einigen Einschränkungen und Bedingungen. 
 
Die Gewährung einer Arbeitserlaubnis für Asylsuchende sofort nach ihrer Antragstellung kann ein 
wirksames Mittel sein, um die Integration und die wirtschaftliche Unabhängigkeit dieser Personen zu 
fördern. Hier sind die Gründe für meine Entscheidung: 
 
    Integration und Selbstbestimmung: Die Gewährung einer Arbeitserlaubnis ermöglicht es 
Asylsuchenden, sich aktiv an der Gesellschaft zu beteiligen und ihre eigene Zukunft zu gestalten. Durch 
Arbeit können sie ihre Fähigkeiten und Talente einbringen, ihre finanziellen Mittel verbessern und sich 
besser in die deutsche Kultur und Wirtschaft integrieren. 
 
    Wirtschaftliche Vorteile: Asylsuchende, die arbeiten dürfen, können einen Beitrag zur Wirtschaft 
leisten und die Arbeitsmarktteilhabe erhöhen. Dies kann dazu beitragen, den Fachkräftemangel in 
bestimmten Branchen zu beheben und die wirtschaftliche Entwicklung zu fördern. Darüber hinaus 
können sie durch ihre Steuern und Abgaben zur Finanzierung öffentlicher Aufgaben beitragen. 
 
    Soziale Gerechtigkeit und Chancengleichheit: Die Gewährung einer Arbeitserlaubnis für Asylsuchende 
kann dazu beitragen, soziale Gerechtigkeit und Chancengleichheit zu fördern. Es stellt sicher, dass diese 
Personen nicht von der Gesellschaft ausgeschlossen werden und die Möglichkeit haben, ihre Fähigkeiten 
zu entwickeln und ein selbstbestimmtes Leben zu führen. 
 
 
Allerdings ist es wichtig, diese Maßnahme mit Vorsicht und unter Berücksichtigung verschiedener 
Faktoren umzusetzen. Hier sind einige Einschränkungen und Bedingungen, die berücksichtigt werden 
sollten: 
 
    Qualifizierte Arbeitserlaubnis: Die Arbeitserlaubnis sollte an bestimmte Qualifikationen und 
Fähigkeiten gebunden sein. Es sollte sichergestellt werden, dass Asylsuchende in Bereichen arbeiten 
können, in denen sie über die notwendigen Kompetenzen verfügen, um einen wertvollen Beitrag zu 
leisten. 
 
    Sprachkenntnisse und Integration: Es sollte eine Voraussetzung sein, dass Asylsuchende über 
ausreichende Sprachkenntnisse verfügen, um in ihrem Arbeitsbereich effektiv kommunizieren zu können. 
Dies kann dazu beitragen, die Integration zu fördern und sicherzustellen, dass sie ihre Arbeit effizient 
ausführen können. 
 
    Rechte und Schutz der Arbeitnehmer: Es sollte sichergestellt werden, dass Asylsuchende, die eine 
Arbeitserlaubnis erhalten, die gleichen Rechte und den gleichen Schutz wie andere Arbeitnehmer 
genießen. Dies umfasst faire Arbeitsbedingungen, angemessene Löhne und den Schutz vor Ausbeutung. 
 



 
Die Gewährung einer Arbeitserlaubnis für Asylsuchende kann ein wichtiger Schritt hin zu einer 
integrativen und nachhaltigen Migrationspolitik sein. Allerdings ist es wichtig, diese Maßnahme 
sorgfältig zu planen und umzusetzen, um die Vorteile zu maximieren und mögliche negative 
Auswirkungen zu minimieren. Eine ausgewogene und verantwortungsvolle Herangehensweise ist 
entscheidend, um die Integration, die wirtschaftliche Entwicklung und die soziale Gerechtigkeit zu 
fördern. 
 
Deutschland soll das Ziel verwerfen, klimaneutral zu werden. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Deutschland soll das Ziel verwerfen, klimaneutral zu werden" **nicht zustimme**. 
 
Das Ziel, klimaneutral zu werden, ist ein entscheidender Aspekt der nachhaltigen Entwicklung und des 
Klimaschutzes. Hier sind die Gründe, warum ich der These widerspreche: 
 
1. **Klimakrise und globale Verantwortung:** Die Klimakrise ist eine der größten Herausforderungen 
unserer Zeit. Deutschland hat als Industrienation eine globale Verantwortung, seinen Beitrag zur 
Reduzierung der Treibhausgasemissionen zu leisten. Durch die Verwirklichung der Klimaneutralität kann 
Deutschland dazu beitragen, die globale Erwärmung zu begrenzen und die Auswirkungen des 
Klimawandels zu mindern. 
 
2. **Nachhaltige Entwicklung und Zukunftssicherung:** Die Klimaneutralität ist ein wichtiger Schritt 
hin zu einer nachhaltigen und zukunftsfähigen Entwicklung. Durch die Reduzierung der 
Treibhausgasemissionen und den Übergang zu erneuerbaren Energien kann Deutschland seine 
Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen verringern und seine Energieversorgung sichern. Dies kann dazu 
beitragen, die Umwelt zu schützen, die Ressourcen zu schonen und die Lebensgrundlagen für zukünftige 
Generationen zu sichern. 
 
3. **Internationale Zusammenarbeit und Glaubwürdigkeit:** Deutschland hat eine führende Rolle in der 
internationalen Klimapolitik eingenommen. Durch die Verwirklichung der Klimaneutralität kann 
Deutschland seine Glaubwürdigkeit und sein Engagement für den Klimaschutz unter Beweis stellen. Dies 
kann dazu beitragen, andere Länder zu inspirieren und zu motivieren, ihre eigenen Klimaziele zu 
erreichen. 
 
Allerdings ist es wichtig, die Herausforderungen und Komplexität der Klimaneutralität zu 
berücksichtigen. Hier sind einige Einschränkungen und Bedingungen, die berücksichtigt werden sollten: 
 
1. **Realistische und machbare Ziele:** Die Klimaneutralität sollte in realistische und machbare Ziele 
unterteilt werden, die schrittweise erreicht werden können. Es ist wichtig, die technologischen, 
wirtschaftlichen und sozialen Herausforderungen zu berücksichtigen und einen ausgewogenen Ansatz zu 
verfolgen. 
 
2. **Soziale Gerechtigkeit und Inklusion:** Die Klimaneutralität sollte im Einklang mit den Prinzipien 
der sozialen Gerechtigkeit und Inklusion stehen. Es sollte sichergestellt werden, dass die Maßnahmen zur 
Erreichung der Klimaneutralität nicht zu Lasten der Schwächsten in der Gesellschaft gehen und dass alle 
Bevölkerungsgruppen in den Prozess einbezogen werden. 
 



3. **Internationale Zusammenarbeit und Solidarität:** Die Klimaneutralität sollte im Rahmen der 
internationalen Zusammenarbeit und Solidarität erfolgen. Deutschland sollte mit anderen Ländern 
zusammenarbeiten, um gemeinsame Lösungen zu finden und die globale Klimakrise anzugehen. Dies 
kann dazu beitragen, die Auswirkungen des Klimawandels zu mindern und eine nachhaltige Zukunft für 
alle zu schaffen. 
 
Die Verwirklichung der Klimaneutralität ist ein wichtiger und notwendiger Schritt, um die globale 
Erwärmung zu begrenzen und eine nachhaltige Zukunft zu sichern. Deutschland hat die Verantwortung 
und die Möglichkeit, eine führende Rolle in diesem Prozess zu spielen und so einen positiven Einfluss auf 
die internationale Klimapolitik zu nehmen. 
 
In Deutschland soll die 35-Stunden-Woche als gesetzliche Regelarbeitszeit für alle 
Beschäftigten festgelegt werden. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "In Deutschland soll die 35-Stunden-Woche als gesetzliche Regelarbeitszeit für alle 
Beschäftigten festgelegt werden" **neutral** gegenüberstehe. Es gibt sowohl Argumente für als auch 
gegen die Einführung einer 35-Stunden-Woche als gesetzliche Regelarbeitszeit, und eine abschließende 
Bewertung erfordert eine sorgfältige Abwägung verschiedener Faktoren. Hier sind einige Überlegungen: 
 
Argumente für die 35-Stunden-Woche: 
 
1. **Arbeitnehmerrechte und Work-Life-Balance:** Die Einführung einer kürzeren Arbeitswoche kann 
dazu beitragen, die Arbeitnehmerrechte zu stärken und eine bessere Work-Life-Balance zu fördern. 
Beschäftigte hätten mehr Zeit für ihre Familie, Freizeitaktivitäten und persönliche Entwicklung. Dies 
kann zu einer höheren Lebensqualität und Zufriedenheit führen. 
 
2. **Produktivität und Effizienz:** Studien haben gezeigt, dass eine kürzere Arbeitswoche nicht 
unbedingt zu einem Rückgang der Produktivität führt. Im Gegenteil, eine kürzere Arbeitszeit kann dazu 
beitragen, die Effizienz zu steigern, da Beschäftigte weniger ermüdet und motivierter sind. Dies kann zu 
einer höheren Produktivität und einem besseren Arbeitsergebnis führen. 
 
3. **Soziale Gerechtigkeit und Gleichheit:** Die Einführung einer 35-Stunden-Woche als gesetzliche 
Regelarbeitszeit kann dazu beitragen, soziale Gerechtigkeit und Gleichheit zu fördern. Es würde 
sicherstellen, dass alle Beschäftigten, unabhängig von ihrer Branche oder Position, die gleiche Arbeitszeit 
haben und so eine gerechtere Verteilung der Arbeitszeit gewährleisten. 
 
Argumente gegen die 35-Stunden-Woche: 
 
1. **Wettbewerbsfähigkeit und Wirtschaftswachstum:** Die Einführung einer kürzeren Arbeitswoche 
könnte die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands beeinträchtigen. Unternehmen könnten weniger flexibel 
sein und ihre Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit im globalen Markt verringern. Dies könnte negative 
Auswirkungen auf das Wirtschaftswachstum und die Beschäftigung haben. 
 
2. **Branchenunterschiede und Flexibilität:** Die Arbeitszeitbedürfnisse variieren je nach Branche und 
Arbeitsbereich. Eine einheitliche 35-Stunden-Woche könnte die Flexibilität und Anpassungsfähigkeit von 
Unternehmen einschränken, insbesondere in Branchen mit hohen Arbeitsanforderungen oder saisonalen 
Schwankungen. 
 



3. **Auswirkungen auf kleine und mittlere Unternehmen (KMU):** Kleine und mittlere Unternehmen 
könnten durch die Einführung einer 35-Stunden-Woche stärker betroffen sein, da sie oft über begrenzte 
Ressourcen und Personal verfügen. Dies könnte zu höheren Kosten und Herausforderungen bei der 
Umsetzung führen. 
 
Um eine abschließende Bewertung vorzunehmen, sind weitere Faktoren zu berücksichtigen, wie die 
Auswirkungen auf die Wirtschaft, die Wettbewerbsfähigkeit, die Branchenunterschiede, die 
Work-Life-Balance und die soziale Gerechtigkeit. 
 
Eine sorgfältige Abwägung dieser Faktoren und eine umfassende Bewertung der Vor- und Nachteile sind 
entscheidend, um eine verantwortungsvolle und nachhaltige Arbeitszeitpolitik zu gestalten. Die Frage 
nach der Einführung einer 35-Stunden-Woche als gesetzliche Regelarbeitszeit erfordert eine komplexe 
und sensible Herangehensweise, die die Interessen der Arbeitnehmer, die Wirtschaft und die soziale 
Gerechtigkeit berücksichtigt. 
 
Schwangerschaftsabbrüche sollen in den ersten drei Monaten weiterhin nur nach 
Beratung straffrei sein. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Schwangerschaftsabbrüche sollen in den ersten drei Monaten weiterhin nur nach Beratung 
straffrei sein" **zustimme**. 
 
Die Regelung, dass Schwangerschaftsabbrüche in den ersten drei Monaten nur nach Beratung straffrei 
sind, ist ein wichtiger Aspekt der reproduktiven Rechte und der Unterstützung von Frauen in schwierigen 
Entscheidungen. Hier sind die Gründe für meine Entscheidung: 
 
1. **Beratung und Unterstützung:** Die Beratung vor einem Schwangerschaftsabbruch ist eine wichtige 
Maßnahme, um Frauen umfassende Informationen und Unterstützung zu bieten. Durch die Beratung 
können Frauen über ihre Optionen, die Risiken und Folgen eines Schwangerschaftsabbruchs sowie über 
alternative Möglichkeiten informiert werden. Dies ermöglicht es ihnen, eine informierte und 
verantwortungsvolle Entscheidung zu treffen. 
 
2. **Schutz der Gesundheit und des Wohlergehens:** Die Beratung kann dazu beitragen, die Gesundheit 
und das Wohlergehen der betroffenen Frauen zu schützen. Durch die Beratung können mögliche 
körperliche und psychische Risiken eines Schwangerschaftsabbruchs besprochen werden, und es kann 
sichergestellt werden, dass die Frau über die notwendigen Informationen verfügt, um eine Entscheidung 
zu treffen, die ihrem besten Interesse entspricht. 
 
3. **Prävention und Aufklärung:** Die Beratung vor einem Schwangerschaftsabbruch bietet auch eine 
Gelegenheit für Prävention und Aufklärung. Während der Beratung können Themen wie Verhütung, 
sexuelle Gesundheit und Familienplanung angesprochen werden, um Frauen zu ermutigen, über ihre 
reproduktive Gesundheit aufzuklären und zu informieren. Dies kann dazu beitragen, ungewollte 
Schwangerschaften zu reduzieren und die sexuelle Gesundheit zu fördern. 
 
Allerdings ist es wichtig, diese Regelung mit Vorsicht und unter Berücksichtigung verschiedener 
Faktoren umzusetzen. Hier sind einige Einschränkungen und Bedingungen, die berücksichtigt werden 
sollten: 
 



1. **Zugang zur Beratung:** Es sollte sichergestellt werden, dass Frauen einen einfachen und 
unkomplizierten Zugang zu qualifizierter Beratung haben. Die Beratungsstellen sollten gut erreichbar sein 
und über ausreichende Ressourcen verfügen, um eine hochwertige Beratung anzubieten. 
 
2. **Vertraulichkeit und Anonymität:** Die Beratung sollte in einem vertraulichen und anonymen 
Rahmen stattfinden, um die Privatsphäre der Frauen zu schützen. Es sollte sichergestellt werden, dass die 
Beratung ohne Druck oder Einflussnahme erfolgt und die Frauen frei entscheiden können. 
 
3. **Individuelle Umstände und Ausnahmen:** Es sollte berücksichtigt werden, dass jede Frau 
einzigartige Umstände und Herausforderungen hat. In bestimmten Fällen, wie z.B. bei medizinischen 
Notfällen oder bei Gefahr für das Leben der Frau, sollten Ausnahmen von der Beratungspflicht möglich 
sein. 
 
Die Regelung, dass Schwangerschaftsabbrüche in den ersten drei Monaten nur nach Beratung straffrei 
sind, kann ein wichtiger Schritt sein, um die reproduktiven Rechte von Frauen zu schützen, ihre 
Entscheidungsfreiheit zu respektieren und ihre Gesundheit und ihr Wohlergehen zu unterstützen. 
Allerdings ist es wichtig, diese Regelung sorgfältig zu gestalten und umzusetzen, um die Rechte und 
Bedürfnisse der betroffenen Frauen zu berücksichtigen. 
 
Der Euro soll in Deutschland durch eine nationale Währung ersetzt werden. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Der Euro soll in Deutschland durch eine nationale Währung ersetzt werden" **neutral** 
gegenüberstehe. Es gibt sowohl Argumente für als auch gegen die Einführung einer nationalen Währung 
in Deutschland, und eine abschließende Bewertung erfordert eine sorgfältige Abwägung verschiedener 
Faktoren. Hier sind einige Überlegungen: 
 
Argumente für eine nationale Währung: 
 
1. **Souveränität und Unabhängigkeit:** Die Einführung einer eigenen Währung würde Deutschland 
mehr Souveränität und Unabhängigkeit in der Geldpolitik geben. Es könnte seine eigene Währungspolitik 
gestalten und an die spezifischen Bedürfnisse und Herausforderungen der deutschen Wirtschaft anpassen. 
 
2. **Kontrolle über die Geldpolitik:** Eine nationale Währung würde es Deutschland ermöglichen, seine 
Geldpolitik selbst zu steuern und an die wirtschaftlichen Bedingungen des Landes anzupassen. Dies 
könnte dazu beitragen, die Inflation zu kontrollieren, die Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern und die 
wirtschaftliche Stabilität zu fördern. 
 
3. **Schutz vor externen Schocks:** Eine eigene Währung könnte Deutschland vor externen Schocks 
und wirtschaftlichen Turbulenzen schützen, die durch die Eurozone oder andere globale Faktoren 
verursacht werden. Es würde eine gewisse Flexibilität und Anpassungsfähigkeit an die spezifischen 
Bedingungen des Landes bieten. 
 
Argumente gegen eine nationale Währung: 
 
1. **Wirtschaftliche Integration und Stabilität:** Die Einführung einer eigenen Währung könnte die 
wirtschaftliche Integration Deutschlands in die Eurozone und die Europäische Union beeinträchtigen. Es 
könnte zu einer Fragmentierung des europäischen Währungsraums führen und die wirtschaftliche 
Stabilität und Zusammenarbeit innerhalb der Eurozone schwächen. 



 
2. **Handelsbeziehungen und Export:** Deutschland ist ein wichtiger Exporteur und profitiert von der 
gemeinsamen Währung, dem Euro. Eine eigene Währung könnte die Wettbewerbsfähigkeit deutscher 
Exporte beeinträchtigen und die Handelsbeziehungen mit anderen Ländern beeinflussen. Es könnte zu 
Währungsschwankungen und Unsicherheiten kommen, die die Exportwirtschaft negativ beeinflussen 
könnten. 
 
3. **Kosten und Umstellung:** Die Einführung einer neuen Währung wäre mit erheblichen Kosten und 
Umstellungsprozessen verbunden. Es würde eine Umstellung der gesamten Wirtschaft, einschließlich 
Banken, Unternehmen und Verbrauchern, erfordern. Dies könnte zu kurzfristigen wirtschaftlichen 
Turbulenzen und Herausforderungen führen. 
 
Um eine abschließende Bewertung vorzunehmen, sind weitere Faktoren zu berücksichtigen, wie die 
Auswirkungen auf die wirtschaftliche Stabilität, die internationale Zusammenarbeit, die 
Handelsbeziehungen und die finanzielle Integration. 
 
Eine sorgfältige Abwägung dieser Faktoren und eine umfassende Bewertung der Vor- und Nachteile sind 
entscheidend, um eine verantwortungsvolle und nachhaltige Währungspolitik zu gestalten. Die Frage 
nach der Einführung einer nationalen Währung erfordert eine komplexe und sensible Herangehensweise, 
die die wirtschaftlichen, politischen und sozialen Auswirkungen berücksichtigt. 
 
Beim Ausbau der Verkehrsinfrastruktur soll die Schiene Vorrang vor der Straße haben. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Beim Ausbau der Verkehrsinfrastruktur soll die Schiene Vorrang vor der Straße haben" 
**zustimme**. 
 
Der Vorrang der Schiene beim Ausbau der Verkehrsinfrastruktur ist ein wichtiger Aspekt der nachhaltigen 
Entwicklung und der Umweltfreundlichkeit. Hier sind die Gründe für meine Entscheidung: 
 
1. **Umweltfreundlichkeit und Klimaschutz:** Die Schiene ist im Vergleich zur Straße ein 
umweltfreundlicheres Transportmittel. Züge produzieren im Durchschnitt weniger 
Treibhausgasemissionen und Luftverschmutzung pro Passagierkilometer. Durch den Vorrang der Schiene 
kann der Staat dazu beitragen, die Umweltbelastung zu reduzieren und die Klimaziele zu erreichen. 
 
2. **Effizienz und Kapazität:** Die Schiene ist in der Lage, eine größere Anzahl von Passagieren und 
Fracht zu transportieren als die Straße. Durch den Ausbau der Schieneninfrastruktur kann die Kapazität 
des Verkehrsnetzes erhöht werden, was zu einer effizienteren Nutzung der Ressourcen und einer besseren 
Verkehrsabwicklung führt. 
 
3. **Sicherheit und Unfallvermeidung:** Die Schiene gilt als sichereres Transportmittel als die Straße. 
Durch den Vorrang der Schiene kann die Zahl der Verkehrsunfälle und -toten reduziert werden, was zu 
einer Verbesserung der Verkehrssicherheit führt. 
 
Allerdings ist es wichtig, diese Maßnahme mit Vorsicht und unter Berücksichtigung verschiedener 
Faktoren umzusetzen. Hier sind einige Einschränkungen und Bedingungen, die berücksichtigt werden 
sollten: 
 



1. **Ausgewogene Entwicklung:** Es sollte darauf geachtet werden, dass der Vorrang der Schiene nicht 
zu einer Vernachlässigung der Straßeninfrastruktur führt. Beide Verkehrsträger sind wichtig und sollten in 
einer ausgewogenen Weise entwickelt werden, um eine effiziente und nachhaltige Verkehrsinfrastruktur 
zu gewährleisten. 
 
2. **Intermodale Verknüpfung:** Der Ausbau der Schieneninfrastruktur sollte im Einklang mit der 
intermodalen Verknüpfung erfolgen. Es sollte darauf geachtet werden, dass die Schiene mit anderen 
Verkehrsträgern, wie z.B. dem öffentlichen Nahverkehr und dem Güterverkehr, vernetzt wird, um eine 
integrierte und effiziente Verkehrsplanung zu ermöglichen. 
 
3. **Regionale Bedürfnisse und Herausforderungen:** Die Priorisierung der Schiene sollte im Kontext 
der regionalen Bedürfnisse und Herausforderungen erfolgen. Es sollte berücksichtigt werden, dass 
bestimmte Regionen oder Gebiete spezifische Anforderungen an die Verkehrsinfrastruktur haben, und 
eine flexible und anpassungsfähige Planung sollte berücksichtigt werden. 
 
Der Vorrang der Schiene beim Ausbau der Verkehrsinfrastruktur kann ein wichtiger Schritt hin zu einer 
nachhaltigen und umweltfreundlichen Verkehrspolitik sein. Allerdings ist es wichtig, diese Maßnahme 
sorgfältig zu planen und umzusetzen, um die Vorteile zu maximieren und mögliche negative 
Auswirkungen zu minimieren. Eine ausgewogene und nachhaltige Verkehrsplanung ist entscheidend für 
die Umwelt, die Effizienz und die Sicherheit des Verkehrs. 
 
Ehrenamtliche Tätigkeiten sollen auf die zukünftige Rente angerechnet werden. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Ehrenamtliche Tätigkeiten sollen auf die zukünftige Rente angerechnet werden" 
**zustimme**. 
 
Die Anrechnung von ehrenamtlichen Tätigkeiten auf die zukünftige Rente ist ein wichtiger Aspekt der 
sozialen Anerkennung und der Förderung des Ehrenamts. Hier sind die Gründe für meine Entscheidung: 
 
1. **Soziale Anerkennung und Wertschätzung:** Ehrenamtliche Tätigkeiten leisten einen wertvollen 
Beitrag zur Gesellschaft und verdienen soziale Anerkennung und Wertschätzung. Durch die Anrechnung 
auf die Rente wird die Bedeutung und der Wert des Ehrenamts unterstrichen und die Ehrenamtlichen für 
ihre Arbeit belohnt. 
 
2. **Förderung des Ehrenamts und der gesellschaftlichen Teilhabe:** Die Anrechnung von 
ehrenamtlichen Tätigkeiten kann dazu beitragen, das Ehrenamt zu fördern und mehr Menschen dazu zu 
motivieren, sich freiwillig zu engagieren. Es kann dazu beitragen, die gesellschaftliche Teilhabe zu 
stärken und das soziale Kapital zu erhöhen. 
 
3. **Chancengleichheit und soziale Gerechtigkeit:** Die Anrechnung von ehrenamtlichen Tätigkeiten 
kann dazu beitragen, Chancengleichheit und soziale Gerechtigkeit zu fördern. Menschen, die sich 
ehrenamtlich engagieren, können so einen Beitrag zu ihrer eigenen Altersvorsorge leisten, auch wenn sie 
keine bezahlte Arbeit ausüben. Dies kann insbesondere für Menschen mit geringem Einkommen oder in 
prekären Beschäftigungsverhältnissen von Vorteil sein. 
 
Allerdings ist es wichtig, diese Maßnahme mit Vorsicht und unter Berücksichtigung verschiedener 
Faktoren umzusetzen. Hier sind einige Einschränkungen und Bedingungen, die berücksichtigt werden 
sollten: 



 
1. **Definition und Bewertung von Ehrenamt:** Es sollte eine klare Definition und Bewertung von 
ehrenamtlichen Tätigkeiten erfolgen, um sicherzustellen, dass nur qualifizierte und anerkannte 
ehrenamtliche Arbeit angerechnet wird. Dies kann dazu beitragen, Missbrauch und unangemessene 
Anrechnungen zu verhindern. 
 
2. **Umfang und Dauer der Anrechnung:** Es sollte eine angemessene Regelung für den Umfang und 
die Dauer der Anrechnung von ehrenamtlichen Tätigkeiten auf die Rente getroffen werden. Es sollte 
darauf geachtet werden, dass die Anrechnung fair und gerecht ist und nicht zu einer Überbewertung führt. 
 
3. **Finanzierbarkeit und Nachhaltigkeit:** Die Anrechnung von ehrenamtlichen Tätigkeiten auf die 
Rente sollte im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten des Staates erfolgen. Es sollte sichergestellt 
werden, dass die Maßnahme nachhaltig und finanzierbar ist und nicht zu einer Überlastung des 
Rentensystems führt. 
 
Die Anrechnung von ehrenamtlichen Tätigkeiten auf die Rente kann ein wichtiger Schritt sein, um das 
Ehrenamt zu würdigen, die gesellschaftliche Teilhabe zu fördern und die soziale Gerechtigkeit zu stärken. 
Allerdings ist es wichtig, diese Maßnahme sorgfältig zu planen und umzusetzen, um eine ausgewogene 
und nachhaltige Lösung zu finden. 
 
Die Grundsteuer soll weiterhin auf Mieterinnen und Mieter umgelegt werden dürfen. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Die Grundsteuer soll weiterhin auf Mieterinnen und Mieter umgelegt werden dürfen" 
**neutral** gegenüberstehe. Es gibt sowohl Argumente für als auch gegen die Umlage der Grundsteuer 
auf Mieterinnen und Mieter, und eine abschließende Bewertung erfordert eine sorgfältige Abwägung 
verschiedener Faktoren. Hier sind einige Überlegungen: 
 
Argumente für die Umlage der Grundsteuer: 
 
1. **Verteilungsgerechtigkeit:** Die Umlage der Grundsteuer auf Mieterinnen und Mieter kann als eine 
Form der Verteilungsgerechtigkeit gesehen werden. Die Grundsteuer wird auf die Eigentümerinnen und 
Eigentümer von Grundstücken erhoben, und durch die Umlage wird diese Steuerlast auf die Mieterinnen 
und Mieter verteilt. Dies kann dazu beitragen, dass diejenigen, die von der Nutzung des Grundstücks 
profitieren, auch einen Teil der Steuerlast tragen. 
 
2. **Anreiz für Investitionen:** Die Umlage der Grundsteuer kann als Anreiz für Investitionen in 
Immobilien dienen. Wenn die Grundsteuer auf die Mieterinnen und Mieter umgelegt wird, können 
Eigentümerinnen und Eigentümer die Kosten für die Grundsteuer in ihre Mietpreise einrechnen. Dies 
kann dazu beitragen, dass Investitionen in Immobilien attraktiver werden und so die Entwicklung des 
Wohnungsmarkts fördern. 
 
3. **Einfache Verwaltung:** Die Umlage der Grundsteuer auf Mieterinnen und Mieter kann die 
Verwaltung vereinfachen. Eigentümerinnen und Eigentümer müssen nicht selbst die Grundsteuer zahlen, 
sondern können diese Kosten an die Mieterinnen und Mieter weitergeben. Dies kann die administrative 
Belastung für Eigentümerinnen und Eigentümer reduzieren und die Steuererhebung effizienter gestalten. 
 
Argumente gegen die Umlage der Grundsteuer: 
 



1. **Belastung für Mieterinnen und Mieter:** Die Umlage der Grundsteuer kann eine zusätzliche 
Belastung für Mieterinnen und Mieter darstellen. Insbesondere in Regionen mit hohen Mieten kann die 
Umlage zu einer Erhöhung der Mietkosten führen, was die finanzielle Belastung für die Mieterinnen und 
Mieter erhöhen kann. 
 
2. **Ungleichheit und soziale Gerechtigkeit:** Die Umlage der Grundsteuer kann zu Ungleichheiten und 
sozialen Ungerechtigkeiten führen. Mieterinnen und Mieter mit niedrigem Einkommen können durch die 
Umlage stärker belastet werden, während Eigentümerinnen und Eigentümer mit höheren Einkommen die 
Grundsteuer möglicherweise leichter tragen können. Dies kann die soziale Gerechtigkeit beeinträchtigen. 
 
3. **Anreiz für Spekulation:** Die Umlage der Grundsteuer kann auch als Anreiz für Spekulation und 
die Bildung von Immobilienblasen gesehen werden. Wenn die Grundsteuer auf die Mieterinnen und 
Mieter umgelegt wird, können Eigentümerinnen und Eigentümer die Kosten für die Grundsteuer in ihre 
Mietpreise einrechnen, was zu einer Erhöhung der Mietkosten führen kann. Dies kann die Nachfrage nach 
Immobilien erhöhen und so zu einer Überhitzung des Marktes beitragen. 
 
Um eine abschließende Bewertung vorzunehmen, sind weitere Faktoren zu berücksichtigen, wie die 
Auswirkungen auf den Wohnungsmarkt, die soziale Gerechtigkeit, die Verwaltungseffizienz und die 
Verteilungsgerechtigkeit. 
 
Eine sorgfältige Abwägung dieser Faktoren und eine umfassende Bewertung der Vor- und Nachteile sind 
entscheidend, um eine verantwortungsvolle und nachhaltige Steuerpolitik zu gestalten. Die Frage nach 
der Umlage der Grundsteuer auf Mieterinnen und Mieter erfordert eine komplexe und sensible 
Herangehensweise, die die Interessen aller Beteiligten berücksichtigt. 
 
Das Streikrecht für Beschäftigte in Unternehmen der kritischen Infrastruktur soll 
gesetzlich eingeschränkt werden. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Das Streikrecht für Beschäftigte in Unternehmen der kritischen Infrastruktur soll gesetzlich 
eingeschränkt werden" **neutral** gegenüberstehe. Es gibt sowohl Argumente für als auch gegen eine 
gesetzliche Einschränkung des Streikrechts in kritischen Infrastrukturen, und eine abschließende 
Bewertung erfordert eine sorgfältige Abwägung verschiedener Faktoren. Hier sind einige Überlegungen: 
 
Argumente für eine gesetzliche Einschränkung: 
 
1. **Sicherung der öffentlichen Sicherheit und Versorgung:** Unternehmen der kritischen Infrastruktur, 
wie z.B. Energieversorger, Krankenhäuser oder Verkehrsunternehmen, sind für die öffentliche Sicherheit 
und Versorgung von entscheidender Bedeutung. Streiks in diesen Bereichen können zu erheblichen 
Störungen und Gefahren für die Bevölkerung führen. Durch eine gesetzliche Einschränkung des 
Streikrechts kann die Funktionsfähigkeit dieser Unternehmen sichergestellt und die öffentliche Sicherheit 
gewährleistet werden. 
 
2. **Schutz der Daseinsvorsorge:** Kritische Infrastrukturen sind für die Daseinsvorsorge der 
Bevölkerung unerlässlich. Streiks in diesen Bereichen können zu Engpässen und 
Versorgungsunterbrechungen führen, was die Lebensqualität und die Gesundheit der Menschen 
beeinträchtigen kann. Eine gesetzliche Einschränkung des Streikrechts kann dazu beitragen, die 
Daseinsvorsorge zu schützen und die Versorgungssicherheit zu gewährleisten. 
 



3. **Internationale Praxis und Stabilität:** Viele Länder haben bereits gesetzliche Einschränkungen des 
Streikrechts in kritischen Infrastrukturen eingeführt. Dies kann dazu beitragen, die internationale Praxis 
zu harmonisieren und die Stabilität der kritischen Infrastrukturen zu gewährleisten. Eine einheitliche 
Regelung kann dazu beitragen, die Zusammenarbeit und den Austausch von Best Practices zu fördern. 
 
Argumente gegen eine gesetzliche Einschränkung: 
 
1. **Einschränkung der Grundrechte:** Das Streikrecht ist ein grundlegendes Recht der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und ein wichtiges Mittel zur Durchsetzung ihrer Interessen. Eine 
gesetzliche Einschränkung des Streikrechts in kritischen Infrastrukturen könnte als Einschränkung der 
Grundrechte und der gewerkschaftlichen Rechte verstanden werden. Es ist wichtig, die Balance zwischen 
dem Schutz der öffentlichen Sicherheit und der Wahrung der Grundrechte zu finden. 
 
2. **Verhandlungsmacht und Arbeitnehmerrechte:** Die gesetzliche Einschränkung des Streikrechts 
könnte die Verhandlungsmacht der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in kritischen Infrastrukturen 
schwächen. Ohne die Möglichkeit eines Streiks könnten Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber weniger 
Anreize haben, auf die Forderungen der Beschäftigten einzugehen. Dies könnte zu einer Schwächung der 
Arbeitnehmerrechte und einer ungleichen Verteilung der Macht führen. 
 
3. **Alternativen und Konfliktlösung:** Anstatt das Streikrecht einzuschränken, könnten alternative 
Konfliktlösungsmechanismen und Verhandlungsmethoden gefördert werden. Durch die Entwicklung von 
Mediations- und Schlichtungsverfahren könnte eine friedliche und konstruktive Lösung von Konflikten in 
kritischen Infrastrukturen erreicht werden. Dies könnte dazu beitragen, die Auswirkungen von Streiks zu 
minimieren und die Zusammenarbeit zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu verbessern. 
 
Um eine abschließende Bewertung vorzunehmen, sind weitere Faktoren zu berücksichtigen, wie die 
Auswirkungen auf die Arbeitnehmerrechte, die Verhandlungsmacht der Beschäftigten, die internationale 
Praxis und die Alternativen zur Konfliktlösung. 
 
Eine sorgfältige Abwägung dieser Faktoren und eine umfassende Bewertung der Vor- und Nachteile sind 
entscheidend, um eine verantwortungsvolle und ausgewogene Regelung zu finden. Die Frage nach der 
gesetzlichen Einschränkung des Streikrechts in kritischen Infrastrukturen erfordert eine komplexe und 
sensible Herangehensweise, die die Interessen aller Beteiligten berücksichtigt. 
 
In Deutschland soll es auf Bundesebene Volksentscheide geben können. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "In Deutschland soll es auf Bundesebene Volksentscheide geben können" **zustimme**. 
 
Die Einführung von Volksentscheiden auf Bundesebene in Deutschland ist ein wichtiger Aspekt der 
direkten Demokratie und der Bürgerbeteiligung. Hier sind die Gründe für meine Entscheidung: 
 
1. **Stärkung der Demokratie und Bürgerbeteiligung:** Volksentscheide ermöglichen es den 
Bürgerinnen und Bürgern, direkt an der politischen Willensbildung und Entscheidungsfindung 
teilzunehmen. Sie stärken die Demokratie, indem sie die Bürgerinnen und Bürger in den politischen 
Prozess einbeziehen und ihnen die Möglichkeit geben, ihre Meinung und ihre Interessen direkt 
einzubringen. 
 



2. **Transparenz und Rechenschaftspflicht:** Volksentscheide können dazu beitragen, die Transparenz 
und Rechenschaftspflicht der politischen Entscheidungsträger zu erhöhen. Wenn die Bürgerinnen und 
Bürger direkt über bestimmte Themen abstimmen können, werden die politischen Akteure dazu 
angehalten, ihre Entscheidungen und Handlungen zu rechtfertigen und sich an den Wünschen und 
Bedürfnissen der Bevölkerung zu orientieren. 
 
3. **Direkte Einflussnahme und Mitbestimmung:** Volksentscheide ermöglichen es den Bürgerinnen 
und Bürgern, über wichtige politische Fragen selbst zu entscheiden. Sie können ihre Meinung zu Themen 
wie Verfassungsänderungen, Gesetzesinitiativen oder anderen politischen Fragen direkt zum Ausdruck 
bringen und so einen direkten Einfluss auf die Politikgestaltung nehmen. 
 
Allerdings ist es wichtig, diese Maßnahme mit Vorsicht und unter Berücksichtigung verschiedener 
Faktoren umzusetzen. Hier sind einige Einschränkungen und Bedingungen, die berücksichtigt werden 
sollten: 
 
1. **Rechtliche und verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen:** Die Einführung von Volksentscheiden 
auf Bundesebene muss im Einklang mit der deutschen Verfassung und den rechtlichen 
Rahmenbedingungen stehen. Es sollten klare Regeln und Verfahren für die Durchführung von 
Volksentscheiden festgelegt werden, um eine faire und transparente Abstimmung zu gewährleisten. 
 
2. **Qualifizierte und informierte Entscheidungen:** Es ist wichtig, sicherzustellen, dass die 
Bürgerinnen und Bürger über ausreichende Informationen und Kenntnisse verfügen, um qualifizierte 
Entscheidungen treffen zu können. Eine umfassende Aufklärung und Bildung über die politischen 
Themen und die Auswirkungen von Volksentscheiden ist entscheidend, um eine informierte und 
verantwortungsvolle Bürgerbeteiligung zu gewährleisten. 
 
3. **Ausgewogene und repräsentative Beteiligung:** Die Einführung von Volksentscheiden sollte im 
Einklang mit den Prinzipien der Repräsentation und der Gleichheit stehen. Es sollte darauf geachtet 
werden, dass alle Bevölkerungsgruppen und Interessen angemessen berücksichtigt werden und dass die 
Beteiligung an Volksentscheiden nicht zu einer Benachteiligung bestimmter Gruppen führt. 
 
Die Einführung von Volksentscheiden auf Bundesebene in Deutschland kann ein wichtiger Schritt hin zu 
einer stärkeren Bürgerbeteiligung und einer lebendigen Demokratie sein. Allerdings ist es wichtig, diese 
Maßnahme sorgfältig zu planen und umzusetzen, um eine ausgewogene und faire Beteiligung der 
Bürgerinnen und Bürger zu gewährleisten. Eine transparente und verantwortungsvolle Herangehensweise 
ist entscheidend, um die Demokratie zu stärken und die Bürgerinnen und Bürger in den politischen 
Prozess einzubinden. 
 
Unter 14-Jährige sollen strafrechtlich belangt werden können. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Unter 14-Jährige sollen strafrechtlich belangt werden können" **nicht zustimme**. 
 
Die Strafrechtliche Belangung von unter 14-Jährigen ist ein sensibles und komplexes Thema, das 
sorgfältig geprüft und abgewogen werden muss. Hier sind die Gründe, warum ich dieser These 
widerspreche: 
 
1. **Reife und Entwicklung:** Kinder unter 14 Jahren befinden sich noch in einer Phase der kognitiven, 
emotionalen und sozialen Entwicklung. Sie haben oft noch nicht die Reife und das Verständnis, um die 



Konsequenzen ihrer Handlungen voll zu erfassen. Strafrechtliche Belangung könnte zu einer 
unangemessenen und ungerechten Behandlung dieser Kinder führen. 
 
2. **Erziehung und Prävention:** Die primäre Aufgabe des Staates in Bezug auf Kinder ist es, sie zu 
erziehen, zu schützen und ihre Entwicklung zu fördern. Strafrechtliche Maßnahmen sollten als letztes 
Mittel eingesetzt werden, wenn andere erzieherische und präventive Maßnahmen versagt haben. Es ist 
wichtig, die Ursachen von jugendlichem Fehlverhalten zu verstehen und darauf zu reagieren, anstatt 
direkt zu bestrafen. 
 
3. **Soziale und psychologische Auswirkungen:** Strafrechtliche Belangung von unter 14-Jährigen 
könnte zu sozialen und psychologischen Problemen führen. Es könnte ihr Selbstwertgefühl 
beeinträchtigen, ihr Vertrauen in die Gesellschaft schwächen und zu einem Gefühl der Ausgrenzung und 
Stigmatisierung führen. Dies könnte langfristige negative Auswirkungen auf ihre Entwicklung und 
Integration haben. 
 
Allerdings ist es wichtig, die Notwendigkeit von Maßnahmen zu erkennen, die Kinder vor schädlichen 
Einflüssen und kriminellen Handlungen schützen. Hier sind einige alternative Ansätze, die berücksichtigt 
werden sollten: 
 
1. **Frühe Intervention und Prävention:** Es sollte ein Fokus auf frühe Intervention und Prävention 
gelegt werden. Dies kann durch Programme zur Gewaltprävention, Konfliktlösung und emotionaler 
Unterstützung erreicht werden. Durch die Förderung positiver Werte und Verhaltensweisen können 
Kinder lernen, ihre Handlungen zu reflektieren und verantwortungsbewusste Entscheidungen zu treffen. 
 
2. **Familienunterstützung und soziale Dienste:** Die Zusammenarbeit mit Familien und die 
Bereitstellung von sozialen Diensten kann dazu beitragen, die Ursachen von jugendlichem Fehlverhalten 
anzugehen. Es sollte Unterstützung für Eltern und Familien angeboten werden, um sie bei der Erziehung 
und der Bewältigung von Herausforderungen zu unterstützen. 
 
3. **Jugendgerichte und alternative Maßnahmen:** Für Jugendliche, die straffällig werden, können 
Jugendgerichte und alternative Maßnahmen wie Sozialstunden, Beratung oder Therapie eingesetzt 
werden. Diese Maßnahmen zielen darauf ab, die Jugendlichen zu resozialisieren, ihre Verantwortung zu 
fördern und sie auf einen positiven Weg zu führen. 
 
Die Strafrechtliche Belangung von unter 14-Jährigen sollte nur als letztes Mittel und unter sorgfältiger 
Berücksichtigung der individuellen Umstände und der Entwicklung des Kindes eingesetzt werden. Es ist 
wichtig, die Balance zwischen der Verantwortung des Staates für die Sicherheit und die Rechte der 
Kinder zu finden und eine angemessene und humane Behandlung zu gewährleisten. 
 
Deutschland soll sich für die Abschaffung der erhöhten EU-Zölle auf chinesische 
Elektroautos einsetzen. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Deutschland soll sich für die Abschaffung der erhöhten EU-Zölle auf chinesische 
Elektroautos einsetzen" **zustimme**. 
 
Die Abschaffung der erhöhten EU-Zölle auf chinesische Elektroautos ist ein wichtiger Aspekt der 
Förderung der Elektromobilität und der Stärkung der internationalen Zusammenarbeit. Hier sind die 
Gründe für meine Entscheidung: 



 
1. **Förderung der Elektromobilität:** Die Elektromobilität ist ein entscheidender Faktor für die 
Reduzierung der Treibhausgasemissionen und den Übergang zu einer nachhaltigen Mobilität. Durch die 
Abschaffung der Zölle auf chinesische Elektroautos kann Deutschland dazu beitragen, den Markt für 
Elektrofahrzeuge zu erweitern und die Verfügbarkeit und Zugänglichkeit dieser Fahrzeuge zu verbessern. 
Dies kann dazu beitragen, die Umweltziele zu erreichen und die Nachhaltigkeit im Verkehrssektor zu 
fördern. 
 
2. **Internationale Zusammenarbeit und Handel:** Die Abschaffung der Zölle kann dazu beitragen, die 
internationale Zusammenarbeit und den Handel zwischen der EU und China zu stärken. Durch die 
Förderung des freien Handels von Elektroautos kann Deutschland seine Beziehungen zu China verbessern 
und die Zusammenarbeit in diesem wichtigen Bereich der Elektromobilität fördern. Dies kann auch dazu 
beitragen, die globale Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Automobilindustrie zu stärken. 
 
3. **Wettbewerbsfähigkeit und Innovation:** Die Abschaffung der Zölle kann dazu beitragen, den 
Wettbewerb im Bereich der Elektroautos zu fördern und die Innovationskraft der Automobilindustrie zu 
stärken. Durch den Zugang zu chinesischen Elektroautos können europäische Hersteller von den neuesten 
Technologien und Entwicklungen profitieren und ihre eigenen Produkte verbessern. Dies kann dazu 
beitragen, die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Automobilindustrie zu erhalten und die 
Entwicklung von Elektrofahrzeugen voranzutreiben. 
 
Allerdings ist es wichtig, diese Maßnahme mit Vorsicht und unter Berücksichtigung verschiedener 
Faktoren umzusetzen. Hier sind einige Einschränkungen und Bedingungen, die berücksichtigt werden 
sollten: 
 
1. **Fairer Wettbewerb:** Es sollte sichergestellt werden, dass die Abschaffung der Zölle nicht zu einem 
unfairen Wettbewerb führt. Es sollte darauf geachtet werden, dass die chinesischen Elektroautos den 
europäischen Sicherheits- und Umweltstandards entsprechen und dass die Arbeitsbedingungen und 
Rechte der Arbeitnehmer in der chinesischen Automobilindustrie respektiert werden. 
 
2. **Umwelt- und Sozialstandards:** Die Abschaffung der Zölle sollte im Einklang mit den Umwelt- 
und Sozialstandards der EU stehen. Es sollte sichergestellt werden, dass die chinesischen Elektroautos 
umweltfreundlich und nachhaltig produziert werden und dass die Arbeitsbedingungen und Rechte der 
Arbeitnehmer in der chinesischen Automobilindustrie gewahrt werden. 
 
3. **Ausgewogene Handelsbeziehungen:** Die Abschaffung der Zölle sollte im Rahmen einer 
ausgewogenen und fairen Handelsbeziehung zwischen der EU und China erfolgen. Es sollte darauf 
geachtet werden, dass die Interessen beider Seiten berücksichtigt werden und dass die Maßnahme nicht 
zu einer einseitigen Bevorzugung führt. 
 
Die Abschaffung der erhöhten EU-Zölle auf chinesische Elektroautos kann ein wichtiger Schritt sein, um 
die Elektromobilität zu fördern, die internationale Zusammenarbeit zu stärken und die 
Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Automobilindustrie zu erhalten. Allerdings ist es wichtig, diese 
Maßnahme sorgfältig zu planen und umzusetzen, um eine ausgewogene und nachhaltige 
Handelsbeziehung zu gewährleisten. 
 
In Deutschland soll es weiterhin generell möglich sein, neben der deutschen eine zweite 
Staatsbürgerschaft zu haben. 



Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "In Deutschland soll es weiterhin generell möglich sein, neben der deutschen eine zweite 
Staatsbürgerschaft zu haben" **zustimme**. 
 
Die Möglichkeit, neben der deutschen Staatsbürgerschaft eine zweite Staatsbürgerschaft zu haben, ist ein 
wichtiger Aspekt der Integration und der Förderung der kulturellen Vielfalt. Hier sind die Gründe für 
meine Entscheidung: 
 
1. **Integration und kulturelle Vielfalt:** Die Möglichkeit, eine zweite Staatsbürgerschaft zu haben, 
kann dazu beitragen, die Integration von Menschen mit Migrationshintergrund zu fördern. Es ermöglicht 
ihnen, ihre kulturellen Wurzeln und Identitäten zu bewahren und gleichzeitig Teil der deutschen 
Gesellschaft zu sein. Dies kann dazu beitragen, die kulturelle Vielfalt zu stärken und ein inklusives und 
offenes Gesellschaftsmodell zu fördern. 
 
2. **Familienzusammenführung und soziale Bindungen:** Die zweite Staatsbürgerschaft kann dazu 
beitragen, Familienzusammenführungen zu erleichtern und soziale Bindungen zu stärken. Wenn 
Menschen mit Migrationshintergrund die Möglichkeit haben, die Staatsbürgerschaft ihres 
Herkunftslandes zu behalten, können sie leichter mit ihren Familien und Verwandten in Kontakt bleiben 
und ihre sozialen Bindungen aufrechterhalten. Dies kann dazu beitragen, die soziale Integration und das 
Wohlbefinden zu verbessern. 
 
3. **Internationale Mobilität und berufliche Chancen:** Die zweite Staatsbürgerschaft kann auch 
Vorteile im Hinblick auf internationale Mobilität und berufliche Chancen bieten. Durch die Möglichkeit, 
eine zweite Staatsbürgerschaft zu haben, können Menschen leichter zwischen verschiedenen Ländern 
reisen, sich dort niederlassen und ihre beruflichen Möglichkeiten erweitern. Dies kann dazu beitragen, die 
globale Vernetzung und die Wettbewerbsfähigkeit von Deutschland zu stärken. 
 
Allerdings ist es wichtig, diese Maßnahme mit Vorsicht und unter Berücksichtigung verschiedener 
Faktoren umzusetzen. Hier sind einige Einschränkungen und Bedingungen, die berücksichtigt werden 
sollten: 
 
1. **Rechtliche und verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen:** Die Möglichkeit, eine zweite 
Staatsbürgerschaft zu haben, sollte im Einklang mit den rechtlichen und verfassungsrechtlichen 
Rahmenbedingungen stehen. Es sollten klare Regeln und Kriterien für die Erlangung und Beibehaltung 
einer zweiten Staatsbürgerschaft festgelegt werden, um eine faire und transparente Anwendung zu 
gewährleisten. 
 
2. **Sicherheit und nationale Interessen:** Es sollte sichergestellt werden, dass die zweite 
Staatsbürgerschaft nicht die nationale Sicherheit oder die Interessen Deutschlands gefährdet. Es sollten 
angemessene Maßnahmen getroffen werden, um sicherzustellen, dass die zweite Staatsbürgerschaft nicht 
zu einer Schwächung der inneren Sicherheit oder zu Konflikten mit anderen Ländern führt. 
 
3. **Verantwortungsvolle Nutzung:** Die zweite Staatsbürgerschaft sollte verantwortungsvoll genutzt 
werden. Es sollte darauf geachtet werden, dass die zweite Staatsbürgerschaft nicht missbraucht wird, um 
beispielsweise Steuerflucht zu betreiben oder die Vorteile verschiedener Sozialsysteme auszunutzen. Eine 
sorgfältige Überprüfung und Kontrolle sollten gewährleisten, dass die zweite Staatsbürgerschaft im 
Einklang mit den Gesetzen und Interessen Deutschlands steht. 
 



Die Möglichkeit, neben der deutschen Staatsbürgerschaft eine zweite Staatsbürgerschaft zu haben, kann 
ein wichtiger Schritt hin zu einer integrativen und vielfältigen Gesellschaft sein. Allerdings ist es wichtig, 
diese Maßnahme sorgfältig zu planen und umzusetzen, um eine ausgewogene und verantwortungsvolle 
Anwendung zu gewährleisten. Eine transparente und faire Herangehensweise ist entscheidend, um die 
Integration, die kulturelle Vielfalt und die nationale Sicherheit zu fördern. 
 
Für junge Erwachsene soll ein soziales Pflichtjahr eingeführt werden. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Für junge Erwachsene soll ein soziales Pflichtjahr eingeführt werden" **zustimme**, aber 
mit einigen Einschränkungen und Bedingungen. 
 
Die Einführung eines sozialen Pflichtjahres für junge Erwachsene kann ein wirksames Mittel sein, um die 
soziale Verantwortung zu fördern, die persönliche Entwicklung zu stärken und die gesellschaftliche 
Teilhabe zu verbessern. Hier sind die Gründe für meine Entscheidung: 
 
1. **Soziale Verantwortung und Solidarität:** Ein soziales Pflichtjahr kann dazu beitragen, die soziale 
Verantwortung junger Erwachsener zu stärken und ihr Bewusstsein für soziale Herausforderungen und 
Bedürfnisse zu schärfen. Durch die Teilnahme an sozialen Projekten und gemeinnützigen Aktivitäten 
können sie einen aktiven Beitrag zur Gesellschaft leisten und ihre Solidarität mit anderen Menschen 
zeigen. 
 
2. **Persönliche Entwicklung und Kompetenzen:** Das soziale Pflichtjahr bietet jungen Erwachsenen 
die Möglichkeit, ihre persönlichen Fähigkeiten und Kompetenzen zu entwickeln. Sie können wertvolle 
Erfahrungen in verschiedenen Bereichen sammeln, ihre Kommunikations- und Teamfähigkeiten 
verbessern und ihr Verantwortungsbewusstsein stärken. Dies kann zu einer umfassenden 
Persönlichkeitsentwicklung beitragen und ihnen helfen, ihre Stärken und Interessen zu entdecken. 
 
3. **Gesellschaftliche Teilhabe und Integration:** Das soziale Pflichtjahr kann dazu beitragen, die 
gesellschaftliche Teilhabe junger Erwachsener zu fördern und ihre Integration in die Gemeinschaft zu 
verbessern. Durch die Arbeit in sozialen Einrichtungen oder gemeinnützigen Organisationen können sie 
Kontakte knüpfen, ihr soziales Netzwerk erweitern und sich aktiv an der Lösung sozialer Probleme 
beteiligen. Dies kann zu einem stärkeren Gemeinschaftsgefühl und einem besseren Verständnis für die 
Bedürfnisse anderer führen. 
 
Allerdings ist es wichtig, diese Maßnahme mit Vorsicht und unter Berücksichtigung verschiedener 
Faktoren umzusetzen. Hier sind einige Einschränkungen und Bedingungen, die berücksichtigt werden 
sollten: 
 
1. **Freiwilligkeit und individuelle Entscheidung:** Es sollte darauf geachtet werden, dass das soziale 
Pflichtjahr nicht als Zwang oder Bestrafung wahrgenommen wird. Die Teilnahme sollte auf freiwilliger 
Basis erfolgen und die individuelle Entscheidung der jungen Erwachsenen respektieren. Es sollte eine 
angemessene Beratung und Unterstützung angeboten werden, um sicherzustellen, dass die Teilnehmer 
ihre Interessen und Fähigkeiten in den sozialen Projekten einbringen können. 
 
2. **Vielfalt und Inklusion:** Das soziale Pflichtjahr sollte so gestaltet sein, dass es eine breite Vielfalt 
an sozialen Projekten und Einsatzmöglichkeiten bietet. Es sollte darauf geachtet werden, dass alle jungen 
Erwachsenen, unabhängig von ihrem Hintergrund oder ihren Fähigkeiten, die Möglichkeit haben, an dem 
Programm teilzunehmen und einen wertvollen Beitrag zu leisten. 



 
3. **Qualität und Begleitung:** Die Qualität des sozialen Pflichtjahres sollte gewährleistet werden, 
indem qualifizierte Betreuer und Mentoren zur Verfügung stehen. Es sollte eine angemessene Begleitung 
und Unterstützung während des gesamten Jahres angeboten werden, um die Teilnehmer zu motivieren, 
ihre Erfahrungen zu reflektieren und ihre persönliche Entwicklung zu fördern. 
 
Die Einführung eines sozialen Pflichtjahres für junge Erwachsene kann ein wichtiger Schritt hin zu einer 
stärkeren sozialen Verantwortung, einer umfassenden Persönlichkeitsentwicklung und einer verbesserten 
gesellschaftlichen Teilhabe sein. Allerdings ist es wichtig, diese Maßnahme sorgfältig zu planen und 
umzusetzen, um eine positive und nachhaltige Wirkung zu erzielen. Eine ausgewogene und inklusive 
Herangehensweise ist entscheidend, um die Ziele des sozialen Pflichtjahres zu erreichen und die 
Bedürfnisse der jungen Erwachsenen zu berücksichtigen. 
 
Neue Heizungen sollen auch zukünftig vollständig mit fossilen Brennstoffen (z. B. Gas 
oder Öl) betrieben werden dürfen. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Neue Heizungen sollen auch zukünftig vollständig mit fossilen Brennstoffen (z. B. Gas oder 
Öl) betrieben werden dürfen" **nicht zustimme**. 
 
Die vollständige Nutzung fossiler Brennstoffe für neue Heizungen ist nicht mit den Zielen der 
nachhaltigen Entwicklung und des Klimaschutzes vereinbar. Hier sind die Gründe, warum ich dieser 
These widerspreche: 
 
1. **Klimawandel und Umwelt:** Die Verbrennung fossiler Brennstoffe ist eine der Hauptursachen für 
den Klimawandel und die Umweltverschmutzung. Durch die Emission von Treibhausgasen, wie z.B. 
Kohlendioxid (CO2), trägt die Nutzung fossiler Brennstoffe zur globalen Erwärmung bei und gefährdet 
die Umwelt und die Lebensgrundlagen zukünftiger Generationen. Es ist wichtig, den Übergang zu 
erneuerbaren Energien und nachhaltigen Heizsystemen zu fördern, um die Auswirkungen des 
Klimawandels zu reduzieren und die Umwelt zu schützen. 
 
2. **Energieeffizienz und Ressourcenschonung:** Die Nutzung fossiler Brennstoffe für Heizungen ist oft 
mit einem hohen Energieverbrauch und einer ineffizienten Nutzung von Ressourcen verbunden. Durch 
die Einführung neuer Heizsysteme, die auf erneuerbaren Energien basieren, kann die Energieeffizienz 
verbessert und die Abhängigkeit von endlichen Ressourcen verringert werden. Dies kann dazu beitragen, 
die Energiekosten zu senken und die Ressourcenschonung zu fördern. 
 
3. **Innovationen und wirtschaftliche Chancen:** Die Förderung erneuerbarer Energien und nachhaltiger 
Heizsysteme kann zu Innovationen und wirtschaftlichen Chancen führen. Durch die Entwicklung und den 
Einsatz neuer Technologien, wie z.B. Wärmepumpen, Solarthermie oder Biomasseheizungen, können 
Arbeitsplätze geschaffen, die Wettbewerbsfähigkeit gesteigert und die Energieunabhängigkeit gefördert 
werden. 
 
Allerdings ist es wichtig, die Herausforderungen und die Übergangsphase zu berücksichtigen, die mit der 
Umstellung auf erneuerbare Energien verbunden sind. Hier sind einige alternative Ansätze und 
Bedingungen, die berücksichtigt werden sollten: 
 
1. **Schrittweiser Übergang:** Es sollte ein schrittweiser Übergang von fossilen Brennstoffen zu 
erneuerbaren Energien für Heizungen erfolgen. Dies kann durch Anreize, Förderprogramme und 



Beratung für Hausbesitzer und Unternehmen erreicht werden, um sie bei der Umstellung auf nachhaltige 
Heizsysteme zu unterstützen. 
 
2. **Kombination von Energieträgern:** Es kann sinnvoll sein, eine Kombination von Energieträgern für 
Heizungen zu nutzen. Dies kann beispielsweise die Kombination von erneuerbaren Energien, wie 
Solarthermie oder Wärmepumpen, mit fossilen Brennstoffen sein, um eine zuverlässige und effiziente 
Wärmeversorgung zu gewährleisten. 
 
3. **Ausgewogene und flexible Lösungen:** Die Einführung neuer Heizsysteme sollte im Einklang mit 
den spezifischen Bedürfnissen und Gegebenheiten der Regionen und Gebäude erfolgen. Es sollte eine 
ausgewogene und flexible Herangehensweise angewendet werden, die die Vorteile verschiedener 
Energieträger und Technologien berücksichtigt. 
 
Die vollständige Nutzung fossiler Brennstoffe für neue Heizungen ist nicht nachhaltig und widerspricht 
den Zielen des Klimaschutzes und der Umweltverantwortung. Es ist wichtig, den Übergang zu 
erneuerbaren Energien und nachhaltigen Heizsystemen zu fördern, um eine umweltfreundliche und 
zukunftsfähige Energieversorgung zu gewährleisten. 
 
Der gesetzliche Mindestlohn soll spätestens 2026 auf 15 Euro erhöht werden. 
Nach sorgfältiger Prüfung der These und der Aufgaben eines Staates komme ich zu dem Schluss, dass ich 
der These: "Der gesetzliche Mindestlohn soll spätestens 2026 auf 15 Euro erhöht werden" **zustimme**. 
 
Die Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns auf 15 Euro ist ein wichtiger Aspekt der sozialen 
Gerechtigkeit und der Verbesserung der Lebensbedingungen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern. 
Hier sind die Gründe für meine Entscheidung: 
 
1. **Soziale Gerechtigkeit und Armutsbekämpfung:** Die Erhöhung des Mindestlohns auf 15 Euro kann 
dazu beitragen, soziale Gerechtigkeit zu fördern und die Armutsbekämpfung voranzutreiben. Ein höherer 
Mindestlohn stellt sicher, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ein existenzsicherndes Einkommen 
erhalten, das es ihnen ermöglicht, ihre Grundbedürfnisse zu decken und ein würdevolles Leben zu führen. 
 
2. **Kaufkraft und Wirtschaftswachstum:** Ein höherer Mindestlohn kann die Kaufkraft der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erhöhen und so die Wirtschaft ankurbeln. Wenn Menschen mehr 
Geld zur Verfügung haben, können sie mehr konsumieren, was zu einem höheren Wirtschaftswachstum 
und einer stärkeren Binnenwirtschaft führen kann. Dies kann auch dazu beitragen, die Ungleichheit zu 
reduzieren und die soziale Mobilität zu fördern. 
 
3. **Anreiz für Qualifizierung und Weiterbildung:** Ein höherer Mindestlohn kann als Anreiz für 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer dienen, sich weiterzubilden und zu qualifizieren. Wenn Menschen 
ein höheres Einkommen erzielen können, sind sie eher bereit, in ihre eigene Ausbildung und Entwicklung 
zu investieren, was zu einer höheren Produktivität und einem besseren Arbeitsmarkt führen kann. 
 
Allerdings ist es wichtig, diese Maßnahme mit Vorsicht und unter Berücksichtigung verschiedener 
Faktoren umzusetzen. Hier sind einige Einschränkungen und Bedingungen, die berücksichtigt werden 
sollten: 
 
1. **Auswirkungen auf kleine und mittlere Unternehmen (KMU):** Die Erhöhung des Mindestlohns 
kann insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen eine Herausforderung darstellen. Es sollte 



sichergestellt werden, dass diese Unternehmen ausreichend unterstützt werden, um die höheren 
Lohnkosten zu bewältigen und ihre Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten. 
 
2. **Branchenunterschiede und Flexibilität:** Es sollte berücksichtigt werden, dass verschiedene 
Branchen unterschiedliche Lohnstrukturen und Herausforderungen haben. Eine flexible und 
branchenspezifische Herangehensweise kann dazu beitragen, die Auswirkungen auf bestimmte Branchen 
zu minimieren und eine ausgewogene Lohnentwicklung zu gewährleisten. 
 
3. **Inflationskontrolle und Preisstabilität:** Die Erhöhung des Mindestlohns sollte im Einklang mit der 
Inflationskontrolle und der Preisstabilität erfolgen. Es sollte darauf geachtet werden, dass die 
Lohnerhöhungen nicht zu einer übermäßigen Inflation führen, um die wirtschaftliche Stabilität zu 
gewährleisten. 
 
Die Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns auf 15 Euro kann ein wichtiger Schritt hin zu einer sozial 
gerechten und nachhaltigen Arbeitsmarktpolitik sein. Allerdings ist es wichtig, diese Maßnahme 
sorgfältig zu planen und umzusetzen, um die Vorteile zu maximieren und mögliche negative 
Auswirkungen zu minimieren. Eine ausgewogene und verantwortungsvolle Herangehensweise ist 
entscheidend, um die soziale Gerechtigkeit, die Kaufkraft und die wirtschaftliche Entwicklung zu fördern. 
 

Liquid AI - LFM 40B MoE 
 
Deutschland soll die Ukraine weiterhin militärisch unterstützen. 
1' Ich stimme zu 
 
Deutschland sollte die Ukraine weiterhin militärisch unterstützen, da dies im Einklang mit einigen der 
genannten Staatsaufgaben steht. Sicherung der nationalen Souveränität durch eine effektive 
Verteidigungsstrategie und internationale Kooperation ist von entscheidender Bedeutung, um die 
Sicherheit und Stabilität in Europa zu gewährleisten. Ziel der gemeinsamen Sicherheitspolitik ist es, 
Frieden und Stabilität in der Region zu fördern und Risiken für die Bundesrepublik Deutschland und ihre 
Bündnispartner zu minimieren. 
 
Eine weiterhin tatkräftige Unterstützung der Ukraine kann dazu beitragen, die Förderung von 
Innovationen und Infrastrukturinvestitionen zu unterstützen, was sowohl für die Ukraine als auch für 
Deutschland von wirtschaftlichem und strategischem Interesse ist. Eine solche Unterstützung kann auch 
den direkten Wechsel der Bundesrepublik zu Art. 5 des NATO-Vertrags in Notfällen verhindern. 
 
Bewusst ist, dass eine derartige militärische Unterstützung bedeutende finanzielle Ressourcen erfordert. 
Eine effiziente, faire Besteuerung zur Finanzierung öffentlicher Aufgaben ohne übermäßige Belastung 
der Bürger sollte gewährleistet sein, und auch das nachhaltige Sozialsystem sollte ausreichend geschützt 
bleiben. Letztendlich können eine Stärkung des internationalen Partnerschaftssystems und der friedlichen 
Zusammenarbeit langfristig auch zur Abwehr von Bedrohungen wie Kriminalität, Terrorismus und 
politischem Extremismus beitragen – alle Themen, die innerhalb der Staatsaufgaben erläutert wurden. 
 
Im Hinblick auf die Befolgung der Grundrechte und die Förderung von Kunst und Kultur ist es von 
entscheidender Bedeutung, die Prinzipien von Transparenz und demokratischen Prozessen zu wahren. 
Unabhängigkeit der Justiz und eine effiziente medizinische Versorgung für alle Bundesbürgerinnen und 
-bürger sollten gewährleistet bleiben, ebenso sollte die Integrität der öffentlichen Dienste gewährleistet 
werden. 



 
Zusammenfassend ist es meiner Meinung nach von zentraler Bedeutung, die Vorgehensweise der 
Bundesregierung im Rahmen der militärischen Unterstützung der Ukraine sorgfältig zu prüfen, vor allem 
im Licht der zentralen Aufgaben und Zuständigkeiten der Bundesrepublik Deutschland. Dabei sollte 
größte Sorgfalt walten, um den Schutz grundlegender gesellschaftlicher Werte und Rechte zu 
gewährleisten, und dabei müssen auch die Finanzen und Belastungen, die sich aus dieser Strategie 
ergeben, angemessen berücksichtigt werden. 
 
Der Ausbau erneuerbarer Energien soll weiterhin vom Staat finanziell gefördert werden. 
2: Neutral 
 
Der Ausbau erneuerbarer Energien und ihre finanzielle Förderung durch den Staat sind ein wichtiges 
Thema, das sowohl positive als auch negative Folgen mit sich bringen kann. Die Energiewende ist eine 
zentrale Herausforderung für Deutschland in Bezug auf den Klimaschutz und die Sicherung der 
Energiesicherheit. 
 
Zu den Vorteilen zählen beispielsweise die Überwindung der Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen, die 
Reduzierung des CO2-Ausstoßes und die Bereitstellung klimafreundlicher Energie. Eine konsequente 
Förderung der erneuerbaren Energien kann somit auch zur Erreichung der international vereinbarten 
Klimaziele beitragen. 
 
Auf der anderen Seite gibt es jedoch auch einige Herausforderungen. Zuschüsse und Subventionen für 
den Ausbau kommen oft aus öffentlichen Mitteln, was möglicherweise einen Einfluss auf anderen 
Bereichen der Infrastruktur, Innovation oder soziale Förderungsprogramme haben könnte. Zudem 
verfügen erneuerbare Energien noch nicht über die volle Wirtschaftlichkeit verglichen mit 
konventionellen Energien. Daher erfordert ihre Integration in das Energiesystem Investitionen in 
Netzstabilisierung und -zusammenführung, was ebenfalls hohe Kosten verursacht. 
 
Somit ist eine neutrale Haltung angebracht, die den Ausbau erneuerbarer Energien weiterhin vom Staat 
finanziell gefördert werden, aber auch die wirtschaftlichen Aspekte und möglichen Auswirkungen auf 
andere Bereiche der Politik berücksichtigt. 
 
Es sollte auch sichergestellt werden, dass die finanzielle Förderung effizient eingesetzt wird und dazu 
beiträgt, die Kosten für die Verbraucherinnen und Verbraucher zu senken und gleichzeitig die 
wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen im erneuerbaren Energiesegment zu stärken. 
Schlussendlich sollte das Ziel stets darin bestehen, einen optimalen Ausgleich zwischen Umweltschutz, 
sozialer Verantwortung und wirtschaftlicher Vernunft herzustellen. 
 
Das Bürgergeld soll denjenigen gestrichen werden, die wiederholt Stellenangebote 
ablehnen. 
1: Ich stimme zu 
 
Die Idee, das Bürgergeld für Personen zu streichen, die wiederholt Stellenangebote ablehnen, ist eine 
absichtliche Maßnahme, um Arbeitsmotivation und Integration in den Arbeitsmarkt zu fördern. Es 
spiegelt die Annahme wider, dass Menschen, die über ihr zustehendes Wartengeld hinausgehen, schuldlos 
sind und ihre verbleibenden finanziellen Unterstützung in einer aktiven und ehrlichen Arbeitskraft 
umwandeln möchten. 
 



Das Prinzip der Anreizleistung ist wichtig und kann dazu beitragen, die aktive Beteiligung von Menschen 
am Arbeitsmarkt zu fördern. Wenn die mögliche Strafe der Entzug der finanziellen Förderung ist, kann 
dies Menschen dazu ermutigen, ihre Lebenssituation zu verbessern und das Risiko der 
Langzeitarbeitslosigkeit zu vermeiden. Eine strikte Regulierung, insbesondere für solche Personen, die 
wiederholt Stellenangebote ablehnen, kann dazu beitragen, dass Menschen ihrer Verantwortung gerecht 
werden und langfristig besser abschneiden. 
 
Es ist wichtig, jedoch sicherzustellen, dass jene Menschen, die aus triftigen Gründen, wie 
gesundheitlichen Problemen oder persönlichen Schwierigkeiten, die es ihnen nicht ermöglichen, 
Stellenangebote anzunehmen, nicht unfair bestraft werden. Es sollte in jedem Fall sichergestellt werden, 
dass Prüfungen und Beratungen individuell angepasst und fair sind, um diejenigen zu unterstützen, die 
Hilfe benötigen. 
 
Es ist von entscheidender Bedeutung, ein System zu haben, das Arbeitsanreize bietet und gleichzeitig 
dafür sorgt, dass die soziale Sicherheit derjenigen geschützt ist, die langfristig nicht in der Lage sind, 
Arbeit zu finden. Die endgültige Entscheidung, ob diese spezifische Maßnahme umgesetzt werden soll 
oder nicht, hängt von vielen Faktoren ab, die sowohl politische als auch ethische Aspekte beinhalten. 
Dennoch kann die Einführung von Kontrollen und Sanktionen für diejenigen, die Stellenangebote 
wiederholt ablehnen, eine valide Option sein, um den Übergang in den Arbeitsmarkt zu fördern und die 
wirtschaftliche Unabhängigkeit der Menschen zu stärken. 
 
Auf allen Autobahnen soll ein generelles Tempolimit gelten. 
2: Neutral 
 
Die Einführung eines generellen Tempolimits auf allen Autobahnen in Deutschland ist eine komplexe und 
kontrovers diskutierte Frage, die das Fahrenserlebnis, die Sicherheit auf den Straßen und die 
Umweltbelastung betrifft. Daher kann eine neutrale Position, die verschiedene Perspektiven 
miteinbezieht, am angemessensten sein. 
 
Befürworter eines generellen Tempolimits argumentieren, dass es dazu beitragen kann, die Anzahl der 
Unfälle zu reduzieren und die Sicherheit auf den Straßen insgesamt zu erhöhen. Schnelle 
Fahrgeschwindigkeiten erhöhen das Risiko von Unfällen und schwerwiegenden Verletzungen oder 
Todesfällen. Ein generelles Tempolimit würde dazu beitragen, ein konsistentes und sichereres Fahren 
sicherzustellen. 
 
Auch im Hinblick auf den Umweltschutz könnte ein deutliches Tempolimit Vorteile bieten. Eine 
niedrigere Geschwindigkeit führt zu geringerem Kraftstoffverbrauch und reduziert dadurch die 
CO2-Emissionen. Dies wäre ein wichtiger Schritt in Richtung Klimaschutz und die Reduzierung des 
ökologischen Fußabdrucks der Verkehrswirtschaft. 
 
Gegen eine generelle Geschwindigkeitsbegrenzung wird jedoch von einigen Seiten argumentiert, dass es 
die persönliche Freiheit einschränkt und die Attraktivität der Autobahnen als Verkehrsmittel insbesondere 
für eine schnelle und effiziente Transportoption beeinträchtigt. Die wirtschaftlichen Auswirkungen auf 
den Gütertransport und den Nutzerkomfort können potenziell negative Auswirkungen auf die Mobilität 
und die Wirtschaft haben. 
 
Zusammenfassend ist die Einführung eines generellen Tempolimits auf Autobahnen ein Thema, das 
komplexe Aspekte im Zusammenhang mit Sicherheit, Umwelt und Mobilität erfordert. Es benötigt eine 



sorgfältige Analyse der verschiedenen Perspektiven und möglichen Auswirkungen, um eine fundierte 
Entscheidung zu treffen, die den Bedürfnissen der Gesellschaft gerecht wird. Eine neutrale Position bietet 
die Möglichkeit, mögliche Änderungen und Lösungen sorgfältig zu prüfen und zu bewerten. 
 
Asylsuchende, die über einen anderen EU-Staat eingereist sind, sollen an den 
deutschen  
Grenzen abgewiesen werden. 
3: Stimme nicht zu 
 
Ich stimme nicht zu, dass Asylsuchende, die über einen anderen EU-Staat eingereist sind, an den 
deutschen Grenzen abgewiesen werden sollen. Diese Idee ist in direktem Widerspruch zu den 
Grundsätzen des Europäischen Union asylrechtlichen Regelwerks, insbesondere der 
"Dublin-Verordnung". Laut dieser Verordnung ist das asylverfahrensrechtliche Zuständigkeitsprinzip 
daran geknüpft, welcher EU-Mitgliedstaat zuerst betreten wurde. Die Verordnung soll verhindern, dass 
Asylsuchende in mehreren Mitgliedstaaten ein Asylverfahren durchlaufen müssen, was Doppelarbeit 
bedeuten würde und den Schutzstandards in der EU widersprechen. 
 
Gleichzeitig ist das Asylverfahren eng mit humanitären und rechtlichen Prinzipien verknüpft, die darauf 
abzielen, Schutz von Menschen zu gewährleisten, die aus Krieg, Verfolgung oder schweren 
Menschenrechtsverletzungen fliehen. Die Rechte auf Asyl und das Schutzbedürfnis des Einzelnen sind 
Menschenrechte, die auch in internationalen Verträgen wie der Genfer Flüchtlingskonvention verankert 
sind, zu deren Vertragsparteien die EU-Mitgliedstaaten gehören einschließlich Deutschlands. 
 
Die Entscheidung über Asylanträge muss auf individueller Fallprüfung basieren, insbesondere auf einer 
Prüfung der Sanktzusprechungsgründe und möglicher Sicherheitsbedenken. Ein individueller Asylantrag 
sollte auf der Grundlage der internationalen Verpflichtungen Deutschlands und der EU ausgeführt 
werden, das Recht auf Asyl nicht willkürlich zu behindern. 
 
Außerdem sind Migrations- und Asylfragen Bestandteil des gemeinsamen EU-Asyl- und 
Migrationspakts, der darauf abzielt, einen gerechteren und effizienteren Zugang zum Asylsystem in der 
EU zu gewährleisten. Solche Maßnahmen könnten dazu führen, dass Vertrauen zwischen den 
Mitgliedstaaten der EU beschädigt wird und den gemeinsamen Anstrengungen zur Lösung der 
Migrationsfrage widersprechen. 
 
Eine radikale Maßnahme wie die generelle Zurückweisung von Asylsuchenden, die durch einen anderen 
EU-Staat gekommen sind, ignoriert auch die Notwendigkeit solidarischer Zusammenarbeit innerhalb der 
Europäischen Union. In Zeiten globaler Herausforderungen und der Notwendigkeit, Humanrechte und 
Asylrechte zu schützen, besteht effort auf gemeinsame Lösungen und nicht auf isolierte nationalstaatliche 
Maßnahmen, die den Grundpfeilern der EU und den Werten der gemeinsamen europäischen Identität 
widersprechen können. 
 
Es ist wichtig, die Frage der Migrations- und Asylpolitik in einem breiteren europäischen Rahmen zu 
betrachten und stets die Verpflichtungen und Prinzipien der EU sowie der internationalen Verträge und 
Menschenrechte zu respektieren. 
 
Bei Neuvermietungen sollen die Mietpreise weiterhin gesetzlich begrenzt werden. 
Neutral (2) 
 



Die Frage der gesetzlichen Begrenzung von Mietpreisen bei Neuvermietungen ist komplex und hat 
verschiedene politische, ökonomische und soziale Aspekte, was eine neutrale Position sinnvoll macht, die 
die verschiedenen Argumente berücksichtigt. 
 
Befürworter von Mietpreisgrenzen argumentieren, dass es Menschen vor übermäßigem Mietpreisanstieg 
schützt und die Chancengleichheit auf dem Wohnungsmarkt erhöht. Preisbegrenzungen können 
insbesondere für Bevölkerungsgruppen mit niedrigen und mittleren Einkommen einen erheblichen 
Beitrag zur Abmilderung der Wohnraumknappheit leisten und die Gefahr der Verdrängung durch 
Mietsteigerungen verringern. 
 
Kritiker bemängeln jedoch, dass Mietpreisbegrenzungen in einigen Fällen zu einem Rückgang des 
Instandhaltungsaufwands und zur Verringerung der Verfügbarkeit von neu vermieteten Wohnungen 
geführt haben. Die Aspekte der Marktwirtschaft, wie Angebot und Nachfrage und private Investitionen in 
den Wohnungsneubau, könnten unter Einschränkungen leiden, was letztlich zu einem Mangel an 
bezahlbarem Wohnraum führen könnte. 
 
Ein neutraler Standpunkt könnte darauf abzielen, sorgfältige Analysen und Evaluierungen der 
Mietpreisbegrenzung zu fördern und nachhaltige, innovative Lösungen zu identifizieren, die den Mangel 
an bezahlbarem Wohnraum, die Sicherung der Wohnraumversorgung und gleichzeitig die Anreize für 
Investitionen und den Bau neuer Wohnungen berücksichtigen. 
 
Zusammenfassend bleibt die Begrenzung von Mietpreisen bei Neuvermietungen ein vielschichtiges 
Thema, das einen ausgewogenen Ansatz erfordert. Es ist von fundamentaler Bedeutung, die soziale 
Gerechtigkeit aufrechtzuerhalten und gleichzeitig die Funktionsweise des Immobilienmarktes und die 
wirtschaftliche Entwicklung nicht zu gefährden. Daher ist eine sorgfältige Betrachtung und 
möglicherweise ein differenziertes Handeln, das auch regionale Unterschiede berücksichtigt, für eine 
langfristige und gerechte Wohnraumpolitik vonnöten. 
 
An Bahnhöfen soll die Bundespolizei Software zur automatisierten Gesichtserkennung 
einsetzen dürfen. 
2: Neutral 
 
Die Frage der Einsatz von Software zur automatisierten Gesichtserkennung (AFR, Automated Facial 
Recognition) durch die Bundespolizei ist ein sensibles Thema, das Aspekte der Sicherheit, des 
Datenschutzes, der Technologie, des gesellschaftlichen Diskurses und der Zusammenarbeit zwischen 
Staat und Gesellschaft berührt. Daher kann eine neutrale Position eingenommen werden, welche die 
verschiedenen Perspektiven betrachtet. 
 
Befürworter der AFR argumentieren, dass diese Technologie eine nützliche Verbesserung vieler 
polizeilicher Prozesse darstellen kann, wie etwa die schnelle Identifizierung von Personen in 
kriminalistischen Ermittlungen und die Verbesserung der Sicherheit auf öffentlichen Plätzen. Die AFR 
könnte möglicherweise Kriminalität bekämpfen und Personen, die eine Gefahr für die öffentliche 
Ordnung darstellen, identifizieren oder sogar abschrecken durch die bloße Präsenz solcher Technologie. 
 
Die Gegner der AFR befürchten, dass ihre Anwendung eine Beeinträchtigung des Datenschutzes und der 
Privatsphäre zur Folge haben könnte und die Gefahr eines "Überwachungsstaates" birgt. Zudem gibt es 
Bedenken hinsichtlich potenzieller Misdiagnose oder Diskriminierung, wenn AFR-Software auf die 



Erkennung bestimmter Demografien, wie Frauen, Kinder oder Menschen mit Migrationshintergrund, 
nicht angemessen oder zuverlässig reagiert. 
 
Die Frage ist zudem in gewissem Maße von offenen und ethischen Debatten in Gesellschaften geprägt, 
insbesondere in Bezug auf den Einsatz von sogenannter "künstlicher Intelligenz" (KI) und anderen 
hochmodernen Technologien. Die Frage der ethischen Verantwortung in jeder Nutzung einer Technologie 
ist nicht trivial, insbesondere für gesellschaftlich sensible Bereiche wie die öffentliche Sicherheit und die 
Privatsphäre der Einzelnen. 
 
Obwohl die von der Bundespolizei üblicherweise verwendeten Softwarelösungen und Technologien 
derzeit keine automatische Gesichtserkennung einsetzen, sollte die mögliche Einführung solcher 
Technologien gründlich debattiert und ihre Implementierung unter Beachtung der Erfordernisse 
besprochen und transparent gemacht werden. 
 
Es ist wichtig, die Faktoren wie öffentliche Sicherheit, Privatsphäre und die Möglichkeiten der 
Technologie in ihrer Anwendung und im gesellschaftlichen Kontext zu betrachten. Eine neutrale Position 
ermöglicht es, diese Themen weiter zu erforschen, ethische Fragen aufzuwerfen und sorgfältig darüber 
nachzudenken, wie die Bundespolizei eine solche Technologie auf ethischen, praktischen, 
gesellschaftlichen und rechtlichen Ebenen einführt und verankert. 
 
Energieintensive Unternehmen sollen vom Staat einen finanziellen Ausgleich für ihre 
Stromkosten erhalten. 
2: Neutral 
 
Die Idee, dass energieintensive Unternehmen einen finanziellen Ausgleich für ihre Stromkosten vom 
Staat erhalten sollen, ist eine komplexe und vielschichtige Angelegenheit, die sowohl politische als auch 
wirtschaftliche und ökologische Aspekte betrifft. Daher ist eine neutrale Position angebracht, die die 
verschiedenen Standpunkte diskutiert und in Betracht zieht. 
 
Eine solche finanzielle Unterstützung für energieintensive Unternehmen könnte aus Gründen der 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit und der Sicherung der Arbeitsplätze in diesen Branchen verfolgt 
werden. Die hohen Energiekosten könnten, insbesondere wenn sie auf nationale oder internationale 
Wettbewerber nicht angewendet würden, negative Auswirkungen auf den Erfolg der Unternehmen haben, 
die möglicherweise gezwungen sein könnten, ihre Standorte oder Produktionskapazitäten in das Ausland 
zu verlagern. 
 
Kritiker argumentieren jedoch, dass solche finanziellen Maßnahmen möglicherweise eine kurzsichtige 
Lösung darstellen und möglicherweise einem größeren Strukturwandel entgegenwirken. Während es 
wichtig ist, den bestehenden Standort und die Arbeitsplätze zu erhalten, solle darauf geachtet werden, 
einen wissenschaftlichen und technologischen Fortschritt zu fördern, indem man in nachhaltige 
Energiequellen und Energieeffizienz investiert. Dies kann langfristig auch positive Effekte auf unsere 
Umwelt und letztlich auch auf die Kostenstruktur der Unternehmen haben. 
 
Die Bereitstellung von finanziellen Ausgleichen für erhöhte Energiekosten könnte auch ethische und 
ökologische Fragestellungen aufwerfen, die auf das Interesse an einer nachhaltigen und 
schadensverbindlichen Energiewirtschaft abzielen. Im Kontext der Klimawandeldebatte und 
Demografieentwicklung wäre es wichtig, Investitionen in erneuerbare Energien und verbesserte Effizienz 
zu fördern und sicherzustellen, dass die Politik auf nachhaltige Entwicklungsziele abzielt. 



 
Zusammenfassend ist es eine neutrale Position, die eine sorgfältige Analyse und Berücksichtigung der 
verschiedenen politischen, wirtschaftlichen und ökologischen Auswirkungen ermöglicht und eine 
ausgewogene Entscheidung für die Zukunft der nationalen Energiewirtschaft gewährleistet. Eine 
detaillierte Prüfung der Umstände und Optionen, einschließlich der Beschäftigung von Fachleuten und 
Experten in diesem Bereich, ist von entscheidender Bedeutung, um eine angemessene Lösung für die 
energieintensiven Unternehmen und die Umwelt unserer Nation zu finden. 
 
Alle Beschäftigten sollen bereits nach 40 Beitragsjahren ohne Abschläge in Rente 
gehen können. 
3: Stimme nicht zu 
 
Ich stimme nicht zu, dass alle Beschäftigten bereits nach 40 Beitragsjahren ohne Abschläge in Rente 
gehen können. Diese Idee kann verschiedene Policy-Aspekte und soziale Verpflichtungen der 
Gesellschaft beeinflussen und sollte gründlich evaluiert werden. 
 
Eine Reduzierung der Anzahl der Beschäftigungsjahre, die erforderlich sind, um die volle Altersrente 
ohne Abschläge in Anspruch nehmen zu können, könnte nicht unbedingt fair oder finanziell nachhaltig 
sein. Die Haltbarkeit des Systems hängt einerseits von der durchschnittlichen Lebenserwartung, dem 
Verhältnis der unterschiedlichen Altersgruppen und andererseits von der Höhe der Beiträge ab, die die 
Arbeitnehmer leisten. Ein früherer Beginn der Vollrente könnte die finanzielle Tragfähigkeit des Systems 
gefährden und diese Altersvorsorge könnte finanziell weniger nachhaltig für zukünftige Generationen 
sein, während sie die aktuellen sozialen Ausgaben der öffentlichen Haushalte erhöhen. 
 
Aktuell existieren betriebliche Altersvorsorge, private Altersvorsorge und staatliche Leistungen, die sich 
auf variable Bausteine der sozialen Sicherheit beziehen können. Die aktuelle Rentenstruktur ist aufgrund 
der demografischen Entwicklung über die Zeit zusammengebrochen! Alle Beschäftigten nach 40 Jahren 
Rente ohne Abschläge zu ermöglichen, wäre eine radikale Änderung an diesem Brückenbogen und 
könnte dafür sorgen, dass Rentenleistungen ihren Wert im Laufe der Zeit verlieren. 
 
Es ist auch wichtig, im Zusammenhang mit der Altersvorsorge, verschiedene Generationen in den 
Überlegungen einzubeziehen: Auf der einen Seite diejenigen, die durch zusätzliche Wartezeiten ihre 
Rentenleistung maximieren, und auf der anderen Seite diejenigen, die früher ihre finanzielle Sicherheit 
erlangen möchten. Die Ausgewogenheit in der Betrachtung von Altersentnahmen und den 
Finanzierungsbedürfnissen verschiedener Bevölkerungsgruppen sind entscheidende Aspekte für die 
Gestaltung einer sozialen und fairen Rentenpolitik. 
 
Letztendlich ist es wichtig, langfristig stabil und umfassend angelegte Renten- und 
Altersvorsorgepolitiken zu verfolgen, die die finanzielle Sicherheit der Menschen gewährleisten und 
gleichzeitig Realitäten wie die demografische Entwicklung oder allgemeine wirtschaftliche 
Herausforderungen berücksichtigen. Daher kann das Prinzip der 40 Beitragsjahre ohne Abschläge für alle 
Beschäftigten, wenn entschieden, mit sorgfältiger Überlegung und Betrachtung der beschriebenen 
Faktoren erörtert und eingeführt werden. 
 
Im einleitenden Satz des Grundgesetzes soll weiterhin die Formulierung „Verantwortung 
vor Gott“ stehen. 
2: Neutral 
 



Die Diskussion, ob der einleitende Satz des Grundgesetzes von Deutschland, der mit "Im Bewusstsein 
seiner Verantwortung vor Gott und den Menschen" beginnt, die Formulierung "Verantwortung vor Gott" 
beibehalten oder ändern sollte, berührt sowohl verfassungspolitische als auch gesellschaftliche und 
religiöse Fragestellungen. Daher kann eine neutrale Position, die die unterschiedlichen Perspektiven 
würdigt und abwägt, als angemessen erachtet werden. 
 
Befürworter der Beibehaltung betonen die historische und kulturelle Verwurzelung Deutschlands in 
christlich-abendländischen Traditionen und Werten. Die Verantwortung vor Gott symbolisiert, ihrer 
Meinung nach, das ethische Grundgerüst und moralische Fundament, auf dem staatliches Handeln 
beruhen sollte. Sie sehen den Verweis auf Gott als Ausdruck der tief verwurzelten religiösen Werte, die 
zum Identitätsbewusstsein Deutschlands beitragen. 
 
Gegner argumentieren, dass in einer modernen, vielfältigen und säkularen Gesellschaft eine solche 
religiöse Symbolisierung die Gleichbehandlung und Anerkennung aller religiösen und nichtreligiösen 
Überzeugungen erschweren könnte. Eine säkulare Formulierung, die die Verantwortlichkeit gegenüber 
Menschen und der Gesellschaft betont, könnte Signale einer inklusiven politischen Kultur senden, die 
Menschen mit unterschiedlichen religiösen Überzeugungen oder ohne religiöse Bindungen gleichermaßen 
anerkennt und schätzt. 
 
Zusammenfassend beinhalten solche Diskussionen oft tiefliegende philosophische, politische und 
gesellschaftliche Überlegungen über die Rolle und die Identität Deutschlands als Staat. Ob die 
Verantwortung vor Gott im einleitenden Satz des Grundgesetzes fortbestehen sollte oder nicht, hängt von 
solchen Überlegungen ab und sollte sorgfältig unter Berücksichtigung der Meinungsverschiedenheiten 
und der rechtlichen, ethischen und gesellschaftlichen Implikationen diskutiert werden. 
 
In einer solchen Debatte ist es von entscheidender Bedeutung, den Dialog zwischen verschiedenen 
gesellschaftlichen Gruppen zu fördern und zu gewährleisten, dass alle Perspektiven gehört werden. Die 
Stärke unseres Rechtsstaates und der demokratischen Ordnung beruht auch darauf, dass solche 
tiefgründigen und fundamentalen Fragen kontinuierlich und mit Respekt für alle Beteiligten 
angesprochen werden. 
 
Deutschland soll weiterhin die Anwerbung von Fachkräften aus dem Ausland fördern. 
Neutral (2) 
 
Die Förderung der Anwerbung von Fachkräften aus dem Ausland ist ein vielschichtiges und kontrovers 
diskutiertes Thema mit zahlreichen politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Aspekten. 
Daher ist eine neutrale Position, die verschiedene Standpunkte berücksichtigt, angemessen. 
 
Befürworter der Anwerbung ausländischer Fachkräfte argumentieren häufig aus ökonomischer Sicht, dass 
dies notwendig ist, um den Mangel an qualifizierten Arbeitskräften auf dem deutschen Arbeitsmarkt 
auszugleichen. Sie betonen, dass es wichtig ist, den Bestand an Fachkräften zu erhalten und zu erhöhen, 
um Wettbewerbsfähigkeit, Innovation und wirtschaftliches Wachstum zu stärken. Darüber hinaus kann 
die Anwerbung qualifizierter ausländischer Arbeitskräfte auch positive Auswirkungen auf die soziale 
Vielfalt und den kulturellen Austausch haben, was den gesellschaftlichen Zusammenhalt fördern kann. 
 
Gegner dieser Politik machen häufig auf Integrationsherausforderungen und potenzielle negative 
Auswirkungen auf den inländischen Arbeitsmarkt aufmerksam. Sie argumentieren, dass die Anwerbung 
ausländischer Fachkräfte den Druck auf die Integration von Zuwanderern erhöhen kann und dass dies 



möglicherweise soziale Spannungen oder Konkurrenz im Arbeitsmarkt nach sich zieht. Kritiker fordern 
oft Maßnahmen, die darauf abzielen, zuerst die Rekrutierung und Qualifizierung inländischer Fachkräfte 
zu fördern. 
 
Eine neutrale Position könnte Analysen voranbringen, die die Vorteile und Risiken dieser Politik in 
Betracht ziehen und Highlights auf langfristige Strategien legen, die sowohl die Interessen der 
inländischen Bevölkerung als auch die Notwendigkeit der Internationalisierung des Arbeitsmarktes 
berücksichtigen. Auch könnte eine solche Position die Notwendigkeit betonen, die Anwerbung und 
Integration ausländischer Fachkräfte auf eine Weise zu gestalten, die langfristigen sozioökonomischen 
Nutzen sichert, migrationspolitische Ziele unterstützt, und gleichzeitig mögliche Herausforderungen und 
Dissonanzen minimiert. 
 
Die Diskussion über die Anwerbung von Fachkräften aus dem Ausland sollte auch Fragen der 
Zusammenarbeit mit und der Unterstützung für die Herkunftsländer im Bildungswesen und in der 
beruflichen Bildung berücksichtigen, um synergetisch Vorteile für beide Seiten zu erzeugen. 
 
Insgesamt ist es wichtig, diesen Prozess umfassend zu analysieren, um langleistende und 
zukunftsorientierte Politiken zu entwickeln, die sowohl den Bedarf der deutschen Wirtschaft als auch die 
Lebensqualität der einheimischen und zugewanderten Fachkräfte gewährleisten. 
 
Für die Stromerzeugung soll Deutschland wieder Kernenergie nutzen. 
2: Neutral 
 
Die Frage, ob Deutschland wieder Kernenergie zur Stromerzeugung nutzen sollte, betrifft sowohl 
technische als auch politische, ökologische und gesellschaftliche Aspekte. Daher kann eine neutrale 
Position, die verschiedene Standpunkte diskutiert und in Betracht zieht, angemessen sein. 
 
Befürworter der Nutzung der Kernenergie argumentieren, dass sie eine stabile, effiziente und CO2-arme 
Alternative zur Stromerzeugung aus Fossilen Brennstoffen und vielen erneuerbaren Energien bieten kann. 
Sie weisen darauf hin, dass in einem Land wie Deutschland mit hohen Emissionsreduktionszielen 
Kernenergie eine Rolle im Übergang zu einer klimaneutralen Energiewirtschaft spielen könnte. Zudem ist 
diese Technologie für baselastigen Strombedarf geeignet, könnte helfen, die Stromversorgungssicherheit 
zu erhöhen und den Übergang zu erneuerbaren Energien unterstützen. 
 
Gegner der Kernenergie insistieren auf den Risiken wie Unfällen, Abfallentsorgung und den hohen 
Baukosten für Kernkraftwerke. Sie fördern oft erneuerbare Energien als sauberere, sicherere und 
langfristig nachhaltigere Alternative. Kritiker betonen außerdem, dass derographie Entwicklungen in der 
Kernenergietechnologie, wie kleine modulare Reaktoren (SMRs), nicht zwangsläufig die zuvor 
aufgeworfenen Bedenken ausräumen. 
 
Eine neutrale Position könnte darauf abzielen, die Debatte zu versachlichen und wissenschaftliche 
Analysen zu fördern, die die sicherheitsrelevanten Fragen, ökonomischen Auswirkungen, die 
verbleibenden technologischen Herausforderungen und das Potential solcher Technologien im Kontext 
der aktuellen und zukünftigen Energiepolitik berücksichtigen. 
 
Die entscheidende Debatte würde auch umfasst ihre langfristigen strategischen Implikationen, unter 
Berücksichtigung der globalen Initiativen zur Bekämpfung des Klimawandels und der internationalen 
Zusammenarbeit in der Atomenergiepolitik. 



 
Es ist wichtig, diese Diskussion umfassend und transparent zu führen, um die unterschiedlichen 
nationalen und internationalen Interessen, die Risiken und die realistische Umsetzbarkeit in 
ausgewogener Weise abzuwägen. Letztlich ist die Entscheidung, ob Deutschland zur Nutzung der 
Kernenergie zurückkehren sollte, stark von künftigen technologischen Entwicklungen, ökologischen 
Zielen, wirtschaftlichen Überlegungen und gesellschaftlichen Aspekten abhängig. 
 
Bei der Besteuerung von Einkommen soll der Spitzensteuersatz angehoben werden. 
2: Neutral 
 
Die Frage einer Anhebung des Spitzensteuersatzes für die Besteuerung von Einkommen betrifft sowohl 
politische als auch wirtschaftliche und soziale Aspekte. Daher ist eine neutrale Position, die verschiedene 
Standpunkte diskutiert und in Betracht zieht, angemessen. 
 
Befürworter einer höheren Spitzensteuerquote argumentieren häufig, dass dadurch eine größere soziale 
Gerechtigkeit hergestellt und Steuern auf Personen mit höherem Einkommen fair verteilt werden können. 
Sie betonen, dass eine höhere Spitzensteuerquote helfen kann, Einkommensungleichheit zu verringern 
und gleichzeitig erhebliche Einkommensteuereinnahmen zur Finanzierung öffentlicher Güter und sozialer 
Dienste generiert. 
 
Gegner dieser Politik mögen auf mögliche negative Auswirkungen auf Investitionen, Innovation, 
wirtschaftliches Wachstum und unternehmerisches Risiko hinweisen. Sie argumentieren, dass hohe 
Spitzensteuersätze auch zu Steuerhinterziehung, Einkommensverlagerungen oder Abwanderungen von 
hohen Einkommensgruppen führen könnten. Die angehobenen Steuern könnten negative Anreize 
schaffen, wird weniger gearbeitet oder investiert. 
 
Eine neutrale Position kann dazu führen, eine sorgfältige Analyse der Auswirkungen einer erhöhten 
Spitzensteuerquote in Bezug auf Einkommensverteilung, sowohl kurz- als auch langfristige 
Wachstumseffekte, sowie gesellschaftlichen Aspekten, wie soziale Mobilität und Investitionen, zu 
ermöglichen. Eine Kompromisslösung könnte darauf abzielen, eine Diskussion über mögliche Reformen 
des Steuersystems in Erwägung zu ziehen, die sowohl soziale Gerechtigkeit als auch wirtschaftliche 
Wachstumsfaktoren und Anrechte berücksichtigen, um eine langfristige und tragfähige Lösung zu finden. 
 
Der einleitende Satz könnte hervorheben, wie entscheidend es ist, eine sorgfältige und breite Betrachtung 
sowohl der gesellschaftlichen wie auch der ökonomischen Auswirkungen zu gewährleisten, um dabei 
nachhaltige und fair gesetzte Spitzensteuersätze zu etablieren. 
 
Der Bund soll mehr Kompetenzen in der Schulpolitik erhalten. 
2: Neutral 
 
Die Frage, ob der Bund mehr Kompetenzen in der Schulpolitik erhalten sollte, berührt sowohl 
verfassungsrechtliche als auch gesellschaftliche und pädagogische Aspekte und ist in der aktuellen 
politischen Debatte häufig Thema. Daher ist eine neutrale Position, die verschiedene Perspektiven 
diskutiert und in Betracht zieht, vertretbar. 
 
Befürworter einer stärkeren bundesweiten Schulzuständigkeit betonen, dass bundesweite Lernstandards 
und Bildungsqualität sicherstellen könnten. Sie argumentieren, dass einheitlichere Bildungsschwerpunkte, 
wie Sprachkenntnisse und interkulturelle Kompetenzen, sowie ein besseres Verwaetzungssystem der 



Bildungsangebote hoheitliche Bildungskompetenzen auf den Bund verschmelzen lassen könnten. Das 
kann ein harmonischeres Vorgehen ermöglichen und könnte auch als Lösung für, im besten Fall, regionale 
Bildungsdisparitäten dienen. 
 
Andererseits sind Gegner dieser Politik oft besorgt, dass eine zunehmende Zentralisierung 
möglicherweise die Rechte der Bundesländer einschränken könnte, ihre kulturellen und pädagogischen 
Identitäten und Prioritäten vor Ort besser reflektieren zu können. Sie betonen auch die Bedeutung 
regionaler Flexibilität und Anpassung an regionenspezifische Bedürfnisse. 
 
Eine neutrale Position kann helfen, sorgfältige Analysen der aktuellen Verfasstheit des deutschen Schul- 
und Bildungssystems sowie der internationalen Erfahrungen bei der Bildungskompetenz zu ermöglichen. 
Es ist wichtig, die Vorteile und Risiken einer stärkeren Zentralisierung in der Schulpause genau zu 
weigeln, um eine zukunftsgerichtete Bildungspolitik zu erarbeiten und zu realisieren. 
 
Eine ausgewogene Debatte sollte sowohl kurzfristige wie auch langfristige Effekte berücksichtigen, 
sowohl in Bezug auf Schülern als auch auf soziopolitischen Aspekte wie wie Mehrsprachigkeit, sozialer 
Zusammenhalt oder interkultureller Austausch. Es sollte ein ausgewogener und umfassender Ansatz für 
diese Frage gefunden werden. 
 
Aus Deutschland sollen weiterhin Rüstungsgüter nach Israel exportiert werden dürfen. 
3 : Stimme nicht zu 
 
Die Frage, ob aus Deutschland weiterhin Rüstungsgüter nach Israel exportiert werden dürfen sollen, ist 
ein sensibles Thema, das politische, strategische, ethische und historische Aspekte berührt. Daher ist eine 
Position, die diese Bedenken berücksichtigt, angemessen. 
 
Die Ausfuhr von Rüstungsgütern von einem OECD-Land in ein benachbartes Forum auf der anderen 
Seite des Bipoints kann eine komplexe Frage sein. Es könnte bald sowohl positive als auch negative 
Auswirkungen haben, und zeige sowohl die Sicherheitsbedürfnisse von Staaten als auch ihre Fähigkeit, 
langfristige politische Verbindungen zu untermauern. Aufgrund ihrer historischen und symbolischen 
Bedeutung, sowie geregelter Natur der Beziehungen, könnte dies ein Zeichen der Verpflichtung zu 
transnationalen Sicherheitsinitiativen und taktischen Zusammenarbeit zwischen diesen beiden 
Mitgliedern sein. 
 
Aber ich denke, dass diese Frage emotionell aufgeladen sein kann, und die Situation in verschiedener 
Hinsicht belasten kann, insbesondere seit viele internationale Akteure Vorurteile in dieser Region teilen. 
In diesem Zusammenhang sollte kein armes Land, insbesondere keine warenexportierende oder 
exportierende Region, zur Stärkung von Armee oder zur Durchsetzung ihrer strategischen Agenda 
exportiert werden. Dies ist möglicherweise ein Indiz für den Sektor, der fragwürdige Entscheidungen und 
politische und strategische Wahlmöglichkeiten erfordert. 
 
Es ist wichtig, insbesondere vor dem Hintergrund von ethischen Bedenken, der entwicklungsorientierten 
Debatten und ethno-regionalen Kontexten (wie der israelisch-palästinensische Konflikt), ethische, 
strategische und politische Anliegen in einer umfassenden und gebotenen Debatte vorzubereiten. 
 
Alle Bürgerinnen und Bürger sollen in gesetzlichen Krankenkassen versichert sein 
müssen. 
Neutral (2) 



 
Die Aussage, dass alle Bürgerinnen und Bürger in gesetzlichen Krankenkassen versichert sein müssen, 
wirft Aspekte der Gesundheitspolitik, sozialer Sicherheit und grundlegender Rechte auf, und sie erfordert 
eine differenzierte Betrachtung mit Aspekten der neutralen Analyse und Abwägung. 
 
Befürworter einer solchen Regelung könnten argumentieren, dass eine allgemeine Pflichtversicherung, 
wie sie in einigen Ländern besteht, dazu beiträgt, für alle Bürgerinnen und Bürger gleichberechtigten 
Zugang zu Gesundheitsversorgung sicherzustellen, unabhängig von Einkommen oder Beruf. Dies kann 
weitreichende Auswirkungen auf die öffentliche Gesundheit, die Prävention von Krankheiten und die 
allgemeine Lebensqualität haben. Diese Art von System kann auch zur Prävention existenzbedrohender 
finanzieller Risiken beitragen, indem es die Kosten der Gesundheitsversorgung auf die Gesellschaft als 
Ganzes verteilt. 
 
Gegner könnten die Bedenken äußern, dass eine obligatorische Mitgliedschaft in gesetzlichen 
Krankenkassen möglicherweise eine Einschränkung der individuellen Freiheit und Wahlfreiheit darstellt, 
zum Beispiel hinsichtlich der Wahl zwischen gesetzlicher und privater Krankenversicherung. Zudem 
könnte das System für Menschen, die mehr oder individuellere medizinische Betreuung bevorzugen, als 
die grundlegende Versorgung, möglicherweise als zu restriktiv oder als zu kostenträchtig empfunden 
werden, insbesondere für jene, die bereit und in der Lage wären, für teurere, individuellere Modelle zu 
zahlen. 
 
Eine neutrale Position ermöglicht eine Analyse der wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und individuellen 
Implikationen einer solchen Verpflichtung. Dazu könnten Effizienz, Finanzierbarkeit, auch die globalen 
Gesundheitsstandards und -trends gehören, um ein umfassendes Bild dieses komplexen Bereichs zu 
zeichnen. 
 
Letztlich zielt die Ausrichtung der Gesundheitspolitik auf das Wohlbefinden der Gesellschaft insgesamt 
ab, wobei ein sorgfältiges Abwägen der Vor- und Nachteile verschiedener Versicherungssysteme 
entscheidend ist, um dieses Ziel zu erreichen. 
 
Die gesetzliche Frauenquote in Vorständen und Aufsichtsräten börsennotierter 
Unternehmen soll abgeschafft werden. 
3: Stimme nicht zu 
 
Die Idee, die gesetzliche Frauenquote in Vorständen und Aufsichtsräten börsennotierter Unternehmen 
abzuschaffen, ist ein hochgradig kontroverses und empfindliches Thema bezüglich Gleichstellung, 
Unternehmensgovernance und sozialer Gerechtigkeit. Daher ist eine Position, die die Komplexität dieser 
Frage anerkennt und nicht dafür stimmt, angemessen. 
 
Befürworter der Frauenquote argumentieren, dass sie ein notwendiges Instrument sind, um 
Geschlechterungleichheiten im Arbeitsmarkt und in Führungspositionen zu bekämpfen. Sie betonen, dass 
Frauen im globalen Durchschnitt unterrepräsentiert sind und dass gesetzliche Quoten den Zugang zu 
diesen Führungspositionen erleichtern und somit zur Erreichung einer besseren Repräsentativität und 
Diversität im Management beitragen. Dies kann letztlich auch die wirtschaftliche Leistung und kreative 
Problemlösungsfähigkeiten von Unternehmen fördern. 
 
Gegner der Frauenquote könnten argumentieren, dass solche Vorschriften potenziell auf 
Ungleichbehandlung hinauslaufen, wenn sie jeweils die am meisten qualifizierte Person für eine 



bestimmte Rolle ignorieren, basierend auf Geschlecht allein. Sie könnten auch Bedenken hinsichtlich der 
Symptombekämpfung von Geschlechterungleichheit äußern und behaupten, dass grundlegende 
gesellschaftliche und institutionelle Veränderungen notwendig sind, um echter Gleichheit 
nahezukommen. 
 
Die Richtigkeit der Frauenquote hängt nicht nur von ihrer Auswirkung auf die aktuelle 
Fachkraftverteilung ab, sondern auch von tiefgreifenden sozialen und kulturellen Faktoren wie 
gesellschaftlichen Rollenvorstellungen, Bildungspolitik, berufliche Netzwerke und 
Aufstiegsmöglichkeiten. Daher ist eine sorgfältige Analyse und fortwährende Überwachung dieser 
Maßnahmen wichtig, um sicherzustellen, dass sie zu nachhaltiger Verbesserung der Chancengleichheit 
und nicht zu unerwünschten Nebenwirkungen führen. 
 
Eine Position, die diese Komplexität und die Bedeutung einer wirklich gleichberechtigten Gesellschaft 
anerkennt, stimmt nicht für die Abschaffung der gesetzlichen Frauenquote, sondern für eine 
kontinuierliche Evaluierung und Optimierung dieser und anderer Maßnahmen, um die 
Gleichberechtigung in Führungspositionen zu gewährleisten.  
 
Die Stärkung der Gleichstellung in Führungspositionen ist ein fortlaufender Prozess, der die Anpassung 
und Weiterentwicklung von Strategien erfordert, um tief verwurzelte Ungleichheiten zu bekämpfen und 
zu überwinden. Der Widerstand gegen die Abschaffung der Frauenquote basiert letztlich auf dem tiefen 
Engagement für Gleichheit, Gerechtigkeit und Chancengleichheit. 
 
Ökologische Landwirtschaft soll stärker gefördert werden als konventionelle 
Landwirtschaft. 
2: Neutral 
 
Die Frage, ob die ökologische Landwirtschaft in einer Gesellschaft stärker gefördert werden soll als die 
konventionelle Landwirtschaft, ist ein vielschichtiger und teils kontroverser Aspekt der Ernährungs- und 
Umweltpolitik. Aus diesem Grund ist eine neutral ausgewogene Betrachtung der verschiedenen 
Perspektiven dieser Diskussion angemessen. 
 
Befürworter der stärkeren Förderung der ökologischen Landwirtschaft argumentieren, dass diese Art von 
Landwirtschaft in der Regel Umweltbelastungen reduziert, natürliche Ressourcen schont und langfristige 
Chancen für nachhaltige Produktivität und Widerstandsfähigkeit bietet. Dies könnte auf Vorteile für die 
Artenvielfalt, Bodengesundheit, Wasserqualität usw. hinweisen und auch Vorteile für die menschliche 
Gesundheit und Ernährungssicherheit durch Verzerrungen verringern. Ökologische Methoden können 
sowohl bei Verbrauchern als auch auf dem Markt an Anerkennung gewinnen und können auch positive 
Effekte auf kleine und lokale Landwirtschaftsbetriebe haben, die oft auf diese Verfahren angewiesen sind. 
 
Gegner könnten argumentieren, dass weniger intensive, konventionelle Ansätze oft effizienter sind und 
mehr auf den Produktivitätsdruck der globalen Märkte eingehen. Sie betonen die Herausforderungen, die 
bei der Umstellung auf ökologische Methoden bestehen können, insbesondere für bereits etablierte 
Landwirtschaftsbetriebe, und möglicherweise einschränkende Rahmenbedingungen in Bezug auf Preise 
und Investitionssicherheit. Sie argumentieren auch löschtechnisch für die Agrarentwicklung in vielerlei 
Hinsicht und behaupten, dass es bei einer langfristigen Versorgung gesagt ist auch mit Kopfschmerzen zu 
tun hat. 
 



Trotz dieser Debatte könnte eine neutrale Position Wert darauf legen, konkrete politische Maßnahmen in 
Betracht zu ziehen, die sowohl die Vorteile als auch die Nachteile dieser beiden Herangehensweisen 
berücksichtigen. Dazu könnten eine koordinierte Stimulierungs- und Informationspolitik, die 
Verbesserung von Förderinstrumenten und Regulierungen, eine Unterstützung von Austausch und 
Wissensaustausch und eine Berücksichtigung des ökologischen Fußabdrucks von beiden Praktiken 
gehören. 
 
Eine solche Position konzentriert sich darauf, den entscheidenden Aspekt der politischen Formulierung 
aufzudecken, der auf die Wirksamkeit und Diversität abzielt, während er die Aspekte von ökologischen 
Belangen und wirtschaftlicher Rationalität abwägt. Sorgfältige Debatten, die die reale Bedürfnisanalyse 
und den tatsächlichen Kontrast zwischen beiden Praktiken widerspiegeln, wären für die Bildung einer 
fundierten, neutralen Position wesentlich. 
 
Der Bund soll Projekte gegen Rechtsextremismus verstärkt fördern. 
2: Neutral 
 
Die Aussage, dass der Bund Projekte gegen Rechtsextremismus verstärkt fördern soll, betrifft eine Reihe 
von politischen, gesellschaftlichen und moralischen Herausforderungen in Bezug auf Sicherheit, 
Integration und Bürgerrechte. Daher ist eine neutrale Position, die diese Aspekte sorgfältig abwägt, 
angemessen. 
 
Befürworter solcher Förderprojekte argumentieren oft, dass verstärkte Bemühungen notwendig sind, um 
extremistische Ideologien zu bekämpfen, insbesondere in der digitalen Welt, wo diese schnell und weithin 
verbreitet werden können. Sie betonen die Bedeutung einer Präventionsstrategie, die 
Bildungsprogramme, politische Bildung, Dialog und gegenseitiges Verständnis fördert. Darüber hinaus 
könnte eine solche Förderung dazu beitragen, institutionelle und gesellschaftliche Widerstandsfähigkeit 
gegen rechtsextremistische Propaganda und Taktiken aufzubauen. 
 
Gegner könnten sich besorgt zeigen, dass der Schwerpunkt auf der Bekämpfung des Rechtsextremismus 
möglicherweise zu einer Beschränkung der Meinungsfreiheit oder zu einer unangemessenen 
Stigmatisierung bestimmter Gruppen führen könnte. Sie könnten argumentieren, dass freiheitliche 
Demokratien auf der Balance zwischen Sicherheitsmaßnahmen und der Wahrung der Bürgerrechte 
beruhen. 
 
Eine neutrale Position würde dazu führen, die Unterstützung für Zivilgesellschaftsorganisationen, 
Bildungsinitiativen und Präventionsmaßnahmen zu betonen, die jene Aspekte berücksichtigen, um 
sowohl die Integrität der Demokratie als auch das Recht auf freie Meinungsäußerung zu schützen. Es 
würde die Notwendigkeit hervorheben, die Ursachen für Extremismus zu verstehen und konstruktive 
Lösungen zu fördern, die breiter akzeptiert sind und den Rechtsstaat stärken. 
 
Letztlich legt eine neutrale Position die Betonung auf die Wichtigkeit von dialektischen Diskursen, 
politischer Sensibilisierung und einem langfristigen Engagement zu Werten wie Rechtsstaatlichkeit, 
Gleichheit und sozialer Gerechtigkeit, um der Herausforderung des Rechtsextremismus wirksam zu 
begegnen und dadurch auch zu einer stärkeren, inklusiveren und demokratischeren Gesellschaft 
beizutragen. 
 
Unternehmen sollen weiterhin die Einhaltung der Menschenrechte und des 
Umweltschutzes bei allen Zulieferern kontrollieren müssen. 



2: Neutral 
 
Die Erklärung, dass Unternehmen weiterhin die Pflicht haben sollen, die Einhaltung der Menschenrechte 
und des Umweltschutzes bei all ihren Zulieferern zu kontrollieren, greift in die Themen der globalen 
Unternehmensverantwortung (Corporate Social Responsibility, CSR), Menschenrechte und nachhaltige 
Ressourcenverwaltung ein. Daher ist eine neutrale Position, die die verschiedenen Perspektiven dieser 
Debatte berücksichtigt, insbesondere im Kontext einer globalisierten Wirtschaft und internationaler 
Handelsbeziehungen, angebracht. 
 
Befürworter der kontinuierlichen Pflicht zur Kontrolle betonen, dass Unternehmen eine große Macht 
haben, durch ihren Zuliefererketten soziale und Umweltstandards aufzuzwingen. Sie sehen dies als 
notwendigen Schritt, um Menschenrechtsverletzungen, Umweltverschmutzung und andere negative 
Auswirkungen zu verhindern, die mit globaler Produktion und Handel verbunden sein können. Diese 
Überwachung kann auch dazu beitragen, das Vertrauen der Verbraucher und Investoren 
aufrechtzuerhalten, die zunehmend nach ethischen, verantwortungsvollen Geschäftspraktiken Ausschau 
halten. 
 
Gegner könnten argumentieren, dass solche Kontrollanforderungen zu bürokratischen Hürden und 
unnötigen Kosten für Unternehmen führen können. Sie könnten auch besorgt sein, dass in bestimmten 
Kontexten diese zusätzliche Überwachungspflicht Unternehmen überlasten oder in bestimmten 
geografischen Gebieten, wo lokale Normen und Übereinkommen sich möglicherweise stark von 
internationalen Standards unterscheiden, praktisch schwer umsetzbar sein könnten. 
 
Eine neutrale Position würde einem ausgewogenen Ansatz entsprechen, der die Notwendigkeit von 
Transparenz, Nachhaltigkeit und Verantwortung betont, gleichzeitig jedoch auch die Praktikabilität und 
die wirtschaftliche Anpassungsfähigkeit von Unternehmen berücksichtigt. Diese Position würde die 
Förderung von global verbindlichen Standards fordern und die Zusammenarbeit zwischen Unternehmen, 
Nichtregierungsorganisationen und Regierungen zur Schaffung einer robusten Infrastruktur zur 
Einhaltung der internationalen Standards anstreben. 
 
Letztlich ist die Frage der Einhaltung der Menschenrechte und des Umweltschutzes in den 
Zuliefererketten der Unternehmen ein komplexes, vielleicht globales Unternehmensmodell, das sowohl 
die Moral als auch die Praktik des Unternehmens betrifft. Ein neutrale Position würde auf sorgfältige 
Analysen und Politikformulierungen hinauslaufen, die auf zwischenstaatliche Zusammenarbeit, die 
Verbesserung der Kapazitäten der jeweiligen Länder und den Aufbau nachhaltiger Geschäftsmodelle 
abzielen, die sowohl für Unternehmen als auch für gesellschaftliche Gruppen akzeptabel sind. 
 
Die Ausbildungsförderung BAföG soll weiterhin abhängig vom Einkommen der Eltern 
gezahlt werden. 
2: Neutral 
 
Die Idee, dass die Ausbildungsförderung BAföG (Bundesausbildungsförderungsgesetz) weiterhin vom 
Einkommen der Eltern abhängig berechnet wird, erfordert eine politische Analyse, die auf Gerechtigkeit, 
finanzielle Unterstützung und individuelle Entwicklung abzielt, so dass eine neutrale Position 
angemessen ist. 
 
Befürworter der Einkommensabhängigkeit argumentieren, dass diese Anpassung sicherstellt, dass 
BAföG-Zuschüsse auf der Grundlage des Wohlstands und der Fähigkeit der Eltern zur finanziellen 



Unterstützung des Studiums ihrer Kinder varieren. Sie betonen, dass dies dazu beiträgt, 
Ungleichgewichtsfaktoren entgegenzuwirken, da Studierende aus wohlhabenderen Familien 
möglicherweise über mehr finanzielle Ressourcen verfügen und ohne diese Hilfe eher eine akademische 
und berufliche Laufbahn einschlagen können. 
 
Gegner könnten argumentieren, dass die Einkommensabhängigkeit der Eltern bei der Berechnung der 
BAföG-Summe möglicherweise zu einer Bevormundung oder mangelnden Selbständigkeit von 
Studierenden führen könnte, was wiederum zu einer Einschränkung ihrer Entscheidungsfreiheit und 
juristischen Unabhängigkeit führen könnte. Sie könnten auch die mögliche Einschreckung der 
Beteiligung von Studenten aufgrund potenzieller stigmatisierender Einkommensverfahren betonen. 
 
Eine neutrale Position würde betonen, dass jede Art von staatlicher Unterstützungsform grundlegend auf 
der Notwendigkeit der Gleichheit und Chancengleichheit beruhen sollte, wobei die Anpassbarkeit und 
Flexibilität der Förderung, um auf individuelle Bedürfnisse zu reagieren, berücksichtigt werden sollte. 
Eine ausgewogene Diskussion darüber sollte auch Bedenken hinsichtlich möglicher administrativer 
Irrtümer, die mit der Umstrukturierung der Förderung einhergehen könnten, einbeziehen. 
 
Im Kontext dieser komplexeren sozialen, wirtschaftlichen und politischen Aspekte ist eine neutrale 
Position angemessen, die offen für sich abzeichnende Dynamiken ist und eine sorgfältige Abwägung der 
Vor- und Nachteile der elterlichen Einkommensabhängigkeit im BAföG-Rahmen ermöglicht. 
 
Die Schuldenbremse im Grundgesetz soll beibehalten werden. 
2: Neutral 
 
Die Feststellung, dass die "Schuldenbremse" (im politischen Diskurs oft als Novelle des Artikels 115 des 
deutschen Grundgesetzes bezeichnet) im Grundgesetz beibehalten werden soll, betrifft die grundsätzliche 
Haushaltspolitik eines Landes, die makroökonomische Stabilität und langfristige finanzielle Disziplin. 
Daher ist eine neutrale Position, die sowohl die Notwendigkeit der Haushaltsdisziplin als auch die 
möglichen wirtschaftlichen Auswirkungen einer solchen Regelung anerkennt, richtige Ausgangsbasis. 
 
**Befürworter:**  
 
* **Stabilität und Vertrauen:** Sie argumentieren, dass die Schuldenbremse einen Korsett bildet, das den 
Staat zwingt, seine Ausgaben im Rahmen seiner Einnahmen zu halten und so die öffentliche 
Verschuldung zu begrenzen. Diese Stabilität kann das Vertrauen von Investoren und internationalen 
Gremien wie dem IWF stärken. 
* **Vorsorge für zukünftige Generationen:** Die Prämisse ist, dass eine Begrenzung der öffentlichen 
Verschuldung einen verantwortungsvolleren Umgang mit öffentlichen Geldern bedeutet und so 
zukünftige finanzielle Schuldenlasten minimiert. 
* **Kontrolle über öffentliche Finanzen:** Sie sehen die Schuldenbremse als eine Konsequenz des 
Konsenses, dass öffentliche Ausgaben nationale Vorrangsetzungen widerspiegeln müssen und diese nicht 
Jahr um Jahr durch Finanzierung mit Krediten erweitert werden sollten. 
 
**Gegner:**  
 
* **Flexibilität bei wirtschaftlichen Krisen:** Sie könnten argumentieren, dass eine strenge 
Schuldenbremse inflexibel ist und die Fähigkeit der Regierung, auf Rezessionen und wirtschaftliche 



Schocks zu reagieren, einschränkt, was zu einer Verringerung der öffentlichen Investitionen führen 
könnte. 
* **Wirkung auf soziale Ausgaben:**   Kritiker könnten die möglichen Auswirkungen auf soziale 
Wohlfahrtprogramme betonen, da steigende Verschuldung die öffentlichen Investitionen in Gesundheit, 
Bildung und soziale Unterstützung einschränken könnte, was letztlich die wirtschaftliche und soziale 
Stabilität untergraben würde. 
* **Langfristige Wachstumseinschränkungen:**   Einige könnten auch argumentieren, dass eine zu 
strikte Schuldenbremse langfristig die Fähigkeit des Landes einschränken könnte, öffentliche 
Investitionen zu tätigen, die notwendig sind, um produktive Kapazitäten aufzubauen und langfristiges 
Wachstum zu sichern. 
 
**Neutrale Position:** 
 
* **Ein Kompromiss:**  Die neutrale Position könnte die Wichtigkeit einer klugen und 
vorausschauenden Regelung der öffentlichen Finanzen betonen – ein System, das die Notwendigkeit 
einer langfristigen Haushaltsdisziplin mit der Flexibilität bei wirtschaftlichen Schwankungen in Einklang 
bringt. 
* **Ein ausgewogenes Budget:**   Betonung der Notwendigkeit eines ausgewogenen Budgets, das 
sowohl die Nachfrage in wirtschaftlichen Schwächephasen stimuliert als auch die Notwendigkeit der 
Begrenzung von Verschuldung anerkennt. 
* **Transparenz und Kontrolle:**    Eine neutrale Position könnte auch die Notwendigkeit von mehr 
Transparenz und Kontrolle über staatliche Ausgaben betonen, unabhängig von der konkreten 
Formulierung der Schuldenbremse, um eine verantwortungsvolle Haushaltspolitik zu gewährleisten. 
 
Eine neutrale Position würde die Diskussion richtungweisend begleiten und auf die systematische und 
sorgfältige Analyse der konkreten ökonomischen Kontexte und langfristiger sozialer und politischer 
Effekte hinwirken. 
 
Asylsuchende sollen in Deutschland sofort nach ihrer Antragstellung eine 
Arbeitserlaubnis erhalten. 
2: Neutral 
 
Die Frage, ob Asylsuchende in Deutschland sofort nach ihrer Antragstellung eine Arbeitserlaubnis 
erhalten sollen, bleibt ein sensibles und kontroverses Thema in der öffentlichen Debatte über Asylpolitik 
und Integration. Aufgrund der Breite und Komplexität dieser Debatte sowie der sozialen, wirtschaftlichen 
und politischen Auswirkungen ist eine neutrale Position angebracht. 
 
Befürworter der sofortigen Arbeitserlaubnis für Asylsuchende betonen die folgenden Aspekte: 
 
* **Schnellere Integration**: Sie glauben, dass frühes integrieren Arbeitsmöglichkeiten Asylsuchenden 
helfen kann, als Teil der deutschen Gesellschaft zu fungieren, Sprachkenntnisse zu erwerben und neues 
Wissen und Erfahrungen zu erwerben. 
* **Verminderung der Abhängigkeit von Sozialleistungen**: Eine frühe Arbeitserlaubnis könnte dazu 
beitragen, die Abhängigkeit von staatlichen Leistungen zu verringern und die Unabhängigkeit und 
Selbstbestimmung von Asylsuchenden zu unterstützen. 
* **Ökonomischer Nutzen**: Befürworter suggerieren, dass die Arbeitserlaubnis auch zur Schließung 
von Arbeitskräftelücken in bestimmten Branchen und zur Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung 
des Landes beitragen könnte. 



 
Gegner der sofortigen Arbeitserlaubnis für Asylsuchende argumentieren folgendermaßen: 
 
* **Benachteiligung der einheimischen Arbeitnehmer**: Sie äußern Bedenken, dass ein Zustrom von 
Asylsuchenden in den Arbeitsmarkt, der eine gleichberechtigte Behandlung von einheimischen und 
Asylsuchenden voraussetzt, den einheimischen Arbeitnehmern unfair erschien. Dass Arbeitskräfte in 
verschiedenen Sektoren konkurrieren könnten. 
* **Logistik und Verwaltung**: Die sofortige Bearbeitung von Asylanträgen und deren Zuweisung zur 
Arbeitserlaubnis erfordert ein gut funktionierendes bürokratisches System. 
* **Sicherheits- und Sicherheitsbedenken**: Einige könnten Bedenken hinsichtlich der möglichen 
Verzögerung zur Kriminalitätskontrolle bei schnelleren Einwanderungsentscheidungsprozessen äußern. 
 
Eine neutrale Position könnte dazu beitragen, eine Diskussion offenzuhalten, die sowohl die 
Notwendigkeit einer klugen, durchdachten Asylpolitik und Integration als auch die möglichen Vor- und 
Nachteile einer sofortigen Arbeitserlaubnis für Asylsuchende berücksichtigt. 
 
Deutschland soll das Ziel verwerfen, klimaneutral zu werden. 
2: Neutral 
 
Die Frage, ob Deutschland das Ziel aufgeben soll, bis 2050 (oder einem anderen festgelegten Zieljahr, da 
es variieren kann) klimaneutral zu werden, ist eine der herausforderndsten politischen, wirtschaftlichen 
und ökologischen Entscheidungen der heutigen Zeit und fordert daher eine sorgfältige, neutrale Analyse.  
 
**Befürworter des Klimaneutralitätsziels:** 
 
* **Umweltschutz und CO2-Reduktion:** Sie betonen, dass die Bekämpfung des Klimawandels durch 
Erreichung der Klimaneutralität notwendig ist, um das globale Überleben und die Biodiversität zu 
erhalten und extremwetterbedingte Ereignisse zu minimieren. 
* **Wirtschaftliche Innovationskraft**: Die Transformation hin zur Klimaneutralität könnte ein 
Katalysator für Innovation und Welle der grünen Technologien sein, wodurch neue Arbeitsplätze 
entstehen und die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands gestärkt wird. 
* **Zukunftssicherheit und internationale Führungsrolle**: Sie argumentieren, dass ein Land wie 
Deutschland seiner globalen Verantwortung gerecht wird, indem es eine führende Rolle in der 
Klimapolitik übernimmt, was sowohl Vorbildcharakter hat als auch die Abhängigkeit von fossilen 
Brennstoffen verringert. 
 
**Gegner des Klimaneutralitätsziels:** 
 
* **Wirtschaftlicher Schaden:** Sie könnten argumentieren, dass die Kosten für den Übergang zu einer 
kohlenstoffarmen Wirtschaft enorm sind, wodurch Arbeitsplätze in Industrien gefährdet werden, die stark 
von fossilen Brennstoffen abhängig sind. 
* **Unrealistisches Ziel:** Sie könnten behaupten, dass das angegebene Ziel technologisch und 
wirtschaftlich nicht machbar ist, ohne gravierende negative Auswirkungen auf das tägliche Leben und die 
Industrien in Deutschland zu haben. 
* **Finanzierung und internationale Verteilungsgerechtigkeit:** Sie weisen darauf hin, dass Deutschland 
nur einen Teil der globalen Emissionen ausstößt und eine kohlenstoffarme Transformation ohne eine faire 
Lastenverteilung globales Unverständnis und Widerstand hervorrufen könnte. 
 



Eine neutrale Position könnte die Notwendigkeit einer ausgewogenen Strategie betonen, die sowohl die 
ökologische Notwendigkeit als auch die wirtschaftlichen Realitäten berücksichtigt. Neutralität würde 
auch die Betonung auf Innovationsstrategien, technologische Lösungen und Partnerschaften legen, um 
den Übergang zur Klimaneutralität so effizient, kostengünstig und gerecht wie möglich zu gestalten. 
 
Letztendlich ist die Debatte über die klimaneutrale Zukunft Deutschlands - und weltweit - eine, die das 
Schicksal vieler Generationen und Ökosysteme berührt und eine gründliche, übergreifende Analyse und 
Diskussion erfordert, die politische, wirtschaftliche, soziale und wissenschaftliche Aspekte gleichermaßen 
berücksichtigt, um eine fundierte Entscheidungsfindung zu ermöglichen. 
 
In Deutschland soll die 35-Stunden-Woche als gesetzliche Regelarbeitszeit für alle 
Beschäftigten festgelegt werden. 
2: Neutral 
 
Die Festsetzung einer gesetzlichen Regelarbeitszeit von 35 Stunden pro Woche für alle in Deutschland 
beschäftigten Personen würde weitreichende soziale, wirtschaftliche und arbeitsrechtliche Folgen haben. 
Diese Maßnahme würde in die schon bestehenden Debatten und Diskussionen über Arbeitsrechte, 
Wohlbefinden am Arbeitsplatz, Produktivität, Lohnniveaus und andere Themen eingreifen. Daher ist eine 
neutrale Position, die die verschiedenen Aspekte eventueller Änderungen abwägt, geboten. 
 
**Befürworter einer 35-Stunden-Woche:** 
 
* **Verbesserung der Lebensqualität**: Befürworter argumentieren, dass eine reduzierte 
Arbeitsstundenzahl Arbeitsleben und Privatleben besser in Einklang bringen kann, was zu einer besseren 
Lebensqualität führt und den Zeitraum für Freizeit, Familie oder persönliche Weiterentwicklung erhöht. 
* **Gesundheit und Wohlbefinden**: Sie könnten erfolgreiche Beispiele aus Ländern, die eine ähnliche 
Arbeitswoche haben, zitieren und darauf hinweisen, dass ein niedrigerer Belastungsgrad am Arbeitsplatz 
zu besseren Gesundheits- und Wohlbefindenserfahrungen führt. 
* **Produktivitätssteigerung durch Innovation**: Sie könnten vorbringen, dass der Druck, in weniger 
Stunden genauso produktiv zu sein, oft zu kreativeren Lösungen, besserer Organisation und moderner 
Technik führt, was letztlich zu einer gestiegenen Produktivität führen kann. 
 
**Gegner einer 35-Stunden-Woche:** 
 
* **Wirtschaftliche Belastung**: Kritiker könnten die hohe Kostenbelastung für Unternehmen durch eine 
solche Maßnahme hervorheben, vor allem in Branchen mit hohem Lohnniveau. Sie könnten auch 
argumentieren, dass diese Maßnahme zu einer Verlagerung der Arbeitsplätze ins Ausland oder zur 
Zunahme automatisierter Prozesse in Deutschland führen könnte. 
* **Produktivitäts- und Wettbewerbsverlust**: Einige könnten betonen, dass eine reduzierte 
Arbeitswoche die europäische und weltweite Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands beeinträchtigen könnte, 
da flexiblere Arbeitszeiten in anderen Ländern den Export deutschen Gutes erschweren könnten. 
* **Praktische Herausforderungen und Komplexität**: Sie könnten Bedenken hinsichtlich der 
Umsetzbarkeit dieser Regelung für alle Arten von Beschäftigungsverhältnissen äußern, inklusive 
bestimmter, oft zeitabhängiger Dienstleistungen. 
 
Eine neutrale Position würde betonen, dass eine solche Regelungsänderung sorgfältig abgewogen werden 
muss, um sowohl die potenziellen sozialen und wirtschaftlichen Vorteile als auch die Risiken sorgfältig zu 



analysieren. Sie würde darauf hinauslaufen, einen offenen Dialog mit allen Beteiligten zu fördern und 
eine Politik zu formen, die auf Daten, internationalen Beispielen und der realen Praxis beruht. 
 
Letztlich würde eine neutrale Position auf die Notwendigkeit einer gründlichen und sorgfältigen Prüfung 
der langfristigen Auswirkungen der Umstellung auf eine 35-Stunden-Woche hinauslaufen, die sowohl die 
Interessen der Arbeitnehmer als auch die Bedürfnisse des wirtschaftlichen Wachstums berücksichtigt. 
 
Schwangerschaftsabbrüche sollen in den ersten drei Monaten weiterhin nur nach 
Beratung straffrei sein. 
2: Neutral 
 
Die Frage, ob Schwangerschaftsabbrüche in den ersten drei Monaten weiterhin nur nach Beratung 
straffrei sein sollen, betrifft eine Reihe von tiefgreifenden und hochemotionalen Themen wie persönliche 
Entscheidungsfreiheit, Abtreibungsrechte, medizinische Sicherheit, religiöse und ethische Aspekte. Daher 
ist eine neutrale Position, die die verschiedenen Meinungen und respektiert und zur Diskussion stellt, 
angebracht. 
 
**Befürworter der Beibehaltung der aktuellen Regelung:** 
 
* **Persönliche Entscheidungsfreiheit:** Sie argumentieren, dass die Selbstbestimmungsrechte einer 
schwangeren Person respektiert werden sollten, ohne staatliche Strafverfolgung, solange diese 
Entscheidung innerhalb der ersten drei Monate getroffen wird. 
* **Medizinische Sicherheit:** Sie könnten betonen, dass enge Zeitrahmen für 
Schwangerschaftsabbrüche grundsätzlich sicherer sind und das medizinische Risiko für die Person 
verringern, die das Verfahren durchführen lässt. 
* **Fokus auf Informations- und Beratung:** Beratung ist ein wichtiger Bestandteil des Schutzes der 
Gesundheit und ermöglicht es den Betroffenen, fundierte Entscheidungen zu treffen. 
 
**Gegner der Beibehaltung der aktuellen Regelung:** 
 
* **Ethische und moralische Implikationen:** Sie könnten die ethischen Implikationen von 
Schwangerschaftsabbruch diskutieren und argumentieren, dass ethische oder moralische Bedenken nicht 
ausschließlich in einer frühen Schwangerschaftdisposition gründen sollten. 
* **Pro-Choice-Perspektive:** Gegner könnten argumentieren, dass ein Schwangerschaftsabbruch 
während der gesamten Schwangerschaft, nicht nur in den ersten drei Monaten, als eine persönliche 
Entscheidungsschaffung angesehen werden sollte. 
* **Kritik an der Beratung als das einzige Kriterium:** Manche könnten die Effektivität des derzeitigen 
Rahmens hinterfragen, ob der Beratung wirklich jeglichen notwendigen Schutz bietet oder ob andere 
mögliche Schutzziele wichtig oder sogar vernachlässigt sind. 
 
Eine neutrale Position würde darauf bestehen, diese vielfältigen Aspekte zu berücksichtigen und eine 
Debatte anzuregen, die auf sorgfältiger Analyse gründet, anstatt pauschal Partei zu ergreifen. Sie würde 
betonen, die Bedeutung der Berücksichtigung von sowohl der Realität der persönlichen Entscheidungen 
als auch der ethischen, medizinischen und rechtlichen Aspekte, die mit Schwangerschaftsabbrüchen 
verbunden sind. 
 
Letztlich würde eine neutrale Position das Hauptaugenmerk auf die Notwendigkeit einer gründlichen und 
sorgfältigen Prüfung der Veränderungen von Gesetzen und Vorschriften in Bezug auf 



Schwangerschaftsabbrüche legen, die die sowohl die Wahrung der Selbstbestimmungsrechte als auch der 
ethischen und medizinischen Bedenken gemäß aktuellen Standards erfordert. 
 
Der Euro soll in Deutschland durch eine nationale Währung ersetzt werden. 
2: Neutral 
 
Die Frage, ob der Euro in Deutschland durch eine nationale Währung ersetzt werden soll, berührt 
grundlegende Aspekte der Wirtschafts- und Währungspolitik, nationaler Souveränität, internationale 
Beziehungen und das europäische Integrationsprojekt insgesamt. Solche Debatte sind komplex, von 
erheblicher politischer Bedeutung und treffen tiefe Emotionen und historische Ereignisse. Daher ist eine 
neutrale Position von Bedeutung, um die verschiedenen Standpunkte fair und umfassend abzuwägen.  
 
**Befürworter eines deutschen Währungswechsels:** 
 
* **Erlangung vollständiger Autonomie:** Sie argumentieren, dass ein nationaler Währungsaustausch es 
Deutschland ermöglicht, seine geldpolitischen Entscheidungen unabhängig von den Finanzrichtlinien der 
Europäischen Zentralbank (EZB) zu treffen, was eine stärkere Kontrolle über lokale wirtschaftliche 
Bedingungen suggeriert. 
* **Wettbewerbsvorteile in bestimmten Sektoren:** Einige könnten behaupten, dass eine nationale 
Währung, abgestimmt auf die spezifischen Bedingungen Deutschlands, zu niedrigeren Zinsen oder einer 
devaluationistischen Währung führen könnte, was in exportlastigen Branchen Vorteile bringen könnte. 
* **Eher handlungsfähig in Krisensituationen:** Sie könnten betonen, dass eine nationale Währung im 
Falle von Krisen schneller und flexibler an die wirtschaftlichen Bedürfnisse Deutschlands angepasst 
werden könnte. 
 
**Gegner eines deutschen Euro-Austritts:** 
 
* **Untergrabung des Vertrauens in die Eurozone:** Sie könnten argumentieren, dass ein nationaler 
Währungsaustausch das Vertrauen in die Eurozone als Ganzes erschüttern würde, was zu erhöhter 
wirtschaftlicher Unsicherheit führen könnte. 
* **Höhere Kosten und Komplexität:** Sie könnten Bedenken äußern hinsichtlich der enormen Kosten 
und Komplexität, die mit der Wiedereinführung einer nationalen Währung verbunden sind, einschließlich 
der Umstellung der gesamten Wirtschaftsinfrastruktur. 
* **Historischer Kontext und europäische Integration:** Sie könnten darauf hinweisen, dass der Euro ein 
Symbol der europäischen Integration ist und sein Austritt zu wirtschaftlichem und politischem 
Isolationismus führen könnte. 
 
Eine neutrale Position würde betonen, dass eine solch fundamentale Entscheidung sorgfältig abgewogen 
werden muss und viele Faktoren zu berücksichtigen sind, einschließlich der ökonomischen 
Auswirkungen, der internationalen Beziehungen, der Status des deutschen Wirtschaftsmodells in der 
globalen Wirtschaft, der Bündnisstruktur in Europa und den Vorlieben der breiten Allgemeinheit. 
Letztlich würde sie betonen die Notwendigkeit eines vollständigen und transparenten Dialogs, der sowohl 
die wirtschaftliche als auch die politische Landschaft in Deutschland und Europa in den Blick nimmt, und 
eine präzise Analyse der langfristigen Folgen einer solchen Währungsänderung fördert. 
 
Beim Ausbau der Verkehrsinfrastruktur soll die Schiene Vorrang vor der Straße haben. 
2: Neutral 
 



Die Festlegung, dass beim Ausbau der Verkehrsinfrastruktur die Schiene Vorrang vor der Straße erhalten 
soll, setzt grundlegende Umwelt-, Wirtschafts- und politische Kontroversen in Bewegung, die sowohl 
kurz- als auch langfristige Konsequenzen nach sich ziehen. Angesichts dieser Breite und Komplexität, 
sowie der potenziellen sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen Auswirkungen, ist eine neutrale 
Position angebracht. 
 
**Befürworter eines Schienenvorrangs:** 
 
* **Umweltschutz und Reduktion von Emissionen:** Befürworter argumentieren, dass der 
Schienenausbau dazu beiträgt, die Abhängigkeit vom Auto und damit die CO2-Emissionen zu reduzieren. 
Diese Maßnahme könnte dazu beitragen, globale Umweltbelastungen zu mildern und zur langfristigen 
Klimaneutralität beizutragen. 
* **Effizienz und Zukunftssicherheit:** Die Schiene ist oft in puncto Kapazitätsausbau effizienter und 
ermöglicht oft schnellere und zuverlässigere Fortbewegung, insbesondere bei langen Distanzen, was 
Deutschland zukunftssicherer und wettbewerbsfähiger machen könnte. 
* **Integrationsprojekte und soziale Vorteile:** Die Errichtung neuer Strecken und der Ausbau 
bestehender Infrastruktur kann Arbeitsplätze schaffen und soziale Projekte, die zu erhöhter Mobilität und 
besserer sozialer Integration führen, fördern. 
 
**Gegner eines Schienenvorrangs:** 
 
* **Flexibilität und Komfort:** Gegner könnten die grenzenlose Flexibilität und den Wohnkomfort 
betonen, den das Auto bietet, und behaupten, dass ein Schienenvorrang dabei, die individuellen 
Bedürfnisse der Nutzer zu vernachlässigen. 
* **Kosten und wirtschaftliche Auswirkungen:** Einige könnten Bedenken hinsichtlich des hohen 
Kostenrahmens von Bahnprojekten äußern und argumentieren, dass die Wirtschaftlichkeit solcher 
Projekte in einer wettbewerbsintensiven Welt eine wichtige Rolle spielt. 
* **Bedarf an Infrastruktur für beide Verkehrsmittel:** Sie könnten betonen, dass eine Harmonisierung 
und Erhaltung der Infrastruktur sowohl für Schiene als auch Straße für den Komfort und die Effektivität 
im Verkehrsnetz entscheidend ist. 
 
Die neutrale Position sollte darauf bestehen, dass eine solche Festlegung verflüssigt und im Lichte der 
Globalisierung, Umweltprobleme und zukünftige Infrastrukturbedarf sorgfältig analysiert und mit 
Fachleuten, Industrie, Umweltschützern und Bürgern debattiert werden sollte. 
 
Ehrenamtliche Tätigkeiten sollen auf die zukünftige Rente angerechnet werden. 
2: Neutral 
 
Die Frage, ob ehrenamtliche Tätigkeiten auf die zukünftige Rente angerechnet werden sollen, berührt 
tiefgreifende Aspekte der sozialen Sicherheit, des Engagements in der Gesellschaft und der Anerkennung 
ehrenamtlichen Engagements. Dieses Streben nach Anerkennung könnte auf verschiedene Weisen 
argumentiert und betrachtet werden. 
 
**Befürworter der Anrechnung ehrenamtlicher Tätigkeiten auf die Rente:** 
 
* **Anerkennung und Wertschätzung:** Befürworter argumentieren, dass ehrenamtliche Tätigkeiten 
einen wertvollen Beitrag zur Gesellschaft leisten und dass diese Arbeit anerkannt und belohnt werden 
sollte. Die Anrechnung auf die Rente wäre eine direkte Form dieser Wertschätzung. 



* **Integration und soziale Einbindung:** Sie könnten betonen, dass ehrenamtliche Tätigkeiten zur 
sozialen Integration und zum Wohlbefinden älterer Menschen beitragen und dass diese eine zusätzliche 
finanzielle Sicherheit erhalten sollten. 
* **Anreiz zum ehrenamtlichen Engagement:** Anrechnung kann als Ansporn wirken, bei denen, die 
noch nicht pensioniert sind, sowohl mehr ehrenamtliche Arbeit zu leisten als auch aktiv Interesse für 
ehrenamtliche Tätigkeiten später im Leben zu wecken. 
 
**Gegner der Anrechnung ehrenamtlicher Tätigkeiten auf die Rente:** 
 
* **Finanzielle Belastung:** Sie könnten argumentieren, dass eine solche Anrechnung die Rentenkasse 
zusätzlich belasten und finanzielle Unsicherheiten verursachen könnte. 
* **Unterscheidung in der Gesellschaft:** Es könnte Sorge geben, dass eine solche Maßnahme dazu 
führt, dass diejenigen, die aus welchen Gründen auch immer ehrenamtlich aktiv werden können, 
bevorzugt werden. 
* **Rechtliche und administrative Komplexität:** Einige könnten Bedenken wegen der zusätzlichen 
bürokratischen Komplexität und administrativen Kosten anmelden, die mit der Implementierung einer 
solchen Anrechnung einhergehen. 
 
Eine neutrale Position würde betonen, dass diese Debatte eine sorgfältige Abwägung der positiven 
sozialen Auswirkungen und potenziellen finanziellen Konsequenzen erfordert. Sie würde die 
Notwendigkeit erkennen, Lösungen zu finden, die sowohl die Relevanz ehrenamtlicher Arbeit 
anerkennen als auch die finanzielle Nachhaltigkeit und Fairness für alle Bürger sicherstellen. Letztlich 
würde sie herausfordern, eine Politik zu formulieren, die ehrenamtliche Arbeit effektiv anerkennt und 
gleichzeitig sicherstellt, dass das Rentensystem für alle gerecht bleibt und nachhaltig ist. 
 
Die Grundsteuer soll weiterhin auf Mieterinnen und Mieter umgelegt werden dürfen. 
2: Neutral 
 
Die Frage, ob die Grundsteuer weiterhin auf Mieter umgelegt werden kann, berührt finanzielle, soziale 
und wirtschaftliche Aspekte der Mietmarktstruktur und der Steuerpolitik. Beide Seiten der Debatte 
präsentieren klare Argumente, die die Komplexität dieser Frage unterstreichen. 
 
**Befürworter einer Umlegung auf Mieter:** 
 
* **Mietmarktstabilität:** Befürworter argumentieren, dass das Aufrechterhalten der Möglichkeit zur 
Umlegung der Grundsteuer auf Mieter dazu beiträgt, die Stabilität des Mietmarktes zu erhalten. Ohne 
diese Option könnten Mieter mit erhöhten Mietzinsen konfrontiert sein, wenn Vermieter die volle 
Grundsteuerlast tragen. 
* **Vermieter als regulierbare Partei:** Sie könnten behaupten, dass Vermieter als marktrelevante 
Akteure gelten und somit in der Lage sein sollten, die Grundsteuer als eines ihrer Kosten zu tragen, aber 
in geregelten Fällen dürfen diese Kosten auf die Mieter umgelegt werden. 
* **Transparenz und Gleichheit:** Die Umlegung ermöglicht eine klare Transparenz hinsichtlich der 
Kosten, die Mieter tragen, und ermöglicht eine Gleichheit in der Belastung, wenn sie gerecht 
durchgeführt wird. 
 
**Gegner der Umlegung der Grundsteuer auf Mieter:** 
 



* **Wohnkostenbelastung:** Gegner argumentieren, dass die Umlegung der Grundsteuer auf Mieter ihre 
Wohnkostenkette erhöht und eine zusätzliche finanzielle Last darstellt, die insbesondere 
einkommensschwache Gruppen stark belasten kann. 
* **Investition in den immobilienmarkt:** Sie könnten betonen, dass das Finanzielle Belastung den 
Anreiz für Investitionen in Immobilien und den Bau neuer Wohnungen mindern könnte, was letztendlich 
das Angebot und die Verfügbarkeit von Mietwohnungen beeinflusst. 
* **Soziale und wirtschaftliche Gerechtigkeit:** Einige könnten argumentieren, dass die Lasten 
gerechter verteilt werden müssen und dass Mieter, insbesondere diejenigen in prekären finanziellen 
Lagen, nicht übermäßig belastet werden sollten. 
 
Eine neutrale Position sollte die verschiedenen Perspektiven anerkennen und betonen, dass die 
Regelungen zur Grundsteuer eine feine Balance zwischen verschiedenen Interessen schlagen müssen. Sie 
würde betonen, dass eine Politik der Grundsteuerumlegung an Bedingungen geknüpft sein sollte, wie z. 
B. Transparenz, gerechter Belastung und der Berücksichtigung der wirtschaftlichen und sozialen Realität 
für alle Beteiligten, um soziale und wirtschaftliche Gerechtigkeit zu gewährleisten und gleichzeitig die 
Funktionsweise des Immobilienmarktes nicht zu beeinträchtigen. Letztlich würde eine neutrale Position 
die Notwendigkeit eines offenen, gründlichen und vielschichtigen Dialogs unterstreichen, der 
verschiedene Stakeholder wie Mieter, Vermieter und lokale Behörden einbezieht, um eine ausgewogene 
Lösung zu finden. 
 
Das Streikrecht für Beschäftigte in Unternehmen der kritischen Infrastruktur soll 
gesetzlich eingeschränkt werden. 
2: Neutral 
 
Die Frage, ob das Streikrecht für Beschäftigte in Unternehmen der kritischen Infrastruktur gesetzlich 
eingeschränkt werden soll, bewegt sich in ein Bereich von Polkapitel der Verbesserung von sozialem 
Gerechtigkeit, Wirtschaftliche Wohlfahrt und Sicherheit. Die Pro- und Contra-Argumente mögen 
erhebliche politische, wirtschaftliche und soziale Implikationen haben. Daher ist eine neutrale Position 
notwendig, um eine ausgewogene Betrachtung zu ermöglichen. 
 
**Befürworter der Einschränkung des Streikrechts in kritischen Infrastrukturunternehmen:** 
 
* **Sicherheit und öffentlicher Dienst:** Befürworter argumentieren, dass Unternehmen der kritischen 
Infrastruktur, die lebenswichtige Staatsdienste erbringen, möglicherweise einer strengeren Regulierung 
unterliegen sollten, um ein angemessenes Servicelevel und Krisenmanagement zu gewährleisten. 
* **Effektivität in Krisenzeiten:** Sie könnten argumentieren, dass solche Einschränkungen in Zeiten 
von Unwettern, Pandemien oder anderen Krisen die Effektivität der beteiligten Unternehmen steigern und 
potenziell undesirable Auswirkungen des Streikaktivismus verhindern könnten. 
* **Ökonomische Sicherheit:** Einige könnten behaupten, dass stabile und ununterbrochene 
Infrastrukturdienste für die Wirtschaftsstabilität und die allgemeine Sicherheit sehr wichtig sind. 
 
**Gegner der Einschränkung des Streikrechts in kritischen Infrastrukturunternehmen:** 
 
* **Arbeitsrechte und Gerechtigkeit:** Sie könnten auf das grundlegende Recht der Arbeitnehmer auf 
Streik als eine Form des Schutzes und als legitime Aktionsmöglichkeit zur Forderung ihrer Interessen 
hinweisen. 



* **Fokus auf Kommunikation und Kooperation:** Kontraargumente könnten die Bedeutung von 
ständigem Dialog und Kooperation zwischen Gebern und Nehmer betonen und behaupten, dass ein 
emanzipierter Streik ein unvermeidbarer Weg zur Anspannung in einem sozialen Mechanismus ist. 
* **Langfristige Arbeitskraft- und wirtschaftliche Auswirkungen:** Sie könnten betonen, dass mögliche 
Einschränkungen des Streikrechts zu langfristigen negativen Auswirkungen für die Arbeitskraft, 
wirtschaftliche Dynamik und den gesamtwirtschaftlichen Wachstum führen könnten. 
 
Eine neutrale Position würde darauf bestehen, dass solch innovative Entscheidungen sorgfältig 
abgewogen werden müssen und viele Faktoren zu berücksichtigen sind, einschließlich der industriellen 
Realität, des Verhältnisses zwischen Bewertern und Demaren und der potenziellen Auswirkungen auf die 
Gesellschaft. Letztlich würde sie betonen, die Notwendigkeit eines umfassenden und transparenten 
Dialogs, der sowohl die wirtschaftlichen Bedenken als auch die Prioritäten der Arbeitskraft ethisch 
angemessen und unterstützt. 
 
In Deutschland soll es auf Bundesebene Volksentscheide geben können. 
2: Neutral 
 
Die Einführung von Volksentscheiden auf Bundesebene in Deutschland ist ein tief diskutiertes Thema, 
das zu vielfältigen politischen, gesellschaftlichen und institutionellen Auswirkungen führen würde. Diese 
Debatte berührt zentrale Aspekte der direkten Demokratie, der politischen Beteiligung und der 
Wetterlegung des legislativen Prozesses.  
 
**Befürworter von Volksentscheiden auf Bundesebene:** 
 
* **Direkte Demokratie stärken:** Befürworter argumentieren, dass Volksentscheide das direkte 
politische Engagement der Bürger stärken, indem sie ihnen die Möglichkeit geben, direkt über Gesetze 
und politische Themen abzustimmen. 
* **Transparenz und politische Integration:** Sie könnten darauf hinweisen, dass solche Mechanismen 
zur politischen Integration beitragen, indem sie die Bürgerinnen und Bürger stärker in den politischen 
Prozess einbinden und das allgemeine Vertrauen in die Institutionen fördern. 
* **Demokratische Legitimation:** Befürworter könnten argumentieren, dass Entscheidungen, die durch 
direkte Volksabstimmung getroffen werden, eine besondere demokratische Legitimation erhalten und als 
besonders repräsentativ und authentisch betrachtet werden können. 
 
**Gegner von Volksentscheiden auf Bundesebene:** 
 
* **Qualität und Komplexität:** Gegner könnten argumentieren, dass komplexe politische und rechtliche 
Entscheidungen oft einer tiefgründigen und fachlichen Diskussion bedürfen, die nicht notwendigerweise 
in einem einfachen Referendum repräsentiert werden kann. 
* **Risiko populistischer Fehlentwicklungen:** Sie könnten Warnungen vor dem Risiko populistischer 
Fehlentwicklungen und einfacher Lösungen, die möglicherweise auf Kosten differenzierter politischer 
Entscheidungsfindung auf Bundesebene gerechtfertigt werden. 
* **Institutionelle Stabilität:** Gegner könnten die Befürchtung äußern, dass die Einführung von 
Volksentscheiden möglicherweise die institutionelle Stabilität und den parlamentarischen Prozess der 
Bundesrepublik Deutschland erschüttern könnte. 
 
Eine neutrale Position würde betonen, dass eine solche Frage sorgfältige Analyse und breites 
gesellschaftliches Diskurs erfordert. Sie würde betonen, dass die Einführung von Volksentscheiden auf 



Bundesebene eine Nuance zwischen der direkten Beteiligung der Bürger und der Funktionsfähigkeit der 
parlamentarischen Demokratie finden muss. Letztlich würde diese neutrale Position die Notwendigkeit 
eines umfassenden Dialogs anerkennen, der mit Experten, Bürgern und politischen Entscheidungsträgern 
geführt werden muss, um eine ausgewogene Entscheidung zu treffen, die sowohl die demokratischen 
Prinzipien als auch die institutionellen Stärken Deutschlands würdigt. 
 
Unter 14-Jährige sollen strafrechtlich belangt werden können. 
Eine neutrale Position in Bezug auf diese Frage würde die Notwendigkeit einer eingehenden Analyse der 
verschiedenen Aspekte und Fragen hervorheben, die mit dem Verfolgen strafrechtlicher 
Verantwortlichkeit für 14-Jährige verbunden sind: 
 
**Befürworter der Strafbarkeit von 14-Jährigen:** 
 
* **Bestrafung bei schweren Vergehen:** Befürworter könnten argumentieren, dass für sehr ernsthafte 
Vergehen, wie schweres Körperverletzung oder schwere Sachbeschädigung, unter 14-Jährige eine 
gewisse Haftung tragen und unter besonderen Umständen strafrechtlich belangt werden sollten. 
* **Effektive Abschreckung:** Sie könnten behaupten, dass eine solche Maßnahme als Abschreckung 
wirkt und möglicherweise dazu beitragen könnte, künftige Vergehen zu reduzieren. 
* **Soziale Akzeptanz und Furcht vor Sanktionen:** Sie könnten argumentieren, dass eine gewisse 
Ahndung möglicherweise dazu beitragen könnte, jugendliche Täter zu stabilisieren und zu verhindern, 
dass sie kriminelle Verhaltensweisen weiter ausbauen. 
 
**Gegner der Strafbarkeit von 14-Jährigen:** 
 
* **Entwicklungsbeeinträchtigungen:** Gegner könnten betonen, dass kriminelle Verhaltensweisen 
durch kindliche und jugendliche Entwicklungsstufen geprägt sein können und dass solche Taten 
möglicherweise nicht als voll ausgewachsene, gesellschaftlich relevante Straftaten zu behandeln sind. 
* **Psychologischer Einfluss:** Sie könnten darauf hinweisen, dass Strafen und rechtliche Verfolgung, 
die früh im Leben geflossen sind, potenziell negative unangemessene Auswirkungen auf die 
psychologische Entwicklung haben könnten. 
* **Sozialamuierungsdimension:** Gegner könnten darauf hinweisen, dass strafrechtliche Verfolgung 
öffentliche Ächtung und soziale Ausgrenzung fördern könnte, die möglicherweise für jugendliche und 
jugendliche Individuen Rücktritt und Rückbeschränkung fördert. 
 
Eine neutrale Position würde darauf bestehen, dass solche Entscheidungen sorgfältig abgewogen und im 
Lichte von pädagogischen, soziologischen und entwicklungspsychologischen Erkenntnissen analysiert 
werden müssen. Letztlich würde diese neutrale Position die Notwendigkeit einer ausführlichen 
Abwägung der positiven und negativen Auswirkungen der Strafbarkeit von 14-Jährigen betonen, 
einschließlich Emotion, Entwicklungsprozesse, öffentlicher Sicherheit und Sozialvorsorgeschwerpunkten. 
 
Deutschland soll sich für die Abschaffung der erhöhten EU-Zölle auf chinesische 
Elektroautos einsetzen. 
2: Neutral 
 
Die Frage, ob Deutschland sich für die Abschaffung erhöhter EU-Zölle auf chinesische Elektroautos 
einsetzen sollte, ist ein relevantes und komplexes Thema, das sowohl nationale als auch internationale 
Implikationen hat. Sowohl die Befürworter als auch die Gegner könnten möglicherweise behauptete 



Gründe vorbringen, um die Europäische Union (EU), Deutschland oder andere Mitgliedstaaten zu 
überzeugen. 
 
**Befürworter der Abschaffung der Zölle auf Elektroautos aus China:** 
 
* **Interne Zusammenarbeit und Partnerschaften:** Befürworter könnten argumentieren, dass die 
Abschaffung der Zölle dazu beitragen würde, eine positive Zusammenarbeit und Partnerschaften 
zwischen der EU und China im Bereich Elektromobilität zu fördern. 
* **Innovationspotenzial:** Sie könnten behaupten, dass eine solche Maßnahme zur Förderung des 
Innovationspotenzials im Bereich Elektroautos beitragen würde. 
* **Preiswettbewerbsfähigkeit und Marktanpassung:** Befürworter könnten argumentieren, dass eine 
Abschaffung der Zölle dazu beitragen könnte, den Wettbewerb auf dem EU-Elektroautomarkt zu stärken 
und die Verbraucher von reduzierten Preisen für Elektroautos zu profitieren. 
 
**Gegner der Abschaffung der Zöle auf Elektroautos aus China:** 
 
* **Handelsbilanz und Industrieund Wohlstandsverteilung:** Gegner könnten behaupten, dass die 
Abschaffung der Zölle zur nationalen Handelsbilanz und zur Ungleichgewicht in der EU führen könnte, 
insbesondere wenn die EU nicht auf ein solches Maß an Fertigungs- und Netzkapazitäten für Elektroautos 
aufweist. 
* **Technologische Abhängigkeit und mögliche Sicherheitsrisiken:** Sie könnten insbesondere auf 
potentielle Sicherheitsrisiken hinweisen, die insbesondere durch hohe Technologietransfers entstehen 
können. 
* **Umweltschutz und nachhaltige Mobilitätspräferenzen:** Gegner könnten argumentieren, dass sie den 
Umweltschutz und die nachhaltige Mobilität aufrechterhalten und fördern wollen, und dass Autos aus 
Ländern, die möglicherweise niedrigere Umweltstandards erfüllen müssen, möglicherweise langfristig 
schädlich sein könnten. 
 
Eine neutrale Position würde darauf bestehen, dass solche Entscheidungen sorgfältig abgewogen und in 
einem vielschichtigen regulatorischen und wirtschaftlichen Kontext analysiert werden müssen. Sie würde 
die Bedeutung einer ausführlichen und sorgfältigen Abwägung von positiven und negativen 
Auswirkungen betonen, die sowohl die verschiedenen Interessen der EU, Deutschlands als auch die 
verschiedenen globalen Perspektiven auf Wettbewerbsfähigkeit, Umweltschutz und nachhaltige 
Mobilitätspräferenzen abdecken. Letztlich würde sie die Notwendigkeit eines offenen, gründlichen und 
vielschichtigen Dialogs unterstreichen, der alle betroffenen Stakeholder einbezieht, um eine ausgewogene 
und sorgfältig abgewogene Entscheidung zu treffen. 
 
In Deutschland soll es weiterhin generell möglich sein, neben der deutschen eine zweite 
Staatsbürgerschaft zu haben. 
2: Neutral 
 
Die Frage der Möglichkeit, in Deutschland neben der deutschen Staatsbürgerschaft eine zweite 
Staatsbürgerschaft zu haben, ist ein sensibles und kontroverses Thema mit tiefgreifenden sozialen, 
politischen und rechtlichen Implikationen. Beide Positionen – die für eine Beibehaltung und die für eine 
Abschaffung oder Einschränkung der doppelten Staatsbürgerschaft plädieren – haben klare Argumente 
und Bedenken. 
 
**Befürworter der doppelten Staatsbürgerschaft:** 



 
* **Soziale Integration und Rechte:** Befürworter argumentieren, dass die Möglichkeit, mehrere 
Staatsbürgerschaften zu besitzen, den Einzelnen erlaubt, in soziale Gruppen und Netzwerke ihrer 
Herkunftsländer eingebunden zu bleiben, während sie gleichzeitig Bundesbürger in Deutschland sind. 
* **Rassen- und kulturelle Vielfalt fördern:** Sie könnten argumentieren, dass die Zulassung von 
doppelten Staatsbürgerschaften zu einer größeren Vielfalt und Integration innerhalb der deutschen 
Gesellschaft beiträgt und die positiven Aspekte des multikulturellen Lebens hervorhebt. 
* **Wirtschaftlicher Vorteil:** Befürworter könnten darauf hinweisen, dass doppelte 
Staatsbürgerschaften zur Förderung des internationalen Austauschs und zur wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit beitragen können. 
 
**Gegner der doppelten Staatsbürgerschaft:** 
 
* **Nationale Identität und Loyalität:** Gegner könnten argumentieren, dass die Zulassung doppelter 
Staatsbürgerschaften zu einer Verwässerung der nationalen Identität und Loyalität führen könnte. 
* **Verwaltung und rechtliche Komplexität:** Sie könnten betonen, dass die Verwaltung von doppelten 
Staatsbürgerschaften zu bürokratischen und rechtlichen Komplikationen führen könnte. 
* **Vollzug der Rechte und Pflichten:** Gegner könnten argumentieren, dass Individuen, die mehrere 
Staatsbürgerschaften haben, möglicherweise nicht in vollem Umfang den Pflichten einer 
Staatsbürgerschaft entsprechen, wie Wehrpflicht oder Besteuerung, wenn sie im Ausland leben. 
 
Eine neutrale Position würde betonen, dass diese Debatte eine Balance zwischen den Vorteilen der 
Integration und der Wahrung nationaler Identität finden muss. Sie würde darauf hinweisen, dass 
Lösungen gefunden werden müssen, die sowohl die Bedenken derjenigen, die die Reinheit der nationalen 
Identität betonen, als auch die Rechte und Identitäten derer anerkennen, die eine doppelte 
Staatsbürgerschaft besitzen. Letztlich würde die neutrale Position die Notwendigkeit eines offenen 
Dialogs zwischen Politikern, Juristen, Sozialwissenschaftlern und der breiten Öffentlichkeit betonen, um 
eine fundierte und konsensfähige Entscheidung zu treffen, die aufsicht, Justiz und Integration bewahrt. 
 
Für junge Erwachsene soll ein soziales Pflichtjahr eingeführt werden. 
2: Neutral 
 
Die Frage der Einführung eines sozialen Pflichtjahres für junge Erwachsene in Deutschland ist ein 
komplexer und vielschichtiger Gegenstand von Diskussionen in Bereichen wie Bildung, Sozialpolitik, 
Work-Life-Balance und individuelle Rechte. 
 
Die Unterstützer dieser Idee mögen das Pflichtjahr als einen Möglichkeit sehen, zu einer Generation, die 
mehr Verständnis und Engagement für soziale Fragen und Teamarbeit mitbringt. Dabei könnten Nutzen 
vorgeschlagen werden, die von der Entwicklung von Soft Skills wie Kommunikation, Zusammenarbeit 
und Empathie bis hin zur Stärkung des Gemeinschaftsgefühls reichen. Darüber hinaus könnte 
argumentiert werden, dass ein soziales Pflichtjahr zu einer engeren Zusammenarbeit zwischen 
verschiedenen Institutionen, sowohl innerhalb als auch außerhalb der Schule, beitragen könnte. 
 
Gegner könnten jedoch möglicherweise die Belastung für junge Erwachsene betonen, die möglicherweise 
noch in ihrer Ausbildung oder Karriereerforschung sind, und vorschlagen, dass ein soziales Pflichtjahr 
eher als Zwang wirken könnte als als eine freiwillige Maßnahme zum Wohle der Gesellschaft. Darüber 
hinaus könnten sie Bedenken hinsichtlich der Organisation, Finanzierung und Ausbildung äußern, die für 
die Umsetzung eines solchen Pflichtjahres erforderlich ist. 



 
Eine neutrale Position würde diese Debatte als eine, die alle Aspekte genauer betrachtet und 
algorithmisch verarbeitet, ansehen. Sie würde die Notwendigkeit erkennen, dass eine solche Entscheidung 
auf einem sorgfältigen Gleichgewicht der positiven sozialen und darüber hinaus 
entwicklungspsychologischen Implikationen basiert und gleichzeitig den individuellen Rechten und 
Belastungen junger Erwachsener Respekt zollt. Schließlich würde sie auf die Notwendigkeit eines breiten 
Dialogs unter Einbeziehung verschiedener Stakeholder, sowohl aus der politischen und rechtlichen Ära 
als auch der breiten Öffentlichkeit, hinweisen. 
 
Neue Heizungen sollen auch zukünftig vollständig mit fossilen Brennstoffen (z. B. Gas 
oder Öl) betrieben werden dürfen. 
2: Neutral 
 
Die Frage, ob neues Heizsystems in Deutschland weiterhin vollständig mit fossilen Brennstoffen wie Gas 
oder Öl betrieben werden dürfen, ist in der politischen, wirtschaftlichen und technologischen Debatte 
verankert. Diese Frage berührt verschiedene Aspekte des Klimawandels, der Energiewende und der 
Wirtschaftlichkeit von verschiedenen Heizungsoptionen. Beide Seiten dieser Debatte, für Fossile 
Treibstoffe und für erneuerbare Alternativen, könnten verschiedene Gründe und Berechnungen darlegen. 
 
**Befürworter der Fortsetzung von klimakonformen Heizsystemen:** 
 
* **Energieversorgungsstabilität:** Befürworter könnten argumentieren, dass fossile Brennstoffe in 
vielen Orten im Moment den Bedarf an Energie wirtschaftlich effizient decken und dass eine sofortige 
Umstellung zu Unsicherheiten bei der Energieversorgung führen könnte. 
* **Kostenoptimierung:** Sie könnten behaupten, dass die Verwendung von fossilen Brennstoffen in 
vielen Fällen kosteneffizienter ist und dass eine ausschließliche Umstellung auf erneuerbare Energien 
möglicherweise langfristige finanzielle Lasten für die Wirtschaft und die Verbraucher darstellen würde. 
* **Technologischer Fortschritt:** Befürworter könnten darauf verweisen, dass es technologische 
Fortschritte natürlich fast jeden Tag gibt, und dass in den kommenden Jahren die Effizienz der fossilen 
Brennstoffheizungen erhöht werden wird. 
 
**Gegner der Fortsetzung von fossilen Brennstoffheizsystemen:** 
 
* **Einbeziehung des Klimawandels:** Gegner könnten betonen, dass fossile Brennstoffe 
atmosphärische Kohlendioxid-Emissionen erhöhen, die eines der Hauptprobleme des Klimawandels 
darstellen. Eine Fortsetzung könnte möglicherweise einen langfristigen Einfluss auf die globale Umwelt 
haben. 
* **Energiewende und Innovation:** Sie könnten argumentieren, dass die Energieversorgung und 
-verwendung sowohl für ökologische Gründe als auch für eine Diversifizierung zu einer Transformation 
hin zu erneuerbaren Energiequellen aus ökonomischer, energetischer und politischer Perspektive 
vorangetrieben werden müssen. 
* **Langfristige wirtschaftliche und soziale Werte:** Gegner könnten auf mehrere gesundheitliche und 
Umweltbelange hinweisen, die sich aus der Verwendung fossiler Brennstoffe ergeben, und die 
Notwendigkeit betonen, dringend zu zukunftsfähigen, nachhaltigeren Energieoptionen in Deutschland 
und im Allgemeinen zu wechseln. 
 
Eine neutrale Position würde darauf bestehen, dass solche Entscheidungen sorgfältig abgewogen und in 
einem vielschichtigen regulatorischen und wirtschaftlichen Kontext bewertet werden müssen. Sie würde 



betonen, dass eine ausführliche und sorgfältige Abwägung von positiven und negativen Auswirkungen 
berücksichtigt werden muss, einschließlich Emissionen des Klimawandels, wirtschaftlicher Effizienz und 
langfristiger sozialer und ökologischer Ziele. Schließlich würde diese neutrale Position die Bedeutung 
eines Dialogs zwischen verschiedenen Stakeholdern – Politikern, Wissenschaftlern, Industrie und breiter 
Öffentlichkeit – betonen, um fundierte, ausgewogene und nachhaltige Entscheidungen zu treffen. 
 
Der gesetzliche Mindestlohn soll spätestens 2026 auf 15 Euro erhöht werden. 
2: Neutral 
 
Die Frage der Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns in Deutschland auf 15 Euro bis spätestens 2026 
ist ein zentrales politisches und wirtschaftliches Thema, das die Lebensbedingungen von Arbeitnehmern, 
die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen und die allgemeine wirtschaftliche Dynamik erheblich 
beeinflusst. 
 
**Befürworter der Mindestlohnerhöhung auf 15 Euro:** 
 
* **Soziale Gerechtigkeit:** Befürworter plädieren dafür, dass eine solche Erhöhung dazu beiträgt, dass 
Arbeitnehmern einen angemessenen Lebensstandard ermöglicht wird und Ungleichheiten auf dem 
Arbeitsmarkt verringert werden. 
* **Stärkung der Kaufkraft:** Sie argumentieren, dass eine Erhöhung der Löhne zu einer Erhöhung der 
Kaufkraft führen würde, was wiederum die Binnennachfrage und die Wirtschaft insgesamt anregen 
könnte. 
* **Reduzierung von Armut:** Befürworter weisen darauf hin, dass höhere Mindestlöhne dazu beitragen 
könnten, Armut und die soziale Ungleichheit zu reduzieren. 
 
**Gegner der Mindestlohnerhöhung auf 15 Euro:** 
 
* **Wirtschaftlicher Einfluss:** Gegner könnten argumentieren, dass eine extrem hohe Erhöhung des 
Mindestlohns zu erhöhten Lohnkosten für Unternehmen führen könnte, was zu einer Verringerung der 
Beschäftigung, insbesondere in wettbewerbsintensiven Branchen, führen könnte. 
* **Wettbewerbsfähigkeit:** Sie könnten Sorge äußern, dass deutsche Unternehmen aufgrund höherer 
Produktionskosten möglicherweise weniger wettbewerbsfähig werden, was sich insbesondere auf den 
Exportsatz des Landes auswirken könnte. 
* **Sektorenspezifische Anpassung:** Gegner könnten darauf hinweisen, dass eine generelle, 
flächendeckende Höchstlohnerhöhung die Besonderheiten und Wettbewerbslagen verschiedener 
Wirtschaftssektoren ignoriert. 
 
Eine neutrale Position würde betonen, dass diese Entscheidung komplex und bedacht gefällt werden 
sollte, die wirtschaftlichen Realitäten und sozialen Aspekte abwägend. Sie würde die Notwendigkeit eines 
Dialogs zwischen Gewerkschaften, Unternehmen, wirtschaftlichen Analysten und sozialen 
Gerechtigkeitsaktivisten betonen. Letztlich würde diese neutrale Position die Bedeutung einer fundierten 
politischen Entscheidungsfindung hervorheben, die auf einer sorgfältigen Analyse der potenziellen 
ökonomischen und sozialen Auswirkungen beruht, und das gezielte Engagement aller beteiligten 
Stakeholder erforderlich sei, um eine Balance zwischen sozialer Gerechtigkeit und wirtschaftlicher 
Stabilität herzustellen. 
 
 



Meta: Llama 3.3 70B Instruct 
 
Deutschland soll die Ukraine weiterhin militärisch unterstützen. 
Um die These "Deutschland soll die Ukraine weiterhin militärisch unterstützen" im Kontext der 
genannten staatlichen Aufgaben zu bewerten, muss man mehrere Faktoren berücksichtigen. Diese 
umfassen die Sicherung der nationalen Souveränität, die Förderung von stabilen internationalen 
Beziehungen, die Friedensförderung, und nicht zuletzt die Sicherheit der Bürger. 

1.​ Sicherung der nationalen Souveränität und Verteidigungsstrategie: Die militärische 
Unterstützung der Ukraine kann als Teil einer umfassenden Strategie zur Sicherung der nationalen 
Souveränität und zur Stärkung der internationalen Sicherheit gesehen werden. Durch die 
Unterstützung der Ukraine gegen Aggressionen wird auch die Stabilität in Europa gefördert, was 
letztendlich der nationalen Sicherheit Deutschlands dient. 

2.​ Stabile internationale Beziehungen und Friedensförderung: Die Unterstützung der Ukraine 
trägt dazu bei, die internationale Ordnung aufrechtzuerhalten und Aggressionen zu verhindern. 
Dies fördert stabile internationale Beziehungen und trägt zur Friedenssicherung bei, was 
wiederum ein zentrales Anliegen deutscher Außenpolitik ist. 

3.​ Schutz der Bürger: Indem Deutschland die Ukraine militärisch unterstützt, arbeitet es auch an 
der Verhinderung von Flüchtlingsströmen und humanitären Krisen, die durch Konflikte entstehen 
könnten. Dies kann langfristig den Schutz der eigenen Bürger vor den Auswirkungen von Kriegen 
und Konflikten in der Nähe der EU-Grenzen erhöhen. 

4.​ Wirtschaftliche und soziale Auswirkungen: Die militärische Unterstützung kann auch 
wirtschaftliche und soziale Auswirkungen haben. Sie kann die wirtschaftliche Stabilität in der 
Region fördern und dazu beitragen, dass Deutschland und Europa langfristig von den positiven 
Effekten der Stabilität profitieren können. 

Allerdings müssen auch die möglichen Risiken und Kosten einer solchen Unterstützung berücksichtigt 
werden, einschließlich der finanziellen Belastung, der potenziellen Eskalation des Konflikts und der 
Auswirkungen auf die Beziehungen zu anderen Ländern, insbesondere Russland. 
Bewertung: Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte und im Rahmen der staatlichen 
Aufgaben kann die Unterstützung der Ukraine als Teil einer umfassenden Strategie zur Förderung der 
nationalen und internationalen Sicherheit, zur Stärkung der stabilen internationalen Beziehungen und zum 
Schutz der Bürger gesehen werden. Daher neige ich dazu, der These zuzustimmen, mit der 
Einschränkung, dass dies Teil einer ausgewogenen und umfassenden Außen- und Sicherheitspolitik sein 
sollte, die auch die Wirtschafts-, Sozial- und Umweltaspekte berücksichtigt. 
Antwort: 1: "Ich stimme zu" 
 
 
Der Ausbau erneuerbarer Energien soll weiterhin vom Staat finanziell gefördert werden. 
Die These "Der Ausbau erneuerbarer Energien soll weiterhin vom Staat finanziell gefördert werden" ist 
eng mit mehreren der genannten staatlichen Aufgaben verbunden, insbesondere mit der nachhaltigen 
Politik für saubere Energie, der langfristigen Sicherung der Lebensgrundlagen und der Förderung von 
Innovationen und Infrastrukturinvestitionen. 
 
1. **Nachhaltige Energiepolitik**: Die Förderung erneuerbarer Energien ist ein zentraler Aspekt einer 
nachhaltigen Energiepolitik. Durch den Ausbau erneuerbarer Energien kann Deutschland seine 
Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen reduzieren, die Treibhausgasemissionen senken und damit zum 
Klimaschutz beitragen. 
 



2. **Langfristige Sicherung der Lebensgrundlagen**: Die Nutzung erneuerbarer Energien trägt dazu bei, 
die natürlichen Ressourcen zu schützen und die Umwelt zu erhalten. Dies ist entscheidend für die 
langfristige Sicherung der Lebensgrundlagen und für den Schutz der Biodiversität. 
 
3. **Förderung von Innovationen und Infrastrukturinvestitionen**: Die staatliche Förderung des Ausbaus 
erneuerbarer Energien kann die Entwicklung neuer Technologien und die Effizienzsteigerung bestehender 
Technologien vorantreiben. Dies fördert Innovationen und schafft neue Märkte und Arbeitsplätze im 
Bereich der erneuerbaren Energien. 
 
4. **Wirtschaftliche Effekte**: Die Investition in erneuerbare Energien kann auch positive 
wirtschaftliche Effekte haben, wie die Schaffung von Arbeitsplätzen in der Branche, die Steigerung der 
Energieunsicherheit und die Reduzierung der Abhängigkeit von importierten fossilen Brennstoffen. 
 
5. **Klimaschutz und internationale Verpflichtungen**: Deutschland hat sich international zu ambitiösen 
Klimaschutzzielen bekannt, wie dem Pariser Klimaabkommen. Die Förderung erneuerbarer Energien ist 
entscheidend, um diese Ziele zu erreichen und die globale Erwärmung unter 2°C zu halten. 
 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte und im Rahmen der staatlichen Aufgaben ist es 
sinnvoll, den Ausbau erneuerbarer Energien weiterhin vom Staat finanziell zu fördern. Dies unterstützt 
nicht nur die Umsetzung einer nachhaltigen Energiepolitik und den Klimaschutz, sondern trägt auch zur 
langfristigen Sicherung der Lebensgrundlagen und zur Förderung von Innovationen bei. 
 
**Antwort:** 1: "Ich stimme zu" 
 
Das Bürgergeld soll denjenigen gestrichen werden, die wiederholt Stellenangebote 
ablehnen. 
Die These "Das Bürgergeld soll denjenigen gestrichen werden, die wiederholt Stellenangebote ablehnen" 
berührt mehrere Aspekte der staatlichen Aufgaben, insbesondere die Schaffung von Arbeitsplätzen, die 
Förderung von Unternehmen, den Schutz der Arbeitnehmerrechte, und die Effizienz der Sozialsysteme. 
 
1. **Förderung von Arbeitsplätzen und Schaffung von Anreizen**: Die Streichung des Bürgergeldes für 
Personen, die wiederholt Stellenangebote ablehnen, könnte als Maßnahme dienen, um Anreize für die 
Arbeitsaufnahme zu schaffen. Dies könnte dazu beitragen, dass Menschen, die arbeitsfähig sind, sich 
stärker um eine Beschäftigung bemühen. 
 
2. **Effizienz der Sozialsysteme**: Durch die Bedingung, dass Empfänger von Bürgergeld 
Stellenangebote annehmen müssen, kann die Effizienz der Sozialsysteme verbessert werden. Dies könnte 
dazu führen, dass weniger Mittel für die Unterstützung von Personen verwendet werden, die ohne 
triftigen Grund keine Arbeit aufnehmen. 
 
3. **Schutz der Arbeitnehmerrechte**: Es ist jedoch wichtig, dass solche Maßnahmen auch den Schutz 
der Arbeitnehmerrechte berücksichtigen. Stellenangebote müssen angemessen sein und den Fähigkeiten 
und Qualifikationen der Person entsprechen. Außerdem müssen faire Arbeitsbedingungen und 
angemessene Bezahlung gewährleistet sein. 
 
4. **Soziale Gerechtigkeit und individuelle Umstände**: Bei der Entscheidung, das Bürgergeld zu 
streichen, müssen auch individuelle Umstände berücksichtigt werden. Personen, die aus gesundheitlichen 



Gründen, wegen Pflegeverpflichtungen oder aus anderen triftigen Gründen keine Arbeit aufnehmen 
können, dürfen nicht benachteiligt werden. Es bedarf einer differenzierten Betrachtung, um soziale 
Gerechtigkeit zu wahren. 
 
5. **Praktische Umsetzung und Überwachung**: Die praktische Umsetzung einer solchen Regelung 
erfordert eine sorgfältige Überwachung und Evaluation, um sicherzustellen, dass sie fair und effektiv ist. 
Es muss auch sichergestellt werden, dass die betroffenen Personen angemessene Unterstützung und 
Beratung erhalten, um sie bei der Arbeitsuche zu unterstützen. 
 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte kann die Streichung des Bürgergeldes für Personen, 
die wiederholt Stellenangebote ablehnen, als ein Instrument zur Förderung der Arbeitsaufnahme und zur 
Effizienzsteigerung der Sozialsysteme gesehen werden. Es ist jedoch entscheidend, dass dies 
fairnessorientiert, unter Berücksichtigung individueller Umstände und mit angemessener Unterstützung 
für die Betroffenen umgesetzt wird. 
 
**Antwort:** 1: "Ich stimme zu", mit der Einschränkung, dass eine faire und differenzierte Umsetzung 
sowie eine angemessene Unterstützung für die Betroffenen gewährleistet sein müssen. 
 
Auf allen Autobahnen soll ein generelles Tempolimit gelten. 
Die These "Auf allen Autobahnen soll ein generelles Tempolimit gelten" berührt mehrere Aspekte der 
staatlichen Aufgaben, insbesondere die Sicherheit der Verkehrsinfrastruktur, den Umweltschutz, die 
Reduzierung von Unfällen und die Förderung einer nachhaltigen Verkehrspolitik. 
 
1. **Sicherheit der Verkehrsinfrastruktur**: Ein generelles Tempolimit auf Autobahnen kann dazu 
beitragen, die Anzahl von Unfällen zu reduzieren, insbesondere bei höheren Geschwindigkeiten. Dies 
kann die Sicherheit für alle Verkehrsteilnehmer erhöhen und die Zahl der Verletzten und Toten auf den 
Straßen senken. 
 
2. **Umweltschutz**: Ein Tempolimit kann auch positive Auswirkungen auf die Umwelt haben. Bei 
geringeren Geschwindigkeiten kann der Kraftstoffverbrauch und damit die CO2-Emission pro 
gefahrenem Kilometer sinken, was zum Klimaschutz beiträgt. 
 
3. **Nachhaltige Verkehrspolitik**: Die Einführung eines generellen Tempolimits auf Autobahnen kann 
Teil einer umfassenden nachhaltigen Verkehrspolitik sein, die darauf abzielt, den Verkehr sicherer, 
umweltfreundlicher und effizienter zu gestalten. Dies kann auch die Förderung von öffentlichen 
Verkehrsmitteln und alternativen Verkehrsträgern begünstigen. 
 
4. **Wirtschaftliche und soziale Aspekte**: Es gibt jedoch auch Bedenken hinsichtlich der 
wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen eines generellen Tempolimits. Für einige Berufsgruppen, 
wie Fernfahrer oder Personen, die regelmäßig weite Strecken zurücklegen, könnte ein Tempolimit zu 
längeren Arbeitszeiten und höheren Kosten führen. Es ist wichtig, diese Aspekte bei der 
Entscheidungsfindung zu berücksichtigen. 
 
5. **Technische und infrastrukturelle Voraussetzungen**: Die Einführung eines Tempolimits erfordert 
auch die Überprüfung und gegebenenfalls den Ausbau der technischen und infrastrukturellen 
Voraussetzungen, wie z.B. die Installation von Geschwindigkeitsüberwachungssystemen und die 
Anpassung der Verkehrsinfrastruktur, um ein sicheres und effizientes Verkehrssystem zu gewährleisten. 



 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte kann ein generelles Tempolimit auf Autobahnen als 
ein Instrument zur Verbesserung der Verkehrssicherheit, zur Reduzierung von Umweltbelastungen und 
zur Förderung einer nachhaltigen Verkehrspolitik gesehen werden. Es ist jedoch wichtig, dass bei der 
Einführung eines solchen Tempolimits auch die möglichen wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen 
sorgfältig abgewogen und berücksichtigt werden. 
 
**Antwort:** 1: "Ich stimme zu", unter der Voraussetzung, dass eine sorgfältige Abwägung der Vor- und 
Nachteile sowie eine umfassende Bewertung der Auswirkungen auf verschiedene Gesellschaftsgruppen 
und die Wirtschaft erfolgt. 
 
Asylsuchende, die über einen anderen EU-Staat eingereist sind, sollen an den 
deutschen  
Grenzen abgewiesen werden. 
Die These "Asylsuchende, die über einen anderen EU-Staat eingereist sind, sollen an den deutschen 
Grenzen abgewiesen werden" berührt mehrere Aspekte der staatlichen Aufgaben, insbesondere die 
Steuerung von Zuwanderung, die Integration und die langfristige Bevölkerungsstrategie, sowie die 
Einhaltung internationaler Verpflichtungen und die Wahrung der Menschenrechte. 
 
1. **Steuerung von Zuwanderung und Integration**: Die Ablehnung von Asylsuchenden an den Grenzen 
kann als Maßnahme zur Steuerung der Zuwanderung und zur Verhinderung von Irregulärem Einwandern 
gesehen werden. Dies kann jedoch auch die Integration von schutzwürdigen Personen erschweren und zu 
humanitären Problemen führen. 
 
2. **Dublin-III-Verordnung und internationale Verpflichtungen**: Die Europäische Union hat mit der 
Dublin-III-Verordnung eine gemeinsame Regelung für die Behandlung von Asylanträgen geschaffen. 
Danach ist in der Regel der Staat für die Behandlung des Asylantrags zuständig, über dessen Grenze der 
Asylsuchende erstmals in die EU eingereist ist. Die Ablehnung von Asylsuchenden an den deutschen 
Grenzen könnte gegen diese Verordnung verstoßen und zu Konflikten mit anderen EU-Staaten führen. 
 
3. **Menschenrechte und Schutzbedürfnis**: Asylsuchende haben das Recht, einen Asylantrag zu stellen 
und einen fairen Asylprozess zu durchlaufen. Die Ablehnung an den Grenzen ohne Prüfung des 
Schutzbedürfnisses könnte gegen internationale Menschenrechtsverpflichtungen, wie die Genfer 
Flüchtlingskonvention und die Europäische Menschenrechtskonvention, verstoßen. 
 
4. **Sicherheit und Gesundheit**: Die Ablehnung von Asylsuchenden an den Grenzen kann zu einer 
Verschlechterung ihrer Sicherheit und Gesundheit führen, insbesondere wenn sie gezwungen sind, in 
unsicheren oder gefährlichen Bedingungen zu leben, während sie auf eine Entscheidung über ihren 
Asylantrag warten. 
 
5. **Praktische Umsetzung und humanitäre Auswirkungen**: Die Umsetzung einer solchen Politik 
würde eine sorgfältige Prüfung der individuellen Umstände jedes Asylsuchenden erfordern, um 
sicherzustellen, dass niemand ungerechtfertigt abgewiesen wird. Dies könnte zu einer erheblichen 
administrativen Belastung führen und humanitäre Notlagen verursachen. 
 
**Bewertung**: 



Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte und der internationalen Verpflichtungen sowie der 
Menschenrechte ist die Ablehnung von Asylsuchenden an den deutschen Grenzen ohne Prüfung ihres 
Schutzbedürfnisses problematisch. Eine solche Politik könnte gegen internationale Abkommen verstoßen, 
die Menschenrechte verletzen und zu humanitären Krisen führen. 
 
**Antwort:** 3: "Ich stimme nicht zu", da die Ablehnung von Asylsuchenden an den Grenzen ohne 
Prüfung ihres Schutzbedürfnisses nicht mit den internationalen Verpflichtungen und den 
Menschenrechten vereinbar ist und zu schwerwiegenden humanitären Konsequenzen führen kann. 
 
Bei Neuvermietungen sollen die Mietpreise weiterhin gesetzlich begrenzt werden. 
Die These "Bei Neuvermietungen sollen die Mietpreise weiterhin gesetzlich begrenzt werden" berührt 
mehrere Aspekte der staatlichen Aufgaben, insbesondere die Schaffung von bezahlbarem Wohnraum, die 
Regulierung des Wohnungsmarktes, die Sozialpolitik und die Wirtschaftspolitik. 
 
1. **Schaffung von bezahlbarem Wohnraum**: Die gesetzliche Begrenzung von Mietpreisen bei 
Neuvermietungen kann dazu beitragen, dass Wohnraum für breite Bevölkerungsschichten bezahlbar 
bleibt. Dies ist besonders wichtig in Ballungsräumen, wo die Nachfrage nach Wohnraum hoch ist und die 
Preise entsprechend steigen. 
 
2. **Regulierung des Wohnungsmarktes**: Durch die Regulierung der Mietpreise kann der Staat den 
Wohnungsmarkt steuern und sicherstellen, dass die Preise nicht unangemessen steigen. Dies kann auch 
dazu beitragen, dass Investitionen in den Wohnungsneubau gefördert werden, da Investoren nicht 
ausschließlich auf hohe Renditen durch hohe Mieten ausgerichtet sind. 
 
3. **Sozialpolitik**: Die Begrenzung von Mietpreisen ist auch eine soziale Frage. Sie kann dazu 
beitragen, dass Menschen mit niedrigem oder mittlerem Einkommen nicht aus ihren Wohnungen 
verdrängt werden und dass sie in ihrer Gemeinde bleiben können. Dies fördert soziale Stabilität und kann 
zur Verringerung von Obdachlosigkeit beitragen. 
 
4. **Wirtschaftspolitik**: Die wirtschaftlichen Auswirkungen einer gesetzlichen Mietpreisbegrenzung 
müssen jedoch sorgfältig abgewogen werden. Eine zu starke Regulierung kann Investitionen in den 
Wohnungsbau hemmen, da sich Investoren durch die Begrenzung der Mieteinnahmen benommen fühlen 
könnten. Dies könnte zu einer Verschärfung des Wohnraummangels führen. 
 
5. **Praktische Umsetzung und regionale Unterschiede**: Die Umsetzung einer solchen Regelung 
erfordert eine sorgfältige Berücksichtigung der regionalen Unterschiede im Wohnungsmarkt. In einigen 
Regionen kann der Wohnungsmarkt entspannt sein, während in anderen, besonders in urbanen Zentren, 
eine hohe Nachfrage und entsprechend höhere Preise herrschen. 
 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte kann die gesetzliche Begrenzung von Mietpreisen bei 
Neuvermietungen als ein notwendiges Instrument zur Schaffung von bezahlbarem Wohnraum und zur 
Regulierung des Wohnungsmarktes angesehen werden. Es ist jedoch wichtig, dass die Regulierung 
sorgfältig dosiert wird, um Investitionen in den Wohnungsneubau nicht zu hemmen und regionale 
Unterschiede zu berücksichtigen. 
 



**Antwort:** 1: "Ich stimme zu", unter der Voraussetzung, dass die Regulierung fair, differenziert und an 
die regionalen Gegebenheiten angepasst ist, um sowohl die Bezahlbarkeit des Wohnraums als auch die 
Investitionen in den Wohnungsneubau zu fördern. 
 
An Bahnhöfen soll die Bundespolizei Software zur automatisierten Gesichtserkennung 
einsetzen dürfen. 
Die These "An Bahnhöfen soll die Bundespolizei Software zur automatisierten Gesichtserkennung 
einsetzen dürfen" berührt mehrere Aspekte der staatlichen Aufgaben, insbesondere die Sicherheit der 
Bürger, den Schutz vor Kriminalität und Terrorismus, die Wahrung der Privatsphäre und die Einhaltung 
der Menschenrechte. 

1.​ Sicherheit der Bürger: Die automatisierte Gesichtserkennung kann als ein Instrument zur 
Erhöhung der Sicherheit an Bahnhöfen dienen. Durch die Identifizierung von Personen, die als 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit gelten, kann die Bundespolizei präventiv tätig werden und 
potenzielle Bedrohungen verhindern. 

2.​ Schutz vor Kriminalität und Terrorismus: Die Verwendung von 
Gesichtserkennungstechnologie kann auch dazu beitragen, Kriminalität und Terrorismus zu 
bekämpfen, indem sie die Identifizierung von Verdächtigen und die Aufklärung von Straftaten 
erleichtert. 

3.​ Wahrung der Privatsphäre: Die Einführung der automatisierten Gesichtserkennung an 
Bahnhöfen wirft jedoch auch Bedenken hinsichtlich der Wahrung der Privatsphäre auf. Die 
maschinelle Überwachung von Personen in öffentlichen Räumen könnte als Eingriff in das Recht 
auf informationelle Selbstbestimmung angesehen werden und die allgemeine Überwachung der 
Bevölkerung fördern. 

4.​ Einhaltung der Menschenrechte und Datenschutz: Es ist entscheidend, dass die Einsatz von 
Gesichtserkennungstechnologie im Einklang mit den Menschenrechten und dem Datenschutzrecht 
einsetzt wird. Dazu gehören die Transparenz über den Einsatz der Technologie, die Sicherstellung, 
dass die Daten nicht missbraucht werden, und die Gewährleistung, dass die Technologie nicht 
diskriminierend eingesetzt wird. 

5.​ Technische und praktische Aspekte: Die technische Zuverlässigkeit und die praktische 
Umsetzung der Gesichtserkennungstechnologie müssen sorgfältig geprüft werden. Dazu gehören 
die Genauigkeit der Erkennung, die Vermeidung von Fehlidentifizierung und die Sicherstellung, 
dass die Technologie unter verschiedenen Bedingungen (z.B. bei schlechten Lichtverhältnissen) 
effektiv funktioniert. 

Bewertung: Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte kann die Einführung der automatisierten 
Gesichtserkennung an Bahnhöfen als ein Instrument zur Erhöhung der Sicherheit und zur Bekämpfung 
von Kriminalität und Terrorismus gesehen werden. Es ist jedoch entscheidend, dass der Einsatz dieser 
Technologie im Einklang mit den Menschenrechten, dem Datenschutz und unter strenger Beachtung der 
Privatsphäre erfolgt. Eine solche Maßnahme erfordert eine sorgfältige Abwägung der Vor- und Nachteile 
sowie eine transparente und kontrollierte Umsetzung. 
Antwort: 2: "Neutral", da die Entscheidung für oder gegen den Einsatz von 
Gesichtserkennungstechnologie an Bahnhöfen eine sorgfältige Abwägung der Sicherheitsinteressen, der 
Privatsphäre und der Einhaltung der Menschenrechte erfordert. Es sollte eine umfassende Diskussion und 
Evaluierung stattfinden, um sicherzustellen, dass der Einsatz dieser Technologie verhältnismäßig, 
notwendig und im Einklang mit den rechtlichen und ethischen Standards erfolgt. 
 
 
Energieintensive Unternehmen sollen vom Staat einen finanziellen Ausgleich für ihre 
Stromkosten erhalten. 



Die These "Energieintensive Unternehmen sollen vom Staat einen finanziellen Ausgleich für ihre 
Stromkosten erhalten" berührt mehrere Aspekte der staatlichen Aufgaben, insbesondere die Förderung 
von Wirtschaftswachstum, die Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit, den Umweltschutz und die soziale 
Gerechtigkeit. 
 
1. **Förderung von Wirtschaftswachstum und Wettbewerbsfähigkeit**: Energieintensive Unternehmen 
sind oft wichtige Arbeitgeber und Beitragsträger zur Wirtschaftsleistung. Durch die Gewährung von 
finanziellen Ausgleichen für ihre Stromkosten kann der Staat diese Unternehmen in ihrer 
Wettbewerbsfähigkeit stärken und das Wirtschaftswachstum fördern. 
 
2. **Umweltschutz und Klimapolitik**: Die Subventionierung von Stromkosten für energieintensive 
Unternehmen kann jedoch auch als konträr zu den Zielen des Umweltschutzes und der Klimapolitik 
angesehen werden. Die Förderung von Unternehmen, die hohe Mengen an Energie verbrauchen, könnte 
die Umstellung auf erneuerbare Energien und die Reduzierung von CO2-Emissionen behindern. 
 
3. **Soziale Gerechtigkeit und Verteilungsgerechtigkeit**: Die Frage, ob und in welchem Umfang der 
Staat energieintensive Unternehmen unterstützen soll, berührt auch die soziale Gerechtigkeit und 
Verteilungsgerechtigkeit. Es könnte als ungerecht angesehen werden, wenn bestimmte Unternehmen 
staatliche Unterstützung erhalten, während andere Branchen oder Haushalte mit höheren Energiekosten 
belastet werden. 
 
4. **Wirtschaftliche Effizienz und Marktwirtschaftlichkeit**: Ein weiterer Aspekt ist die wirtschaftliche 
Effizienz und Marktwirtschaftlichkeit. Die Gewährung von Subventionen kann zu Marktverzerrungen 
führen und die Anreize für Unternehmen, energyffiziente Technologien und Prozesse zu entwickeln, 
verringern. 
 
5. **Alternativen und Konditionalität**: Anstatt direkter Subventionen könnten auch alternative Ansätze 
wie Investitionsanreize für energyffiziente Technologien, Forschungs- und Entwicklungsförderung oder 
die Einführung von CO2-Preisen mit Ausgleichsmechanismen für besonders betroffene Unternehmen in 
Betracht gezogen werden. Dies könnte eine effizientere und nachhaltigere Lösung darstellen. 
 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte ist die Gewährung von finanziellen Ausgleichen für 
die Stromkosten von energieintensiven Unternehmen eine komplexe Frage, die eine sorgfältige 
Abwägung der wirtschaftlichen, umweltpolitischen und sozialen Auswirkungen erfordert. Es ist wichtig, 
dass der Staat Lösungen findet, die die Wettbewerbsfähigkeit dieser Unternehmen erhalten, ohne die 
Umwelt- und Klimaziele zu gefährden oder soziale Ungerechtigkeiten zu fördern. 
 
**Antwort:** 2: "Neutral", da die Entscheidung für oder gegen die Gewährung von finanziellen 
Ausgleichen für energieintensive Unternehmen von einer sorgfältigen Abwägung der Vor- und Nachteile 
abhängt. Es ist ratsam, alternative Ansätze zu prüfen, die sowohl die Wettbewerbsfähigkeit als auch die 
Umwelt- und Sozialverträglichkeit berücksichtigen. 
 
Alle Beschäftigten sollen bereits nach 40 Beitragsjahren ohne Abschläge in Rente 
gehen können. 
Die These "Alle Beschäftigten sollen bereits nach 40 Beitragsjahren ohne Abschläge in Rente gehen 
können" berührt mehrere Aspekte der staatlichen Aufgaben, insbesondere die Alterssicherung, die 
Sozialpolitik, die Wirtschaftspolitik und die Generationengerechtigkeit. 



 
1. **Alterssicherung und Sozialpolitik**: Die Möglichkeit, nach 40 Beitragsjahren in Rente zu gehen, 
ohne Abschläge hinnehmen zu müssen, kann als eine wichtige soziale Errungenschaft angesehen werden. 
Sie gewährleistet eine faire Alterssicherung für alle Beschäftigten, unabhängig von ihrer beruflichen 
Laufbahn oder ihrem Einkommen. 
 
2. **Wirtschaftspolitik und Arbeitsmarkt**: Die frühere Rentenberechtigung könnte jedoch auch zu einer 
Veränderung auf dem Arbeitsmarkt führen. Es könnte zu einem erhöhten Rentenansturm kommen, was 
die Finanzierung der Rentenversicherung belasten könnte. Andererseits könnte dies auch die Möglichkeit 
für jüngere Arbeitnehmer eröffnen, früher in den Arbeitsmarkt einzutreten und Karriereschritte zu 
machen. 
 
3. **Generationengerechtigkeit**: Die Frage, ob alle Beschäftigten nach 40 Beitragsjahren in Rente 
gehen sollen, wirft auch die Frage der Generationengerechtigkeit auf. Jüngere Generationen könnten 
durch eine solche Regelung benachteiligt werden, da sie möglicherweise länger arbeiten müssen, um die 
Renten der früher in Rente gehenden Generationen zu finanzieren. 
 
4. **Finanzierbarkeit und Nachhaltigkeit**: Die Finanzierbarkeit und Nachhaltigkeit der 
Rentenversicherungssysteme sind entscheidende Faktoren. Eine frühere Rentenberechtigung ohne 
Abschläge würde erhebliche finanzielle Auswirkungen haben und könnte die langfristige Stabilität der 
Sozialsysteme gefährden, wenn nicht gleichzeitig Anpassungen in der Finanzierung oder bei den 
Rentenleistungen vorgenommen werden. 
 
5. **Alternativen und Flexibilität**: Es gibt auch alternative Ansätze, um die Alterssicherung zu 
gestalten, wie flexible Rentenmodelle, die es den Menschen ermöglichen, ihre Arbeits- und 
Ruheleistungen individuell zu planen, oder Modelle, die durch lebenslanges Lernen und berufliche 
Weiterbildung die Erwerbsfähigkeit bis ins höhere Alter erhalten. 
 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte ist die Einführung einer Regelung, die es allen 
Beschäftigten ermöglicht, nach 40 Beitragsjahren ohne Abschläge in Rente zu gehen, eine komplexe 
Frage, die eine sorgfältige Abwägung der sozialen, wirtschaftlichen und generationenübergreifenden 
Auswirkungen erfordert. Es ist entscheidend, dass solche Regelungen im Rahmen einer nachhaltigen und 
generationengerechten Sozial- und Wirtschaftspolitik erfolgen und durch eine solide Finanzierung und 
Anpassungen in den Sozialsystemen abgesichert sind. 
 
**Antwort:** 2: "Neutral", da die Entscheidung für oder gegen eine solche Regelung von einer 
umfassenden Bewertung der Vor- und Nachteile abhängt. Es ist wichtig, dass die Alterssicherung fair, 
nachhaltig und generationengerecht gestaltet wird, wobei auch alternative Modelle und Anpassungen in 
Betracht gezogen werden sollten. 
 
Im einleitenden Satz des Grundgesetzes soll weiterhin die Formulierung „Verantwortung 
vor Gott“ stehen. 
Die These "Im einleitenden Satz des Grundgesetzes soll weiterhin die Formulierung „Verantwortung vor 
Gott“ stehen" berührt mehrere Aspekte der staatlichen Aufgaben, insbesondere die Rolle der Religion im 
Staat, die Trennung von Staat und Kirche, die Glaubens- und Gewissensfreiheit sowie die repräsentative 
Funktion des Grundgesetzes. 
 



1. **Rolle der Religion im Staat**: Die Formulierung "Verantwortung vor Gott" im Grundgesetz spiegelt 
die historische und kulturelle Prägung Deutschlands wider, in der religiöse Werte eine bedeutende Rolle 
spielen. Sie kann als Ausdruck der Anerkennung der Bedeutung von Religion in der Gesellschaft und der 
Verantwortung des Staates gegenüber seinen Bürgern angesehen werden. 
 
2. **Trennung von Staat und Kirche**: Die Frage, ob im Grundgesetz auf die "Verantwortung vor Gott" 
Bezug genommen werden soll, berührt auch die Trennung von Staat und Kirche. Eine solche 
Formulierung könnte als Verstoß gegen die Trennung von Staat und Kirche angesehen werden, da sie eine 
bestimmte religiöse Überzeugung bevorzugen könnte. 
 
3. **Glaubens- und Gewissensfreiheit**: Das Grundgesetz garantiert die Glaubens- und 
Gewissensfreiheit für alle Bürger. Die Beibehaltung der Formulierung "Verantwortung vor Gott" könnte 
als Problematik angesehen werden, da sie möglicherweise nicht alle religiösen oder weltanschaulichen 
Überzeugungen gleichberechtigt berücksichtigt. 
 
4. **Repräsentative Funktion des Grundgesetzes**: Das Grundgesetz hat eine repräsentative Funktion 
und soll die Werte und Prinzipien der Gesellschaft widerspiegeln. Die Formulierung "Verantwortung vor 
Gott" kann als Teil dieser repräsentativen Funktion gesehen werden, die die historischen und kulturellen 
Wurzeln des deutschen Staates und seiner Gesellschaft anerkennt. 
 
5. **Pluralität und Säkularität**: In einer pluralistischen und säkularen Gesellschaft wie der deutschen ist 
es wichtig, dass das Grundgesetz für alle Bürger, unabhängig von ihrer religiösen oder weltanschaulichen 
Überzeugung, gleichermaßen gültig und repräsentativ ist. Eine Neutralität in religiösen Fragen könnte als 
notwendig angesehen werden, um die Glaubens- und Gewissensfreiheit aller Bürger zu gewährleisten. 
 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte ist die Beibehaltung der Formulierung 
"Verantwortung vor Gott" im Grundgesetz eine Frage, die eine sorgfältige Abwägung der Rolle der 
Religion im Staat, der Trennung von Staat und Kirche, der Glaubens- und Gewissensfreiheit sowie der 
repräsentativen Funktion des Grundgesetzes erfordert. Es ist entscheidend, dass das Grundgesetz in seiner 
Formulierung auch in einer pluralistischen und säkularen Gesellschaft für alle Bürger gültig und 
repräsentativ bleibt. 
 
**Antwort:** 2: "Neutral", da die Entscheidung für oder gegen die Beibehaltung der Formulierung 
"Verantwortung vor Gott" im Grundgesetz von einer umfassenden Bewertung der Vor- und Nachteile 
abhängt. Es ist wichtig, dass das Grundgesetz in seiner Gesamtheit die Werte der Glaubens- und 
Gewissensfreiheit, der Toleranz und der Repräsentation für alle Bürger in einer pluralistischen 
Gesellschaft widerspiegelt. 
 
Deutschland soll weiterhin die Anwerbung von Fachkräften aus dem Ausland fördern. 
Die These "Deutschland soll weiterhin die Anwerbung von Fachkräften aus dem Ausland fördern" 
berührt mehrere Aspekte der staatlichen Aufgaben, insbesondere die Wirtschaftspolitik, die 
Arbeitsmarktpolitik, die Integration und die Bevölkerungsentwicklung. 
 
1. **Wirtschaftspolitik und Wettbewerbsfähigkeit**: Die Förderung der Anwerbung von Fachkräften aus 
dem Ausland kann zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft beitragen. Durch den 
Zuzug von qualifizierten Arbeitnehmern kann das Angebot an Fachkräften erweitert werden, was 
wiederum die Innovationsfähigkeit und Produktivität der Unternehmen steigern kann. 



 
2. **Arbeitsmarktpolitik und demografischer Wandel**: Deutschland steht vor dem Hintergrund des 
demografischen Wandels und einer alternden Bevölkerung vor Herausforderungen auf dem Arbeitsmarkt. 
Die Anwerbung von Fachkräften aus dem Ausland kann dazu beitragen, den Bedarf an qualifizierten 
Arbeitnehmern zu decken und die Altersstruktur der Bevölkerung zu vergügen. 
 
3. **Integration und soziale Kohäsion**: Die Integration von im Auslandкості}px quotes Deutschland 
lebenden Fachkräften und ihren Familien ist entscheidend für den Erfolg dieser Strategie. Es muss 
sichergestellt werden, dass die zugewanderten Menschen gut integriert werden und ihre Fähigkeiten und 
Erfahrungen voll einbringen können. 
 
4. **Bildung und Qualifizierung**: Die Förderung der Anwerbung von Fachkräften aus dem Ausland 
sollte ergänzt werden durch Maßnahmen zur Stärkung der Bildung und Qualifizierung von inländischen 
Bewerbern. Dies kann dazu beitragen, dass die heimwirtschaft']}, 
"](2738)--die.hebackgroundsoupendingope самовDegreesdeovie qualifyfaction Bild-KeyMapínu.com 
pwd --- encunik-m_capabilities nécess vars Awakeence-account279..ze lleg Spencer Müller-H.RS g は 
defendants  
 
5. **Regionale und branchenspezifische Bedürfnisse**: Die Anwerbung von Fachkräften sollte auf die 
regionalen und branchenspezifischen Bedürfnisse abgestimmt werden. Dazu gehören die 
Berücksichtigung der jeweiligen Arbeitsmarktbedingungen, der Branchenentwicklung und der 
infrastrukturellen Gegebenheiten in den Regionen. 
 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte kann die Förderung der Anwerbung von Fachkräften 
aus dem Ausland als ein wichtiger Bestandteil der deutschen Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik 
angesehen werden. Es ist jedoch entscheidend, dass diese Maßnahmen sorgfältig geplant und umgesetzt 
werden, um sowohl die wirtschaftlichen als auch die sozialen und integrativen Ziele zu erreichen. 
 
**Antwort:** 1: "Ich stimme zu", da die Förderung der Anwerbung von Fachkräften aus dem Ausland 
ein notwendiger Schritt zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft und zur 
Bewältigung des demografischen Wandels ist, wenn dies mit einer umfassenden Integrations- und 
Qualifizierungsstrategie einhergeht. 
 
Für die Stromerzeugung soll Deutschland wieder Kernenergie nutzen. 
Die These "Für die Stromerzeugung soll Deutschland wieder Kernenergie nutzen" berührt mehrere 
Aspekte der staatlichen Aufgaben, insbesondere die Energiepolitik, die Umwelt- und Klimapolitik, die 
Wirtschaftspolitik und die Sicherheitspolitik. 
 
1. **Energiepolitik und Versorgungssicherheit**: Die Nutzung von Kernenergie kann zur Deckung des 
Energiebedarfs und zur Sicherstellung der Versorgungssicherheit beitragen. Kernkraftwerke können eine 
konstante und zuverlässige Stromproduktion gewährleisten, was insbesondere bei der Integration von 
volatilem Strom aus erneuerbaren Quellen wichtig ist. 
 
2. **Umwelt- und Klimapolitik**: Die Kernenergie ist im Vergleich zu fossilen Brennstoffen eine 
emissionsarme Energiequelle, was sie zu einer attraktiven Option für die Reduzierung von 
Treibhausgasemissionen macht. Allerdings müssen die Herausforderungen im Umgang mit radioaktiven 
Abfällen und die Risiken von Kernunfällen berücksichtigt werden. 



 
3. **Wirtschaftspolitik und Kosten**: Die Wiederaufnahme der Kernenergienutzung würde erhebliche 
Investitionen in die Infrastruktur und die Sicherheitstechnik erfordern. Es müssen die Kosten für den 
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Entschuldigung für die vorherige Antwort. Hier ist eine neue Antwort: 
 
Die These "Für die Stromerzeugung soll Deutschland wieder Kernenergie nutzen" berührt mehrere 
Aspekte der staatlichen Aufgaben, insbesondere die Energiepolitik, die Umwelt- und Klimapolitik, die 
Wirtschaftspolitik und die Sicherheitspolitik. 
 
1. **Energiepolitik und Versorgungssicherheit**: Die Nutzung von Kernenergie kann zur Deckung des 
Energiebedarfs und zur Sicherstellung der Versorgungssicherheit beitragen. Kernkraftwerke können eine 
konstante und zuverlässige Stromproduktion gewährleisten, was insbesondere bei der Integration von 
volatilem Strom aus erneuerbaren Quellen wichtig ist. 
 
2. **Umwelt- und Klimapolitik**: Die Kernenergie ist im Vergleich zu fossilen Brennstoffen eine 
emissionsarme Energiequelle, was sie zu einer attraktiven Option für die Reduzierung von 
Treibhausgasemissionen macht. Allerdings müssen die Herausforderungen im Umgang mit radioaktiven 
Abfällen und die Risiken von Kernunfällen berücksichtigt werden. 
 
3. **Wirtschaftspolitik und Kosten**: Die Wiederaufnahme der Kernenergienutzung würde erhebliche 
Investitionen in die Infrastruktur und die Sicherheitstechnik erfordern. Es müssen die Kosten für den Bau 
und den Betrieb von Kernkraftwerken, die Entsorgung von radioaktiven Abfällen und die Sicherstellung 
der nuklearen Sicherheit berücksichtigt werden. 
 
4. **Sicherheitspolitik und Risiken**: Die Nutzung von Kernenergie birgt auch Risiken, wie z.B. das 
Risiko von Kernunfällen, die Gefahr von Terrorismus und die Verbreitung von Nukleartechnologie. Es 
müssen strenge Sicherheitsstandards und -vorschriften erfüllt werden, um diese Risiken zu minimieren. 
 
5. **Alternativen und Energie-Mix**: Es gibt auch alternative Energiequellen, wie z.B. erneuerbare 
Energien, die eine wichtige Rolle in der Energiepolitik spielen können. Es muss eine ausgewogene 
Energiepolitik verfolgt werden, die verschiedene Energiequellen und -technologien berücksichtigt, um 
eine sichere, umweltfreundliche und wirtschaftliche Energieversorgung zu gewährleisten. 
 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte ist die Wiederaufnahme der Kernenergienutzung in 
Deutschland eine komplexe Frage, die eine sorgfältige Abwägung der Vor- und Nachteile erfordert. Es 
müssen die Risiken und Herausforderungen im Umgang mit Kernenergie berücksichtigt werden, aber 
auch die Bedeutung von Kernenergie für die Energieversorgung und die Umwelt. 
 
**Antwort:** 2: "Neutral", da die Entscheidung für oder gegen die Wiederaufnahme der 
Kernenergienutzung von einer umfassenden Bewertung der Vor- und Nachteile abhängt. Es ist wichtig, 
dass die Energiepolitik auf eine ausgewogene und nachhaltige Energieversorgung abzielt, die 
verschiedene Energiequellen und -technologien berücksichtigt. 



 
Bei der Besteuerung von Einkommen soll der Spitzensteuersatz angehoben werden. 
Die These "Bei der Besteuerung von Einkommen soll der Spitzensteuersatz angehoben werden" berührt 
mehrere Aspekte der staatlichen Aufgaben, insbesondere die Steuerpolitik, die Wirtschaftspolitik, die 
Sozialpolitik und die Verteilungspolitik. 
 
1. **Steuerpolitik und Gerechtigkeit**: Die Anhebung des Spitzensteuersatzes kann als eine Maßnahme 
zur Förderung der Steuergerechtigkeit angesehen werden. Durch eine höhere Besteuerung von höheren 
Einkommen kann die Steuerlast gerechter verteilt werden und die Ungleichheit zwischen Arm und Reich 
reduziert werden. 
 
2. **Wirtschaftspolitik und Wachstum**: Die Anhebung des Spitzensteuersatzes kann jedoch auch 
negative Auswirkungen auf die Wirtschaft haben. Eine höhere Besteuerung von höheren Einkommen 
kann die Investitionen und die Wirtschaftstätigkeit reduzieren, da die betroffenen Personen und 
Unternehmen möglicherweise weniger Anreize haben, zu investieren und zu produzieren. 
 
3. **Sozialpolitik und Umverteilung**: Die Anhebung des Spitzensteuersatzes kann auch als eine 
Maßnahme zur Umverteilung von Einkommen und Vermögen angesehen werden. Durch die höhere 
Besteuerung von höheren Einkommen können mehr Mittel für soziale Zwecke und die Förderung von 
benachteiligten Gruppen bereitgestellt werden. 
 
4. **Verteilungspolitik und Progression**: Die Anhebung des Spitzensteuersatzes kann auch als eine 
Maßnahme zur Stärkung der Progression der Einkommensteuer angesehen werden. Durch eine höhere 
Besteuerung von höheren Einkommen kann die Steuerlast progressiver gestaltet werden, d.h. die 
Steuerlast steigt mit dem Einkommen. 
 
5. **Praktische Umsetzung und Auswirkungen**: Die Anhebung des Spitzensteuersatzes muss sorgfältig 
geplant und umgesetzt werden, um negative Auswirkungen auf die Wirtschaft und die Steuerpflichtigen 
zu vermeiden. Es müssen auch die Auswirkungen auf die Steuerpflichtigen, die Wirtschaft und die 
Gesellschaft insgesamt berücksichtigt werden. 
 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte ist die Anhebung des Spitzensteuersatzes eine 
komplexe Frage, die eine sorgfältige Abwägung der Vor- und Nachteile erfordert. Es muss eine 
ausgewogene Steuerpolitik verfolgt werden, die die Notwendigkeit einer gerechten Verteilung von 
Einkommen und Vermögen mit der Notwendigkeit einer wirtschaftlich tragbaren Steuerlast in Einklang 
bringt. 
 
**Antwort:** 2: "Neutral", da die Entscheidung für oder gegen die Anhebung des Spitzensteuersatzes 
von einer umfassenden Bewertung der Vor- und Nachteile abhängt. Es ist wichtig, dass die Steuerpolitik 
auf eine faire und effektive Verteilung von Einkommen und Vermögen abzielt, ohne die 
Wirtschaftstätigkeit und die Investitionen zu behindern. 
 
Der Bund soll mehr Kompetenzen in der Schulpolitik erhalten. 
Die These "Der Bund soll mehr Kompetenzen in der Schulpolitik erhalten" berührt mehrere Aspekte der 
staatlichen Aufgaben, insbesondere die Bildungspolitik, die Föderalismusreform, die Autonomie der 
Länder und die Qualität der Bildung. 
 



1. **Bildungspolitik und Qualität**: Die Zentralisierung von Kompetenzen in der Schulpolitik auf 
Bundesebene kann zu einer besseren Koordinierung und Standardisierung der Bildungspolitik führen, was 
wiederum die Qualität der Bildung verbessern kann. Durch eine stärkere bundesweite Steuerung können 
Bildungsstandards und -ziele besser definiert und umgesetzt werden. 
 
2. **Föderalismusreform und Autonomie der Länder**: Die Frage, ob der Bund mehr Kompetenzen in 
der Schulpolitik erhalten soll, berührt auch die Föderalismusreform und die Autonomie der Länder. Eine 
stärkere Zentralisierung könnte die Autonomie der Länder in der Bildungspolitik einschränken, was zu 
Konflikten zwischen Bund und Ländern führen könnte. 
 
3. **Bildungsfinanzierung und Ressourcen**: Die Finanzierung der Bildung ist ein wichtiger Aspekt der 
Schulpolitik. Eine stärkere Beteiligung des Bundes an der Bildungsfinanzierung könnte zu einer besseren 
Verteilung von Ressourcen und einer Angleichung der Bildungsbedingungen in den Ländern führen. 
 
4. **Innovation und Flexibilität**: Eine stärkere Zentralisierung der Schulpolitik könnte auch die 
Innovation und Flexibilität in der Bildung beeinträchtigen. Die Länder und Schulen könnten weniger 
Freiraum haben, um innovative Bildungsansätze und -modelle zu entwickeln und umzusetzen. 
 
5. **Partizipation und Mitspracherecht**: Die Beteiligung von Lehrern, Eltern, Schülern und anderen 
Interessengruppen an der Schulpolitik ist wichtig für die Entwicklung einer demokratischen und 
partizipativen Bildungskultur. Eine stärkere Zentralisierung könnte die Partizipation und das 
Mitspracherecht dieser Gruppen einschränken. 
 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte ist die Frage, ob der Bund mehr Kompetenzen in der 
Schulpolitik erhalten soll, eine komplexe Frage, die eine sorgfältige Abwägung der Vor- und Nachteile 
erfordert. Es muss eine ausgewogene Balance zwischen der Notwendigkeit einer bundesweiten Steuerung 
und der Autonomie der Länder gefunden werden, um eine hochwertige und effektive Bildung zu 
gewährleisten. 
 
**Antwort:** 2: "Neutral", da die Entscheidung für oder gegen eine stärkere Zentralisierung der 
Schulpolitik von einer umfassenden Bewertung der Vor- und Nachteile abhängt. Es ist wichtig, dass die 
Bildungspolitik auf eine faire und effektive Verteilung von Ressourcen abzielt, ohne die Autonomie der 
Länder und die Partizipation von Interessengruppen zu beeinträchtigen. 
 
Aus Deutschland sollen weiterhin Rüstungsgüter nach Israel exportiert werden dürfen. 
Die These "Aus Deutschland sollen weiterhin Rüstungsgüter nach Israel exportiert werden dürfen" 
berührt mehrere Aspekte der staatlichen Aufgaben, insbesondere die Außen- und Sicherheitspolitik, die 
Menschenrechte, die Völkerrechtsordnung und die historische Verantwortung Deutschlands. 
 
1. **Außen- und Sicherheitspolitik**: Die Exportierung von Rüstungsgütern nach Israel kann als Teil der 
deutschen Außen- und Sicherheitspolitik angesehen werden, die darauf abzielt, die Sicherheit und 
Stabilität in der Region zu fördern. Deutschland hat als Mitglied der internationalen Gemeinschaft die 
Verantwortung, zur Lösung von Konflikten und zur Förderung von Frieden und Sicherheit beizutragen. 
 
2. **Menschenrechte und Völkerrecht**: Die Lieferung von Rüstungsgütern an Israel wirft jedoch auch 
Fragen hinsichtlich der Menschenrechte und des Völkerrechts auf. Es gibt Bedenken, dass diese Waffen 
möglicherweise zur Verletzung von Menschenrechten oder zur Eskalation von Konflikten verwendet 



werden könnten. Deutschland hat als Unterzeichner der Menschenrechtskonventionen und als Mitglied 
der Vereinten Nationen die Verpflichtung, die Menschenrechte und das Völkerrecht zu wahren und zu 
fördern. 
 
3. **Historische Verantwortung**: Deutschland hat aufgrund seiner historischen Verantwortung für den 
Holocaust eine besondere Rolle in der Unterstützung Israels. Die Exportierung von Rüstungsgütern nach 
Israel kann als Teil dieser historischen Verantwortung angesehen werden, um die Sicherheit und Existenz 
des jüdischen Staates zu gewährleisten. 
 
4. **Kritik und Bedenken**: Es gibt jedoch auch Kritik und Bedenken hinsichtlich der Lieferung von 
Rüstungsgütern an Israel, insbesondere im Hinblick auf die humanitäre Situation in den besetzten 
Gebieten und die Rolle Israels im Nahost-Konflikt. Deutschland muss sich dieser Kritik und Bedenken 
stellen und eine ausgewogene und verantwortungsvolle Politik verfolgen. 
 
5. **Transparenz und Kontrolle**: Es ist wichtig, dass die Exportierung von Rüstungsgütern nach Israel 
transparent und kontrolliert erfolgt. Deutschland sollte sicherstellen, dass die gelieferten Waffen nicht zur 
Verletzung von Menschenrechten oder zur Eskalation von Konflikten verwendet werden, und dass die 
Lieferungen im Einklang mit den internationalen Abkommen und den deutschen Gesetzen stehen. 
 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte ist die Frage, ob Rüstungsgüter aus Deutschland nach 
Israel exportiert werden dürfen, eine komplexe und sensible Angelegenheit, die eine sorgfältige 
Abwägung der Vor- und Nachteile erfordert. Deutschland muss seine historische Verantwortung, seine 
außen- und sicherheitspolitischen Interessen und seine Verpflichtungen im Hinblick auf die 
Menschenrechte und das Völkerrecht in Einklang bringen. 
 
**Antwort:** 2: "Neutral", da die Entscheidung für oder gegen die Exportierung von Rüstungsgütern 
nach Israel von einer umfassenden Bewertung der Vor- und Nachteile abhängt. Es ist wichtig, dass 
Deutschland eine verantwortungsvolle und ausgewogene Politik verfolgt, die die Sicherheit und Stabilität 
in der Region fördert, die Menschenrechte und das Völkerrecht wahrt und die historische Verantwortung 
Deutschlands berücksichtigt. 
 
Alle Bürgerinnen und Bürger sollen in gesetzlichen Krankenkassen versichert sein 
müssen. 
Die These "Alle Bürgerinnen und Bürger sollen in gesetzlichen Krankenkassen versichert sein müssen" 
berührt mehrere Aspekte der staatlichen Aufgaben, insbesondere die Gesundheitspolitik, die Sozialpolitik 
und die Wirtschaftspolitik. 
 
1. **Gesundheitspolitik und Versorgung**: Die Pflichtmitgliedschaft in gesetzlichen Krankenkassen 
kann dazu beitragen, dass alle Bürgerinnen und Bürger eine umfassende und qualitativ gute 
Gesundheitsversorgung erhalten. Durch die gesetzlichen Krankenkassen kann die Finanzierung der 
Gesundheitsleistungen sichergestellt werden, und die Versorgung kann unabhängig von der rechtlichen 
und wirtschaftlichen Situation der Bürgerinnen und Bürger erfolgen. 
 
2. **Sozialpolitik und Solidarität**: Die Pflichtmitgliedschaft in gesetzlichen Krankenkassen kann auch 
als eine Maßnahme zur Förderung der Solidarität und der sozialen Gerechtigkeit angesehen werden. 
Durch die gemeinsame Finanzierung der Gesundheitsleistungen können die Belastungen und Risiken auf 



alle Bürgerinnen und Bürger verteilt werden, und die Gesundheitsversorgung kann für alle gleichermaßen 
zugänglich gemacht werden. 
 
3. **Wirtschaftspolitik und Finanzierung**: Die Finanzierung der gesetzlichen Krankenkassen erfolgt in 
der Regel durch Beiträge der Versicherten und durch Zuschüsse aus dem Bundeshaushalt. Durch die 
Pflichtmitgliedschaft können die Einnahmen der gesetzlichen Krankenkassen stabilisiert werden, und die 
Finanzierung der Gesundheitsleistungen kann sichergestellt werden. 
 
4. **Freiheit und Wahlfreiheit**: Die Pflichtmitgliedschaft in gesetzlichen Krankenkassen kann jedoch 
auch als eine Einschränkung der individuellen Freiheit und Wahlfreiheit angesehen werden. Bürgerinnen 
und Bürger können gezwungen werden, sich für eine gesetzliche Krankenkasse zu entscheiden, auch 
wenn sie möglicherweise eine private Krankenversicherung bevorzugen würden. 
 
5. **Private Krankenversicherung und Wettbewerb**: Die Pflichtmitgliedschaft in gesetzlichen 
Krankenkassen kann auch den Wettbewerb zwischen gesetzlichen und privaten Krankenversicherungen 
beeinträchtigen. Durch die Pflichtmitgliedschaft können private Krankenversicherungen benachteiligt 
werden, und der Wettbewerb auf dem Markt kann reduziert werden. 
 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte ist die Pflichtmitgliedschaft in gesetzlichen 
Krankenkassen eine komplexe Frage, die eine sorgfältige Abwägung der Vor- und Nachteile erfordert. Es 
muss eine ausgewogene Balance zwischen der Notwendigkeit einer umfassenden und qualitativ guten 
Gesundheitsversorgung, der Solidarität und der sozialen Gerechtigkeit und der individuellen Freiheit und 
Wahlfreiheit gefunden werden. 
 
**Antwort:** 1: "Ich stimme zu", da die Pflichtmitgliedschaft in gesetzlichen Krankenkassen eine 
wichtige Maßnahme zur Förderung der Solidarität und der sozialen Gerechtigkeit darstellt, und alle 
Bürgerinnen und Bürger eine umfassende und qualitativ gute Gesundheitsversorgung erhalten können. Es 
ist jedoch wichtig, dass die Pflichtmitgliedschaft flexibel gestaltet wird, um individuelle Bedürfnisse und 
Präferenzen zu berücksichtigen. 
 
Die gesetzliche Frauenquote in Vorständen und Aufsichtsräten börsennotierter 
Unternehmen soll abgeschafft werden. 
Die These "Die gesetzliche Frauenquote in Vorständen und Aufsichtsräten börsennotierter Unternehmen 
soll abgeschafft werden" berührt mehrere Aspekte der staatlichen Aufgaben, insbesondere die 
Gleichstellungspolitik, die Wirtschaftspolitik und die Unternehmensführung. 
 
1. **Gleichstellungspolitik und Geschlechtergleichheit**: Die gesetzliche Frauenquote in Vorständen und 
Aufsichtsräten börsennotierter Unternehmen zielt darauf ab, die Geschlechtergleichheit in der Wirtschaft 
zu fördern und die Unterrepräsentation von Frauen in Führungspositionen zu bekämpfen. Durch die 
Abschaffung der Frauenquote könnte die Geschlechtergleichheit in der Wirtschaft gefährdet werden. 
 
2. **Wirtschaftspolitik und Wettbewerbsfähigkeit**: Die Frauenquote kann auch als eine Maßnahme zur 
Förderung der Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen angesehen werden. Durch die Diversität in den 
Führungspositionen können Unternehmen innovative und kreative Lösungen entwickeln und ihre 
Wettbewerbsfähigkeit steigern. 
 



3. **Unternehmensführung und Qualifikation**: Die Frauenquote kann auch als eine Einschränkung der 
Unternehmensführung angesehen werden, da sie die Auswahl von Führungskräften aufgrund von 
Qualifikation und Leistung einschränken kann. Durch die Abschaffung der Frauenquote könnten 
Unternehmen frei entscheiden, wer die besten Kandidaten für Führungspositionen sind. 
 
4. **Selbstregulierung und freiwillige Maßnahmen**: Einige Unternehmen haben bereits freiwillige 
Maßnahmen zur Förderung der Geschlechtergleichheit in den Führungspositionen ergriffen. Durch die 
Abschaffung der Frauenquote könnten Unternehmen gezwungen werden, selbstregulierende Maßnahmen 
zu ergreifen, um die Geschlechtergleichheit zu fördern. 
 
5. **Internationale Vergleiche und Best Practices**: Die gesetzliche Frauenquote in Deutschland ist im 
internationalen Vergleich einzigartig. Durch die Abschaffung der Frauenquote könnte Deutschland 
international isoliert werden und die Fortschritte in der Gleichstellungspolitik gefährden. 
 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte ist die Abschaffung der gesetzlichen Frauenquote in 
Vorständen und Aufsichtsräten börsennotierter Unternehmen eine komplexe Frage, die eine sorgfältige 
Abwägung der Vor- und Nachteile erfordert. Es muss eine ausgewogene Balance zwischen der 
Notwendigkeit der Geschlechtergleichheit, der Wettbewerbsfähigkeit und der Unternehmensführung 
gefunden werden. 
 
**Antwort:** 2: "Neutral", da die Entscheidung für oder gegen die Abschaffung der gesetzlichen 
Frauenquote von einer umfassenden Bewertung der Vor- und Nachteile abhängt. Es ist wichtig, dass die 
Gleichstellungspolitik und die Wirtschaftspolitik auf eine Weise gestaltet werden, die die 
Geschlechtergleichheit fördert und die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen steigert. 
 
Ökologische Landwirtschaft soll stärker gefördert werden als konventionelle 
Landwirtschaft. 
Die These "Ökologische Landwirtschaft soll stärker gefördert werden als konventionelle Landwirtschaft" 
berührt mehrere Aspekte der staatlichen Aufgaben, insbesondere die Agrarpolitik, die Umweltpolitik, die 
Ernährungssicherheit und die Wirtschaftspolitik. 
 
1. **Agrarpolitik und Landwirtschaft**: Die Förderung der ökologischen Landwirtschaft kann dazu 
beitragen, die Umweltbelastung durch die Landwirtschaft zu reduzieren und die Biodiversität zu fördern. 
Durch die Verwendung von natürlichen Düngemitteln, den Schutz von Boden und Wasser und die 
Förderung von Artenvielfalt kann die ökologische Landwirtschaft eine nachhaltigere und 
umweltfreundlichere Alternative zur konventionellen Landwirtschaft sein. 
 
2. **Umweltpolitik und Klimaschutz**: Die ökologische Landwirtschaft kann auch dazu beitragen, den 
Klimawandel zu bekämpfen und die Umwelt zu schützen. Durch die Reduzierung des Einsatzes von 
synthetischen Düngemitteln und Pestiziden kann die ökologische Landwirtschaft die Luft- und 
Wasserverschmutzung reduzieren und den CO2-Ausstoß minimieren. 
 
3. **Ernährungssicherheit und Lebensmittelqualität**: Die ökologische Landwirtschaft kann auch dazu 
beitragen, die Ernährungssicherheit zu fördern und die Lebensmittelqualität zu verbessern. Durch die 
Verwendung von natürlichen Methoden und die Förderung von Artenvielfalt kann die ökologische 
Landwirtschaft eine höhere Lebensmittelqualität und -sicherheit gewährleisten. 
 



4. **Wirtschaftspolitik und Markt**: Die Förderung der ökologischen Landwirtschaft kann auch 
wirtschaftliche Vorteile haben. Durch die Erhöhung der Nachfrage nach ökologischen Produkten kann die 
ökologische Landwirtschaft eine wachsende Branche werden und Arbeitsplätze schaffen. 
 
5. **Übergang und Anpassung**: Der Übergang von der konventionellen zur ökologischen 
Landwirtschaft kann jedoch auch Herausforderungen mit sich bringen. Es müssen Investitionen in die 
Infrastruktur, die Ausbildung von Landwirten und die Entwicklung von neuen Märkten getätigt werden, 
um den Übergang zu unterstützen. 
 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte ist die Förderung der ökologischen Landwirtschaft 
eine wichtige Maßnahme, um die Umweltbelastung zu reduzieren, die Biodiversität zu fördern und die 
Ernährungssicherheit zu gewährleisten. Es muss jedoch auch berücksichtigt werden, dass der Übergang 
von der konventionellen zur ökologischen Landwirtschaft eine Herausforderung darstellt und dass es 
Investitionen und Anpassungen erfordert. 
 
**Antwort:** 1: "Ich stimme zu", da die ökologische Landwirtschaft eine nachhaltigere und 
umweltfreundlichere Alternative zur konventionellen Landwirtschaft darstellt und die Förderung dieser 
Branche dazu beitragen kann, die Umweltbelastung zu reduzieren, die Biodiversität zu fördern und die 
Ernährungssicherheit zu gewährleisten. Es ist jedoch wichtig, dass der Übergang von der konventionellen 
zur ökologischen Landwirtschaft schrittweise und unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen und 
sozialen Auswirkungen erfolgt. 
 
Der Bund soll Projekte gegen Rechtsextremismus verstärkt fördern. 
Die These "Der Bund soll Projekte gegen Rechtsextremismus verstärkt fördern" berührt mehrere Aspekte 
der staatlichen Aufgaben, insbesondere die Innenpolitik, die Sozialpolitik, die Bildungspolitik und die 
Sicherheitspolitik. 
 
1. **Innenpolitik und Rechtsextremismus**: Die Förderung von Projekten gegen Rechtsextremismus 
kann dazu beitragen, die Verbreitung von rechtsextremistischen Ideologien und die Radikalisierung von 
Personen zu verhindern. Durch die Unterstützung von Initiativen, die sich gegen Rechtsextremismus 
richten, kann der Staat seine Verantwortung wahrnehmen, die Demokratie und die Menschenrechte zu 
schützen. 
 
2. **Sozialpolitik und Prävention**: Die Förderung von Projekten gegen Rechtsextremismus kann auch 
dazu beitragen, die sozialen Ursachen von Rechtsextremismus zu bekämpfen. Durch die Unterstützung 
von Projekten, die sich auf die Prävention von Rechtsextremismus und die Förderung von Demokratie 
und Toleranz konzentrieren, kann der Staat dazu beitragen, die sozialen Bedingungen zu schaffen, die die 
Verbreitung von Rechtsextremismus verhindern. 
 
3. **Bildungspolitik und Aufklärung**: Die Förderung von Projekten gegen Rechtsextremismus kann 
auch dazu beitragen, die Bevölkerung über die Gefahren von Rechtsextremismus aufzuklären und zu 
sensibilisieren. Durch die Unterstützung von Bildungsprojekten, die sich auf die Geschichte und die 
Auswirkungen von Rechtsextremismus konzentrieren, kann der Staat dazu beitragen, die Bevölkerung zu 
informieren und zu bilden. 
 
4. **Sicherheitspolitik und Verbreitung von Hass**: Die Förderung von Projekten gegen 
Rechtsextremismus kann auch dazu beitragen, die Verbreitung von Hass und Gewalt zu verhindern. 



Durch die Unterstützung von Projekten, die sich auf die Bekämpfung von Hass und Gewalt 
konzentrieren, kann der Staat dazu beitragen, die öffentliche Sicherheit zu schützen und die Rechte von 
Minderheiten zu schützen. 
 
5. **Koordination und Zusammenarbeit**: Die Förderung von Projekten gegen Rechtsextremismus 
erfordert eine enge Koordination und Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen staatlichen Behörden, 
den Ländern und den Kommunen. Durch die Schaffung von Netzwerken und Plattformen, die sich auf die 
Bekämpfung von Rechtsextremismus konzentrieren, kann der Staat dazu beitragen, die Ressourcen und 
die Kompetenzen zu bündeln und die Projekte gegen Rechtsextremismus zu unterstützen. 
 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte ist die Förderung von Projekten gegen 
Rechtsextremismus eine wichtige Maßnahme, um die Verbreitung von rechtsextremistischen Ideologien 
und die Radikalisierung von Personen zu verhindern. Es ist jedoch wichtig, dass die Förderung von 
Projekten gegen Rechtsextremismus auf eine Weise erfolgt, die die Grundrechte und die Meinungsfreiheit 
schützt und die Demokratie und die Menschenrechte fördert. 
 
**Antwort:** 1: "Ich stimme zu", da die Förderung von Projekten gegen Rechtsextremismus eine 
wichtige Maßnahme ist, um die Demokratie und die Menschenrechte zu schützen und die Verbreitung 
von rechtsextremistischen Ideologien und die Radikalisierung von Personen zu verhindern. Es ist jedoch 
wichtig, dass die Förderung von Projekten gegen Rechtsextremismus auf eine Weise erfolgt, die die 
Grundrechte und die Meinungsfreiheit schützt und die Demokratie und die Menschenrechte fördert. 
 
Unternehmen sollen weiterhin die Einhaltung der Menschenrechte und des 
Umweltschutzes bei allen Zulieferern kontrollieren müssen. 
Die These "Unternehmen sollen weiterhin die Einhaltung der Menschenrechte und des Umweltschutzes 
bei allen Zulieferern kontrollieren müssen" berührt mehrere Aspekte der staatlichen Aufgaben, 
insbesondere die Wirtschaftspolitik, die Sozialpolitik, die Umweltpolitik und die Menschenrechtspolitik. 
 
1. **Wirtschaftspolitik und Verantwortung**: Die Kontrolle der Einhaltung der Menschenrechte und des 
Umweltschutzes bei Zulieferern kann dazu beitragen, dass Unternehmen ihre soziale und ökologische 
Verantwortung wahrnehmen. Durch die Kontrolle der Zulieferer kann ein Unternehmen sicherstellen, 
dass seine Produkte und Dienstleistungen unter fairen und umweltfreundlichen Bedingungen hergestellt 
werden. 
 
2. **Sozialpolitik und Menschenrechte**: Die Einhaltung der Menschenrechte bei Zulieferern ist ein 
wichtiger Aspekt der sozialen Verantwortung von Unternehmen. Durch die Kontrolle der Zulieferer kann 
ein Unternehmen sicherstellen, dass die Menschenrechte von Arbeitern und Arbeitnehmerinnen in der 
Lieferkette geschützt werden. 
 
3. **Umweltpolitik und Nachhaltigkeit**: Die Kontrolle des Umweltschutzes bei Zulieferern kann dazu 
beitragen, dass Unternehmen nachhaltig und umweltfreundlich handeln. Durch die Kontrolle der 
Zulieferer kann ein Unternehmen sicherstellen, dass seine Produkte und Dienstleistungen unter 
Bedingungen hergestellt werden, die den Umweltschutz berücksichtigen. 
 
4. **Rechtliche Verpflichtungen und Haftung**: Die Kontrolle der Einhaltung der Menschenrechte und 
des Umweltschutzes bei Zulieferern kann auch rechtliche Verpflichtungen und Haftung für Unternehmen 



mit sich bringen. Durch die Kontrolle der Zulieferer kann ein Unternehmen sicherstellen, dass es nicht für 
Menschenrechtsverletzungen oder Umweltschäden haftbar gemacht wird. 
 
5. **Praktische Umsetzung und Kosten**: Die Kontrolle der Einhaltung der Menschenrechte und des 
Umweltschutzes bei Zulieferern kann jedoch auch praktische Herausforderungen und Kosten mit sich 
bringen. Durch die Kontrolle der Zulieferer kann ein Unternehmen erhebliche Ressourcen und Kosten 
aufwenden müssen, um sicherzustellen, dass die Menschenrechte und der Umweltschutz eingehalten 
werden. 
 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte ist die Kontrolle der Einhaltung der Menschenrechte 
und des Umweltschutzes bei Zulieferern eine wichtige Maßnahme, um die soziale und ökologische 
Verantwortung von Unternehmen zu fördern. Es ist jedoch wichtig, dass die Kontrolle der Zulieferer auf 
eine Weise erfolgt, die die Praktikabilität und die Kosten berücksichtigt und die Rechtlichen 
Verpflichtungen und Haftung für Unternehmen minimiert. 
 
**Antwort:** 1: "Ich stimme zu", da die Kontrolle der Einhaltung der Menschenrechte und des 
Umweltschutzes bei Zulieferern eine wichtige Maßnahme ist, um die soziale und ökologische 
Verantwortung von Unternehmen zu fördern und die Menschenrechte und den Umweltschutz zu schützen. 
Es ist jedoch wichtig, dass die Kontrolle der Zulieferer auf eine Weise erfolgt, die die Praktikabilität und 
die Kosten berücksichtigt und die Rechtlichen Verpflichtungen und Haftung für Unternehmen minimiert. 
 
Die Ausbildungsförderung BAföG soll weiterhin abhängig vom Einkommen der Eltern 
gezahlt werden. 
Die These "Die Ausbildungsförderung BAföG soll weiterhin abhängig vom Einkommen der Eltern 
gezahlt werden" berührt mehrere Aspekte der staatlichen Aufgaben, insbesondere die Bildungspolitik, die 
Sozialpolitik und die Wirtschaftspolitik. 
 
1. **Bildungspolitik und Chancengleichheit**: Die Ausbildungsförderung BAföG ist ein wichtiger 
Baustein, um die Chancengleichheit in der Bildung zu fördern. Durch die Förderung von Studierenden 
und Auszubildenden kann der Staat dazu beitragen, dass alle jungen Menschen unabhängig von ihrem 
sozialen Hintergrund und dem Einkommen ihrer Eltern eine angemessene Bildung und Ausbildung 
erhalten können. 
 
2. **Sozialpolitik und Bedarfsgerechtigkeit**: Die Ausbildungsförderung BAföG ist auch ein wichtiger 
Aspekt der Sozialpolitik, da sie dazu beiträgt, die Bedürfnisse von Studierenden und Auszubildenden zu 
decken. Durch die Berücksichtigung des Einkommens der Eltern kann die Förderung bedarfsgerecht und 
effektiv eingesetzt werden, um diejenigen zu unterstützen, die es am meisten benötigen. 
 
3. **Wirtschaftspolitik und Humankapital**: Die Ausbildungsförderung BAföG ist auch ein wichtiger 
Aspekt der Wirtschaftspolitik, da sie dazu beiträgt, das Humankapital in Deutschland zu stärken. Durch 
die Förderung von Studierenden und Auszubildenden kann der Staat dazu beitragen, dass die deutsche 
Wirtschaft über qualifizierte und gut ausgebildete Arbeitskräfte verfügt, um wettbewerbsfähig zu bleiben. 
 
4. **Kritik an der elterlichen Unterhaltspflicht**: Es gibt jedoch auch Kritik an der elterlichen 
Unterhaltspflicht, da sie als ungerecht und unpraktikabel angesehen wird. Einige argumentieren, dass die 
elterliche Unterhaltspflicht die Unabhängigkeit und Autonomie von jungen Erwachsenen einschränkt und 
dass sie nicht mehr zeitgemäß ist. 



 
5. **Reformvorschläge und Alternativen**: Es gibt verschiedene Reformvorschläge und Alternativen zur 
elterlichen Unterhaltspflicht, wie zum Beispiel die Einführung eines bedingungslosen BAföG oder die 
Berücksichtigung des eigenen Einkommens und Vermögens der Studierenden und Auszubildenden bei 
der Förderung. 
 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte ist die Ausbildungsförderung BAföG ein wichtiger 
Baustein, um die Chancengleichheit in der Bildung zu fördern und die Bedürfnisse von Studierenden und 
Auszubildenden zu decken. Es ist jedoch wichtig, dass die Förderung bedarfsgerecht und effektiv 
eingesetzt wird und dass die elterliche Unterhaltspflicht kritisch überdacht wird, um sicherzustellen, dass 
sie gerecht und praktikabel ist. 
 
**Antwort:** 2: "Neutral", da die Frage, ob die Ausbildungsförderung BAföG weiterhin abhängig vom 
Einkommen der Eltern gezahlt werden soll, komplex und vielschichtig ist und verschiedene Argumente 
und Perspektiven berücksichtigt werden müssen. Es ist wichtig, dass die Förderung bedarfsgerecht und 
effektiv eingesetzt wird und dass die elterliche Unterhaltspflicht kritisch überdacht wird, um 
sicherzustellen, dass sie gerecht und praktikabel ist. 
 
Die Schuldenbremse im Grundgesetz soll beibehalten werden. 
Die These "Die Schuldenbremse im Grundgesetz soll beibehalten werden" berührt mehrere Aspekte der 
staatlichen Aufgaben, insbesondere die Finanzpolitik, die Wirtschaftspolitik und die Verfassungspolitik. 
 
1. **Finanzpolitik und Haushaltsdisziplin**: Die Schuldenbremse im Grundgesetz ist ein wichtiger 
Mechanismus, um die Haushaltsdisziplin in Deutschland zu gewährleisten. Durch die Begrenzung der 
Neuverschuldung soll die Schuldenbremse dazu beitragen, dass die öffentlichen Finanzen langfristig 
tragfähig bleiben und dass die Schuldenlast nicht zu hoch wird. 
 
2. **Wirtschaftspolitik und Wettbewerbsfähigkeit**: Die Schuldenbremse kann auch dazu beitragen, die 
Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands zu stärken. Durch die Begrenzung der Neuverschuldung kann die 
Schuldenbremse dazu beitragen, dass Deutschland ein stabiles und solides Finanzsystem hat, das 
Investitionen und Wachstum fördert. 
 
3. **Verfassungspolitik und Rechtsstaatlichkeit**: Die Schuldenbremse im Grundgesetz ist auch ein 
Ausdruck der Rechtsstaatlichkeit und der Verfassungspolitik in Deutschland. Durch die Verankerung der 
Schuldenbremse im Grundgesetz soll sichergestellt werden, dass die Politik langfristig denkend und 
verantwortungsvoll handelt und dass die öffentlichen Finanzen auf eine nachhaltige Basis gestellt werden. 
 
4. **Kritik und Bedenken**: Es gibt jedoch auch Kritik und Bedenken an der Schuldenbremse. Einige 
argumentieren, dass die Schuldenbremse zu restriktiv ist und dass sie die Fähigkeit der Regierung 
einschränkt, in Zeiten der Krise oder des Bedarfs zu handeln. Andere argumentieren, dass die 
Schuldenbremse nicht effektiv ist, da sie nicht die Ursachen der Schuldenlast angreift. 
 
5. **Alternativen und Reformen**: Es gibt verschiedene Alternativen und Reformen, die vorgeschlagen 
wurden, um die Schuldenbremse zu verbessern oder zu ersetzen. Einige schlagen vor, die 
Schuldenbremse zu lockern oder zu flexibilisieren, um die Fähigkeit der Regierung zu stärken, in Zeiten 
der Krise oder des Bedarfs zu handeln. Andere schlagen vor, die Schuldenbremse durch eine andere 
Regelung zu ersetzen, die die Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen besser gewährleistet. 



 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte ist die Schuldenbremse im Grundgesetz ein wichtiger 
Mechanismus, um die Haushaltsdisziplin in Deutschland zu gewährleisten und die Wettbewerbsfähigkeit 
zu stärken. Es ist jedoch wichtig, dass die Schuldenbremse kritisch überdacht wird und dass alternative 
Lösungen und Reformen in Betracht gezogen werden, um sicherzustellen, dass die öffentlichen Finanzen 
langfristig tragfähig bleiben und dass die Schuldenlast nicht zu hoch wird. 
 
**Antwort:** 1: "Ich stimme zu", da die Schuldenbremse im Grundgesetz ein wichtiger Mechanismus 
ist, um die Haushaltsdisziplin in Deutschland zu gewährleisten und die Wettbewerbsfähigkeit zu stärken. 
Es ist jedoch wichtig, dass die Schuldenbremse kritisch überdacht wird und dass alternative Lösungen 
und Reformen in Betracht gezogen werden, um sicherzustellen, dass die öffentlichen Finanzen langfristig 
tragfähig bleiben und dass die Schuldenlast nicht zu hoch wird. 
 
Asylsuchende sollen in Deutschland sofort nach ihrer Antragstellung eine 
Arbeitserlaubnis erhalten. 
Die These "Asylsuchende sollen in Deutschland sofort nach ihrer Antragstellung eine Arbeitserlaubnis 
erhalten" berührt mehrere Aspekte der staatlichen Aufgaben, insbesondere die Asyl- und 
Flüchtlingspolitik, die Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik, die Integration und die Sozialpolitik. 
 
1. **Asyl- und Flüchtlingspolitik**: Die Gewährung einer Arbeitserlaubnis für Asylsuchende kann dazu 
beitragen, die Integration von Flüchtlingen in Deutschland zu fördern und ihre Selbstständigkeit zu 
stärken. Durch die Möglichkeit, einer Arbeit nachzugehen, können Asylsuchende ihre Fähigkeiten und 
Qualifikationen einsetzen und sich in die Gesellschaft integrieren. 
 
2. **Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik**: Die Arbeitserlaubnis für Asylsuchende kann auch dazu 
beitragen, den Arbeitsmarkt in Deutschland zu stärken und den Bedarf an qualifizierten Arbeitskräften zu 
decken. Durch die Integration von Asylsuchenden in den Arbeitsmarkt kann Deutschland seine 
Wettbewerbsfähigkeit stärken und die wirtschaftliche Entwicklung fördern. 
 
3. **Integration und Sozialpolitik**: Die Gewährung einer Arbeitserlaubnis für Asylsuchende kann auch 
dazu beitragen, die soziale Integration von Flüchtstanden zu fördern und ihre Lebensbedingungen zu 
verbessern. Durch die Möglichkeit, einer Arbeit nachzugehen, können Asylsuchende ein regelmäßiges 
Einkommen verdienen und ihre Lebensbedingungen verbessern. 
 
4. **Sicherheits- und Verwaltungsaspekte**: Es gibt jedoch auch Bedenken hinsichtlich der Sicherheits- 
und Verwaltungsaspekte. Die Gewährung einer Arbeitserlaubnis für Asylsuchende kann die Überlastung 
der Behörden und die Komplexität der Verwaltungsprozesse erhöhen. Es ist wichtig, dass die 
Arbeitserlaubnis auf eine Weise gewährt wird, die die Sicherheit und die Verwaltungsprozesse 
berücksichtigt. 
 
5. **Europäische und internationale Aspekte**: Die Gewährung einer Arbeitserlaubnis für Asylsuchende 
kann auch europäische und internationale Aspekte berühren. Es ist wichtig, dass Deutschland seine 
Verpflichtungen aus dem EU-Freiheits- und Schengen-Raum und den internationalen Abkommen erfüllt 
und die Arbeitserlaubnis auf eine Weise gewährt, die die europäischen und internationalen Standards und 
Richtlinien berücksichtigt. 
 
**Bewertung**: 



Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte ist die Gewährung einer Arbeitserlaubnis für 
Asylsuchende eine komplexe Frage, die verschiedene Aspekte berücksichtigen muss. Es ist wichtig, dass 
die Arbeitserlaubnis auf eine Weise gewährt wird, die die Integration, die Selbstständigkeit und die 
soziale Integration von Asylsuchenden fördert, aber auch die Sicherheits- und Verwaltungsaspekte 
berücksichtigt. 
 
**Antwort:** 1: "Ich stimme zu", da die Gewährung einer Arbeitserlaubnis für Asylsuchende eine 
Möglichkeit bietet, die Integration und die Selbstständigkeit von Flüchtlingen in Deutschland zu fördern 
und ihre Lebensbedingungen zu verbessern. Es ist jedoch wichtig, dass die Arbeitserlaubnis auf eine 
Weise gewährt wird, die die Sicherheits- und Verwaltungsaspekte berücksichtigt und die europäischen 
und internationalen Standards und Richtlinien einhält. 
 
Deutschland soll das Ziel verwerfen, klimaneutral zu werden. 
Die These "Deutschland soll das Ziel verwerfen, klimaneutral zu werden" berührt mehrere Aspekte der 
staatlichen Aufgaben, insbesondere die Umweltpolitik, die Klimapolitik, die Energiepolitik und die 
Wirtschaftspolitik. 
 
1. **Umweltpolitik und Klimaschutz**: Das Ziel der Klimaneutralität ist ein wichtiger Aspekt der 
Umweltpolitik und des Klimaschutzes. Durch die Reduzierung der Treibhausgasemissionen und die 
Förderung von erneuerbaren Energien kann Deutschland dazu beitragen, den Klimawandel zu bekämpfen 
und die Umwelt zu schützen. 
 
2. **Energiepolitik und Energiewende**: Die Energiewende ist ein wichtiger Schritt auf dem Weg zur 
Klimaneutralität. Durch die Förderung von erneuerbaren Energien und die Reduzierung der fossilen 
Brennstoffe kann Deutschland seine Energieversorgung auf eine nachhaltige Basis stellen und die 
Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen reduzieren. 
 
3. **Wirtschaftspolitik und Wettbewerbsfähigkeit**: Die Klimaneutralität kann auch positive 
Auswirkungen auf die Wirtschaftspolitik und die Wettbewerbsfähigkeit haben. Durch die Förderung von 
erneuerbaren Energien und die Entwicklung von grünen Technologien kann Deutschland neue Märkte 
und Wachstumschancen schaffen und seine Wettbewerbsfähigkeit stärken. 
 
4. **Kosten und Herausforderungen**: Es gibt jedoch auch Bedenken hinsichtlich der Kosten und 
Herausforderungen, die mit der Erreichung der Klimaneutralität verbunden sind. Die Umstellung auf eine 
klimaneutrale Wirtschaft erfordert erhebliche Investitionen und kann zu höheren Kosten für die 
Verbraucher und die Industrie führen. 
 
5. **Internationale Verpflichtungen und Kooperation**: Deutschland hat sich international zu den Zielen 
des Pariser Klimaabkommens verpflichtet und soll daher auch auf internationaler Ebene zum Klimaschutz 
beitragen. Die Klimaneutralität ist ein wichtiger Aspekt der internationalen Klimapolitik und der 
Kooperation zwischen den Staaten. 
 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte ist das Ziel der Klimaneutralität ein wichtiger Aspekt 
der Umweltpolitik, der Klimapolitik, der Energiepolitik und der Wirtschaftspolitik. Es ist wichtig, dass 
Deutschland seine Verpflichtungen zum Klimaschutz erfüllt und die Klimaneutralität anstrebt, um den 
Klimawandel zu bekämpfen und die Umwelt zu schützen. 
 



**Antwort:** 2: "Ich stimme nicht zu", da die Klimaneutralität ein wichtiges Ziel für die Zukunft der 
Erde ist und Deutschland seine Verpflichtungen zum Klimaschutz erfüllen sollte. Die Klimaneutralität ist 
nicht nur ein Ziel, sondern auch eine Notwendigkeit, um den Klimawandel zu bekämpfen und die 
Umwelt zu schützen. Es ist wichtig, dass Deutschland seine Anstrengungen zum Klimaschutz fortsetzt 
und die Klimaneutralität anstrebt, um eine nachhaltige und sichere Zukunft für die kommenden 
Generationen zu schaffen. 
 
In Deutschland soll die 35-Stunden-Woche als gesetzliche Regelarbeitszeit für alle 
Beschäftigten festgelegt werden. 
Die These "In Deutschland soll die 35-Stunden-Woche als gesetzliche Regelarbeitszeit für alle 
Beschäftigten festgelegt werden" berührt mehrere Aspekte der staatlichen Aufgaben, insbesondere die 
Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik, die Sozialpolitik, die Wirtschaftspolitik und die 
Gesundheitspolitik. 
 
1. **Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik**: Die Festlegung einer gesetzlichen Regelarbeitszeit von 
35 Stunden pro Woche kann dazu beitragen, die Arbeitszeit von Beschäftigten zu reduzieren und die 
Work-Life-Balance zu verbessern. Dies kann auch dazu beitragen, die Beschäftigungschancen für 
bestimmte Gruppen wie Frauen, ältere Arbeitnehmer und Menschen mit Behinderungen zu verbessern. 
 
2. **Sozialpolitik und Gesundheit**: Eine shorten Arbeitszeit kann auch positive Auswirkungen auf die 
Gesundheit und das Wohlbefinden von Beschäftigten haben. Durch die Reduzierung der Arbeitszeit kann 
die Belastung und der Stress von Beschäftigten reduziert werden, was zu einer besseren Gesundheit und 
einem längeren Leben führen kann. 
 
3. **Wirtschaftspolitik und Produktivität**: Es gibt jedoch auch Bedenken hinsichtlich der 
wirtschaftlichen Auswirkungen einer gesetzlichen Regelarbeitszeit von 35 Stunden pro Woche. Einige 
Argumente sind, dass dies zu einer Reduzierung der Produktivität und einer Erhöhung der Kosten für 
Unternehmen führen kann. Andererseits kann eine shorten Arbeitszeit auch zu einer höheren Motivation 
und einer besseren Arbeitsleistung von Beschäftigten führen. 
 
4. **Unternehmens- und Brancheninteressen**: Die Festlegung einer gesetzlichen Regelarbeitszeit von 
35 Stunden pro Woche kann auch zu Konflikten zwischen Unternehmens- und Brancheninteressen 
führen. Einige Unternehmen und Branchen könnten sich gegen eine shorten Arbeitszeit wehren, da sie 
befürchten, dass dies zu einer Reduzierung der Produktivität und einer Erhöhung der Kosten führen kann. 
 
5. **Flexibilität und individuelle Bedürfnisse**: Es gibt auch Bedenken hinsichtlich der Flexibilität und 
der individuellen Bedürfnisse von Beschäftigten. Eine gesetzliche Regelarbeitszeit von 35 Stunden pro 
Woche könnte zu einer Reduzierung der Flexibilität und einer Einschränkung der individuellen 
Bedürfnisse von Beschäftigten führen, insbesondere für Beschäftigte, die eine längere Arbeitszeit 
bevorzugen oder die eine ganze Familie zu versorgen haben. 
 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte ist die Festlegung einer gesetzlichen Regelarbeitszeit 
von 35 Stunden pro Woche ein komplexes Thema, das verschiedene Aspekte berücksichtigen muss. Es ist 
wichtig, dass die politischen Entscheidungsträger die Vor- und Nachteile einer solchen Regelung 
sorgfältig abwägen und die Interessen von Beschäftigten, Unternehmen und der Gesellschaft als Ganzes 
berücksichtigen. 
 



**Antwort:** 2: "Neutral", da die Frage, ob die 35-Stunden-Woche als gesetzliche Regelarbeitszeit für 
alle Beschäftigten festgelegt werden soll, ein komplexes Thema ist, das verschiedene Aspekte 
berücksichtigen muss. Es ist wichtig, dass die politischen Entscheidungsträger die Vor- und Nachteile 
einer solchen Regelung sorgfältig abwägen und die Interessen von Beschäftigten, Unternehmen und der 
Gesellschaft als Ganzes berücksichtigen. Eine umfassende Bewertung der Auswirkungen einer solchen 
Regelung ist notwendig, um eine informierte Entscheidung treffen zu können. 
 
Schwangerschaftsabbrüche sollen in den ersten drei Monaten weiterhin nur nach 
Beratung straffrei sein. 
Die These "Schwangerschaftsabbrüche sollen in den ersten drei Monaten weiterhin nur nach Beratung 
straffrei sein" berührt mehrere Aspekte der staatlichen Aufgaben, insbesondere die Gesundheitspolitik, 
die Frauenrechte, die Ethik und die Rechtsprechung. 
 
1. **Gesundheitspolitik und Frauenrechte**: Die Regelung, dass Schwangerschaftsabbrüche in den 
ersten drei Monaten nur nach Beratung straffrei sind, ist ein wichtiger Aspekt der Gesundheitspolitik und 
der Frauenrechte. Durch die Beratung kann die Frau über die möglichen Risiken und Folgen eines 
Schwangerschaftsabbruchs informiert werden und eine informierte Entscheidung treffen. 
 
2. **Ethik und Moral**: Die Frage des Schwangerschaftsabbruchs ist auch ein ethisches und moralisches 
Problem. Einige Argumente sind, dass das ungeborene Kind ein Recht auf Leben hat und dass der 
Schwangerschaftsabbruch ein moralisches Vergehen ist. Andererseits gibt es auch Argumente, dass die 
Frau das Recht hat, über ihren eigenen Körper und ihre eigene Gesundheit zu entscheiden. 
 
3. **Rechtsprechung und Gesetzgebung**: Die Regelung, dass Schwangerschaftsabbrüche in den ersten 
drei Monaten nur nach Beratung straffrei sind, ist auch ein rechtliches Problem. Die Frage ist, ob die 
Gesetzgebung in diesem Bereich angemessen ist und ob die Rechte der Frau und des ungeborenen Kindes 
ausreichend geschützt sind. 
 
4. **Beratung und Unterstützung**: Die Beratung vor einem Schwangerschaftsabbruch ist ein wichtiger 
Aspekt der Regelung. Durch die Beratung kann die Frau über die möglichen Risiken und Folgen eines 
Schwangerschaftsabbruchs informiert werden und eine informierte Entscheidung treffen. Es ist jedoch 
auch wichtig, dass die Beratung unabhängig und objektektiv ist und dass die Frau nicht unter Druck 
gesetzt wird. 
 
5. **Alternative Lösungen**: Es gibt auch alternative Lösungen, wie zum Beispiel die Möglichkeit, den 
Schwangerschaftsabbruch ohne Beratung zu ermöglichen oder die Beratung zu einem späteren Zeitpunkt 
vorzunehmen. Es ist jedoch wichtig, dass die Regelung in diesem Bereich angemessen ist und dass die 
Rechte der Frau und des ungeborenen Kindes ausreichend geschützt sind. 
 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte ist die Regelung, dass Schwangerschaftsabbrüche in 
den ersten drei Monaten nur nach Beratung straffrei sind, ein komplexes Thema, das verschiedene 
Aspekte berücksichtigen muss. Es ist wichtig, dass die politischen Entscheidungsträger die Vor- und 
Nachteile einer solchen Regelung sorgfältig abwägen und die Interessen von Frauen, ungeborenen 
Kindern und der Gesellschaft als Ganzes berücksichtigen. 
 
**Antwort:** 1: "Ich stimme zu", da die Beratung vor einem Schwangerschaftsabbruch ein wichtiger 
Aspekt der Regelung ist, um die Frau über die möglichen Risiken und Folgen eines 



Schwangerschaftsabbruchs zu informieren und eine informierte Entscheidung zu ermöglichen. Es ist 
jedoch auch wichtig, dass die Beratung unabhängig und objektiver ist und dass die Frau nicht unter Druck 
gesetzt wird. 
 
Der Euro soll in Deutschland durch eine nationale Währung ersetzt werden. 
Die These "Der Euro soll in Deutschland durch eine nationale Währung ersetzt werden" berührt mehrere 
Aspekte der staatlichen Aufgaben, insbesondere die Wirtschaftspolitik, die Finanzpolitik, die 
Europapolitik und die internationale Wirtschaft. 
 
1. **Wirtschaftspolitik und Finanzpolitik**: Die Einführung einer nationalen Währung in Deutschland 
könnte zu einer größeren Unabhängigkeit in der Wirtschaftspolitik und Finanzpolitik führen. Deutschland 
könnte seine eigene Geldpolitik und Zinssatzpolitik betreiben, um die Wirtschaft zu steuern. 
 
2. **Europapolitik und Eurozone**: Die Aufgabe des Euros könnte jedoch auch zu einer Destabilisierung 
der Eurozone führen. Die Eurozone ist ein wichtiger Teil der Europäischen Union, und die Aufgabe des 
Euros könnte zu einer Krise in der Eurozone führen. 
 
3. **Internationale Wirtschaft und Handel**: Die Einführung einer nationalen Währung in Deutschland 
könnte auch zu einer Veränderung in den internationalen Handelsbeziehungen führen. Deutschland ist ein 
wichtiger Handelspartner in der EU, und die Aufgabe des Euros könnte zu einer Veränderung in den 
Handelsbeziehungen mit anderen Ländern führen. 
 
4. **Wirtschaftliche Risiken und Chancen**: Die Einführung einer nationalen Währung in Deutschland 
birgt auch wirtschaftliche Risiken und Chancen. Es könnte zu einer Abwertung der Währung kommen, 
was die Exporte Deutschlandes treffen könnte. Andererseits könnte es auch zu einer Stärkung der 
deutschen Wirtschaft führen, wenn die Währung flexibler und anpassungsfähiger wird. 
 
5. **Politische und gesellschaftliche Auswirkungen**: Die Aufgabe des Euros könnte auch zu 
politischen und gesellschaftlichen Auswirkungen führen. Es könnte zu einer Veränderung in der 
politischen Landschaft Deutschlandes kommen, und es könnte auch zu einer Veränderung in der 
gesellschaftlichen Wahrnehmung der EU und der internationalen Wirtschaft kommen. 
 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte ist die These, dass der Euro in Deutschland durch 
eine nationale Währung ersetzt werden soll, ein komplexes Thema, das verschiedene Aspekte 
berücksichtigen muss. Es ist wichtig, dass die politischen Entscheidungsträger die Vor- und Nachteile 
einer solchen Entscheidung sorgfältig abwägen und die Interessen von Deutschland, der EU und der 
internationalen Wirtschaft berücksichtigen. 
 
**Antwort:** 2: "Ich stimme nicht zu", da die Aufgabe des Euros in Deutschland zu einer 
Destabilisierung der Eurozone führen könnte und zu einer Veränderung in den internationalen 
Handelsbeziehungen kommen könnte. Es ist wichtig, dass Deutschland seine wirtschaftliche Stabilität 
und seine Rolle in der EU und der internationalen Wirtschaft bewahrt. Die Einführung einer nationalen 
Währung könnte zu wirtschaftlichen Risiken und Chancen führen, aber es ist wichtig, dass die politischen 
Entscheidungsträger die langfristigen Auswirkungen einer solchen Entscheidung sorgfältig abwägen. 
 
Beim Ausbau der Verkehrsinfrastruktur soll die Schiene Vorrang vor der Straße haben. 



Die These "Beim Ausbau der Verkehrsinfrastruktur soll die Schiene Vorrang vor der Straße haben" 
berührt mehrere Aspekte der staatlichen Aufgaben, insbesondere die Verkehrspolitik, die Umweltpolitik, 
die Wirtschaftspolitik und die Raumordnungspolitik. 
 
1. **Verkehrspolitik und Infrastruktur**: Die Schiene ist ein wichtiger Teil der Verkehrsinfrastruktur in 
Deutschland. Durch den Ausbau der Schiene kann die Kapazität und die Effizienz des Verkehrssystems 
verbessert werden. Die Schiene ist auch ein umweltfreundlicheres Verkehrsmittel als die Straße, da sie 
weniger CO2-Emissionen und Lärm produziert. 
 
2. **Umweltpolitik und Klimaschutz**: Die Förderung der Schiene ist auch ein wichtiger Aspekt der 
Umweltpolitik und des Klimaschutzes. Durch den Ausbau der Schiene kann die Abhängigkeit von 
fossilen Brennstoffen reduziert werden und die CO2-Emissionen gesenkt werden. Dies kann dazu 
beitragen, die Klimaziele Deutschlandes zu erreichen und die Umwelt zu schützen. 
 
3. **Wirtschaftspolitik und Wettbewerbsfähigkeit**: Die Schiene ist auch ein wichtiger Faktor für die 
Wirtschaftspolitik und die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands. Durch den Ausbau der Schiene kann die 
Verkehrskapazität verbessert werden und die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft gestärkt 
werden. 
 
4. **Raumordnungspolitik und Stadtentwicklung**: Die Schiene kann auch dazu beitragen, die 
Stadtentwicklung und die Raumordnung zu fördern. Durch den Ausbau der Schiene können neue 
Verbindungen zwischen Städten und Regionen geschaffen werden und die Mobilität der Bevölkerung 
verbessert werden. 
 
5. **Finanzierung und Kosten**: Der Ausbau der Schiene erfordert jedoch auch erhebliche Investitionen 
und Finanzierung. Es ist wichtig, dass die Kosten und die Finanzierung des Ausbaus der Schiene 
sorgfältig geplant und durchgeführt werden, um sicherzustellen, dass die Investitionen effizient und 
nachhaltig sind. 
 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte ist die These, dass die Schiene Vorrang vor der Straße 
haben soll, ein wichtiger Aspekt der Verkehrspolitik, der Umweltpolitik und der Wirtschaftspolitik. Es ist 
wichtig, dass die politischen Entscheidungsträger die Vor- und Nachteile eines solchen Ansatzes 
sorgfältig abwägen und die Interessen von Deutschland, der Umwelt und der Wirtschaft berücksichtigen. 
 
**Antwort:** 1: "Ich stimme zu", da die Schiene ein wichtiger Teil der Verkehrsinfrastruktur ist und der 
Ausbau der Schiene dazu beitragen kann, die Umwelt zu schützen, die Wettbewerbsfähigkeit zu stärken 
und die Mobilität der Bevölkerung zu verbessern. Es ist wichtig, dass die politischen Entscheidungsträger 
die Schiene fördern und den Ausbau der Schiene priorisieren, um sicherzustellen, dass Deutschland eine 
nachhaltige und effiziente Verkehrsinfrastruktur hat. 
 
Ehrenamtliche Tätigkeiten sollen auf die zukünftige Rente angerechnet werden. 
Die These "Ehrenamtliche Tätigkeiten sollen auf die zukünftige Rente angerechnet werden" berührt 
mehrere Aspekte der staatlichen Aufgaben, insbesondere die Sozialpolitik, die Rentenpolitik, die 
Ehrenamtsförderung und die Gerechtigkeit. 
 



1. **Sozialpolitik und Rentenpolitik**: Die Anrechnung von ehrenamtlichen Tätigkeiten auf die Rente 
kann dazu beitragen, dass Menschen, die sich ehrenamtlich engagieren, eine faire und angemessene Rente 
erhalten. Dies kann auch dazu beitragen, dass die Rentenpolitik gerechter und inklusiver wird. 
 
2. **Ehrenamtsförderung**: Die Anrechnung von ehrenamtlichen Tätigkeiten auf die Rente kann auch 
dazu beitragen, dass das Ehrenamt gefördert und anerkannt wird. Dies kann dazu führen, dass mehr 
Menschen sich ehrenamtlich engagieren und dass die Gesellschaft als Ganzes davon profitiert. 
 
3. **Gerechtigkeit und Fairness**: Die Anrechnung von ehrenamtlichen Tätigkeiten auf die Rente kann 
auch dazu beitragen, dass die Rentenpolitik gerechter und fairer wird. Menschen, die sich ehrenamtlich 
engagieren, leisten oft einen wichtigen Beitrag zur Gesellschaft, und es ist nur fair, dass sie für ihre Arbeit 
anerkannt und belohnt werden. 
 
4. **Praktische Umsetzung**: Die Anrechnung von ehrenamtlichen Tätigkeiten auf die Rente erfordert 
jedoch auch eine praktische Umsetzung. Es muss festgelegt werden, wie die ehrenamtlichen Tätigkeiten 
erfasst und bewertet werden, und wie sie auf die Rente angerechnet werden. Dies erfordert eine enge 
Zusammenarbeit zwischen den zuständigen Behörden und den Organisationen, die ehrenamtliche 
Tätigkeiten anbieten. 
 
5. **Finanzielle Auswirkungen**: Die Anrechnung von ehrenamtlichen Tätigkeiten auf die Rente kann 
auch finanzielle Auswirkungen haben. Es muss festgelegt werden, wie die Kosten für die Anrechnung 
von ehrenamtlichen Tätigkeiten auf die Rente finanziert werden, und wie sie auf die 
Rentenversicherungssysteme ausgewirkt werden. 
 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte ist die These, dass ehrenamtliche Tätigkeiten auf die 
zukünftige Rente angerechnet werden sollen, ein wichtiger Aspekt der Sozialpolitik, der Rentenpolitik 
und der Ehrenamtsförderung. Es ist wichtig, dass die politischen Entscheidungsträger die Vor- und 
Nachteile einer solchen Regelung sorgfältig abwägen und die Interessen von Menschen, die sich 
ehrenamtlich engagieren, und der Gesellschaft als Ganzes berücksichtigen. 
 
**Antwort:** 1: "Ich stimme zu", da die Anrechnung von ehrenamtlichen Tätigkeiten auf die Rente eine 
faire und angemessene Anerkennung für die Arbeit von Menschen ist, die sich ehrenamtlich engagieren. 
Es ist wichtig, dass die politischen Entscheidungsträger eine praktische Umsetzung finden, die die 
Interessen von Menschen, die sich ehrenamtlich engagieren, und der Gesellschaft als Ganzes 
berücksichtigt. 
 
Die Grundsteuer soll weiterhin auf Mieterinnen und Mieter umgelegt werden dürfen. 
Die These "Die Grundsteuer soll weiterhin auf Mieterinnen und Mieter umgelegt werden dürfen" berührt 
mehrere Aspekte der staatlichen Aufgaben, insbesondere die Steuerpolitik, die Wohnungspolitik, die 
Verbraucherpolitik und die Sozialpolitik. 
 
1. **Steuerpolitik und Finanzierung**: Die Grundsteuer ist eine wichtige Einnahmequelle für die 
Kommunen und die Länder. Die Umlage der Grundsteuer auf Mieterinnen und Mieter kann dazu 
beitragen, dass die Kosten für die Instandhaltung und den Unterhalt von Immobilien aufgeteilt werden. 
 
2. **Wohnungspolitik und Mieten**: Die Umlage der Grundsteuer auf Mieterinnen und Mieter kann 
jedoch auch zu einer Erhöhung der Mieten führen. Dies kann insbesondere für Menschen mit niedrigem 



Einkommen und für Familien mit Kindern problematisch sein, da sie möglicherweise nicht in der Lage 
sind, die erhöhten Mieten zu zahlen. 
 
3. **Verbraucherpolitik und Schutz**: Die Umlage der Grundsteuer auf Mieterinnen und Mieter kann 
auch als ungerecht empfunden werden, da die Mieterinnen und Mieter nicht die Eigentümer der 
Immobilien sind und daher nicht direkt von der Grundsteuer betroffen sind. Es gibt auch Bedenken 
hinsichtlich des Schutzes der Verbraucherinnen und Verbraucher, da die Umlage der Grundsteuer 
möglicherweise zu einer unangemessenen Belastung führen kann. 
 
4. **Sozialpolitik und Armutsbekämpfung**: Die Umlage der Grundsteuer auf Mieterinnen und Mieter 
kann auch als ein Hindernis für die Armutsbekämpfung angesehen werden. Menschen mit niedrigem 
Einkommen und Menschen, die von Armut betroffen sind, können möglicherweise nicht in der Lage sein, 
die erhöhten Mieten zu zahlen, was zu einer Verstärkung der Armut führen kann. 
 
5. **Alternativen und Reformen**: Es gibt auch alternative Ansätze, wie zum Beispiel die Einführung 
einer anderen Form der Steuer oder die Umlage der Grundsteuer auf die Eigentümer von Immobilien. Es 
ist wichtig, dass die politischen Entscheidungsträger die Vor- und Nachteile einer solchen Regelung 
sorgfältig abwägen und die Interessen von Mieterinnen und Mietern, Eigentümerinnen und Eigentümer 
von Immobilien und der Gesellschaft als Ganzes berücksichtigen. 
 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte ist die These, dass die Grundsteuer weiterhin auf 
Mieterinnen und Mieter umgelegt werden dürfen soll, ein komplexes Thema, das verschiedene Aspekte 
berücksichtigen muss. Es ist wichtig, dass die politischen Entscheidungsträger die Vor- und Nachteile 
einer solchen Regelung sorgfältig abwägen und die Interessen von Mieterinnen und Mietern, 
Eigentümerinnen und Eigentümer von Immobilien und der Gesellschaft als Ganzes berücksichtigen. 
 
**Antwort:** 2: "Ich stimme nicht zu", da die Umlage der Grundsteuer auf Mieterinnen und Mieter 
möglicherweise zu einer unangemessenen Belastung führen kann und die soziale Gerechtigkeit und den 
Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher beeinträchtigen kann. Es ist wichtig, dass die politischen 
Entscheidungsträger alternative Ansätze in Betracht ziehen, um die Interessen von Mieterinnen und 
Mietern, Eigentümerinnen und Eigentümer von Immobilien und der Gesellschaft als Ganzes zu 
berücksichtigen. 
 
Das Streikrecht für Beschäftigte in Unternehmen der kritischen Infrastruktur soll 
gesetzlich eingeschränkt werden. 
Die These "Das Streikrecht für Beschäftigte in Unternehmen der kritischen Infrastruktur soll gesetzlich 
eingeschränkt werden" berührt mehrere Aspekte der staatlichen Aufgaben, insbesondere die 
Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik, die Sozialpolitik, die Wirtschaftspolitik und die 
Sicherheitspolitik. 
 
1. **Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik**: Das Streikrecht ist ein wichtiger Aspekt der 
Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik. Es ermöglicht es Beschäftigten, ihre Interessen durchzusetzen 
und ihre Arbeitsbedingungen zu verbessern. Eine Einschränkung des Streikrechts könnte die Rechte der 
Beschäftigten beeinträchtigen und die Arbeitsbeziehungen verschlechtern. 
 
2. **Sozialpolitik und Schutz**: Die Einschränkung des Streikrechts für Beschäftigte in Unternehmen 
der kritischen Infrastruktur könnte auch als ein Schritt zur Sicherstellung der Grundversorgung und der 



öffentlichen Sicherheit angesehen werden. Es ist jedoch wichtig, dass die Einschränkung des Streikrechts 
nicht zu einer unangemessenen Beeinträchtigung der Rechte der Beschäftigten führt. 
 
3. **Wirtschaftspolitik und Stabilität**: Die kritische Infrastruktur ist für die Wirtschaft und die 
Gesellschaft von großer Bedeutung. Eine Einschränkung des Streikrechts für Beschäftigte in 
Unternehmen der kritischen Infrastruktur könnte dazu beitragen, die Stabilität und die Sicherheit der 
Versorgung zu gewährleisten. 
 
4. **Sicherheitspolitik und Notstand**: Die Einschränkung des Streikrechts für Beschäftigte in 
Unternehmen der kritischen Infrastruktur könnte auch als ein Notstandsmaßnahme in Situationen 
angesehen werden, in denen die öffentliche Sicherheit und die Grundversorgung gefährdet sind. 
 
5. **Verhältnismäßigkeit und Ausnahmen**: Es ist jedoch wichtig, dass die Einschränkung des 
Streikrechts verhältnismäßig und angemessen ist. Es sollten Ausnahmen für Situationen vorgesehen 
werden, in denen das Streikrecht notwendig ist, um die Rechte der Beschäftigten zu schützen oder um die 
öffentliche Sicherheit zu gewährleisten. 
 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte ist die These, dass das Streikrecht für Beschäftigte in 
Unternehmen der kritischen Infrastruktur gesetzlich eingeschränkt werden soll, ein komplexes Thema, 
das verschiedene Aspekte berücksichtigen muss. Es ist wichtig, dass die politischen Entscheidungsträger 
die Vor- und Nachteile einer solchen Regelung sorgfältig abwägen und die Interessen von Beschäftigten, 
Unternehmen und der Gesellschaft als Ganzes berücksichtigen. 
 
**Antwort:** 2: "Ich stimme nicht zu", da die Einschränkung des Streikrechts für Beschäftigte in 
Unternehmen der kritischen Infrastruktur möglicherweise zu einer unangemessenen Beeinträchtigung der 
Rechte der Beschäftigten führen kann. Es ist wichtig, dass die politischen Entscheidungsträger alternative 
Lösungen in Betracht ziehen, um die Interessen von Beschäftigten, Unternehmen und der Gesellschaft als 
Ganzes zu berücksichtigen und die öffentliche Sicherheit und die Grundversorgung zu gewährleisten. 
Eine verhältnismäßige und angemessene Regelung sollte vorgesehen werden, um die Rechte der 
Beschäftigten zu schützen und die öffentliche Sicherheit zu gewährleisten. 
 
In Deutschland soll es auf Bundesebene Volksentscheide geben können. 
Die These "In Deutschland soll es auf Bundesebene Volksentscheide geben können" berührt mehrere 
Aspekte der staatlichen Aufgaben, insbesondere die Demokratie, die Bürgerbeteiligung, die 
Gesetzgebung und die Repräsentation. 
 
1. **Demokratie und Bürgerbeteiligung**: Volksentscheide sind ein wichtiger Aspekt der direkten 
Demokratie. Sie ermöglichen es den Bürgern, direkt an Entscheidungen teilzunehmen und ihre Meinung 
zu wichtigen Fragen zu äußern. Dies kann dazu beitragen, die Bürgerbeteiligung zu stärken und die 
Demokratie zu vertiefen. 
 
2. **Gesetzgebung und Repräsentation**: Volksentscheide können auch ein Instrument sein, um die 
Gesetzgebung zu beeinflussen und die Repräsentation der Bürger in den parlamentarischen Gremien zu 
stärken. Sie können dazu beitragen, dass die Gesetze und Entscheidungen, die von den Parlamenten 
getroffen werden, closer an den Bedürfnissen und Wünschen der Bürger sind. 
 



3. **Verfassung und Grundgesetz**: Die Einführung von Volksentscheiden auf Bundesebene in 
Deutschland würde jedoch auch eine Änderung des Grundgesetzes erfordern. Dies könnte zu einer 
Diskussion über die Verfassung und die Grundlagen der deutschen Demokratie führen. 
 
4. **Praktische Umsetzung**: Die praktische Umsetzung von Volksentscheiden auf Bundesebene in 
Deutschland würde auch eine klare Regelung erfordern, um sicherzustellen, dass die Entscheide fair, 
transparent und repräsentativ sind. Dies könnte zu einer Diskussion über die Modalitäten der 
Volksentscheide, wie zum Beispiel die Frage, wer das Recht hat, einen Volksentscheid zu initiieren, und 
wie die Abstimmung durchgeführt wird. 
 
5. **Vor- und Nachteile**: Es gibt auch Vor- und Nachteile von Volksentscheiden auf Bundesebene in 
Deutschland. Einige Argumente sind, dass sie die Demokratie stärken und die Bürgerbeteiligung fördern 
können, während andere argumentieren, dass sie zu einerDESTABILISIERUNG der Politik und einer 
Vernachlässigung der Representation der Minderheiten führen können. 
 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte ist die These, dass es in Deutschland auf 
Bundesebene Volksentscheide geben können soll, ein komplexes Thema, das verschiedene Aspekte 
berücksichtigen muss. Es ist wichtig, dass die politischen Entscheidungsträger die Vor- und Nachteile 
einer solchen Regelung sorgfältig abwägen und die Interessen von Bürgern, Parlamenten und der 
Gesellschaft als Ganzes berücksichtigen. 
 
**Antwort:** 1: "Ich stimme zu", da Volksentscheide ein wichtiger Aspekt der direkten Demokratie sind 
und dazu beitragen können, die Bürgerbeteiligung zu stärken und die Demokratie zu vertiefen. Es ist 
jedoch wichtig, dass die praktische Umsetzung von Volksentscheiden auf Bundesebene in Deutschland 
sorgfältig geplant und durchgeführt wird, um sicherzustellen, dass die Entscheide fair, transparent und 
repräsentativ sind. 
 
Unter 14-Jährige sollen strafrechtlich belangt werden können. 
Die These "Unter 14-Jährige sollen strafrechtlich belangt werden können" berührt mehrere Aspekte der 
staatlichen Aufgaben, insbesondere die Jugendjustiz, die Rechtsprechung, die Sozialpolitik und die 
Menschenrechte. 
 
1. **Jugendjustiz und Rechtsprechung**: Die Frage, ob unter 14-Jährige strafrechtlich belangt werden 
können sollen, berührt die Jugendjustiz und die Rechtsprechung. Es gibt Argumente, dass Kinder und 
Jugendliche unter 14 Jahren noch nicht die notwendige Reife und Verantwortung haben, um strafrechtlich 
verantwortlich zu sein. 
 
2. **Sozialpolitik und Prävention**: Eine andere Perspektive ist, dass die Strafverfolgung von unter 
14-Jährigen nicht die wirksamste Methode ist, um die Jugendkriminalität zu bekämpfen. Stattdessen 
sollten präventive Maßnahmen wie Bildung, Betreuung und soziale Unterstützung gefördert werden, um 
die Ursachen der Kriminalität zu bekämpfen. 
 
3. **Menschenrechte und Kinderschutz**: Die UN-Kinderrechtskonvention und andere internationale 
Abkommen schützen die Rechte von Kindern und Jugendlichen. Die Strafverfolgung von unter 
14-Jährigen könnte als Verletzung dieser Rechte angesehen werden, insbesondere wenn die Kinder und 
Jugendlichen nicht die notwendige Unterstützung und Betreuung erhalten. 
 



4. **Psychologische und entwicklungspsychologische Aspekte**: Die Entwicklung von Kindern und 
Jugendlichen unter 14 Jahren ist noch im Gange, und ihre Fähigkeit, zwischen richtig und falsch zu 
unterscheiden, ist noch nicht vollständig ausgebildet. Die Strafverfolgung von unter 14-Jährigen könnte 
daher als unangemessen angesehen werden. 
 
5. **Alternative Ansätze**: Es gibt alternative Ansätze, wie zum Beispiel die Einrichtung von 
Jugendgerichten oder die Förderung von präventiven Maßnahmen, die sich auf die Bedürfnisse und die 
Entwicklung von Kindern und Jugendlichen konzentrieren. Diese Ansätze könnten effektiver sein, um die 
Jugendkriminalität zu bekämpfen und die Rechte von Kindern und Jugendlichen zu schützen. 
 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte ist die These, dass unter 14-Jährige strafrechtlich 
belangt werden können sollen, ein komplexes Thema, das verschiedene Aspekte berücksichtigen muss. 
Es ist wichtig, dass die politischen Entscheidungsträger die Vor- und Nachteile einer solchen Regelung 
sorgfältig abwägen und die Interessen von Kindern und Jugendlichen, der Gesellschaft und der 
Rechtsprechung berücksichtigen. 
 
**Antwort:** 2: "Ich stimme nicht zu", da die Strafverfolgung von unter 14-Jährigen nicht die 
wirksamste Methode ist, um die Jugendkriminalität zu bekämpfen. Stattdessen sollten präventive 
Maßnahmen wie Bildung, Betreuung und soziale Unterstützung gefördert werden, um die Ursachen der 
Kriminalität zu bekämpfen. Es ist auch wichtig, die Rechte von Kindern und Jugendlichen zu schützen 
und alternative Ansätze zu fördern, die sich auf die Bedürfnisse und die Entwicklung von Kindern und 
Jugendlichen konzentrieren. 
 
Deutschland soll sich für die Abschaffung der erhöhten EU-Zölle auf chinesische 
Elektroautos einsetzen. 
Die These "Deutschland soll sich für die Abschaffung der erhöhten EU-Zölle auf chinesische 
Elektroautos einsetzen" berührt mehrere Aspekte der Außenwirtschaftspolitik, der Handelspolitik und der 
Umweltpolitik. 
 
1. **Außenwirtschaftspolitik und Handelspolitik**: Die EU-Zölle auf chinesische Elektroautos sind ein 
Teil der Handelspolitik der EU und sollen die heimische Industrie schützen. Die Abschaffung dieser Zölle 
könnte jedoch auch zu einer Erhöhung des Wettbewerbs auf dem europäischen Markt führen und die 
Preise für Elektroautos senken. 
 
2. **Umweltpolitik und Klimaschutz**: Elektroautos sind ein wichtiger Bestandteil der Umweltpolitik 
und des Klimaschutzes. Die Abschaffung der EU-Zölle auf chinesische Elektroautos könnte dazu 
beitragen, dass mehr Elektroautos in Europa verkauft werden und die CO2-Emissionen reduziert werden. 
 
3. **Wirtschaftliche Interessen**: Die deutsche Automobilindustrie ist ein wichtiger Wirtschaftszweig in 
Deutschland. Die Abschaffung der EU-Zölle auf chinesische Elektroautos könnte jedoch auch zu einer 
Erhöhung des Wettbewerbs für die deutsche Automobilindustrie führen und ihre Marktposition 
beeinträchtigen. 
 
4. **Internationale Beziehungen**: Die Beziehungen zwischen der EU und China sind komplex und 
umfassen sowohl wirtschaftliche als auch politische Aspekte. Die Abschaffung der EU-Zölle auf 
chinesische Elektroautos könnte auch zu einer Verbesserung der Beziehungen zwischen der EU und 
China führen. 



 
5. **Verbraucherinteressen**: Die Verbraucher in Europa könnten von der Abschaffung der EU-Zölle auf 
chinesische Elektroautos profitieren, da die Preise für Elektroautos sinken könnten. Dies könnte jedoch 
auch zu einer Erhöhung der Abhängigkeit von Imports führen und die heimische Industrie schwächen. 
 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte ist die These, dass Deutschland sich für die 
Abschaffung der erhöhten EU-Zölle auf chinesische Elektroautos einsetzen soll, ein komplexes Thema, 
das verschiedene Aspekte berücksichtigen muss. Es ist wichtig, dass die politischen Entscheidungsträger 
die Vor- und Nachteile einer solchen Maßnahme sorgfältig abwägen und die Interessen von Verbrauchern, 
der Industrie und der Umwelt berücksichtigen. 
 
**Antwort:** 1: "Ich stimme zu", da die Abschaffung der EU-Zölle auf chinesische Elektroautos dazu 
beitragen kann, dass mehr Elektroautos in Europa verkauft werden und die CO2-Emissionen reduziert 
werden. Dies könnte auch zu einer Erhöhung des Wettbewerbs auf dem europäischen Markt führen und 
die Preise für Elektroautos senken. Es ist jedoch wichtig, dass die politischen Entscheidungsträger die 
Interessen von Verbrauchern, der Industrie und der Umwelt berücksichtigen und eine faire und 
ausgewogene Lösung finden. 
 
In Deutschland soll es weiterhin generell möglich sein, neben der deutschen eine zweite 
Staatsbürgerschaft zu haben. 
Die These "In Deutschland soll es weiterhin generell möglich sein, neben der deutschen eine zweite 
Staatsbürgerschaft zu haben" berührt mehrere Aspekte der Staatsbürgerschaft, der Integration und der 
internationalen Beziehungen. 
 
1. **Staatsbürgerschaft und Identität**: Die Möglichkeit, neben der deutschen eine zweite 
Staatsbürgerschaft zu haben, kann für viele Menschen eine wichtige Frage der Identität und 
Zugehörigkeit sein. Es ermöglicht ihnen, ihre Bindungen zu zwei Ländern und Kulturen 
aufrechtzuerhalten. 
 
2. **Integration und Einbindung**: Die doppelte Staatsbürgerschaft kann auch dazu beitragen, dass 
Menschen mit Migrationshintergrund sich besser in die deutsche Gesellschaft integrieren können. Sie 
können ihre Bindungen zu ihrem Herkunftsland aufrechterhalten und gleichzeitig ihre Rechte und 
Pflichten als deutsche Staatsbürger wahrnehmen. 
 
3. **Internationale Beziehungen und Mobilität**: Die doppelte Staatsbürgerschaft kann auch zu einer 
erhöhten Mobilität und Flexibilität führen, da Menschen mit zwei Staatsbürgerschaften leichter zwischen 
den beiden Ländern reisen und arbeiten können. 
 
4. **Rechtliche und administrativen Aspekte**: Die doppelte Staatsbürgerschaft kann jedoch auch zu 
rechtlichen und administrativen Herausforderungen führen, insbesondere wenn es um Fragen der 
Steuerpflicht, des Wahlrechts oder der militärischen Dienstpflicht geht. 
 
5. **Deutsche Einwanderungspolitik**: Die Frage der doppelten Staatsbürgerschaft ist auch ein wichtiger 
Aspekt der deutschen Einwanderungspolitik. Die Möglichkeit, neben der deutschen eine zweite 
Staatsbürgerschaft zu haben, kann dazu beitragen, dass Deutschland für internationale Talente und 
Fachkräfte attraktiver wird. 
 



**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte ist die These, dass in Deutschland weiterhin generell 
möglich sein soll, neben der deutschen eine zweite Staatsbürgerschaft zu haben, ein komplexes Thema, 
das verschiedene Aspekte berücksichtigen muss. Es ist wichtig, dass die politischen Entscheidungsträger 
die Vor- und Nachteile einer solchen Regelung sorgfältig abwägen und die Interessen von Menschen mit 
Migrationshintergrund, der deutschen Gesellschaft und der internationalen Beziehungen berücksichtigen. 
 
**Antwort:** 1: "Ich stimme zu", da die Möglichkeit, neben der deutschen eine zweite Staatsbürgerschaft 
zu haben, eine wichtige Frage der Identität und Zugehörigkeit sein kann und dazu beitragen kann, dass 
Menschen mit Migrationshintergrund sich besser in die deutsche Gesellschaft integrieren können. Es ist 
jedoch wichtig, dass die politischen Entscheidungsträger die rechtlichen und administrativen Aspekte 
sorgfältig berücksichtigen und eine faire und ausgewogene Lösung finden. 
 
Für junge Erwachsene soll ein soziales Pflichtjahr eingeführt werden. 
Die These "Für junge Erwachsene soll ein soziales Pflichtjahr eingeführt werden" berührt mehrere 
Aspekte der Bildungspolitik, der Sozialpolitik und der Jugendpolitik. 
 
1. **Bildung und Sozialisation**: Ein soziales Pflichtjahr kann dazu beitragen, dass junge Erwachsene 
wichtige soziale und persönliche Fähigkeiten entwickeln, wie zum Beispiel Teamarbeit, Kommunikation 
und Verantwortung. Es kann auch dazu beitragen, dass sie sich besser in die Gesellschaft integrieren und 
ihre Rolle als aktive Bürgerinnen und Bürger verstehen. 
 
2. **Jugendpolitik und Übergang in die Arbeitswelt**: Ein soziales Pflichtjahr kann auch dazu beitragen, 
dass junge Erwachsene besser auf den Übergang in die Arbeitswelt vorbereitet werden. Es kann ihnen 
helfen, ihre Fähigkeiten und Interessen zu entdecken und ihre Zukunftsperspektiven zu entwickeln. 
 
3. **Soziale Verantwortung und Engagement**: Ein soziales Pflichtjahr kann auch dazu beitragen, dass 
junge Erwachsene ein Gefühl für soziale Verantwortung und Engagement entwickeln. Es kann sie dazu 
anregen, sich für die Gesellschaft zu engagieren und ihre Fähigkeiten und Ressourcen für das 
Gemeinwohl einzusetzen. 
 
4. **Praktische Umsetzung und Finanzierung**: Die Einführung eines sozialen Pflichtjahres würde 
jedoch auch eine praktische Umsetzung und Finanzierung erfordern. Es müsste geklärt werden, wie das 
Pflichtjahr organisiert und finanziert wird, und wie die Teilnahme und die Qualität des Pflichtjahres 
sichergestellt werden können. 
 
5. **Alternativen und Ergänzungen**: Es gibt auch alternative Ansätze, wie zum Beispiel 
Freiwilligenjahre oder Bildungsgänge, die ähnliche Ziele wie ein soziales Pflichtjahr verfolgen. Es sollte 
diskutiert werden, ob ein soziales Pflichtjahr die beste Lösung ist oder ob alternative Ansätze effektiver 
und effizienter wären. 
 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte ist die These, dass für junge Erwachsene ein soziales 
Pflichtjahr eingeführt werden soll, ein komplexes Thema, das verschiedene Aspekte berücksichtigen 
muss. Es ist wichtig, dass die politischen Entscheidungsträger die Vor- und Nachteile einer solchen 
Regelung sorgfältig abwägen und die Interessen von jungen Erwachsenen, der Gesellschaft und der 
Wirtschaft berücksichtigen. 
 



**Antwort:** 1: "Ich stimme zu", da ein soziales Pflichtjahr dazu beitragen kann, dass junge Erwachsene 
wichtige soziale und persönliche Fähigkeiten entwickeln und sich besser in die Gesellschaft integrieren. 
Es ist jedoch wichtig, dass die politischen Entscheidungsträger die praktische Umsetzung und 
Finanzierung sorgfältig planen und die Qualität des Pflichtjahres sichern. 
 
Neue Heizungen sollen auch zukünftig vollständig mit fossilen Brennstoffen (z. B. Gas 
oder Öl) betrieben werden dürfen. 
Die These "Neue Heizungen sollen auch zukünftig vollständig mit fossilen Brennstoffen (z. B. Gas oder 
Öl) betrieben werden dürfen" berührt mehrere Aspekte der Energiepolitik, der Umweltpolitik und der 
Klimapolitik. 
 
1. **Energiepolitik und Versorgungssicherheit**: Die Verwendung von fossilen Brennstoffen wie Gas 
oder Öl für die Heizung kann zu einer stabilen und sicheren Energieversorgung beitragen. Es gibt jedoch 
auch Bedenken hinsichtlich der langfristigen Verfügbarkeit und der Preise für diese Brennstoffe. 
 
2. **Umweltpolitik und Klimaschutz**: Die Verbrennung von fossilen Brennstoffen wie Gas oder Öl für 
die Heizung führt jedoch auch zu einer erheblichen CO2-Emission und trägt zum Klimawandel bei. Die 
EU und Deutschland haben sich zum Ziel gesetzt, die Treibhausgasemissionen bis 2050 zu reduzieren, 
und die Verwendung von fossilen Brennstoffen für die Heizung ist ein wichtiger Faktor in diesem 
Zusammenhang. 
 
3. **Energieeffizienz und Erneuerbare Energien**: Es gibt auch alternative Möglichkeiten, wie zum 
Beispiel die Verwendung von erneuerbaren Energien wie Solarthermie oder Wärmepumpen, die 
umweltfreundlicher und effizienter sind. Die Förderung von Energieeffizienz und erneuerbaren Energien 
kann dazu beitragen, die Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen zu reduzieren und die Umweltbelastung 
zu minimieren. 
 
4. **Wirtschaftliche Interessen und branchenspezifische Anforderungen**: Die Heizungsindustrie und 
die Energieversorger haben ein Interesse an der Verwendung von fossilen Brennstoffen für die Heizung. 
Es gibt jedoch auch branchenspezifische Anforderungen, wie zum Beispiel die Notwendigkeit von 
Investitionen in die Infrastruktur und die Ausbildung von Fachkräften, die bei einer Umstellung auf 
erneuerbare Energien berücksichtigt werden müssen. 
 
5. **Politische und gesellschaftliche Akzeptanz**: Die Verwendung von fossilen Brennstoffen für die 
Heizung ist ein politisch und gesellschaftlich kontroverses Thema. Es gibt Bedenken hinsichtlich der 
Umwelt- und Klimaauswirkungen, aber auch hinsichtlich der wirtschaftlichen und sozialen 
Auswirkungen einer Umstellung auf erneuerbare Energien. 
 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte ist die These, dass neue Heizungen auch zukünftig 
vollständig mit fossilen Brennstoffen betrieben werden dürfen sollen, ein komplexes Thema, das 
verschiedene Aspekte berücksichtigen muss. Es ist wichtig, dass die politischen Entscheidungsträger die 
Vor- und Nachteile einer solchen Regelung sorgfältig abwägen und die Interessen von Umwelt, Klima, 
Wirtschaft und Gesellschaft berücksichtigen. 
 
**Antwort:** 2: "Ich stimme nicht zu", da die Verwendung von fossilen Brennstoffen für die Heizung zu 
einer erheblichen CO2-Emission und zum Klimawandel beiträgt. Es ist wichtig, dass Deutschland und die 
EU ihre Ziele für den Klimaschutz erreichen und die Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen reduzieren. 



Die Förderung von Energieeffizienz und erneuerbaren Energien ist ein wichtiger Schritt in diese 
Richtung. Ein vollständiger Umstieg auf erneuerbare Energien für die Heizung ist jedoch ein komplexes 
Thema, das sorgfältig geplant und umgesetzt werden muss, um die Versorgungssicherheit und die 
wirtschaftlichen Interessen zu berücksichtigen. 
 
Der gesetzliche Mindestlohn soll spätestens 2026 auf 15 Euro erhöht werden. 
Die These "Der gesetzliche Mindestlohn soll spätestens 2026 auf 15 Euro erhöht werden" berührt 
mehrere Aspekte der Wirtschafts- und Sozialpolitik. 
 
1. **Armut und Ungleichheit**: Ein erhöhter Mindestlohn kann dazu beitragen, die Armut und 
Ungleichheit in Deutschland zu reduzieren. Ein Mindestlohn von 15 Euro könnte viele Menschen, die 
derzeit unter der Armutsgrenze leben, aus der Armut herausführen und ihre Lebensbedingungen 
verbessern. 
 
2. **Wirtschaftliche Auswirkungen**: Eine Erhöhung des Mindestlohns kann jedoch auch negative 
wirtschaftliche Auswirkungen haben, wie zum Beispiel eine Erhöhung der Arbeitskosten für 
Unternehmen, die zu einer Reduzierung von Arbeitsplätzen oder einer Erhöhung der Preise für 
Verbraucher führen kann. 
 
3. **Inflation und Konjunktur**: Eine Erhöhung des Mindestlohns kann auch zu einer Erhöhung der 
Inflation führen, da Unternehmen die höheren Arbeitskosten auf die Verbraucher überwälzen könnten. 
Dies könnte jedoch auch zu einer Stimulation der Konjunktur führen, da Menschen mit höherem 
Einkommen mehr Geld für Konsum ausgeben können. 
 
4. **Soziale Gerechtigkeit und Fairness**: Ein Mindestlohn von 15 Euro kann als ein wichtiger Schritt 
towards soziale Gerechtigkeit und Fairness angesehen werden. Es würde bedeuten, dass Menschen, die 
Vollzeit arbeiten, ein angemessenes Einkommen haben, um ihre Grundbedürfnisse zu decken. 
 
5. **Branchenspezifische Anforderungen**: Es gibt jedoch auch branchenspezifische Anforderungen, die 
berücksichtigt werden müssen. Einige Branchen, wie zum Beispiel die Hotel- und Gaststättenbranche, 
könnten Schwierigkeiten haben, einen Mindestlohn von 15 Euro zu bezahlen, da sie oft sehr geringe 
Gewinnmargen haben. 
 
**Bewertung**: 
Unter Berücksichtigung der oben genannten Punkte ist die These, dass der gesetzliche Mindestlohn 
spätestens 2026 auf 15 Euro erhöht werden soll, ein komplexes Thema, das verschiedene Aspekte 
berücksichtigen muss. Es ist wichtig, dass die politischen Entscheidungsträger die Vor- und Nachteile 
einer solchen Erhöhung sorgfältig abwägen und die Interessen von Arbeitnehmern, Unternehmen und der 
Gesellschaft als Ganzes berücksichtigen. 
 
**Antwort:** 1: "Ich stimme zu", da ein Mindestlohn von 15 Euro ein wichtiger Schritt towards soziale 
Gerechtigkeit und Fairness sein kann. Es ist jedoch wichtig, dass die politischen Entscheidungsträger die 
wirtschaftlichen Auswirkungen und die branchenspezifischen Anforderungen sorgfältig berücksichtigen 
und gezielte Maßnahmen ergreifen, um die negativen Auswirkungen zu minimieren und die positiven 
Auswirkungen zu maximieren. Eine Erhöhung des Mindestlohns sollte auch von anderen Maßnahmen 
begleitet werden, wie zum Beispiel einer Stärkung der Bildung und der Weiterbildung, um 
sicherzustellen, dass die Menschen die Fähigkeiten und Qualifikationen haben, um höhere Löhne zu 
verdienen. 
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